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1 Einleitung 

Der Bildungsmonitor 2016, den das Institut der deutschen Wirtschaft Köln für die Initiative Neue 
Soziale Marktwirtschaft erstellt, misst seit 2004 bereits zum dreizehnten Mal, in welchen Hand-
lungsfeldern der Bildungspolitik Fortschritte erzielt werden konnten. Das Bildungssystem hat 
vielfältige Aufgaben (Persönlichkeitsentwicklung, Teilhabe, Kultur, etc.). Schwerpunkt des Bil-
dungsmonitors ist es, bildungsökonomische Ziele des Bildungssystems zu betrachten und den 
Beitrag des Bildungssystems zur Fachkräftesicherung zu beschreiben. Der Zusammenhang 
zwischen Fachkräfteverfügbarkeit, Innovationskraft und Wirtschaftswachstum ist auf Ebene der 
Volkswirtschaft und einzelner Regionen in einer Reihe an Studien gut belegt (siehe zum Bei-
spiel Anger u.a., 2014a). Im Bildungsmonitor wird folglich eine ökonomische Sichtweise einge-
nommen. Die Ergebnisse der Studie sind vor diesem Hintergrund zu interpretieren und einzu-
ordnen. Im Jahr 2016 wird zudem ein besonderes Augenmerk auf die Bildungsintegration von 
Flüchtlingen gelegt, die zu einem zusätzlichen Bedarf an Bildungsinvestitionen führt. 
 
Zusätzliche Bildungsausgaben dienen aus ökonomischer Sicht vor allem dazu, die Wachstums-
chancen zu erhöhen, zu mehr Wohlstand zu führen und zu einer größeren Gerechtigkeit beizu-
tragen. Da ein höheres Bildungsniveau zu mehr Wirtschaftswachstum und zur Vermeidung von 
Wertschöpfungsverlusten führt (Hanushek/Wößmann, 2008; Koppel/Plünnecke, 2009), stellt 
eine Bildungspolitik, die primär die Kompetenzen am unteren Rand der Bildungsverteilung er-
höht, ohne am oberen Rand die Kompetenzen zu reduzieren, eine wichtige Maßnahme für 
mehr Wachstum und Verteilungseffizienz dar (Anger/Orth, 2016).  
 
Auch wenn der Indikator Bildungsausgaben gemessen am BIP häufig als Indikator für Länder-
vergleiche oder die Entwicklung der Bildungsausgaben verwendet wird, weist er doch erhebli-
che Mängel auf: Die demografische Entwicklung einer Bevölkerung wird durch diese Messzahl 
nicht berücksichtigt (Esselmann/Plünnecke, 2014). Daher ist es sinnvoll, die realen öffentlichen 
Bildungsausgaben pro Einwohner im Alter von unter 30 Jahren zu betrachten. Diese sind von 
2.907 Euro im Jahr 1995 auf 4.206 Euro im Jahr 2010 und 4.620 Euro im Jahr 2014 deutlich 
gestiegen (Anger/Plünnecke, 2016). Die Zunahme der realen Bildungsausgaben je Einwohner 
im Alter von unter 30 Jahren ist sowohl auf höhere Ausgaben je Bildungsteilnehmer als auch 
auf gestiegene Teilnahmequoten vor allem in der frühkindlichen Bildung sowie in der Hoch-
schulausbildung zurückzuführen (Esselmann/Plünnecke, 2014a,b).  
 
Seit Mitte der 90er Jahre ist die Anzahl der Plätze in Kindertageseinrichtungen noch einmal 
deutlich ausgebaut worden. Positiv ist zu beurteilen, dass zwischen den PISA-Tests aus den 
Jahren 2003 und 2012 die Anzahl der Jugendlichen aus bildungsfernen oder migrantisch ge-
prägten Haushalten, die in ihrer Kindheit einen Kindergarten besucht haben, deutlich angestie-
gen ist. Dadurch ist der Abstand in der Teilnahmequote zu anderen Kindern zurückgegangen.  
 
Der Effekt einer Teilnahme an frühkindlicher Bildung auf die Kompetenzen ist in den PISA-Tests 
2003 und 2012 unverändert hoch und relevant. Kontrolliert um mögliche weitere Einflüsse zeigt 
sich, dass Kinder, die die KITA länger als ein Jahr besucht haben, in den verschiedenen PISA-
Kompetenzbereichen 20 bis 30 Punkte mehr erzielen als andere Kinder (Anger/Orth, 2016). 
Durch die höhere Teilnahme von Kindern aus bildungsfernen Haushalten an frühkindlicher Bil-
dung hat sich die Zahl der Schüler, die der Risikogruppe in den drei Kompetenzbereichen an-
gehören, verkleinert, der Effekt des sozioökonomischen Hintergrundes auf die Kompetenzen 
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wurde verringert und Jugendliche mit Migrationshintergrund konnten hinsichtlich der erreichten 
Kompetenzen aufholen (Anger/Orth, 2016).  
 
Weiterhin ist jedoch festzuhalten, dass Kinder mit Migrationshintergrund, Kinder, deren Mütter 
keinen Berufsabschluss haben und auch Kinder aus niedrigen Einkommensgruppen seltener 
als andere Kinder an frühkindlicher Bildung teilnehmen (Autorengruppe Bildungsberichterstat-
tung, 2016, 60; Schmiade/Spieß, 2010) und seltener Einrichtungen mit guter Anregungsqualität 
besuchen (Hasselhorn/Kuger, 2014). 
 
Auch im Hochschulbereich sind steigende Bildungsausgaben zu verzeichnen, die hauptsächlich 
auf eine steigende Studierendenquote zurückzuführen sind. In den Jahren 2000 bis 2002 er-
reichten 50,4 Prozent der Personen aus Akademikerhaushalten einen Hochschulabschluss. In 
den Jahren 2012 und 2013 waren es bereits 64,4 Prozent. Damit zeigt sich, dass die Bildungs-
aufstiege vieler Elternhäuser aus den 70er Jahren nachhaltig gesichert werden konnten. Von 
der steigenden Studierendenquote profitierten aber nicht nur die Kinder aus Akademikerhaus-
halten, auch der Anteil junger Menschen aus Nichtakademikerhaushalten, die einen Hoch-
schulabschluss absolviert haben bzw. dies noch tun werden, hat zugenommen. In den Jahren 
2000 bis 2002 erzielten im Durchschnitt 18,6 Prozent der Personen aus Nichtakademikerhaus-
halten einen Hochschulabschluss und im Durchschnitt der Jahre 2012 und 2013 waren es 
schon fast 23 Prozent (Anger/Plünnecke, 2016). 
 
 
Abbildung 1-1: Junge Akademiker aus Nichtakademikerhaushalten 

25- bis 35-jährige Akademiker in Prozent aller Personen aus Nichtakademikerhaushalten aus 
dieser Altersgruppe 

 
Quelle: eigene Berechnungen auf Basis von SOEP v30; Anger/Orth, 2016 
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Die prozentualen Anteile von Bildungsauf- und absteigern in Deutschland hängen stark davon 
ab, auf welche Weise diese beiden Gruppen definiert werden. So spricht der Bildungsbericht 
der OECD davon, dass sich in Deutschland im Jahr 2012 unter den 25- bis 34-jährigen Nicht-
studierenden mehr Bildungsabsteiger (24 Prozent) als Bildungsaufsteiger (19 Prozent) befun-
den hätten (OECD, 2015c, 109). Bei diesen Berechnungen wird jedoch lediglich der höchste 
Bildungsabschluss beider Elternteile als Vergleichsvariable verwendet. Ein Elternpaar, von dem 
eine Person einen Hochschulabschluss und die andere eine berufliche Ausbildung hat, wird 
somit gemeinschaftlich der Gruppe der Akademiker zugeordnet. Hat dieses Elternpaar nun zwei 
Kinder, von denen eines ein Studium aufnimmt und das andere eine Ausbildung beginnt, gilt  
das eine Kind weder als Bildungsauf- noch als absteiger, während das andere Kind als Bil-
dungsabsteiger eingestuft wird. De facto haben die Kinder jedoch exakt die gleichen Bildungs-
abschlüsse wie ihre Eltern erreicht. Des Weiteren werden im Rahmen der Studie nur Personen 
berücksichtigt, die sich nicht (mehr) in der Ausbildung befinden. Da man aber in der Personen-
gruppe der 25- bis 34-Jährigen viele Studierende vermuten kann, wird der Anteil der Kinder mit 
hohen Bildungsabschlüssen unterschätzt (Anger/Plünnecke, 2016). 
 
 
Tabelle 1-1: Bildungsaufsteiger und Bildungsabsteiger in Deutschland 
in Prozent, 2012 

 30- bis 40-jährige Personen 30- bis 65-jährige Personen 

Bildungsaufsteiger Bildungsabsteiger Bildungsaufsteiger Bildungsabsteiger 

Bildungsstand der 
Eltern: höchster Bil-
dungsstand eines El-
ternteils 

20,8 19,4 25,3 16,7 

Bildungsstand der 
Eltern: durchschnittli-
cher Bildungsstand 
beider Elternteile 

41,4 17,9 53,8 14,1 

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis der PIAAC-Daten; Anger/Orth, 2016 

 
Diese statistische Verzerrung lässt sich verringern, indem der Bildungsstand der Kinder im Ver-
hältnis zum durchschnittlichen Bildungsstand der Eltern bewertet wird. Anger/Orth (2016) be-
rücksichtigen dies bei ihrer Untersuchung des Bildungsaufstiegs von Kindern anhand der 
PIAAC-Daten aus dem Jahr 2012. Die Ergebnisse (Tabelle 1) verdeutlichen, dass es auf Basis 
dieser Datengrundlage in Deutschland mehr Bildungsaufsteiger als Bildungsabsteiger gibt. Wird 
der höchste Bildungsstand eines Elternteils als Referenz verwendet, so führen die Analysen mit 
den PIAAC-Daten bei den 30- bis 65-jährigen Personen zu dem Ergebnis, dass 25,3 Prozent 
als Bildungsaufsteiger und 16,7 Prozent als Bildungsabsteiger zu bezeichnen sind. Werden die 
Bildungsabschlüsse auf den durchschnittlichen Bildungsstand der Eltern bezogen, so sind es 
sogar 53,8 Prozent Bildungsaufsteiger und 14,1 Prozent Bildungsabsteiger. Bei den jüngeren 
Personen ist der Anteil der Bildungsaufsteiger etwas niedriger und der Anteil der Bildungsab-
steiger etwas höher. Dies kann darauf zurückgeführt werden, dass in Deutschland der durch-
schnittliche Bildungsstand in den letzten Jahren stetig angestiegen ist. Je höher jedoch schon 
das Bildungsniveau der Eltern ist, desto schwieriger ist ein Bildungsaufstieg für ihre Kinder (An-
ger/Plünnecke, 2016). 
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Über einen verbesserten Zugang zu den Hochschulen sind die Bildungschancen in Deutschland 
also nachhaltig verbessert worden. Vereinzelt wird jedoch eingewendet, dass damit kein gesell-
schaftlicher Aufstieg verbunden ist, da Hochschulabschlüsse heutzutage nicht mehr zwangsläu-
fig mehr Status und Sicherheit garantieren würden (Nachtwey, 2016).   
 
Anger/Orth (2016) zeigen, dass der Zusammenhang von Bildungsabschluss und Einkommens-
gruppe des Haushalts in den Jahren von 2000 bis 2013 stabil geblieben ist. So waren Personen 
mit einem SEK-II-Abschluss (in der Regel mit abgeschlossener Berufsausbildung) im Jahr 2000 
zu 63,4 Prozent in der mittleren Einkommensgruppe vertreten und im Jahr 2013 zu 64,3 Pro-
zent. Hochschulabsolventen waren im Jahr 2000 zu 34,5 Prozent zur hohen Einkommensgrup-
pe und im Jahr 2013 sogar zu 38,7 Prozent dieser Gruppe zuzurechnen (Anger/Plünnecke, 
2016). Ein höherer Bildungsabschluss führt folglich weiterhin zu sehr guten Einkommenschan-
cen. Bildungsaufsteiger können daher auch von besseren Chancen auf hohe Einkommen profi-
tieren (Anger/Plünnecke, 2016). 
 
Tabelle 1-2: Einkommensgruppen und Bildungsstand 
in Prozent 

  Ohne Sek II-
Abschluss 

Sek II-
Abschluss 

Meister/ Tech-
niker 

Hochschulabschluss Insgesamt 

2000 Niedrig 38,6 24,5 21,0 16,0 25,7 

Mittel 56,5 63,4 64,3 49,5 59,8 

Hoch 5,0 12,1 14,8 34,5 14,4 

2013 Niedrig 47,0 23,6 16,6 11,1 24,3 

Mittel  49,4 64,3 64,0 50,1 58,6 

Hoch 3,7 12,2 19,4 38,7 17,1 

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis von SOEP v30; Anger/Orth, 2016 

 
 
Die Flüchtlingsmigration bedeutet für die Bildungspolitik eine neue Herausforderung, Bildungs- 
und Einkommenschancen – speziell für die Gruppe der Immigranten – zu sichern. Eine Unter-
nehmensbefragung des IW Köln zeigt, dass 66,5 Prozent der befragten Unternehmen fehlende 
Deutschkenntnisse als große Hürde für die Einstellung in das eigene Unternehmen betrachten. 
Mit 47,6 Prozent werden auch fehlende fachliche Kompetenzen als große Hürde angesehen. 
Zusätzliche Bildungsausgaben für den Spracherwerb und die Nachqualifizierung sind folglich 
aus Sicht des Zugangs zum Arbeitsmarkt von zentraler Bedeutung (Geis u.a., 2016a).  
 
Auch Analysen von Geis u.a. (2016a) auf Basis der IAB-SOEP-Migrantenstichprobe zeigen bei 
Kontrolle anderer relevanter Faktoren, dass der Spracherwerb eine zentrale Rolle spielt. Die 
Wahrscheinlichkeit, erwerbstätig zu sein, liegt bei Zuwanderern im Alter zwischen 25 und 64 
Jahren, die nach ihrer eigenen Einschätzung sehr gut deutsch sprechen, um 8,5 Prozentpunkte 
höher und bei Personen, die schlecht deutsch sprechen, um 18,3 Prozentpunkte niedriger als 
bei Personen, die ihre Sprachkenntnisse im mittleren Bereich verorten. Bezogen auf eine quali-
fizierte Beschäftigung ist der Effekt der Sprachkenntnisse noch einmal deutlich größer.  
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Insgesamt bedeutet die Herausforderung der Flüchtlingsmigration, dass die frühkindliche Bil-
dung weiter deutlich gestärkt und in den Schulen die Bedingungen für die individuelle Förde-
rung verbessert werden sollten. Ferner bedarf es einer deutlichen Ausweitung der Berufsvorbe-
reitung, zusätzlicher Angebote der arbeitsplatzbezogenen Grundbildung und einer deutlichen 
Ausweitung von Integrationskursen (Geis u.a., 2016a). Bezogen auf die Bildungsausgaben ist 
daher eine deutliche Ausweitung der realen Bildungsausgaben je Einwohner im Alter unter 30 
Jahren notwendig. Deschermeier (2016) zeigt auf Basis der stochastischen Bevölkerungsprog-
nose des IW Köln, dass unter Berücksichtigung der aktuellen Migrationsströme aus dem Jahr 
2015 die Anzahl der unter 30-jährigen Bevölkerung von 24,5 Millionen im Jahr 2014 zunächst 
auf knapp 24,8 Millionen im Jahr 2020 steigt. Danach sinkt die Anzahl auf 24,0 Millionen im 
Jahr 2025, 23,2 Millionen im Jahr 2030 und 22,6 Millionen im Jahr 2035. 
 
Für die kommenden fünf Jahre sollten die jährlichen Bildungsausgaben deutlich erhöht werden, 
um die Herausforderung der Bildungsintegration von Flüchtlingen anzunehmen. Kapitel 3 zeigt 
dazu notwendige Reformansätze auf und berechnet abgeleitete zusätzliche jährliche Bildungs-
ausgaben für das Jahr 2017 für die zu erwartende Anzahl an Flüchtlinge zum Ende des Jahres 
2016 in Höhe von rund 3,4 bis 3,5 Mrd. Euro. Ab dem Jahr 2020 sollten aufgrund des Rück-
gangs der Bevölkerung im Alter unter 30 Jahren zusätzliche Bildungsausgaben pro Teilnehmer 
aus einem konstanten realen Gesamtbudget finanziert werden können. 
 
Neben dem Blick auf die Bildungsintegration von Flüchtlingen bewertet der Bildungsmonitor 
indikatorengestützt, inwieweit die Bildungssysteme der Bundesländer einen Beitrag leisten, die 
Bildungsarmut zu senken und zur Fachkräftesicherung beizutragen. Kapitel 2 beschreibt die 
Herausforderungen in den zwölf Handlungsfeldern und gibt einen Einblick in Literatur und aus-
gewählte Indikatoren. Die Dokumentation der Fortschritte in den zwölf Handlungsfeldern aus 
Sicht der Bundesländer wird in Kapitel 4 dargestellt. Die Studie richtet sich in Kapitel 2 und 4 
vor allem an die Landespolitik und möchte einen Beitrag zur empirischen Messung von Fort-
schritten in zwölf Feldern leisten: 
 
1. Welche Priorität haben die Bildungsausgaben im Budget der Länder? Handlungsfeld: 

Ausgabenpriorisierung 
 
2. Wofür werden die Ressourcen im Bildungssystem eingesetzt? Handlungsfeld: Inputeffi-

zienz 
 
3. Wie gut sind die Betreuungsrelationen in den Bildungseinrichtungen? Handlungsfeld: 

Betreuungsbedingungen 
 
4. Wie gut ist die Förderinfrastruktur ausgebaut, um Lernschwächen rechtzeitig auszuglei-

chen? Handlungsfeld: Förderinfrastruktur 
 
5. Wie gut sind die Voraussetzungen für eine Bildung, die sich an den Bedürfnissen einer 

international vernetzten Wirtschaft orientiert? Handlungsfeld: Internationalisierung 
 
6. In welchem Maß geht im Bildungssystem ökonomisch kostbare Zeit durch verspätete 

Einschulungen, Wiederholungen, Ausbildungsabbrüche, nichtgestufte Hochschulstudi-
engänge etc. verloren? Handlungsfeld: Zeiteffizienz 
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7. Wie hoch sind die durchschnittlichen Kompetenzen der Schüler in Mathematik, den Na-
turwissenschaften sowie beim Textverständnis? Handlungsfeld: Schulqualität 

 
8. Wie hoch ist der Anteil derjenigen Schüler, für die aufgrund mangelnder Kompetenzen 

oder fehlender Abschlüsse zu befürchten ist, dass ihnen der Einstieg ins Arbeitsleben 
und in eine erfolgreiche berufliche Laufbahn misslingt? Handlungsfeld: Bildungsarmut 

 
9. Wie eng sind dabei Kompetenzen und Abschlüsse mit dem sozioökonomischen Hinter-

grund der Bildungsteilnehmer verknüpft? Handlungsfeld: Integration 
 
10. Wie gut gelingt der Zugang zur beruflichen Bildung? Inwieweit stärkt das berufliche Bil-

dungssystem die Arbeitsmarktchancen von Jugendlichen? Handlungsfeld: Berufliche Bil-
dung  

 
11. Wie breit ist der Zugang zur akademischen Bildung? Inwieweit wird dabei den Bereichen 

Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik (MINT) Rechnung getragen, 
die für die technologische Leistungsfähigkeit entscheidend sind? Handlungsfeld: Hoch-
schule und MINT 

 
12. Und inwiefern stärken die Hochschulen die Forschung in einem Bundesland? Hand-

lungsfeld: Forschungsorientierung 
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2 Die Handlungsfelder 

Im Folgenden werden die einzelnen Handlungsfelder sowie deren Indikatorenbasis beschrieben 
und eine Auswahl der entsprechenden wissenschaftlichen Literatur zusammengefasst. Die 
Fortschritte in den einzelnen Feldern werden exemplarisch anhand von jeweils zwei Indikatoren 
grafisch dargestellt. Die Beschreibung der Handlungsfelder ist dabei eng an den Bildungsmoni-
tor 2015 angelehnt und aktualisiert die dort dargestellten Ergebnisse. 
 

2.1 Inputorientierte Handlungsfelder und Indikatoren 

2.1.1 Ausgabenpriorisierung 

Bildung trägt nicht nur wesentlich zur persönlichen Entfaltung des Einzelnen bei und verbessert 
dessen Einkommens- (Anger/Orth, 2016) und Beschäftigungsperspektiven (Hausner u.a., 2015, 
7), sondern hat darüber hinaus auch positive Effekte für die Gesellschaft als Ganzes. Dazu zäh-
len etwa die Wissensverbreitung, staatsbürgerliches und gesellschaftliches Wohlergehen und 
eine geringere Verbrechensrate (OECD, 2013a, 165). Ebenso trägt sie wesentlich zur Auf-
stiegsmobilität in der Gesellschaft bei (Anger/Plünnecke, 2016). Auch aus volkswirtschaftlicher 
Sicht spielt Bildung eine große Rolle. So haben zahlreiche empirische Untersuchungen gezeigt, 
dass die Qualifikation der Erwerbstätigen einen entscheidenden Beitrag zur Sicherung des wirt-
schaftlichen Wohlstands leistet (OECD, 2006a, 253; 2013a, 222; Autorengruppe Bildungsbe-
richterstattung, 2008, 29 ff.; 2010, 29 ff.; 2012, 36 ff.; 2014, 40 ff.). Zusätzlich sind die fiskali-
schen Bildungsrenditen insgesamt bei einer Investition in eine Berufsausbildung wie auch in ein 
Studium hoch (Pfeiffer/Stichnoth, 2014). Der gesellschaftliche Nutzen von Bildung übersteigt 
den unmittelbaren privaten Nutzen und erhöht auch die politische, kulturelle und soziale Teilha-
be (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2016, 211ff). Daher sind staatliche Eingriffe not-
wendig, wenn marktwirtschaftliche Mechanismen nicht in der Lage sind, ein ausreichendes Bil-
dungsangebot in der gewünschten Qualität bereitzustellen. Im Bildungssystem tritt ein solches 
Marktversagen vor allem auf den unteren Stufen auf (OECD, 2006a, 196; Stettes, 2006, 44), 
sodass gerade in diesem Bereich eine umfassende staatliche Finanzierung unerlässlich ist. Vor 
allem im vorschulischen Bereich sollten daher zusätzliche Mittel eingesetzt werden, um die 
Durchlässigkeit im Bildungssystem zu erhöhen (Spieß/Zambre, 2016). 
 
In der Öffentlichkeit wird regelmäßig beklagt, dass der Anteil der Bildungsausgaben am BIP in 
Deutschland im internationalen Vergleich unterdurchschnittlich ausfällt (z.B. OECD, 2011a; Sta-
tistische Ämter des Bundes und der Länder, 2013, 64 f.). Diese Schlussfolgerung muss jedoch 
aus zwei Gründen abgeschwächt werden. Aus methodischer Sicht ist anzumerken, dass das 
deutsche Bildungsbudget die Versorgungsaufwendungen für das Lehrpersonal nur teilweise 
berücksichtigt und dass die kalkulatorischen Mieten für die genutzten Schul- und Hochschulim-
mobilien nicht erfasst werden (ZDL, 2009). Die entsprechende Korrektur der deutschen Ausga-
ben ließe den Anteil der Bildungsausgaben am BIP auf den OECD-Durchschnitt ansteigen 
(Klös/Plünnecke, 2006, 21 f.; Plünnecke/Westermeier, 2010). Zweitens muss bei einem interna-
tionalen Vergleich der Bildungsausgaben die Bevölkerungsstruktur in den einzelnen Ländern 
beachtet werden.  
 
In Relation zu den unter 30-Jährigen sind die Bildungsausgaben von Bund, Ländern und Ge-
meinden in den letzten Jahren stetig gewachsen. In den Jahren von 2000 bis 2014 haben sich 
die realen öffentlichen Bildungsausgaben je Person im Alter unter 30 Jahren von rund 3.240 
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Euro auf 4.620 Euro erhöht (Anger/Plünnecke, 2016). Betrachtet man die Entwicklung über ei-
nen längeren Zeitraum, fällt das Ergebnis ebenfalls beachtlich aus. So zeigen Esselmann und 
Plünnecke (2014a), dass die realen Bildungsausgaben pro Einwohner im Alter unter 30 Jahren 
seit 1975 deutlich angestiegen sind. Eine besonders starke Zunahme ist für den Zeitraum ab 
1995 zu verzeichnen: Trotz eines Rückgangs der Bevölkerung im Alter unter 30 Jahren sind die 
öffentlichen Bildungsausgaben bis zum Jahr 2010 real um rund 12 Prozent gestiegen. Ein 
Grund für die positive Entwicklung der letzten Jahrzehnte ist, dass heute ein höherer Anteil jun-
ger Menschen an Bildung teilnimmt. Würden die öffentlichen Gesamtausgaben real konstant 
auf dem Niveau von 2014 (vorläufiges Ist) bleiben, so ergeben sich aufgrund der demografi-
schen Entwicklung im Zeitraum von 2020 bis 2030 weitere Potenziale für zukünftige Bildungs-
ausgaben, da die Anzahl der Personen im Alter unter 30 Jahren in diesem Zeitraum sinkt (An-
ger/Plünnecke, 2016).  
 
Abbildung 2-1: Anteil der Bildungsausgaben an den gesamten öffentlichen Ausgaben 
von Bund, Ländern und Gemeinden 
in Prozent 

 
2013, 2014: vorläufig; 2015: Haushaltsansätze 
Quellen: Statistisches Bundesamt, 2008; 2009; 2010; 2011; 2012; 2015a 

Eine Beurteilung des staatlichen Handelns setzt voraus, dass nicht nur die Höhe des gesamten 
volkswirtschaftlichen Einkommens, sondern auch der Handlungsspielraum der öffentlichen 
Hand vor dem Hintergrund der Knappheit öffentlicher Ressourcen berücksichtigt wird. Die Höhe 
der Bildungsausgaben wird folglich in Relation zu den öffentlichen Gesamtausgaben betrachtet. 
Von 2000 bis 2007 ist der Anteil der Bildungsausgaben an den Gesamtausgaben von Bund, 
Ländern und Kommunen gestiegen (s. Abbildung 2-1). Im Jahr 2007 wurde das Krippenaus-
bauprogramm des Bundes finanziert, welches sich in den Bildungsausgaben deutlich bemerk-
bar macht, so dass der Wert in den zwei darauf folgenden Jahren wieder etwas geringer aus-
fällt. Seit dem Jahr 2009 setzt sich der positive Trend wieder fort. In den Jahren von 2011 bis 
2013 wurden bereits fast 20 Prozent der öffentlichen Ausgaben für das Bildungssystem einge-
setzt. Nach vorläufigen Ergebnissen bzw. Haushaltsansätzen ist der Anteil im Jahr 2014 und im 
Jahr 2015 über die 20-Prozent-Marke gestiegen (Statistisches Bundesamt, 2015a, 135). Um 
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langfristig ein qualitativ hochwertiges Bildungssystem sicherzustellen, sollte der Bund stärker in 
die Finanzierungsverantwortung genommen werden. So könnten die Kooperationsmöglichkei-
ten über den Hochschulbereich hinaus ausgeweitet werden (Allmendinger u.a., 2014, 6 f.). 
 
Fortschritte im Handlungsfeld Ausgabenpriorisierung zeigen sich auch an den stetig wachsen-
den Ausgaben je Schüler (s. Abbildung 2-2). Im Jahr 2013 wurden je Schüler an öffentlichen 
Schulen 6.500 Euro ausgegeben, ein Drittel mehr als im Jahr 2005. Mittel- bis langfristig wird 
die Anzahl der Teilnehmer in den einzelnen Bildungsbereichen infolge des demografischen 
Wandels weiter zurückgehen. Daher kann die reale Pro-Kopf-Ausstattung im Bildungsbereich 
erhöht werden, ohne die realen Gesamtausgaben für Bildung zu verändern. Auch vor dem Hin-
tergrund der Haushaltskonsolidierung sind folglich steigende Ausgaben je Schüler grundsätzlich 
weiterhin möglich, wenn die demografische Rendite reinvestiert wird. Die potenziell höhere fi-
nanzielle Pro-Kopf-Förderung könnte für Qualitätsverbesserungen im Bildungssystem einge-
setzt werden (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2010, 157 f.; 2012, 45). Insgesamt gilt 
es dabei auch die Qualität des frühkindlichen Bildungsbereichs zu sichern (Autorengruppe Bil-
dungsberichterstattung, 2016, 13). 
 
Abbildung 2-2: Ausgaben je Schüler an öffentlichen Schulen 
In Euro 
 

 

Quelle: Statistisches Bundesamt, 2015b, 2016f 

Ziel der getätigten Investitionen ist stets auch ein langfristiger Ertrag, sodass neben der absolu-
ten wie relativen Höhe der Bildungsausgaben vor allem ihre Verteilung auf verschiedene Bil-
dungsbereiche eine wichtige Rolle spielt. In diesem Zusammenhang deuten zahlreiche Unter-
suchungsergebnisse darauf hin, dass eine stärkere individuelle Förderung auf den unteren Bil-
dungsstufen höhere Erfolgsaussichten hat und effizienter ist als spätere Korrekturmaßnahmen 
(Übersicht 1). 
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Übersicht 1 

Ausgewählte Studien zur Ausgabenpriorisierung 

Bildungsinvestitionen, Gesellschaft und Wirtschaftswachstum 

Afonso/Jalles, 2013; Bildungsinvestitionen haben eine hohe Rendite: Ein zusätzli-
ches Jahr formaler Bildung steigert den Bruttolohn um durch-
schnittlich fast 10 Prozent (Anger u.a., 2010b). Wird in den 
OECD Ländern ein Abschluss im Sekundarbereich II als Ver-
gleichswert gewählt, was in Deutschland dem Abitur ent-
spricht, verdienen Personen mit einem niedrigeren Abschluss 
rund 20 Prozent weniger, Absolventen einer (Fach-) Hoch-
schule haben ein etwa 60 Prozent höheres Lohneinkommen 
(OECD, 2015c). Dabei verdienen Abiturienten über das ge-
samte Erwerbsleben etwa 500.000 Euro mehr als Personen 
ohne einen vergleichbaren Abschluss (Schmillen/Stüber, 
2014). Dass bessere Lese- und mathematische Kompetenzen 
international mit höheren Verdienstmöglichkeiten einhergehen, 
bestätigt unter anderem eine Studie unter Verwendung der 
PIAAC-Daten (Hanushek u.a., 2013). Auch auf gesamtwirt-
schaftlicher Ebene haben Bildungsinvestitionen in Bezug auf 
die Sicherung des Fachkräftenachwuchses, den wirtschaftli-
chen Wohlstand, die fiskalische Nachhaltigkeit und den Zu-
sammenhalt der Gesellschaft eine hohe Priorität (Hanushek 
u.a., 2013, 2016, Kultusministerkonferenz/Gemeinsame Wis-
senschaftskonferenz, 2015; Hanushek/Wößmann, 2016; 
Wößmann, 2013; BMBF, 2015; Autorengruppe Bildungsbe-
richterstattung, 2010, 2016; Baldwin u.a., 2011; 
Descy/Tessaring, 2006; Europäische Kommission, 2012; Pfeif-
fer/Reuß, 2013a; Stadler, 2012; Pfeiffer/Stichnoth, 2014). Öf-
fentliche Ausgaben im Bildungsbereich haben sich als beson-
ders wachstumsfördernd erwiesen (Afonso/Jalles, 2013; Co-
lombier, 2011). 

Anger u.a., 2010b; 

Autorengruppe Bildungsbe-
richterstattung, 2010, 2016; 

Baldwin u.a., 2011; 

BMBF, 2015; 

Colombier, 2011; 

Descy/Tessaring, 2006; 

Europäische Kommission, 
2012; 

Hanushek u.a., 2013, 2016; 

Hanushek/Wößmann, 2016; 

Kultusministerkonferenz / Ge-
meinsame Wissenschafts-
konferenz, 2015; 

OECD, 2015c; 

Pfeiffer/Reuß, 2013a; 

Pfeiffer/Stichnoth, 2014; 

Schmillen/Stüber, 2014; 

Stadler, 2012; 

Wößmann, 2013 

Bildungsausgaben und Erfolg des Bildungssystems 

Anger/Plünnecke, 2016; Internationale empirische Studien bestätigen, dass höhere 
Bildungsinvestitionen und eine bessere finanzielle Ausstattung 
von Schulen mit besseren Bildungsergebnissen einhergehen 
(Haegeland u.a., 2012; Nicoletti/Rabe, 2012). Der Effekt ist für 
Schüler aus wirtschaftlich schwächeren und/oder zugewander-
ten Familien (Holmlund u.a., 2008), respektive für leistungs-
schwache Schüler (De Haan, 2012) stärker. Schulen mit ho-
hem sozialem Problemdruck sollten gezielt gefördert werden, 

Böttcher u.a., 2014; 

De Haan, 2012; 

Geis/Orth, 2016a; 

Haegeland u.a., 2012; 

Holmlund u.a., 2008; 

Nicoletti/Rabe, 2012; 
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OECD, 2014c da bei einer reinen dezentralen Finanzverteilung diese Schu-
len tendenziell weniger Ressourcen erhalten. Diese gezielte 
Ressourcenallokation ist auch vor dem Hintergrund der Förde-
rung von Bildungsgerechtigkeit notwendig (Böttcher u.a., 
2014). Eine faire Ressourcenallokation zwischen allen Schu-
len führt insgesamt auch zu besseren Bildungsergebnissen 
(OECD, 2014c). In den letzten Jahren sind steigende reale 
Bildungsausgaben je Einwohner im Alter unter 30 Jahren in 
Deutschland zu beobachten, die vor allem durch eine höhere 
Bildungsbeteiligung in der frühkindlichen Förderung und an 
Hochschulen bewirkt worden sind. Im gleichen Zeitraum nahm 
die Durchlässigkeit im Bildungssystem zu (Anger/Plünnecke, 
2016). Besonders im Zuge der aktuellen Flüchtlingszuwande-
rung empfiehlen sich eine Ausweitung der Bildungsausgaben. 
Dazu ist eine bedarfsorientierte Ressourcenallokation notwen-
dig, denn es zeigt sich, dass Geflüchtete nach der Anerken-
nung des Flüchtlingsstatus oftmals in westdeutsche Großstäd-
te wandern (Geis/Orth, 2016a). 

Bildungsinvestitionen in frühen Phasen sind besonders wichtig 

Aktionsrat Bildung, 2007, 2011, 
2016; 

Frühkindliche Bildung hat einen positiven Einfluss auf die kog-
nitiven Fähigkeiten der Kinder (Hasselhorn/Kuger, 2014; Apps 
u.a., 2012; Schlotter/Wößmann, 2010, Autorengruppe Bil-
dungsberichterstattung, 2016), da sich kognitive Fähigkeiten in 
frühen Phasen der Kindheit leichter verbessern lassen als in 
späteren Lebensphasen (Cunha u.a., 2010; Spieß, 2013, 
Heckmann, 2008). Frühkindliche Bildung erhöht dementspre-
chend die Produktivität der darauffolgenden Phasen (Cun-
ha/Heckman, 2007; Blomeyer u.a., 2009; Pfeiffer, 2016). Des-
halb erzeugen Ausgaben im frühkindlichen Bereich eine be-
sonders hohe fiskalische und volkswirtschaftliche Rendite 
(Anger u.a., 2007; Keller, 2006; Pfeiffer/Reuß, 2013b; Hausner 
u.a., 2015, Spieß, 2013). Eine internationale empirische Ab-
wägung von Kosten und Nutzen von frühkindlichen Bildungs-
programmen fällt durchweg positiv aus (Markowetz, 2015). 
Darüber hinaus kann frühkindliche Bildung zu einer Verringe-
rung der sozialen Ungleichheiten beitragen, insbesondere 
wenn die Förderung bereits auf frühen Bildungsstufen ansetzt 
und durch Folgemaßnahmen unterstützt wird (Cun-
ha/Heckmann, 2007; Allmendinger u.a., 2014). Der positive 
Bildungseffekt ist besonders bei Kindern aus sozial schwäche-
rem Umfeld oder mit Migrationshintergrund messbar (Anders, 
2013; Slupina/Klingholz, 2013; Ruhm/Waldfogel, 2011, OECD, 
2016e). Dabei ist es als kritisch zu bewerten, dass Kinder mit 
Migrationshintergrund und aus Familien, in denen zu Hause 
überwiegend nicht Deutsch gesprochen wird, in Kindertages-

Allmendinger u.a., 2014; 

Anders, 2013; 

Anger u.a., 2007; 

Apps u.a., 2012; 

Autorengruppe Bildungsbe-
richterstattung, 2016; 

BMF, 2010; 

Cunha u.a., 2010; 

Cunha/Heckman, 2007; 

Esselmann/Plünnecke, 2014a; 

Flüchtlingsrat Berlin, 2013; 

Hasselhorn/Kuger, 2014; 

Hausner u.a., 2015; 

Heckmann, 2008; 

Keller, 2006; 

Konegen-Grenier, 2013; 

Markowetz, 2015; 

OECD, 2016e; 

Pfeiffer/Reuß, 2013b; 
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Pfeiffer, 2016; einrichtungen unterrepräsentiert sind (Aktionsrat Bildung, 
2016; Schober/Spieß, 2012). Besonders Kinder aus geflüchte-
ten Familien haben faktisch oft keine Möglichkeit, an frühkind-
lichen Bildungseinrichtungen teilzunehmen (Robert Bosch 
Stiftung, 2016; Flüchtlingsrat Berlin, 2013). Eine aktuelle Un-
tersuchung legt nahe, dass die Bildungsbeteiligung von Mig-
rantenkindern im Alter von unter drei- bis sechs Jahren zwi-
schen den Jahren 2009 und 2014 zugenommen hat (Aktions-
rat Bildung, 2016). Dementsprechend ist die Allokation der 
öffentlichen Bildungsausgaben in Deutschland insgesamt sub-
optimal. Sie konzentriert sich im Vorschulalter zu wenig auf 
bildungsferne und einkommensschwache Schichten (BMF, 
2010) und insgesamt zu stark auf spätere Bildungsphasen 
(Aktionsrat Bildung, 2007; Konegen-Grenier, 2013; Slupina-
Klingholz, 2013). In den letzten Jahren ist aber bereits eine 
leichte Verlagerung der Ausgaben hin zu den jüngeren Ler-
nern erkennbar ist (Aktionsrat Bildung, 2011; Essel-
mann/Plünnecke, 2014a, Spieß, 2013). In Kindertageseinrich-
tungen wird der Bildungsaufgabe darüber hinaus zunehmend 
mehr Gewicht verliehen als dem bloßen Betreuungscharakter 
(Statistisches Bundesamt, 2015c, 2016c). 

Robert Bosch Stiftung, 2016; 

Ruhm/Waldfogel, 2011; 

Schlotter/Wößmann, 2010; 

Schober/Spieß, 2012; 

Slupina/Klingholz, 2013; 

Spieß, 2013; 

Statistisches Bundesamt, 
2015c, 2016c 

Eigene Zusammenstellung 

Die Indikatoren im Handlungsfeld Ausgabenpriorisierung bestehen aus den Relationen der Bil-
dungsausgaben pro Teilnehmer auf den verschiedenen Stufen des Bildungssystems zu den 
Gesamtausgaben der öffentlichen Haushalte pro Einwohner. Neben der Primarstufe und den 
allgemeinbildenden Schulen fließen die beruflichen Schulen ohne und mit Bildungsgängen des 
Dualen Systems (jeweils halbes Gewicht im Benchmarking) sowie die Hochschulen ein (Über-
sicht 2). Auf diese Weise ist es möglich, auch die relativen Ausgabenhöhen der verschiedenen 
Bildungsbereiche zu vergleichen. Der Unterschied zur internationalen Indikatorik liegt darin, 
dass der Vergleichsmaßstab nicht im Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, sondern in den öffentlichen 
Gesamtausgaben pro Einwohner besteht. Damit wird die Bedeutung der Bildungsfinanzierung 
in dem jeweiligen Bundesland unter Berücksichtigung der Spielräume von Landesregierungen 
und Kommunen dargestellt, die sich aus der unterschiedlichen wirtschaftlichen Leistungsfähig-
keit und demografischen Struktur ergeben. Private Bildungsausgaben von Haushalten fließen 
nicht in das Benchmarking ein. Auch die Ausgaben der Unternehmen im dualen System der 
beruflichen Bildung gehen nicht in die Indikatorik ein, da sie für die Fragestellung des Bil-
dungsmonitors nicht relevant sind.  
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Übersicht 2 

Indikatoren zur Ausgabenpriorisierung 

Relation der Bildungsausgaben pro Schüler (Grundschulen) zu den  
Gesamtausgaben öffentlicher Haushalte pro Einwohner + 

Relation der Bildungsausgaben pro Schüler (allgemeinbildende Schulen) zu den 
Gesamtausgaben öffentlicher Haushalte pro Einwohner + 

Relation der Bildungsausgaben pro Schüler (berufliche Schulen ohne duales  
System) zu den Gesamtausgaben öffentlicher Haushalte pro Einwohner + 

Relation der Bildungsausgaben pro Schüler (berufliche Schulen im dualen System) 
zu den Gesamtausgaben öffentlicher Haushalte pro Einwohner + 

Relation der Bildungsausgaben pro Student (Hochschulen) zu den  
Gesamtausgaben öffentlicher Haushalte pro Einwohner + 

Eigene Zusammenstellung 

 

2.1.2 Inputeffizienz 

Ein effizienter Einsatz der Ressourcen im Bildungssystem ist wichtig, damit positive Effekte auf 
die wirtschaftliche, gesellschaftliche und individuelle Entwicklung bewirkt werden können. Dabei 
ist eine bloße Erhöhung der Ressourcen ist deshalb allein noch keine Garantie für eine bessere 
Bildungsqualität oder für wirtschaftliches Wachstum – entscheidend sind auch ihr effizienter 
Einsatz und die Rahmenbedingungen, in denen die Bildungsprozesse stattfinden (Wößmann, 
2016, Übersicht 3). Dementsprechend sind das Bildungssystem im Allgemeinen und die Schule 
im Speziellen somit – entgegen des weit verbreiteten Arguments – nicht nur als pädagogische, 
sondern auch als ökonomische Einheit zu sehen. Im Rahmen dieser Sichtweise besitzt die 
Schule weitreichende Kompetenzen bei der Verteilung knapper Ressourcen (Weiß/Preuschoff, 
2004, 15 f.). Auch für das Bildungswesen insgesamt ist der Investitionscharakter anzuerkennen, 
sodass Bildungsausgaben mit einer strategischen volkswirtschaftlichen Bedeutung verbunden 
sind. Die Effizienz des Mitteleinsatzes – das heißt, der Erreichung von Ergebnissen mit dem 
geringstmöglichen Mitteleinsatz oder der Erzielung des bestmöglichen Ergebnisses mit gege-
benen Mitteln – hat vor diesem Hintergrund eine besondere Bedeutung für das wirtschaftliche 
Wachstum einer Volkswirtschaft (Weiß/Preuschoff, 2004, 4; Lucas, 1988).  
 

Übersicht 3 

Ausgewählte Studien zur Inputeffizienz 

Auf einen effizienten Einsatz der Bildungsausgaben kommt es an 

Aktionsrat Bildung, 2011; Internationale empirische Studien belegen, dass 
allein durch eine Erhöhung des Finanzmittelzuflus-
ses noch keine positive Wirkung auf die Bildungser-

Cobb-Clark/Jha, 2013; 

Hanushek/Wößmann, 2011; 
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Jackson u.a., 2016; gebnisse zu erkennen ist, sondern deren effizienter 
Gebrauch entscheidend ist (Hanushek/Wößmann, 
2011; OECD, 2012a, 2013d, 2016a; Wößmann, 
2009). Bei einem gezielten Einsatz konnten in den 
USA positive Effekte von öffentlichen Ausgaben je 
Schüler auf die Bildungsergebnisse und die Redu-
zierung von Armut, besonders bei benachteiligten 
Kindern nachgewiesen werden (Jackson u.a., 2016). 
Die Allokation von Finanzmitteln zwischen unter-
schiedlichen Ausgabeposten kann die Qualität der 
Lehre, die schulischen Rahmenbedingungen und 
die Fähigkeit des Bildungssystems beeinflussen, 
sich an den veränderten demografischen Kontext 
anzupassen (Cobb-Clark/Jha, 2013; OECD, 2006a; 
2016a). Der Staat sollte vor allem frühe Bildungs-
phasen fördern (Nicoletti/Rabe, 2013) und für späte-
re Phasen steuerliche Anreize für Bildungsinvestiti-
onen schaffen (Stiftung Marktwirtschaft, 2013). In 
Deutschland ist im Primarbereich außerdem eine 
effizientere Verteilung der Ressourcen notwendig, 
um soziale Ungleichheiten zu verringern (Aktionsrat 
Bildung, 2011). Wichtig für die Bildungsergebnisse 
sind vor allem die Rahmenbedingungen, in denen 
Bildungsprozesse stattfinden (Wößmann, 2016). 

Nicoletti/Rabe, 2013; 

OECD, 2006a, 2012a, 2013d, 
2016a; 

Stiftung Marktwirtschaft, 2013; 

Wößmann, 2009; 2016 

Die Lehrerqualifikation ist entscheidend 

Aktionsrat Bildung, 2014, 2015; Ein wesentlicher Einflussfaktor für die Qualität von 
Schule und Unterricht sowie die Gestaltung erfolg-
reicher Lehr- und Lernprozesse besteht in der Quali-
fikation und Erfahrung des pädagogischen Perso-
nals (OECD, 2016; Autorengruppe Bildungsbericht-
erstattung, 2010, 2012, 2014; Escardíbul/Calero, 
2013; Hanushek, 2011, 2016; Hanushek/Wößmann, 
2011; Lee, 2014; Metzler/Wößmann, 2010; OECD, 
2009, 2010c; Allmendinger, 2014; Hanushek u.a., 
2014). Nach einer neuen Studie der OECD weisen 
Lehrer überdurchschnittliche Kommunikations- und 
Problemlösungs-Kompetenzen im Vergleich zur 
allgemeinen Bevölkerung auf (OECD, 2016b). Aller-
dings wird das Lehrpersonal an Schulen mit einem 
hohen Anteil an sozial-benachteiligten Kindern we-
niger gefördert. Dabei würde sich eine Verbesse-
rung der Lehrverhältnisse und -kompetenzen be-
sonders in Schulen mit einem hohen Anteil benach-
teiligter Kinder positiv auf die Zufriedenheit der Leh-
rer auswirken und einen positiven Effekt auf die 

Aldorf, 2016; 

Allmendinger, 2014; 

Altrichter/Maag Merki, 2016; 

Autorengruppe Bildungsberichter-
stattung, 2010, 2012, 2014; 

Baumert u.a., 2010; 

Biehler/Scherer, 2015; 

Chetty u.a., 2013; 

Eickelmann u.a., 2015; 

Escardíbul/Calero, 2013; 

Gold, 2015; 

Hanushek u.a., 2014; 

Hanushek, 2011, 2016; 

Hanushek/Wößmann, 2011; 

Kielblock/Stecher, 2014; 
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Kunter u.a., 2013; Lehrfähigkeiten haben (OECD, 2016c). Auch die 
Zusammensetzung der Lehrerschaft sowie günstige 
Rahmenbedingungen für ihr pädagogisches Han-
deln und ihre wissenschaftlich-praktische Weiterbil-
dung sind dabei von hoher Steuerungsrelevanz (Au-
torengruppe Bildungsberichterstattung, 2010, 2014). 
Insbesondere im Zuge umfangreicher Reformen, 
wie zum Beispiel die Einführung von Inklusion oder 
der Ausbau von Ganztagsschulen, sind Lehrerfort-
bildungen aber auch Anpassungen in der Lehrer-
ausbildung notwendig, damit gewünschte Verände-
rungen angemessen in die Praxis umgesetzt werden 
können (Weishaupt, 2014; Kielblock/Stecher, 2014). 
Um mehrdimensionale Kompetenzen und Orientie-
rungen vermitteln zu können, ist es zudem wichtig, 
die entsprechenden didaktischen Kenntnisse zu 
beherrschen und über eigene mehrdimensionale 
Bildung zu verfügen (Aktionsrat Bildung, 2015). Hier 
spielen Lehrerfortbildungen eine zentrale Rolle. Er-
gebnisse im mathematischen Bereich zeigen, dass 
das mathematisch-didaktische Wissen der Lehrkraft 
besonders hoch mit den Schülerleistungen korreliert 
(Biehler/Scherer, 2015; Baumert u.a., 2010; Kunter 
u.a., 2013). Auch im Hinblick auf Lehrerfortbildun-
gen zum Einsatz von IT im Unterricht können sich 
deutsche Lehrer im internationalen Vergleich noch 
verbessern (Eickelmann u.a., 2015). Lehrerfortbil-
dungen zeigen sich insgesamt wirkungsvoller, als 
Neueinstellungen (Biehler/Scherer, 2015) und sind 
besonders wirksam, wenn sie langfristig angelegt 
sind und aus Theorie-, Praxis- und Reflexionsantei-
len bestehen (Altrichter/Maag Merki, 2016). Vor die-
sem Hintergrund sollten die Lehrerfortbildungen 
weiter ausgebaut werden. Darüber hinaus können 
auch Kooperationsbereitschaft unter den Lehrkräf-
ten (Aldorf, 2016) und ein positives Arbeitsklima 
(Steinert u.a., 2006, Gold, 2015) zu einem guten 
Lernergebnis der Schüler beitragen und helfen, den 
Herausforderungen Inklusion und hohe Migrations-
raten besser entgegenzutreten (Richter/Pant, 2016). 
Zur Prävention von Burnout bei Lehrpersonen kann 
zudem die Vermittlung von fächerübergreifenden 
Kompetenzen, etwa zur Bewältigung von Belas-
tungserleben in der Schule und zum effektiven Klas-
senmanagement, eine wichtige Rolle spielen (Akti-
onsrat Bildung, 2014).  

Lee, 2014; 

Metzler/Wößmann, 2010; 

OECD, 2009, 2010c, 2016a, 2016b, 
2016c; 

Richter/Pant, 2016; 

Steinert u.a., 2006; 

Weishaupt, 2014 
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Ein leistungsorientiertes Besoldungssystem kann die Bildungsergebnisse verbessern 

Barber/Mourshed, 2007; Eine bessere Bezahlung der Lehrpersonen kann mit 
besseren Schülerleistungen einhergehen (Cebula 
u.a., 2013), wenn Bezahlung direkt mit Einsatz ver-
knüpft werden kann (Hanushek, 2016). Im internati-
onalen Vergleich zeigt sich, dass sich die meisten 
Länder, deren Schulsysteme bei Leistungstests am 
besten abschneiden, durch hohe oder mittelhohe 
Startgehälter für Lehrer im Verhältnis zum BIP (Bar-
ber/Mourshed, 2007; Dolton/Marcenaro-Gutierrez, 
2011) und/oder durch ein leistungsorientiertes Be-
soldungssystem für Lehrer (Wößmann, 2010b) her-
vorheben. Dies liegt zum einen an den verbesserten 
finanziellen Anreizen, die dazu führen, dass sich 
leistungsstärkere Schulabgänger für das Lehramts-
studium entscheiden (Leigh, 2012) und zum ande-
ren an der Motivationsfunktion der leistungsorientier-
ten Besoldung. Im internationalen Vergleich bleibt 
der statistisch signifikante positive Zusammenhang 
zwischen Lernmotivation und Leistungsergebnis der 
Schüler auch noch nach Kontrolle auf sozioökono-
mischen Faktoren vorhanden (OECD, 2016). In 
Deutschland honorieren weder das Besoldungs- 
noch das Tarifrecht Lehrkräfte, die sich überdurch-
schnittlich engagieren oder deren Schüler beson-
ders gute Leistungen erbringen. Reformvorschlag: 
ein leistungsgerechtes Vergütungssystem mit Zula-
gen und Leistungsprämien (Klein/Stettes, 2009).  

Cebula u.a., 2013; 

Dolton/Marcenaro-Gutierrez, 2011; 

Hanushek, 2016; 

Klein/Stettes, 2009; 

Leigh, 2012; 

OECD, 2016a; 

Wößmann, 2010b 

Institutionelle Rahmenbedingungen und Bildungsergebnisse 

Allmendinger, 2014; Im internationalen Vergleich schneiden die Schul-
systeme am besten ab, die privat geführt, aber 
durch den Staat zu hohen Anteilen finanziert wer-
den. In solchen Systemen profitieren auch die Kin-
der aus bildungsfernen Schichten am meisten (Pio-
piunik/Wößmann, 2014; Wößmann, 2009; Wöß-
mann, 2016). Der Unterschied zwischen privaten 
und öffentlich geführten Schule ist größtenteils auf 
den sozioökonomischen Hintergrund zurückzufüh-
ren (OECD, 2016a). Ein Wettbewerb zwischen den 
Schulen, der noch durch eine freie Schulwahl ver-
stärkt wird, hat einen positiven Einfluss auf die Effi-
zienz, (Böhlmark/Lindahl, 2012; Misra u.a., 2012; 
Makles/Schneider, 2013; OECD, 2008a; Wößmann, 
2013). Die Bildungsergebnisse von Schülern steigen 

Böhlmark/Lindahl, 2012; 

Bol u.a., 2013; 

Esselmann u.a., 2013a; 

Hanushek/Wößmann, 2010a, 
2011a; 

Klein, 2013; 

Makles/Schneider, 2013; 

Misra u.a., 2012; 

Nguyen/Pfleiderer, 2013; 

OECD, 2008a, 2016a, 2016d; 

Piopiunik u.a., 2014; 
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Piopiunik/Wößmann, 2014; außerdem mit dem Grad der Schulautonomie ver-
bunden mit einer externen Evaluierung der Schüler-
leistungen. Durch eine höhere Schulautonomie kann 
die Schule ihre Entscheidungen den regionalen Ge-
gebenheiten bestmöglich anpassen 
(Fuchs/Wößmann, 2007; Wößmann, 2009; Piopi-
unik/Wößmann, 2014; Allmendinger, 2014). In 
Deutschland ist die Schulautonomie jedoch ver-
gleichsweise gering. So verantworten die Schullei-
tungen – je nach Bundesland – kaum personelle 
oder finanzielle Entscheidungen (Esselmann u.a., 
2013a; Klein, 2013; Pont u.a., 2008). Externe Leis-
tungsüberprüfungen führen zu höheren Leistungs-
anreizen für Schüler, da die Signalwirkung von Bil-
dungsergebnissen und Noten auf dem Arbeitsmarkt 
steigt (Piopiunik u.a., 2014, Bol u.a., 2013; 
Nguyen/Pfleiderer, 2013; Hanushek/Wößmann, 
2010a; Piopiunik/Wößmann, 2014; Wößmann, 2009, 
2010a). Auch die Lehrer haben bei externen Leis-
tungsüberprüfungen einen stärkeren Anreiz, die 
Schüler zu möglichst guten Leistungen zu bringen, 
da die Ergebnisse sichtbar werden und der Erfolg 
ihrer Wissensvermittlung daran gemessen werden 
kann (Wößmann, 2009). Insgesamt sollten sich die 
Schulen stärker als Organisationseinheiten sehen, 
um die Fähigkeit zu entwickeln, schneller auf alter-
nierende gesellschaftliche Anforderungen zu reagie-
ren, Innovationen anzunehmen und dadurch die 
Leistungsergebnisse der Schüler zu verbessern 
(OECD, 2016d). 

Pont u.a., 2008; 

Wößmann, 2009, 2010a, 2013, 
2016 

Eigene Zusammenstellung  

 
Zu den Ressourcen im Bildungssystem zählen vor allem die materielle Schulinfrastruktur 
(Sachkapital) sowie der Personaleinsatz. Die Menge und Struktur beziehungsweise Qualität 
dieser Inputs in das Bildungssystem beeinflusst die Effizienz (zu Personalkosten siehe OECD, 
2006a, 408). Zur Messung der Inputeffizienz im Rahmen des Bildungsmonitors werden daher 
sach- und personalbezogene Indikatoren herangezogen. Eine positive Bewertungsrichtung be-
legt dabei Effizienz im Bildungssystem, Ineffizienzen werden durch die Kennzahlen mit einer 
negativen Bewertungsrichtung impliziert (Übersicht 4). 
 
Unter anderem gehen die Investitionsquoten allgemeinbildender und beruflicher Schulen sowie 
der Hochschulen in das Benchmarking ein. Sie zeigen auf, in welchem Umfang in den Bundes-
ländern Mittel zur Erneuerung und Instandhaltung der materiellen Basis der Bildungsinstitutio-
nen aufgebracht werden. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass aufgrund der Kameralis-
tik der öffentlichen Buchführung Investitionsaufwendungen stets voll in einem Jahr gebucht 
werden, sodass sich die Investitionsquoten im Zeitablauf sehr volatil darstellen. Eng mit der 
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Investitionstätigkeit verbunden ist die relative Sachausstattung an allgemeinbildenden und be-
ruflichen Schulen sowie Hochschulen. Diese Kennzahl legt die Kapitalintensität dar, bezogen 
auf die materiellen Ressourcen, die dem Bildungssystem unmittelbar zur Erfüllung seiner Auf-
gaben zur Verfügung stehen. Analog zu anderen Wirtschaftsbereichen wird die Annahme ge-
troffen, dass eine höhere relative Ausstattung mit Sachkapital die Produktivität des Lehrperso-
nals steigern kann (siehe auch OECD, 2008a, 79). 
 
Die Bildungsausgaben bestehen vor allem im schulischen Bereich hauptsächlich aus Personal-
ausgaben (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2014, 196; Klein/Hüchtermann, 2003, 
120). In der Vergangenheit war die Personalpolitik im Bildungsbereich allerdings wenig nachhal-
tig und von kurzfristigen Engpässen geprägt. Es gab regelrechte Einstellungswellen, welche 
dazu führten, dass manchmal zu wenige Lehrkräfte zur Verfügung standen, manchmal aber 
auch Lehrkräfte nicht ausgelastet waren. Gerade im Personalbereich verhindert jedoch eine 
Nichtauslastung der Ressourcen die notwendige Umverteilung in produktivere Zwecke, da das 
Personal zumindest mittelfristig zumeist gebunden ist (Weiß, 2005, 37 f.; Lazear, 2001, 781 f.; 
Hanushek, 2005, 18 f.). In Deutschland ist es außerdem üblich, Lehrer für die zusätzliche Über-
nahme von verschiedenen unterrichtlichen, außerunterrichtlichen und administrativen Tätigkei-
ten mit Ermäßigungsstunden zu honorieren, wodurch Arbeitskosten gebunden werden und Effi-
zienzpotenziale möglich wären (Klein, 2014). Personalpolitik ist daher in Bezug auf die Res-
sourcenverteilung im Bildungssystem mit besonderer Umsicht zu gestalten, da Verfehlungen 
das Bildungsbudget erstens stark belasten und zweitens den Einsatz anderer, qualitätsstei-
gernder Ressourcen verhindern und so die zeitnahe Reaktion auf neue Herausforderungen er-
schweren.  
 

Übersicht 4 

Indikatoren zur Inputeffizienz 

Investitionsquote (allgemeinbildende Schulen) + 

Gini-Koeffizient der Lehreraltersstruktur (allgemeinbildende Schulen) – 

Verhältnis von Sachausgaben zu Personalausgaben (allgemeinbildende Schulen) + 

Anteil der wegen Dienstunfähigkeit ausscheidenden Lehrer an allen Neuzugängen 
der Versorgungsempfängerstatistik – 

Investitionsquote (berufliche Schulen) + 

Gini-Koeffizient der Lehreraltersstruktur (berufliche Schulen) – 

Verhältnis von Sachausgaben zu Personalausgaben (berufliche Schulen) + 

Investitionsquote (Hochschulen) + 

Anteil des wissenschaftlich-künstlerischen Personals am Gesamtpersonal im  
Hochschulbereich + 

Verhältnis von Sachausgaben zu Personalausgaben (Hochschulen) + 

Anteil der Hochschulausgaben, die durch Drittmittel finanziert wurden  
(Deckungsbeitrag der Drittmittel für Hochschulausgaben)  + 

Eigene Zusammenstellung 
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Eine Folge der nicht nachhaltigen Personalpolitik der Vergangenheit ist die unausgewogene 
Altersstruktur der deutschen Lehrkräfte. Daraus ergeben sich zwei wesentliche Probleme: Pha-
senweise ist es aufgrund der geringen Zahl an Einstellungen schwierig, das Erfahrungswissen 
der ausscheidenden Generation an jüngere Lehrer weiterzugeben, gleichzeitig findet der neues-
te Stand der pädagogischen und didaktischen Forschung begrenzt Eingang in die Praxis. In 
anderen Phasen besteht hingegen ein Nachwuchsproblem. Derzeit gehören deutsche Lehrkräf-
te im internationalen Vergleich zu den ältesten (Statistische Ämter des Bundes und der Länder, 
2013, 116 f.). Der Anteil der Lehrkräfte im Alter von 55 Jahren oder darüber ist seit dem Jahr 
2000 von 21 auf knapp 30 Prozent im Jahr 2014 angestiegen (s. Abbildung 2-3). Daher wird in 
den nächsten Jahren ein Großteil der Lehrkräfte altersbedingt endgültig aus dem Schuldienst 
ausscheiden (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2010, 76 f.; 2012, 83; 2014, 31 f.; 2016, 
85ff). Schulen und Bildungsverwaltung müssen eine große Anzahl an Lehrern rekrutieren, ob-
wohl nur eine vergleichsweise geringe Anzahl an Absolventen zur Verfügung steht. Dieser As-
pekt der Inputeffizienz wird im Benchmarking durch den Gini-Koeffizienten für die Lehreralters-
struktur an allgemeinbildenden und beruflichen Schulen abgebildet. Mit dieser Kennzahl wird 
ausdrücklich nicht die Qualität des Lehrpersonals bewertet, sondern ausschließlich langfristige 
ineffiziente personalpolitische Fehlentwicklungen aufgezeigt (VBE, 2007). 
 
Abbildung 2-3: Anteil der Lehrkräfte im Alter ab 55 Jahren an allen Lehrkräften an allge-
meinbildenden Schulen und Berufsschulen 

in Prozent 

 
Quellen: Eigene Berechnungen auf Basis Statistisches Bundesamt, Allgemeinbildende Schulen, FS 11, 
Reihe 1, verschiedene Jahrgänge und Statistisches Bundesamt, Berufliche Schulen, FS 11, Reihe 2, 
verschiedene Jahrgänge 

Zum Themenkomplex des effizienten Mitteleinsatzes im Bildungssystem gehört zweifelsohne 
auch die Frage der Dienstunfähigkeit von Lehrpersonen. Ein frühzeitiger Ruhestand bedingt 
Pensionszahlungen für den frühpensionierten Lehrer, bei gleichzeitiger Beschäftigung eines 
neuen Lehrers. Für den Staat fallen deshalb doppelte Kosten an. Der Anteil der wegen Dienst-
unfähigkeit ausscheidenden Lehrer geht zur Beschreibung dieses Aspekts der Inputeffizienz mit 
negativer Wirkungsrichtung in die Indikatorik ein. An dieser Kennzahl werden aber auch die 
Fortschritte, die in diesem Handlungsfeld in den letzten Jahren erzielt worden sind, deutlich (s. 
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Abbildung 2-4). Im Jahr 2000 schieden noch rund 64 Prozent der in den Ruhestand wechseln-
den Lehrkräfte aus Gründen der Dienstunfähigkeit bundesweit aus dem Erwerbsleben aus. Bis 
zum Jahr 2014 ging dieser Anteil auf nur noch 11,3 Prozent zurück. Als ein Grund dafür kann 
der im Jahr 2001 eingeführte Versorgungsabschlag für Beamte von 1,8 Prozent für jedes Jahr 
der Dienstunfähigkeit vor Vollendung des 63. Lebensjahrs angesehen werden, welcher ab 2004 
auf 3,6 Prozent erhöht wurde. Auch nehmen mehr Lehrer die Altersteilzeit in Anspruch, sodass 
die eigentliche Pensionierung erst mit dem 65. Lebensjahr erfolgt, jedoch zuvor der aktive 
Dienst reduziert wird. 
 
Dass im Bereich Inputeffizienz und insbesondere in Bezug auf das Lehrpersonal dennoch 
Handlungsbedarf besteht, zeigt der im Vergleich zu anderen Berufsgruppen hohe Anteil von 
Lehrpersonen, die sich überlastet, emotional erschöpft oder ausgebrannt fühlen, bis hin zu ei-
nem diagnostisch gesicherten Burnout-Syndrom (Aktionsrat Bildung, 2014, 56 ff.). Damit ver-
bunden ist die Gefahr, dass Lehrer zwar im Schuldienst aktiv bleiben, aber dennoch vermehrt 
aus gesundheitlichen Gründen ausfallen, was für die Schüler zu entsprechenden Fehlstunden 
führt. Darüber hinaus können psychische Beeinträchtigungen verhindern, dass Lehrpersonen 
ihr Potenzial hinsichtlich der Unterrichtsqualität voll ausschöpfen. Die Gesundheitsförderung 
und die Prävention von psychischen Erkrankungen bei dem Lehrpersonal sind daher als drin-
gende Aufgabe anzusehen (Aktionsrat Bildung, 2014, 129 ff.). 
 
Abbildung 2-4: Anteil der vorzeitig wegen Dienstunfähigkeit pensionierten Lehrkräfte an 
allen Neuzugängen in den Ruhestand 
in Prozent 

 
Quellen: Eigene Berechnungen auf Basis Statistisches Bundesamt, Versorgungsempfänger, FS 14, Rei-
he 6.1, verschiedene Jahrgänge  

Die Effizienz im Hochschulbereich wird unter anderem durch den Anteil des wissenschaftlichen 
und künstlerischen Personals am gesamten Personal im Hochschulbereich abgebildet. Je grö-
ßer der Anteil, umso geringer sind die relativen Aufwendungen für Verwaltungspersonal, und 
umso geringer ist somit die Bürokratisierung zu werten. Dazu kommt als weitere Kennzahl in 
diesem Bereich der Anteil der Hochschulausgaben, die durch Drittmittel finanziert werden. Die 
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Akquise von Drittmitteln bildet den Wettbewerb um Ideen ab und stärkt folglich die Nachfra-
georientierung der Hochschulen bei Förderung der Qualitätsentwicklung von Forschung und 
Lehre (Konegen-Grenier u.a., 2007). Dazu kommt, dass die Drittmittel die Landeshaushalte 
entlasten, solange sie aus privaten Quellen oder Bundesmitteln stammen. Dieser Indikator stellt 
die einzige finanzielle Größe im Handlungsfeld Inputeffizienz dar. 
 

2.1.3 Betreuungsbedingungen 

Neue Forschungsergebnisse zeigen, dass der positive Effekt von kleinen Klassengrößen maß-
geblich auf ein Zusammenspiel aus Lehrintensität und verbrachter Zeit in kleinen Klassen zu-
rückzuführen ist (Filges u.a., 2015). Somit ist die alleinige Verringerung der Klassengröße noch 
nicht ausschlaggebend für die Testergebnisse von Schülern (Coupé u.a., 2015). Ein positiver 
Zusammenhang ergibt sich vielmehr durch ein Zusammenspiel von weiteren Faktoren, wie etwa 
der Erfahrung der Lehrpersonen (Übersicht 5). Eine Reduktion der Klassengröße geht dann mit 
einer Verbesserung der Lernergebnisse einher, wenn die Potenziale kleinerer Klassen für eine 
Verbesserung der Unterrichtsqualität sowie für die Veränderung der eingesetzten Lehr- und 
Lernmethoden genutzt werden. Im deutschen Bildungssystem wird derzeit häufig noch der so-
genannte fragend-entwickelnde Unterricht eingesetzt, der in der Vergangenheit nur einge-
schränkt zum gewünschten Erfolg geführt hat. Dies belegen beispielsweise die deutschen PI-
SA-Ergebnisse im internationalen Vergleich (Aktionsrat Bildung, 2007, 72 ff.).  
 

Übersicht 5 

Ausgewählte Studien zu Betreuungsbedingungen 

Klassengröße und Unterricht 

Babcock/Betts, 2009; Eine alleinige Verringerung der Klassengröße wirkt sich 
noch nicht positiv auf Testergebnisse von Schülern aus 
(Coupé u.a., 2015). Sie führt erst zu besseren Ergebnis-
sen, wenn das Potenzial kleinerer Klassen auf didaktisch-
methodischer Ebene genutzt wird (Hattie, 2009; Watson 
u.a., 2013). In kleinen Klassen ist es etwa möglich, mehr 
individuelle Betreuung der Schüler zu gewährleisten und 
weniger Frontalunterricht durchzuführen, so dass die 
Schüler in der Interaktion mit der Lehrperson eine aktivere 
Rolle einnehmen und sich stärker im Unterricht engagieren 
(Babcock/Betts, 2009; Paulus, 2009; Blatchford u.a., 2006; 
Dee/West, 2008) und weniger Unterrichtsstörungen statt-
finden (McKee u.a., 2013). Davon profitieren vor allem 
Kinder aus wenig gebildeten Familien (Iver-
sen/Bonesrønning, 2013; McKee u.a., 2013; Filges u.a., 
2015) sowie leistungsschwache oder weniger aktive Kin-
der (Babcock/Betts, 2009). Allerdings hängt der Effekt der 
Klassengröße auf den Unterricht von anderen Faktoren ab. 
Erfahrenen Lehrpersonen gelingt es zum Beispiel besser, 
die Potenziale von kleineren Klassen für den Unterricht zu 

Blatchford u.a., 2006; 

Coupé u.a., 2015; 

Dee/West, 2008; 

Filges u.a., 2015; 

Fredriksson u.a., 2014; 

Hattie, 2009; 

Iversen/Bonesrønning, 2013; 

McKee u.a., 2013; 

Mueller, 2013; 

Paulus, 2009 
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nutzen (Jepsen/Rivkin, 2009; Mueller, 2013). Neue For-
schungsergebnisse fassen zusammen, dass der positive 
Effekt von kleinen Klassengrößen also maßgeblich auf ein 
Zusammenspiel aus Lehrintensität und verbrachter Zeit in 
kleinen Klassen zurückzuführen ist (Filges u.a., 2015). 

Kleinere Klassen gleich bessere Schulleistungen? 

Akabayashi/Nakamura, 2012; Gemäß einer neueren Metaanalyse (Schanzenbach, 2014) 
zeigen die meisten empirischen Untersuchungen, dass 
eine Verringerung der Klassengröße mit besseren Schüler-
leistungen in der kurzen Frist und mit größeren Bildungser-
folgen in der langen Frist einhergeht. So lassen sich etwa 
im STAR-Experiment und in den Nachfolgeprojekten Vor-
teile von kleineren Klassen (13-17 Schüler) nachweisen, 
vor allem an Grundschulen (Hanushek, 2006; Konstantop-
oulos, 2007, Finn u.a., 2001; Smith u.a., 2003). Ähnliche 
Ergebnisse erhalten Fredrikssfhanuon u.a. (2011, 2013) 
auf der Grundlage eines schwedischen, Gary-
Bobo/Mahjoub (2013) auf Basis eines französischen Da-
tensatzes und Jepsen basierend auf einer aktuellen Litera-
turevaluation (Jepsen, 2015). Auch für langfristige positive 
Effekte von kleineren Klassengrößen auf die Bildungskar-
rieren und die Berufswahl gibt es empirische Evidenz (Dy-
narski u.a., 2013; Fredriksson u.a., 2011). Einige Studien 
oder Evaluationen finden hingegen nur einen schwachen 
(OECD, 2016; Altinok/Kingdon, 2012; Hanushek/ Wöß-
mann, 2010a; Leuven u.a., 2008; Wößmann, 2007, Chin-
gos, 2012) oder gar keinen positiven (Denny/Opedisano, 
2013; Renkl, 2013, Coupé u.a., 2015). Zusammenhang 
zwischen Klassengröße und Schülerleistungen. Die empi-
rischen Befunde sind somit nicht eindeutig. Zu berücksich-
tigen ist allerdings, dass die Schätzung von Klassengrö-
ßeneffekten durch die nicht zufällige Zuweisung der Schü-
ler zu den einzelnen Schulen und Klassen erheblich er-
schwert wird, zum Beispiel wenn kleinere Klassen explizit 
schwächeren Schülern vorbehalten sind, die besonders 
gefördert werden sollen (OECD, 2006a, 2016a; Wöß-
mann/West, 2006), oder größere Klassen systematisch 
den effektiveren Lehrern zugeteilt werden (Barrett/Toma, 
2013). 

Altinok/Kingdon, 2012; 

Barrett/Toma, 2013; 

Chingos, 2012; 

Coupé u.a., 2015; 

Denny/Opedisano, 2013; 

Dynarski u.a., 2013; 

Finn u.a. 2001; 

Fredriksson u.a., 2011, 2013; 

Gary-Bobo/Mahjoub, 2013; 

Hanushek, 2006; 

Hanushek/Wößmann, 2010a; 

Jepsen, 2015; 

Konstantopoulos, 2007; 

Leuven u.a., 2008; 

OECD, 2006a, 2016a; 

Renkl, 2013; 

Schanzenbach, 2014; 

Smith u.a., 2003; 

Wößmann, 2007; 

Wößmann/West, 2006 

Unterrichtsvolumen und Bildungsergebnisse 

Amann u.a., 2006; Untersuchungen zeigen eine hochsignifikant positive Ab-
hängigkeit der Schülerleistungen von der kumulierten An-Carlsson u.a., 2012; 
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Jensen, 2013; zahl der Unterrichtsstunden, die die Schüler im Verlauf 
ihrer Schullaufbahn besucht haben (Amann u.a., 2006). 
Neuere empirische Untersuchung bestätigen diese Ergeb-
nisse. Carlsson u.a. (2012) zeigen anhand schwedischer 
Daten, dass zusätzliche Schultage zu einer Steigerung der 
kristallinen Intelligenz führen, unabhängig vom elterlichen 
Bildungsstand und Einkommen. Meghir u.a. (2013) unter-
suchen den Effekt einer Erhöhung der Anzahl der Jahre 
mit Schulpflicht in Schweden. Eine höhere Anzahl an 
Schuljahren wirkt sich gemäß dieser Studie positiv auf die 
kognitiven Fähigkeiten der Kinder aus, und zwar vor allem 
bei einem niedrigen sozioökonomischen Status der Her-
kunftsfamilie. Positive Effekte von einem größeren Unter-
richtsvolumen auf die mathematischen Kompetenzen der 
Schüler zeigen sich in einer dänischen Studie (Jensen, 
2013). Die Verkürzung der Schulzeit an deutschen Gym-
nasien von 13 auf 12 Jahre ermöglicht umfangreiche Un-
tersuchungen zu den Effekten auf Bildungsergebnisse. So 
konnte gezeigt werden, dass sich die Reform negativ auf 
die mathematischen Fähigkeiten der Schüler auswirkt, 
jedoch keinen Einfluss auf die literarischen Deutschkennt-
nisse der Schüler ausübt. Eine Verkürzung der Schulzeit 
führt tendenziell eher zu späteren Lernschwierigkeiten 
(Thomsen, 2015a) und wirkt sich negativ auf die Anzahl 
der Neueinschreibungen an Universitäten im ersten Jahr 
nach Erlangung des Abschlusses aus. Besonders Frauen 
verschieben den Studienstart auch eher zugunsten einer 
Ausbildung (Meyer/Thomsen, 2016). Gleichermaßen 
nimmt die Teilnahme an ehrenamtlichen Tätigkeiten im 
Anschluss an das Abitur oder die Bereitschaft, einen Aus-
landsaufenthalt zu absolvieren für beide Geschlechter zu 
(Thomsen, 2015b). 

Meghir u.a., 2013; 

Meyer/Thomsen, 2016; 

Thomsen, 2015a, 2015b 

Eigene Zusammenstellung 

 
Durch die Erhöhung des Unterrichtsvolumens, beispielsweise mithilfe der Einführung von Ganz-
tagsschulen, liegt ein umfassenderes zeitliches Volumen vor, welches es auch erlaubt, neue 
Lehr- und Lerntechniken zu erproben (Handlungsfeld Förderinfrastruktur). So hat eine Studie 
von Amann, Süssmuth und von Weizsäcker gezeigt, dass Schülerleistungen sich signifikant 
verbessern, wenn die kumulierte Anzahl an Unterrichtsstunden, die sie während ihrer Schul-
laufbahn besucht haben, zunimmt (Amann u.a., 2006, 260). Zwei neuere empirische Studien 
bestätigen unter Verwendung von schwedischen Daten, dass eine größere Anzahl an Schulta-
gen (Carlsson u.a., 2012) beziehungsweise eine längere Schulpflicht (Meghir u.a., 2013) die 
kognitiven Fähigkeiten der Schüler verbessern können. Die erteilten Unterrichtsstunden pro 
Klasse an den verschiedenen Schulformen gehen aus diesem Grund positiv in das Benchmar-
king des Bildungsmonitors ein (Übersicht 6). Für den Sekundarbereich II werden die Unter-
richtsstunden pro Schüler genutzt, da die Schüler entweder nicht im Klassenverbund unterrich-
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tet werden (allgemeinbildende Schulen) oder nur auf diese Weise sämtliche Schulformen be-
rücksichtigt werden können (berufliche Schulen). Die Unterrichtsstunden pro Klasse und die 
Anzahl der Schüler in einer Klasse werden zu einem synthetischen Indikator der Unterrichtsver-
sorgung zusammengefasst: 
 

UStd
Schüler

= UStd
Klasse

   Schüler
Klasse

�  

 
Sowohl die Klassengröße als auch die erteilten Unterrichtsstunden pro Klasse gehen daher 
einzeln nur mit dem halben Gewicht in das Benchmarking ein. Folglich kann die Unterrichtsver-
sorgung verbessert werden, wenn entweder die Anzahl der Schüler pro Klasse reduziert oder 
die Anzahl der Unterrichtsstunden pro Klasse erhöht wird. 
 
Vor diesem Hintergrund ist der Ausfall von Unterrichtsstunden kritisch zu sehen. Selbst wenn 
der Unterrichtsausfall durch Ersatzunterricht in einem anderen Fach oder Zusammenlegung von 
Klassen kompensiert wird, ist die resultierende Reduktion der Unterrichtsqualität nicht zu ver-
meiden. Derzeit werden Daten hinsichtlich der Unterrichtsausfälle nicht detailliert genug erfasst, 
um sie im Bildungsmonitor verwenden zu können. Aus diesem Grund vernachlässigt das 
Benchmarking Unterrichtsausfälle. 
 
Zwar ist der Wirkungszusammenhang zwischen der Klassengröße beziehungsweise der Schü-
ler-Lehrer-Relation und der Qualität des Unterrichts nicht in allen empirischen Studien eindeutig 
belegt. Große Metastudien, in denen die Ergebnisse vieler empirischer Analysen zusammenge-
führt werden, zeigen dennoch, dass von einem Zusammenhang ausgegangen werden kann 
(Übersicht 5). Hintergrund ist, dass kleinere Klassengrößen und günstigere Betreuungsrelatio-
nen zumindest das Potenzial für Qualitätsverbesserungen bieten und eine bessere Personal-
ausstattung eine intensivere Förderung individueller Begabungen beziehungsweise die Beseiti-
gung von Lerndefiziten ermöglicht (OECD, 2006a, 407). Außerdem wird in kleineren Klassen 
der Unterricht in der Regel seltener gestört, sodass der Zeitanteil, in dem ein Lernfortschritt er-
zielt werden kann, größer ist (Lazear, 2001; McKee u.a., 2013). Auch hinsichtlich der Rekrutie-
rung von Lehrpersonal üben die Unterrichtsbedingungen einen Einfluss aus. Größere Klassen 
tragen zu einer höheren Arbeitsbelastung bei, wirken abschreckend auf Berufsanfänger und 
verringern Motivation und Leistung bereits beschäftigter Lehrer (Gustafsson, 2003). Gerade vor 
dem Hintergrund des drohenden und zum Teil bereits bestehenden Personalmangels im Leh-
rersegment (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2010, 76 f.; 2012, 83; 2014, 81; 2016, 
86) ist ein attraktives Arbeitsumfeld notwendig, um leistungsstarke Nachwuchslehrer anzuzie-
hen. Vor dem Hintergrund der ungünstigen Rahmenbedingungen für das Lehrpersonal aufgrund 
des Dienst- und Besoldungsrechts, das Verantwortung und Leistungsbereitschaft kaum durch 
Entgeltzulagen kompensiert (Klein/Stettes, 2009), ist dies umso wichtiger. Daher wird für das 
Benchmarking davon ausgegangen, dass sich kleine Klassen und tiefe Schüler-Lehrer-
Relationen auf den verschiedenen Schulstufen positiv auf den Lernerfolg auswirken. 
 
Auch im Hochschulsegment ist davon auszugehen, dass ein negativer Zusammenhang zwi-
schen der Anzahl der Lernenden pro Lehrendem und der Qualität der Bildung besteht (Auto-
rengruppe Bildungsberichterstattung, 2012, 134). Dies wird im Bildungsmonitor mithilfe der Be-
treuungsrelation an Hochschulen erfasst, die negativ in das Benchmarking aufgenommen wird. 
Problematisch sind schlechte Betreuungsrelationen im Hochschulsegment vor allem deshalb, 
weil die starke Anonymisierung der Lehrveranstaltungen und die dabei fehlende Interaktion da-
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zu führen können, dass wissenschaftliche Begabungen übersehen und allenfalls zufällig ent-
deckt und gefördert werden. Der wissenschaftliche Nachwuchs rekrutiert sich in der Folge nicht 
zwangsläufig aus den Absolventen mit dem höchsten Entwicklungspotenzial in dieser Hinsicht. 
 

Übersicht 6 

Indikatoren zu Betreuungsrelationen 

 

Betreuungsrelation in Kindertageseinrichtungen – 

Schüler-Lehrer-Relation (Grundschulen) – 

Schüler-Lehrer-Relation (Sekundarbereich I ohne Gymnasien) – 

Schüler-Lehrer-Relation (Sekundarbereich I an Gymnasien) – 

Schüler-Lehrer-Relation (Sekundarbereich II) – 

Schüler-Lehrer-Relation (Berufsschulen Teilzeit) – 

Schüler-Lehrer-Relation (berufliche Schulen ohne Berufsschulen Teilzeit) – 

Betreuungsrelation an Hochschulen (Studierende pro Dozent) – 

Erteilte Unterrichtsstunden pro Klasse (Grundschulen)  + 

Erteilte Unterrichtsstunden pro Klasse (Sekundarbereich I ohne Gymnasien) + 

Erteilte Unterrichtsstunden pro Klasse (Sekundarbereich I an Gymnasien) + 

Erteilte Unterrichtsstunden pro Schüler (Sekundarbereich II) + 

Erteilte Unterrichtsstunden pro Klasse (Berufsschulen Teilzeit) + 

Erteilte Unterrichtsstunden pro Schüler (berufliche Schulen ohne Berufsschulen  
Teilzeit) + 

Klassengröße (Grundschulen) – 

Klassengröße (Sekundarbereich I ohne Gymnasien) – 

Klassengröße (Sekundarbereich I an Gymnasien) – 

Klassengröße (Berufsschulen Teilzeit) – 

Eigene Zusammenstellung 

Auch bei den Kindertageseinrichtungen ist die Betreuungsrelation, das heißt die Anzahl Kinder 
pro Fachkraft, ein Indikator für die pädagogische Qualität der Betreuung (Autorengruppe Bil-
dungsberichterstattung, 2012, 59; 2014, 57 f.). Auch im vorschulischen Bereich ist davon aus-
zugehen, dass eine geringere Betreuungsrelation zumindest das Potential für Verbesserungen 
der Betreuungsqualität birgt. Aus diesem Grund geht die Betreuungsrelation negativ in das 
Benchmarking ein. 
 
Im Handlungsfeld Betreuungsbedingungen haben sich in den letzten Jahren bundesweit einige 
Verbesserungen gezeigt. In Abbildung 2-5 wird die bundesweite Entwicklung der Schüler-
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Lehrer-Relation an Grundschulen seit dem Jahr 2000 dargestellt. Von 20,6 Schülern pro Lehrer 
in diesem Ausgangsjahr ergab sich bis zum Jahr 2014 eine Verbesserung auf unter 17 Kinder 
pro Lehrer. Da die Schülerzahlen rückläufig sind, besteht der Hauptgrund für diese positive 
Entwicklung darin, dass die Lehrerzahlen nicht entsprechend gesenkt wurden, so dass ein Teil 
der sogenannten demografischen Rendite im Bildungssystem verblieb. 
 
Abbildung 2-5: Schüler-Lehrer-Relation in den Grundschulen in Deutschland 

Schüler pro Lehrer 

 
 
Quelle: KMK, Schüler, Klassen, Lehrer und Absolventen der Schulen, verschiedene Jahrgänge 

 
Ebenfalls positiv entwickelte sich in den letzten Jahren die Schüler-Lehrer-Relation in den beruf-
lichen Teilzeitschulen: Kamen im Jahr 2000 noch 38,7 Schüler auf einen Lehrer, waren es im 
Jahr 2014 nur noch 34,7 (s. Abbildung 2-6). 

 
In den kommenden Jahren wird ein großer Teil der derzeit tätigen Lehrer aus dem Erwerbsle-
ben ausscheiden (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2010, 76 f.; 2012, 83; 2014, 81; 
2016, 85). Die materiellen Voraussetzungen für eine bessere individuelle Förderung der Schüler 
können somit nur erhalten werden, indem neue Lehrkräfte eingestellt werden (EACEA u.a., 
2009, 226). Sinnvoll wäre es zur Steigerung der Attraktivität des Lehrerberufs daher, zum einen 
das pädagogische Studium praxisorientierter zu gestalten, und zum anderen die Tätigkeit als 
Lehrer durch eine Reform der Vergütungsstruktur attraktiver zu machen. Des Weiteren gewinnt 
der Lehrerberuf durch verbesserte Arbeitsbedingungen, zum Beispiel in Form kleinerer Klassen, 
an Attraktivität.  
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Abbildung 2-6: Schüler-Lehrer-Relation in den beruflichen Teilzeitschulen in Deutschland 
Schüler pro Lehrer 

 
Quelle: KMK, Schüler, Klassen, Lehrer und Absolventen der Schulen, verschiedene Jahrgänge 

 
Auch im Bereich der Kindertagesstätten ist in den nächsten Jahren von einem großen Perso-
nalbedarf auszugehen, zumal bundesweit nur 12,5 Prozent des Personals in Kindertagesstätten 
jünger als 25 Jahre alt sind (Bock-Famulla/Lange, 2016). In den letzten Jahren ist die Anzahl 
pädagogischer Fachkräfte in Kindertageseinrichtungen im Zusammenhang mit dem Ausbau der 
Betreuungsangebote für unter 3-Jährige, der Ausweitung der Betreuungszeiten sowie einer ge-
nerellen Verbesserung der Personalschüssel bereits deutlich angestiegen. Auch für die Integra-
tion der geflüchteten Kinder wird zusätzliches Personal benötigt. Im Jahr 2015 wurde mit rund 
515.000 Beschäftigten in Kindertageseinrichtungen ein neuer Höchststand erreicht (Autoren-
gruppe Bildungsberichterstattung, 2016, 62). Die Länder haben auf die erhöhten Bedarfe mit 
einer deutlichen Erhöhung der Ausbildungskapazitäten reagiert (Autorengruppe Bildungsbe-
richterstattung, 2014, 59). Einen wichtigen Beitrag können des Weiteren die Schaffung attrakti-
ver Beschäftigungsbedingungen sowie eine Verschiebung des Betrachtungsfokus hin zur 
Teamprofessionalität leisten (Bock-Famulla/Lange, 2011, 7). 
 
 

2.1.4 Förderinfrastruktur 

In diesem Handlungsfeld werden zwei weitere Aspekte aufgenommen, welche neben den Be-
treuungsbedingungen an Kindergärten und Schulen (Handlungsfeld Betreuungsbedingungen) 
eine wichtige Rolle für die Bildungsergebnisse spielen: Die Betreuungsqualität in Kindertages-
stätten und die ganztägigen Bildungs- und Betreuungsangebote an Kindergärten und Schulen.  
 
Vor allem auf der untersten Stufe des Bildungssystems, in der frühkindlichen Förderung, wird 
der Grundstein für den späteren Bildungserfolg und den Verlauf der Bildungslaufbahn von Kin-
dern gelegt (Übersicht 7). Die im Vorschulalter erworbenen Fähigkeiten erleichtern späteren 
Kompetenzerwerb, verbessern das Verhalten der Kinder und verringern soziale Disparitäten 
(OECD, 2008b, 104; Aktionsrat Bildung, 2015, 51 ff.; Spieß/Zambre, 2016, 7ff., Heckmann u.a., 
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2015). So hängen die schulischen Leistungen eng mit einer Reihe frühkindlicher kognitiver Fä-
higkeiten wie etwa den frühen sprachlichen Kompetenzen zusammen (Autorengruppe Bil-
dungsberichterstattung, 2014, 60; 2016, 66ff.). Die Betreuungsqualität verbessert auch das 
Problemverhalten, die Bewältigung von Alltagssituationen, die Sozialkompetenz (Aktionsrat Bil-
dung, 2015, 52 f.) und die Gesundheit der Kinder und damit deren Entwicklungsmöglichkeiten 
(Peter, 2014). Vor diesem Hintergrund ist es ausgesprochen wichtig, dass einerseits möglichst 
viele Kinder an vorschulischer Bildung beteiligt werden und andererseits eine qualitativ hoch-
wertige Betreuung angeboten wird.  
 
Ein wesentlicher Einflussfaktor auf die Qualität der Betreuung ist die Qualifikation des pädago-
gischen Personals (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2012, 59; 2014, 57 ff; Aktionsrat 
Bildung, 2012, 23; Allmendinger u.a., 2014, 2). Während die weit überwiegende Mehrheit der 
pädagogischen Fachkräfte in Kindertageseinrichtungen einen beruflichen Abschluss als Erzie-
her beziehungsweise Erzieherin oder Kinderpflegerin aufweist, entspricht die Qualifizierung der 
Tagespflegepersonen häufig nicht den Anforderungen an ihre Tätigkeit. Allerdings ist in diesem 
Bereich eine besonders dynamische Entwicklung zu beobachten. Inzwischen verfügen rund 30 
Prozent der Tagespflegepersonen über eine pädagogische Berufsausbildung, und 49 Prozent 
haben zumindest einen Qualifizierungskurs mit einem Umfang von 160 Stunden absolviert (Au-
torengruppe Bildungsberichterstattung, 2016, 65). Der Akademisierungsgrad ist unter den pä-
dagogischen Fachkräften im vorschulischen Bereich im Vergleich zu anderen Bildungsstufen 
gering (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2010, 54 f.; 2012, 60; 2016, 64). Die Fragen 
der angemessenen Qualifizierung und des künftigen Stellenwerts akademisch qualifizierten 
pädagogischen Personals bleiben aktuell (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2014, 66; 
2016, 70). 
 
Neben der Qualifikation des pädagogischen Personals sollten für eine bessere Qualität in den 
Einrichtungen einheitliche Standards implementiert werden, wie ein kind- und altersgerechter 
Personalschlüssel, eine für die Förderung der Kinder günstige Altersstruktur der Gruppen, eine 
zeitlich angemessene Gestaltung der Angebote sowie eine wirksame Sprachförderung (All-
mendinger u.a., 2014, 2). Zudem sollte die Förderung von fachlichen und überfachlichen Kom-
petenzen in den Alltag einer Kindertageseinrichtung integriert werden. Entgegen der verbreite-
ten Befürchtung geht die Betonung von fachlichem Lernen nicht auf Kosten der sozial-
emotionalen Entwicklung und der Persönlichkeitsförderung der Kinder (Aktionsrat Bildung, 
2015, 51 ff.). 
 
Auf den Zugang der Kinder zum Kindergarten haben soziale sowie ethnisch-kulturelle Hinter-
gründe der Familien einen Einfluss. So besuchen Kinder aus Familien mit niedrigem sozio-
ökonomischem Status signifikant seltener und mit einer geringeren Dauer einen Kindergarten 
als Kinder aus Familien mit mittlerem oder hohem sozialökonomischen Status. Der gleiche ne-
gative, signifikante Effekt tritt bei Kindern mit Migrationshintergrund sowie bei Kindern mit nied-
rigem Anregungsniveau im Elternhaus auf (Müller u.a., 2014). Ziel sollte eine höhere Teilhabe 
von sozial benachteiligten Gruppen und Zuwanderern an frühkindlicher Bildung sein. Dazu soll-
ten einfach zugängliche Informationen für die Eltern verfügbar sein, Beratungen zu häuslichem 
Lernen stattfinden sowie aktuelle Fehlanreize abgebaut werden (Allmendinger u.a., 2014, 2; 
SVR, 2014; Institut für Demoskopie Allensbach; 2015). 
 
Die ganztägigen Bildungs- und Betreuungsangebote an Kindergärten und Schulen tragen dazu 
bei, Kinder stärker individuell zu fördern (Anger u.a., 2012a; Allmendinger u.a., 2014, 3) und 
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erlauben es, ein umfangreicheres Verständnis der pädagogischen Förderung umzusetzen. So 
liegt der Fokus ganztätiger Schulen auf der allgemeinen Entwicklungsförderung für alle Schüler 
statt der alleinigen Kompensation gruppenspezifischer Defizite wie etwa bei Kindern mit Migra-
tionshintergrund (Edelstein, 2006, 3 f.; Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2012). Mit 
einer ganztägigen Betreuung ist außerdem die Erwartung verbunden, die Rahmenbedingungen 
für schulisches und unterrichtsergänzendes Lernen besonders für Kinder aus sozial schwachen 
Familien zu verbessern (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2010, 73; 2012, 65 und 78; 
2014, 78; Fischer u.a., 2014). Dies reduziert Bildungsarmut und schafft mehr Chancengleichheit 
(Allmendinger, 2015, 78f.). Die gebundene Ganztagsschule schneidet dabei tendenziell besser 
ab, da sie die regelmäßige und intensive Teilnahme an den Bildungsangeboten eher gewähr-
leisten kann (Klemm, 2013, 18 f.; Fischer u.a., 2014). Zusätzlich erhalten an einer gebundenen 
Ganztagsschule die Eltern, insbesondere diejenigen mit einem geringen sozioökonomischen 
Status sowie mit Migrationshintergrund, besondere Unterstützung in Bildungsfragen (Fischer 
u.a., 2013). Daher sollten Ganztagsschulen in gebundener Form institutionalisiert werden und 
verbindliche Angebote für alle Wochentage sicherstellen. Einheitliche Standards und pädagogi-
sche Konzepte unter Einbezug von außerschulischen Akteuren sind dabei zu implementieren, 
damit die Potenziale der Rhythmisierung und Neugestaltung der Lernzeiten auch tatsächlich 
umgesetzt werden. Dies muss einerseits schulartübergreifend erfolgen, andererseits aber auch 
Besonderheiten einzelner Regionen und Schulen berücksichtigen. Zudem müssen die Lehrkräf-
te und das pädagogische Personal intensiv zusammenarbeiten (Allmendinger u.a., 2014, 3). 
Auf gesamtwirtschaftlicher Ebene trägt ein gut ausgebautes Angebot an Ganztagsbetreuungs-
plätzen zur Stärkung des Wachstumspotenzials bei (OECD, 2014a). 
 
Empirisch lässt sich feststellen, dass die Teilnahmequote an Ganztagsangeboten in den letzten 
Jahren zumindest in Westdeutschland signifikant gestiegen ist, und zwar sowohl bezogen auf 
alle Kinder im entsprechenden Alter als auch bezogen auf die Kinder aus einkommensschwa-
chen Familien (Jan u.a., 2013, 14 ff.). Dieser Befund legt nahe, dass ein weiterer Ausbau der 
Ganztagsschule sozioökonomische Unterschiede reduzieren kann (Jan u.a., 2013, 22). Es gibt 
allerdings Hinweise darauf, dass die Ganztagsschulen ihr Potenzial zur Leistungsförderung von 
Schülern im Vergleich zu den Halbtagsschulen noch nicht vollständig ausschöpfen (Aktionsrat 
Bildung, 2013, 58 ff.). 
 
Da die Organisation der Ganztagsschule in Deutschland derzeit nicht einheitlich geregelt ist, 
besteht ein sehr heterogenes Angebot, was auch die Quantifizierung der Effekte von Ganztags-
schulen auf die Schülerleistungen erschwert. Unterschiede zeigen sich nicht nur in Hinblick auf 
den Verbindlichkeitsgrad der Schülerteilnahme, sondern auch bezüglich der Öffnungszeiten, 
der Gestaltung der Tagesabläufe und der inhaltlichen Profile. Auch zwischen den Schularten 
zeigen sich große Unterschiede. So ist im Grundschulbereich das offene Organisationsmodell 
zwar besonders verbreitet, dennoch ist aber die gewährleistete Betreuungsdauer deutlich län-
ger als im Sekundarbereich. In der Zukunft gilt es, das Angebot über die Schularten und Länder 
hinweg zu vereinheitlichen (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2014, 78 ff.) und Konzep-
te zur Verbindung von Ganztagsangebot und Unterricht zu entwickeln (Autorengruppe Bil-
dungsberichterstattung, 2016, 99). 
 
Unstrittig ist der Beitrag von ganztägigen Bildungs- und Betreuungsangeboten zur Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf und somit zur Aktivierung von Arbeitskräftepotenzialen. Durch den Aus-
bau der Kinderbetreuung könnte Familienpolitik daher dem demografisch bedingten Rückgang 
des Erwerbspersonenpotenzials entgegensteuern (Geis/Plünnecke, 2013). Insbesondere die 
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Ganztagsbetreuung an den Grundschulen sollte zu einem verlässlichen Angebot weiter ausge-
baut werden, um Betreuungsprobleme beim Übergang von einem Ganztags-Kindergartenplatz 
in die Grundschule zu vermeiden (Weishaupt, 2014). Von besonderer Bedeutung ist die Ganz-
tagsbetreuung für Alleinerziehende, die mit einer höheren Wahrscheinlichkeit eine Erwerbstä-
tigkeit aufnehmen oder ausweiten können, wenn die Kinder ganztags betreut werden. Dadurch 
sinkt das Armutsrisiko (Anger u.a., 2012a).  
 
Zu beachten ist allerdings die Definition einer Ganztagsschule. So gilt länderübergreifend eine 
Schule als Ganztagsschule wenn im Primar- und Sekundarbereich I „an mindestens drei Tagen 
in der Woche ein ganztägiges Angebot für Schülerinnen und Schüler bereitgestellt wird, das 
täglich mindestens sieben Zeitstunden umfasst“ (KMK, 2015a). Demenentsprechend unter-
scheidet sich das Betreuungsangebot der Ganztagsschulen in den Öffnungszeiten zwischen 
drei und fünf Tagen die Woche. Eine Vollzeit-Erwerbstätigkeit wird somit nicht immer durch eine 
Ganztagsschule ermöglicht, sodass die Vereinbarkeit von Beruf und Familie nur bedingt mög-
lich ist. Der Ausbau von Ganztagsschulen sollte daher auch darauf gerichtet sein, die Betreu-
ungszeiten so umfangreich sicherzustellen, dass die Eltern die Möglichkeit haben, Vollzeit er-
werbstätig zu sein. 
 
Der Bildungsmonitor verwendet für das Handlungsfeld Förderinfrastruktur hauptsächlich Indika-
toren, welche die quantitative Bedeutung von ganztätiger Betreuung in den Bundesländern ab-
bilden (Übersicht 8). Für den Elementarbereich fließt der Anteil der ganztags betreuten Kinder 
im Alter zwischen drei und sechs Jahren in die Bewertung ein. Die halbtägige Betreuung in Kin-
dergärten wird nicht berücksichtigt, da es in diesem Bereich aufgrund des Rechtsanspruchs für 
die drei- bis sechsjährigen Kinder keine relevanten Ausstattungsunterschiede gibt, die auf das 
Angebot der Bundesländer zurückzuführen wären. Im Primarbereich und Sekundarbereich I 
werden die Anteile der Schüler an Ganztagsschulen an allen Schülern der entsprechenden 
Schulart genutzt.  
 

Übersicht 7 

Ausgewählte Studien zur Förderinfrastruktur 

Frühkindliche Förderung, Bildungsniveau und volkswirtschaftliche Effekte 

Anger u.a., 2012a; Der Ausbau der frühkindlichen Förderung leistet einen signifi-
kanten Beitrag zur Steigerung des Wachstums, dem Abbau von 
Bildungsarmut, der Senkung von Kinderarmut, der Erhöhung 
von Kompetenzen in Lesen, Mathematik und Naturwissenschaf-
ten und führt langfristig zu einer hohen fiskalischen Rendite (An-
ger/Plünnecke, 2008; Anger u.a., 2012a; Diekmann u.a., 2008; 
Plünnecke/Seyda, 2007; Slupina/Klingholz, 2013; Essel-
mann/Geis, 2014). Vorschulische Bildung kann entscheidend 
dazu beitragen, vor allem benachteiligte Kinder gut auf ihre spä-
tere Schullaufbahn vorzubereiten (Eurydice, 2009; 
Spieß/Zambre, 2016). Deshalb sind Investitionen in die frühkind-
liche Bildung, von denen vor allem Kinder aus benachteiligten 
Familien profitieren, sowohl unter Gerechtigkeits- als auch unter 
Effizienzaspekten zu favorisieren (Blomeyer u.a., 2014; 

Anger/Plünnecke, 2008; 
Blomeyer u.a., 2014; 
Diekmann u.a., 2008; 

Esselmann/Geis, 2014; 
Eurydice, 2009; 
Plünnecke/Seyda, 2007; 
Slupina/Klingholz, 2013; 
Spieß, 2013; 
Spieß/Zambre, 2016 
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Spieß/Zambre, 2016). Angesichts der Bedeutung und hohen 
Rendite frühkindlicher Bildungsinvestitionen sollte in Deutsch-
land mehr in diesen Bereich investiert werden, außerdem sollte 
die Qualität früher Bildungsangebote verstärkt in den Blick ge-
nommen werden (Spieß, 2013).  

Vorschulische Bildung und spätere Kompetenzen 

Aktionsrat Bildung, 2015; Die Beteiligung von Kindern an frühkindlichen Bildungseinrich-
tungen beginnt immer früher und die täglichen Betreuungszeiten 
nehmen immer mehr zu (Autorengruppe Bildungsberichterstat-
tung, 2016). Nach internationalen Vergleichsstudien liegt die 
Vermutung nahe, dass der Besuch frühkindlicher Bildungsein-
richtungen sowie die Dauer der vorschulischen Bildung positiv 
mit späteren kognitiven und sozialen Kompetenzen und Schul-
leistungen zusammenhängen (Heckmann u.a., 2015, Autoren-
gruppe Bildungsberichterstattung, 2014; Bos u.a., 2012; Dun-
can/Magnuson, 2013; Mullis u.a., 2012; Schütz, 2009; Wöß-
mann, 2007). Dies erfolgt aufgrund der doppelten Bedeutung 
der frühkindlichen Bildung: Einerseits vermittelt sie den Kindern 
Fähigkeiten, andererseits steigert sie die Effizienz von späteren 
Lernprozessen (Piopiunik/Wößmann, 2014). Analysen für 
Deutschland legen die Bedeutung des vor der Schule erreichten 
Kompetenzniveaus nahe (Schlotter/Wößmann, 2010; Essel-
mann/Geis, 2014) und zeigen, dass der Besuch von Kinderta-
geseinrichtungen auch die sozio-emotionale Entwicklung der 
Kinder positiv beeinflusst (Müller u.a., 2013). Im frühkindlichen 
Bereich ist die enge Zusammenarbeit mit den Eltern und die 
familiäre Anregungsqualität besonders relevant, damit neben 
einem chancengerechten Zugang zum Bildungsprozess auch 
die Weiterentwicklung von Lernkompetenz und -motivation ge-
währleistet werden kann (Ständige Konferenz der Kultusminister 
der Länder in der Bundesrepublik Deutschland; GWK, 2015, 
Aktionsrat Bildung, 2015, Autorengruppe Bildungsberichterstat-
tung, 2016). Die Struktur und Intensität der vorschulischen Bil-
dung sind allerdings entscheidend für deren Erfolg. So erreichen 
Kinder, die in der Kindertageseinrichtung regelmäßig an ent-
wicklungsförderlichen und bildungsnahen Aktivitäten in der 
Gruppe nachgehen, einen überdurchschnittlichen Entwicklungs-
stand bei den sprachlichen Kompetenzen (Autorengruppe Bil-
dungsberichterstattung, 2014). Eine Kindergartenpflicht führt 
aber nicht automatisch zu besseren schulischen Leistungen 
(Drange u.a., 2012), könnte aber dem Problem der geringeren 
Partizipation von Kindern aus weniger privilegierten Elternhäu-
sern entgegenwirken (Müller u.a., 2014).  

Autorengruppe Bildungs-
berichterstattung, 2014, 
2016; 
Bos u.a., 2012; 
Drange u.a., 2012; 
Duncan/Magnuson, 2013; 
Esselmann/Geis, 2014; 
Heckmann u.a., 2015; 
Müller u.a., 2013, 2014; 
Mullis u.a., 2012; 
Piopiunik/Wößmann, 

2014; 
Schlotter/Wößmann, 

2010; 
Schütz, 2009; 
Ständige Konferenz der 

Kultusminister der 
Länder in der Bundes-
republik Deutschland; 
Gemeinsame Wissen-
schaftskonferenz 
(GWK), 2015; 

Wößmann, 2007 
 

Die Vorteile von Ganztagsschulen 

Aktionsrat Bildung, 2007, 
2015; 

Mit dem Besuch einer Ganztagsschule sind zahlreiche positive 
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Allmendinger, 2015; Effekte verbunden (Aktionsrat Bildung, 2007; Autorengruppe 
Bildungsberichterstattung, 2012, 2014, 2016; Holtappels u.a., 
2007; Klemm, 2013; Robert Bosch Stiftung, 2008; StEG-
Konsortium, 2010; Schüpbach u.a., 2013; Wissenschaftlicher 
Kooperationsverbund, 2006; Züchner/Fischer, 2014; Stöt-
zel/Wagener, 2014; Allmendinger, 2015, Schulz-Gade, 2015). 
Vorteile bestehen etwa in: 
• mehr Individualisierungsmöglichkeiten 
• stärkerer Schulentwicklungsorientierung, Innovations- und 

Kooperationsbereitschaft des Lehrpersonals 
• bessere Lernkultur und Verzahnung des Unterrichts mit au-

ßerunterrichtlichen Angeboten 
• Freiräume für mehrdimensionale Bildungsinhalte und –

gelegenheiten 
• Verbesserung des Sozialverhaltens, der Motivation und des 

Selbstkonzepts der Schüler sowie der sozialen Beziehungen 
zwischen Schülern und Lehrern 

• Ausgleichseffekte in Bezug auf herkunftsbedingte Ungleich-
heiten 

• mehr Partizipationsmöglichkeiten der Schüler und Demokra-
tiebildung 

• Stärkere lernbezogene Beteiligung der Eltern an rhythmisier-
ten Ganztagsschulen 

• Bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

Autorengruppe Bildungs-
berichterstattung, 
2012, 2014, 2016; 

Fischer u.a., 2014; 
Holtappels u.a., 2007; 
Klemm, 2013; 
Robert Bosch Stiftung, 

2008; 
Schulz-Gade, 2015; 
Schüpbach u.a., 2013; 
StEG-Konsortium, 2010; 
Stötzel/Wagener, 2014; 
SVR, 2014; 
Wissenschaftlicher Koop-

erationsverbund, 2006; 
Züchner/Fischer, 2014 

Betreuungsangebote und Erwerbsbeteiligung der Frauen 

Achatz u.a., 2013; Im europäischen Vergleich zeigt sich, dass eine familienfreundli-
che Infrastruktur die Geburtenzahlen und die Frauen-
erwerbstätigkeit fördert, vor allem bei Höherqualifizierten 
(BMFSFJ, 2005; OECD, 2008b; Robert Bosch Stiftung, 2008). 
Auch Studien für Deutschland belegen, dass der Ausbau von 
Betreuungsangeboten für Kleinkinder (Bauernschuster/Schlotter, 
2013) sowie von Mittags- und Nachmittagsbetreuung (Eichhorst 
u.a., 2011) vielen vorher nicht erwerbstätigen Müttern den Ar-
beitsmarktzugang erleichtert, und dass sich die Verfügbarkeit 
von Ganztagsschulen auch auf die Arbeitszeiten der Mütter 
auswirken kann (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 
2014). Starke Effekte finden sich vor allem in Westdeutschland, 
wo die Betreuungssituation derzeit hinter der Ostdeutschlands 
zurückbleibt (Eichhorst u.a., 2011).Seit 2006 hat sich die Wahr-
scheinlichkeit eines Kits-Besuchs für Kinder von Müttern mit 
Hochschul- oder Berufsabschluss und für alleinerziehende Müt-
ter in Westdeutschland allerdings deutlich verbessert (Scho-
ber/Stahl, 2014). Weiterhin ist der Ausbau der Betreuungsinfra-

Anger u.a., 2012a; 
Autorengruppe Bildungs-

berichterstattung, 
2014; 

Bauernschuster/Schlotter, 
2013; 

BMFSFJ, 2005; 

Bonin u.a., 2013; 
Eichhorst u.a., 2011; 
Geis/Plünnecke, 2013; 
Hammermann u.a., 2015; 
Knittel u.a., 2012; 
Lietzmann, 2016 
OECD, 2008b; 
Robert Bosch Stiftung, 

2008; 
Schober/Stahl, 2014; 
Tobsch, 2013 
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 struktur in Hinblick auf die Aufnahme oder Ausweitung einer 
Erwerbstätigkeit für Alleinerziehende von hoher Relevanz (An-
ger u.a., 2012a; Achatz u.a., 2013, Lietzmann, 2016). Durch 
Betreuungsangebote sind Eltern nicht nur häufiger erwerbstätig, 
der Zielkonflikt zwischen Karrierestreben und Zeit für familiäre 
Belange wird reduziert, sodass Karriereambitionen und Familie 
besser in Einklang gebracht werden können (Hammermann u.a., 
2015). Das derzeit unausgeschöpfte Arbeitskräftepotenzial bei 
Müttern mit Schulkindern wird auf insgesamt etwa 763.000 Voll-
zeitäquivalente geschätzt (Tobsch, 2013). Durch den Ausbau 
der Kinderbetreuung könnte Familienpolitik somit dem demogra-
fisch bedingten Rückgang des Erwerbspersonenpotenzials ent-
gegensteuern (Geis/Plünnecke, 2013; Knittel u.a., 2012). Eine 
gut ausgebaute Betreuungsinfrastruktur erleichtert aber nicht nur 
die Erfüllung von Erwerbswünschen der Eltern, sondern auch 
die Realisierung von Kinderwünschen (Bonin u.a., 2013). 

Eigene Zusammenstellung 

 
Wesentlich komplexer gestaltet sich die Messung der Qualität von Kindertagesbetreuung und 
frühkindlicher Förderung. Um diesen Aspekt dennoch in die Bewertung einfließen zu lassen, 
werden zwei bildungsniveaubezogene Indikatoren herangezogen, aus denen Rückschlüsse 
über die Qualität der Betreuung gezogen werden können: Der Akademisierungsgrad des Per-
sonals in Kindertagesstätten auf der einen Seite und der Anteil der ungelernten Mitarbeiter auf 
der anderen Seite.  

 

Übersicht 8 

Indikatoren zur Förderinfrastruktur 

Anteil der Grundschüler an Ganztagsschulen an allen Grundschülern + 

Anteil der Schüler an Ganztagsschulen im Sekundarbereich I an allen Schülern + 

Anteil der ganztags betreuten Kinder (3 bis 6 Jahre) + 

Akademisierungsgrad des Personals in KiTas + 

Anteil der Ungelernten am Personal in KiTas – 

Eigene Zusammenstellung 

Die Förderinfrastruktur in Deutschland hat sich in den letzten Jahren positiv entwickelt. Ur-
sprünglich spielte beispielsweise die Ganztagsbetreuung an Grundschulen nur eine unterge-
ordnete Rolle. Abbildung 2-7 verdeutlicht, dass der Anteil der Grundschüler an Ganztagsschu-
len in den letzten Jahren jedoch stark zugenommen hat. Im Jahr 2014 betrug er immerhin 
schon 32,9 Prozent. Mit dazu beigetragen hat das Investitionsprogramm "Zukunft Bildung und 
Betreuung", im Rahmen dessen die Bundesregierung von 2003 bis 2009 vier Milliarden Euro für 
den Auf- und Ausbau von Ganztagsschulen in allen 16 Ländern bereitgestellt hat. Der Zuwachs 
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an Ganztagsschulplätzen hat sich allerdings seit dem Ende des Investitionsprogramms wieder 
verlangsamt. Der Anstieg in der Ganztagsbeteiligung der Schüler ist zum Teil auf die demogra-
fisch bedingte geringere Schülerzahl zurückzuführen (Klemm, 2014). 
 
Abbildung 2-7: Anteil der Ganztagsschüler an Grundschulen  

in Prozent 

 
Quelle: KMK, Allgemeinbildende Schulen in Ganztagsform in den Ländern der Bundesrepublik Deutsch-
land, verschiedene Jahrgänge 

Auch bei den Betreuungsangeboten für Klein- und Vorschulkinder zeigen sich Fortschritte. Nicht 
nur die Anzahl der Kindertagesbetreuungsplätze wurde in den letzten Jahren erheblich ausge-
baut (BMFSFJ, 2013), sondern auch das ganztägige Betreuungsangebot für Kinder von drei bis 
sechs Jahren. Während im Jahr 2006 nur 22 Prozent der Kinder in dieser Altersgruppe ganztä-
gig betreut wurden, waren es im Jahr 2015 bereits knapp 44 Prozent (Abbildung 2-8).  
 
Trotz der Dynamik der letzten Jahre bleibt in Bezug auf die Förderinfrastruktur im deutschen 
Bildungssystem ein großer Handlungsbedarf bestehen. Ziel sollte ein flächendeckendes Ange-
bot qualitativ hochwertiger Förderinfrastruktur sowie ein Rechtsanspruch auf Ganztagsbeschu-
lung sein. Die Angebote der Förderinfrastruktur sollten alle Eltern ansprechen und Anreize 
schaffen, diese Betreuungsangebote zu nutzen (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 
2012, 65; Esselmann u.a. 2013a).  
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Abbildung 2-8: Anteil der ganztags betreuten Kinder in der Altersgruppe 3-6 Jahre 
in Prozent 

 
Quelle:  Statistisches Bundesamt, Sonderauswertung 

 

2.1.5 Internationalisierung 

Vor dem Hintergrund der Globalisierung sind inländische Fachkräfte mit entsprechenden Kom-
petenzen ein wichtiger Standortfaktor (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2008, 23; 
Geis/Kemeny, 2014; KMK, 2006, 2; Konegen-Grenier/Placke, 2016). Andererseits haben quali-
fizierte Zuwanderer eine immer größere Bedeutung, und das nicht nur aufgrund ihrer sprachli-
chen Kenntnisse. Vielmehr besteht für die deutsche Wirtschaft die Chance, drohenden bezie-
hungsweise bezogen auf einige Qualifikationen bereits eingetretenen Fachkräfteengpässen 
entgegenzuwirken, indem qualifizierte Einwanderer angeworben werden (Koppel/Plünnecke, 
2008; Geis, 2012; Koppel, 2016). Zudem stärkt die Zuwanderung sowohl die Wachstumsdyna-
mik in Deutschland als auch den Wohlstand des Einzelnen (Klös / Plünnecke, 2015).  
 
In der beruflichen Bildung ist die Internationalisierung noch nicht weit fortgeschritten. Im Bereich 
des dualen Studiums ist die internationale Ausrichtung ebenso noch gering: Lediglich 4,1 Pro-
zent der dualen Studiengänge in Deutschland hatten im Jahr 2014 eine internationale Ausrich-
tung, besonders wenig duale Studierende gehen ins Ausland und nur wenig ausländische Stu-
dierende sind in dualen Studiengängen eingeschrieben (Stifterverband, 2015). 
 
Den Hochschulen fällt in Bezug auf die Internationalisierung eine besondere Rolle zu, denn die 
zunehmende internationale Ausrichtung der Arbeitsmärkte fördert die Attraktivität eines Aus-
landsstudiums für Studierende (Konegen-Grenier/Placke, 2016), wobei ein überwiegender Teil 
als Zielland einen der G20-Staaten wählt (82 Prozent). Ausschlaggebend für die Entscheidung 
für ein Zielland sind verschiedene Faktoren wie die Qualität der Hochschulen sowie die Unter-
richtssprache in den angebotenen Studiengängen (OECD, 2014c, 455 f.). Die Anzahl deutscher 
Studierender, die abschlussbezogen im Ausland studieren, steigt seit 20 Jahren an, während 
sich die Häufigkeit von kürzeren studienbezogenen Auslandsaufenthalten seit der Jahrtau-
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sendwende auf einem hohen Niveau stabilisiert hat (Burkhart u.a., 2014, 44 ff.). Die meisten 
deutschen Hochschulen sehen die Betreuung der internationalen Studierenden als wichtigen 
Bereich an (DAAD, 2014). Die ausländischen Studierendenden sind in Bezug auf ihre Kaufkraft 
ein wichtiger Faktor, da sie am Studienort in erheblichem Umfang Ausgaben für die Lebenshal-
tung tätigt, welche die regionale Wirtschaft unterstützen (OECD, 2004, 4 ff.; 2006a, 325 ff.). Vor 
allem aber stellt diese Personengruppe ein großes Potenzial im Hinblick auf die Fachkräftesi-
cherung dar. Laut einer Studie des Stifterverbands und McKinsey sind bereits heute 50 Prozent 
der Unternehmen in Deutschland auf ausländische Absolventen angewiesen und 66 Prozent 
gehen davon aus, dass dies zukünftig der Fall sein wird (Stifterverband, 2015, 18). Nichtsdes-
totrotz haben kleine und mittlere Unternehmen internationale Studierende noch nicht im ent-
sprechenden Maße als Zielgruppe erkannt (SVR-Forschungsbereich, 2015, 22). Hingegen plant 
jedoch über die Hälfte der Bildungsausländer, nach dem Studienabschluss zunächst in 
Deutschland zu bleiben (Burkhart u.a., 2014, 40).  
 
Dass Zuwanderer über die Hochschule bereits heute einen wahrnehmbaren Beitrag zur Fach-
kräftesicherung leisten, belegt eine Studie von Alichniewicz/Geis (2013). Die Autoren zeigen, 
dass zwischen 2001 und 2010 rund 44 Prozent der Bildungsausländer, die einen deutschen 
Hochschulabschluss erlangt hatten, in Deutschland verblieben. Viele dieser Zuwanderer verfü-
gen über besonders gesuchte Qualifikationen in Engpassbereichen. So war etwa der Anteil der 
MINT-Absolventen mit 40,2 Prozent deutlich höher als bei den Personen ohne eigene Migrati-
onserfahrung (28,6 Prozent), aber auch höher im Vergleich zu Ausländern, die nach Studienab-
schluss zugewandert waren (34,2 Prozent). Die Integration in den deutschen Arbeitsmarkt ge-
lingt dieser Zuwanderergruppe ebenfalls besonders gut. So waren im Jahr 2011 männliche Zu-
wanderer über die Hochschule mit 92 Prozent etwa gleich häufig erwerbstätig wie einheimische 
Männer ohne eigene Migrationserfahrung (94 Prozent). Die Wahrscheinlichkeit als hochspezia-
lisierte Fach- oder Führungskraft tätig zu sein, also etwa Posten als Geschäfts- oder Ge-
schäftsbereichsleiter, als wissenschaftliche Lehrkräfte oder als Unternehmensberater inne zu 
haben, war für männliche Zuwanderer über die Hochschule sogar höher als für Personen ohne 
eigene Migrationserfahrung. Dass Frauen, die über die Hochschule zuwandern, etwas weniger 
häufig erwerbstätig sind als Frauen ohne eigene Migrationserfahrung, dürfte teilweise auf ein 
traditionelleres Rollenverständnis zurückzuführen sein, das unter zugewanderten Frauen häufi-
ger vorherrscht (Bertelsmann Stiftung, 2010).  
 
Um den Beitrag zur Fachkräftesicherung durch ausländische Studierende weiter zu erhöhen 
sowie staatliche Investitionen für die Hochschulausbildung effizienter zu nutzen, sollte gezielt 
bei internationalen Studierenden das Risiko eines Studienabbruchs reduziert werden. Eine ver-
besserte Unterstützung während des Studiums durch Stipendien- und Betreuungsprogramme 
sind hier notwendig. Zudem sollten Anreize für die Hochschulen eingeführt werden, ihre Studie-
renden zu einem Abschluss zu führen (Stifterverband, 2015, 13 ff.). Um den Berufseinstieg von 
internationalen Studierenden in Deutschland noch häufiger zum Erfolg zu bringen, sind die an 
einzelnen Hochschulstandorten bereits vorhandenen Beratungs- und Betreuungsangebote so-
wie die aufgeschlossenen Unternehmen und die serviceorientierten Behörden zu einem koope-
rativen, regionalen Übergangsmanagement zu verzahnen. Die bisherigen Unterstützungsange-
bote sind häufig noch lückenhaft, hängen von „Zufallsbekanntschaften“ ab und setzen zu spät 
an (SVR-Forschungsbereich, 2015, 39 ff.) Schon während des Studiums sollten die internatio-
nalen Studierenden sozial und beruflich integriert werden (Stifterverband, 2015, 24). 
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Übersicht 9 

Ausgewählte Studien zur Internationalisierung 

Fremdsprachen schon im Kindesalter erlernen 

Aktionsrat Bildung, 2008; 
Bos u.a., 2007; 
Castro u.a, 2013; 
Cecer-Dll, 2014; 
Dixon u.a., 2012; 
Neils/Steinlen, 2009; 
Sawyer u.a, 2016; 
Steinlen, 2009; 
Yazejian u.a., 2015 

Entwicklungspsychologische Untersuchungen belegen, dass 
das Erlernen einer Fremdsprache im Kindesalter zahlreiche 
kognitive, linguistische und soziale Vorteile haben kann (Castro 
u.a, 2013, Cecer-Dll, 2014, Sawyer u.a, 2016, Yazejian u.a., 
2015). Kinder erreichen häufig ein höheres bis muttersprachli-
ches Niveau, welches beim Sprachenlernen im Erwachsenen-
alter kaum noch erreicht werden kann (Aktionsrat Bildung, 
2008, Dixon u.a., 2012). Eine zweite Sprache bereits im Kin-
dergartenalter spielerisch zu erlernen, ist sinnvoll. Studien zei-
gen: je länger ein Kind einen zweisprachigen Kindergarten be-
sucht hat, umso besser sind seine Kenntnisse in der Fremd-
sprache (Neils/Steinlen 2009; Steinlen, 2009). Dabei konnte in 
einer amerikanischen Studie gezeigt werden, dass die 
Sprachwahl oft von den Sprachkenntnissen der Eltern beein-
flusst wird: Je schwieriger Eltern den Erwerb einer bestimmten 
Sprache empfanden, desto eher wurde diese Sprache gegen-
über einer anderen Sprache bevorzugt (Sawyer u.a., 2016). 
Die Kenntnisse der Muttersprache werden vom Fremdspra-
chenerwerb in diesem Alter sogar positiv beeinflusst. Auch in 
Bezug auf Kinder mit Migrationshintergrund sollte die Förde-
rung des Zweitspracherwerbs bereits in der Elementarbildung 
stattfinden, um späteren Benachteiligungen vorzubeugen (Bos 
u.a., 2007). 

Internationale Mobilität der Studierenden 

Alichniewicz/Geis, 2013; 
Bargel u.a., 2009; 
BMBF, 2010b; 
Engel u.a., 2009; 
Eurostat, 2009; 
Finger, 2014; 
Hanganu/Heß, 2014; 
Hauschildt/Liedtke, 2016; 
Konegen-Grenier/Placke, 

2016; 
Middendorff u.a., 2013; 
Netz, 2012; 
Konegen-Grenier/Placke, 

2016; 
Stifterverband, 2015; 
Woisch/Willige, 2015 

Internationale Mobilität von Studierenden und Nachwuchsfor-
schern trägt nicht nur zur Erweiterung des persönlichen Hori-
zonts bei, sondern schärft die Sprachkompetenzen und das 
interkulturelle Verständnis (Eurostat, 2009, Konegen-
Grenier/Placke, 2016). Besonders hoch ist die Mobilität in den 
letzten Bachelorsemestern und zwischen dem Bachelor- und 
dem Masterstudiengang (Bargel u.a., 2009, Woisch/Willige, 
2015). Die Quote auslandsmobiler Studierender hat sich seit 
den 1990er Jahren deutlich erhöht (Middendorff u.a., 2013). Ob 
Studierende Auslandserfahrung sammeln, hängt mit der Hoch-
schulart, dem studierten Fach und soziodemografischen Fakto-
ren zusammen (Netz, 2012; Finger, 2014; Stifterverband, 
2015). Die Mobilitätsquote von Bachelorstudenten ist höher, 
wenn sie an Fachhochschulen studieren, als an Universitäten 
(Woisch/Willige, 2015). Dies könnte einerseits mit der durch-
schnittlich längeren Studiendauer an Fachhochschulen zu-



Institut der deutschen Wirtschaft Köln  Bildungsmonitor 2016  

Studie im Auftrag der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM) Seite 42 von 237 

sammenhängen, andererseits planen Absolventen einer Uni-
versität häufiger, einen Master anzuschließen und im Zuge 
dessen einen Auslandsaufenthalts nachzuholen. Die Wahr-
scheinlichkeit, einen Auslandsaufenthalt absolviert zu haben, 
ist für Absolventen mit elterlichem tertiärem Bildungshinter-
grund sowie für Absolventen von Universitäten signifikant hö-
her. Größtes Hindernis für ein Teilstudium im Ausland ist aus 
Sicht der Studierenden die finanzielle Mehrbelastung, gefolgt 
von der erwarteten Verlängerung der Studienzeit (Middendorff 
u.a., 2013; Stifterverband, 2015, Hauschildt/Liedtke, 2016). Ein 
Auslandsaufenthalt kann die Berufsaussichten verbessern 
(BMBF, 2010b; Engel u.a., 2009; Stifterverband, 2015; Kone-
gen-Grenier/Placke, 2016) und erhöht seinerseits die Wahr-
scheinlichkeit, nach dem Studienabschluss im Ausland oder in 
einem internationalen Kontext erwerbstätig zu sein (Netz, 
2012). Bildungsausländer, die in Deutschland einen Studien-
abschluss erlangen, verfügen besonders häufig über Engpass-
qualifikationen und sind sehr gut in das Erwerbsleben integriert 
(Alichniewicz/Geis, 2013; Hanganu/Heß, 2014). 

Internationale Ausrichtung der Hochschulen 

Engel u.a., 2014; 
Heublein u.a., 2007; 
Maiworm, 2014; 
Schomburg u.a., 2012; 
Stifterverband, 2015; 
Trippl, 2013 

Die internationale Vernetzung und Mobilität von Forschern 
kann eine wichtige Rolle bei dem Wissenstransfer spielen 
(Trippl, 2013). Die internationale Wettbewerbsfähigkeit von 
Hochschulen ist unmittelbar mit Faktoren wie einem internatio-
nal ausgerichteten oder fremdsprachlichen Studienangebot 
sowie der Mobilität der Studierenden und Lehrkräfte verknüpft 
(Heublein u.a., 2007). Im Jahr 2014 hatten 293 deutsche 
Hochschulen fast 31.000 internationale Kooperationen mit ca. 
5000 Hochschulen in 150 Ländern. Die meisten (55 Prozent) 
der Abkommen wurden im Rahmen des Erasmus-Programms 
geschlossen (Maiworm, 2014) Eine Befragung von Professoren 
und Beschäftigten des wissenschaftlichen Mittelbaus an Uni-
versitäten und Fachhochschulen zeigt insgesamt ein hohes 
Ausmaß internationaler Aktivitäten, wenn Auslandsaufenthalte, 
Unterricht in einer Fremdsprache und internationale Publikatio-
nen berücksichtigt werden. Lehrende an Universitäten sind 
stärker international ausgerichtet als Lehrende an Fachhoch-
schulen (Schomburg u.a., 2012). Eine Untersuchung des Deut-
schen Instituts für internationale pädagogische Forschung sie-
delt die internationale Mobilität deutscher Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler jedoch in vielen Bereichen unter dem eu-
ropäischen Durchschnitt an, beispielsweise bei den etablierten 
Wissenschaftlern (Engel u.a., 2014). Studierende wiederum 
empfinden ihr Studium zum Teil noch als kaum international 
ausgerichtet (Stifterverband, 2015). Besonders im Zuge der 
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aktuellen Flüchtlingsmigration ist es wichtig, die Studiengänge 
noch internationaler zu gestalten, damit studierfähige Geflüch-
tete einen raschen Einstieg in das hochschulische Bildungssys-
tem schaffen. 

Eigene Zusammenstellung 

Internationalisierung und das damit verbundene Verständnis für andere Kulturen ist nicht nur 
personenbezogen für Bewerber auf dem Arbeitsmarkt wichtig, sondern auch aus der Unter-
nehmenssicht nicht zu unterschätzen. Im Zuge der Globalisierung bekommen ausländische 
Absatzmärkte für Unternehmen eine zunehmende Bedeutung und stellen neue Herausforde-
rungen an Management und Mitarbeiter. So suchen Unternehmen vermehrt nach Mitarbeitern 
mit internationalen Erfahrungen und Kompetenzen. Es spielen Auslandserfahrungen im Studi-
um und in der Praxis, Fremdsprachenkenntnisse, interkulturelle Kompetenz sowie die Kenntnis 
globaler Märkte eine große Rolle. Das Bildungssystem schafft vor diesem Hintergrund eine 
wichtige Grundlage, diese internationalen Erfahrungen und Kompetenzen zu erwerben 
(Häcker/Knischewski, 2006; Aktionsrat Bildung, 2008; Stifterverband, 2015; Konegen-
Grenier/Placke, 2016).  
 
 
Übersicht 10 zeigt die sieben Indikatoren, anhand derer die Umsetzung der Anforderungen an 
die Internationalisierung im Bildungssystem in den einzelnen Bundesländern im Bildungsmoni-
tor gemessen wird. 
 

Übersicht 10 

Indikatoren zur Internationalisierung 

Anteil der Schüler mit Fremdsprachenunterricht an Grundschulen + 

Anteil der Schüler mit Fremdsprachenunterricht an Berufsschulen im dualen System + 

Anteil der Bildungsausländer an der Gesamtzahl der Studierenden + 

Durchschnittliche Kompetenz in Englisch Lesen (IQB) + 

Durchschnittliche Kompetenz in Englisch Hören (IQB) + 

Durchschnittliche Kompetenz an Gymnasien in Englisch Lesen (IQB) + 

Durchschnittliche Kompetenz an Gymnasien in Englisch Hören (IQB) + 

Eigene Zusammenstellung 

Bereits in der Grundschule sind das Erlernen einer ersten Fremdsprache und das Entwickeln 
des damit verbundenen interkulturellen Verständnisses anzustreben. Daher bildet der Anteil der 
Schüler mit Fremdsprachenunterricht an Grundschulen einen Indikator im Handlungsfeld Inter-
nationalisierung. Die Fortführung des Fremdsprachenunterrichts in dieser ersten und mindes-
tens einer weiteren Sprache im Sekundarbereich wird dagegen nicht explizit erfasst, da ein all-
gemeiner Schulabschluss diese Fremdsprachenkenntnisse implizit voraussetzt. Stattdessen 
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beinhaltet der Bildungsmonitor den Anteil der Schüler im dualen System, die fremdsprachlichen 
Unterricht erhalten.  
 
Neben der Tatsache, dass während der Schulzeit eine oder mehrere Fremdsprachen erlernt 
werden, ist für einen effektiven Einsatz der Sprachkenntnisse im weiteren Bildungsverlauf und 
Berufsleben das erreichte Kompetenzniveau entscheidend. Dieser Aspekt wird im Bildungsmo-
nitor über die durchschnittliche Kompetenz der Schüler der 9. Jahrgangsstufe in Englisch Lesen 
und Hören (IQB) abgebildet. Die Gymnasien werden dabei separat berücksichtigt. 
 
Alle genannten Indikatoren gehen mit positivem Vorzeichen in das Benchmarking ein: Je höher 
der Anteil Schüler mit Fremdsprachenunterricht und je höher die erreichte Sprachkompetenz, 
desto besser sind junge Menschen in Deutschland auf die Herausforderungen einer zusam-
menwachsenden Welt vorbereitet. Ebenfalls mit positivem Vorzeichen geht der Anteil der Bil-
dungsausländer an allen Studierenden als Indikator der Internationalisierung im Hochschulsys-
tem ein. Ein großer Anteil impliziert eine hohe Attraktivität und internationale Ausrichtung sowie 
Wettbewerbsfähigkeit des deutschen Hochschulstandorts. Die Ergebnisse der Kompetenztests 
gehen jeweils mit halbem Gewicht in das Ranking ein. 
 
Fortschritte im Handlungsfeld Internationalisierung lassen sich exemplarisch am Anteil der 
Grundschüler mit Fremdsprachenunterricht ausmachen (s. Abbildung 2-9). Während im Jahr 
2002 lediglich einer von vier Grundschülern Englisch- oder Französischunterricht hatte, war der 
Anteil zwölf Jahre später mit 68 Prozent fast dreimal so hoch. Die Ausweitung des Fremdspra-
chenunterrichts auf die Primarstufe betrifft vorrangig Schüler der Jahrgangsstufen drei und vier, 
in einigen Bundesländern aber auch schon Erst- und Zweitklässler (KMK, 2005).  
 
Abbildung 2-9: Anteil Grundschüler mit Fremdsprachenunterricht  

in Prozent 

 
Fremdsprachen: Ausschließlich Englisch und Französisch. 
Quellen: Eigene Berechnungen auf Basis Statistisches Bundesamt, Allgemeinbildende Schulen, FS 11, 
Reihe 1, verschiedene Jahrgänge 
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Etwas weniger dynamisch entwickelte sich in den letzten Jahren der Anteil der Bildungsauslän-
der an allen Studierenden (s. Abbildung 2-10). Zwischen den Jahren 2000 und 2006 stieg der 
Anteil der Bildungsausländer an allen Studierenden deutlich bis auf 9,7 Prozent an, um in den 
darauffolgenden Jahren wieder leicht zurückzugehen. Für die Jahre 2012 und 2013 ist wieder 
ein leichter Anstieg zu verzeichnen. Die absolute Zahl der Bildungsausländer stieg in den letz-
ten sechs Jahren kontinuierlich an mit einer deutlichen Erhöhung in den letzten drei Jahren. Im 
Wintersemester 2014/2015 studierten in Deutschland knapp 245.800 Personen mit einer Hoch-
schulzugangsberechtigung aus dem Ausland. Die größte Gruppe unter den Bildungsausländern 
kommt aus China. Bei diesen Studierenden genießen MINT-Fächer eine hohe Attraktivität, was 
auf ein im internationalen Vergleich hohes Ansehen eines mathematischen oder naturwissen-
schaftlichen Studiums in Deutschland hindeutet (Baethge u.a., 2014, 29). Aufgrund der geän-
derten Aufenthaltsregelungen (Geis et al., 2016b) bieten gerade diese Absolventen gute Mög-
lichkeiten zur Fachkräftegewinnung am Standort Deutschland. 
 
Abbildung 2-10: Anteil der Bildungsausländer an allen Studierenden in Deutschland 
in Prozent 

  
Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis Statistisches Bundesamt, Hochschulstudierende, FS 11, Reihe 
4.1, verschiedene Jahrgänge 

 

2.2 Outputorientierte Handlungsfelder und Indikatoren 

2.2.1 Zeiteffizienz 

Zeit ist, genauso wie Sach- oder Humankapital, eine knappe Ressource, deren effiziente Nut-
zung aus ökonomischer Sicht auch im Zentrum des Bildungssystems steht. Die verbrachte Zeit 
im Schulsystem kann durch Variation des Einschulungsalters, der Dauer der Schulzeit und auch 
durch Klassenwiederholungen beeinflusst werden. Bei gleichem Ausbildungsniveau sind die 
privaten und gesellschaftlichen Erträge umso höher, je kürzer die im Bildungssystem verbrachte 
Zeit ist, denn umso länger kann das erworbene Humankapital auf dem Arbeitsmarkt ertragreich 
eingesetzt werden. Über unmittelbar ökonomische Motive hinaus kann eine längere Bildungs-
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dauer auch Lebensbereiche wie individuelle Lebensgestaltung und Familienplanung beeinträch-
tigen. Aus diesem Grund sollten Bildungsmaßnahmen mit größtmöglicher Zeiteffizienz verbun-
den sein (Übersicht 11). 
 

Übersicht 11 

Ausgewählte Studien zur Zeiteffizienz 

Eine frühe Einschulung kommt vor allem benachteiligten Kindern zugute 

Bauer/Riphahn, 2009a, 2013; 
Buddelmeyer/Le, 2011; 
Dobkin/Ferreira, 2009; 
Jaekel u.a., 2015; 
Kratzmann/Schneider, 2008; 
Schneeweis, 2011; 
Suziedelyte/Zhu, 2015 

Die meisten empirischen Studien zeigen, dass eine spätere 
Einschulung kurzfristig zwar positive Effekte auf den Schuler-
folg hat, aber langfristig keine Effekte auf den individuellen 
Bildungs- und Arbeitsmarkterfolg (Buddelmeyer/Le, 2011; 
Dobkin/Ferreira, 2009). In einer neueren Untersuchung konn-
te nach Kontrolle hinsichtlich Sprech- und Zählfähigkeiten der 
Kinder kein Effekt von verspäteter Einschulung auf die Schul-
leistungen im ersten Grundschuljahr gefunden werden. Aller-
dings konnte gezeigt werden, dass sich eine spätere Einschu-
lung negativ auf standardisierte Testergebnisse im Alter von 
acht Jahren auswirkt (Jaekel u.a., 2015). Eine frühe Einschu-
lung fördert die intergenerationale Bildungsmobilität, reduziert 
den relativen Vorteil von Kindern besserqualifizierter Eltern 
und wirkt sich positiv auf die kognitiven Fähigkeiten von Kin-
der aus, da die Anregungsqualität in der Schule zumeist hö-
her ist, als zu Hause (Bauer/Riphahn, 2009a, 2013, Suziede-
lyte/Zhu, 2015). Der Abstand zwischen Kindern mit und ohne 
Migrationshintergrund in Bezug auf die Punkte des PISA-
Tests wird durch eine frühe Einschulung auch verringert 
(Scheeweis, 2011). Ein frühzeitiger Eintritt in den Kindergar-
ten hat für Kinder aus bildungsfernen Haushalten eine kom-
pensatorische Wirkung (Kratzmann/Schneider, 2008). 

Zeiteffizienz in der Schule: Klassenwiederholungen  

Esselmann u.a., 2013a; 
Huebener/Marcus, 2015; 
Klein, 2005; 
Klemm, 2009; 
OECD, 2006a, 2010c; 
Palowski, 2016; 
StEG-Konsortium, 2010 

Aufgrund von Klassenwiederholungen entstehen im Bil-
dungssystem Kosten von mehr als 0,9 Milliarden Euro jährlich 
(Klemm, 2009). Eine höhere Wahrscheinlichkeit für Leis-
tungssteigerung bei Wiederholern im Vergleich zu den ver-
setzten Mitschülern kann trotzdem nicht festgestellt werden 
(Klein, 2005; Klemm, 2009; OECD, 2006a, Palowski, 2016). 
Erste Ergebnisse deuten darauf hin, dass die Verkürzung der 
Schulzeit an deutschen Gymnasien zu mehr Klassenwieder-
holungen, besonders in der Oberstufe, geführt hat (Huebe-
ner/Marcus, 2015). Die hohen Wiederholerquoten im schuli-
schen Bereich sollten daher durch das Setzen von Anreizen 
verringert werden: Nach finnischem Vorbild könnte ein Sys-
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tem von Interventionsmaßnahmen etabliert werden, die umso 
schärfer sind, je häufiger ein Schüler Probleme hat (OECD, 
2010c). Auch der Besuch einer Ganztagsschule verringert 
das Risiko, ein Schuljahr wiederholen zu müssen (StEG-
Konsortium, 2010). Derzeit wird das politische Ziel der Ver-
meidung von Klassenwiederholungen in Deutschland noch 
unterschiedlich weit verfolgt (Esselmann et. al, 2013a). 

Zeiteffizienz in der Hochschule: Studiendauer und Studienabbrüche  

Autorengruppe Bildungsbe-
richterstattung, 2014; 

Bargel u.a., 2009; 
Bettinger/Baker, 2011; 
Bußmann/Metzler, 2015; 
Heublein u.a.,  2012; 2014; 
Horstschräer/Sprietsma, 2010; 
Mühlenweg u.a., 2010; 
Konegen-Grenier u.a., 2015 
 
 

Ziel der Bachelorstudiengänge ist ein hoher Erfolg bei gro-
ßem Einsatz in kurzer Dauer. Für Bachelorstudierende des 
Jahres 2008 ist ein guter Abschluss dabei am wichtigsten (64 
Prozent halten dies für sehr wichtig), gefolgt von einem 
schnellen Studium (43 Prozent; Bargel u.a., 2009). Ergebnis-
se einer Unternehmensbefragung zeigen, dass für Bachelor-
absolventen eine Reihe an Karriereoptionen bestehen (Kone-
gen-Grenier u.a., 2015). Auf der Basis des Absolventenjahr-
ganges 2012 errechnet sich für die Bachelorstudiengänge 
insgesamt eine Abbruchquote von etwa einem Drittel (Buß-
mann/Metzler, 2015). Im naturwissenschaftlichen und ma-
thematischen Bereich lag die Abbruchquote sogar bei 39 
Prozent (Heublein u.a., 2014). Im Vergleich zum Vorjahr blieb 
die Abbruchquote konstant. Damit weisen die Bachelorstudi-
engänge ähnliche Studienabbruchquoten wie Diplomstudien-
gänge auf (s. auch Horstschräer/Sprietsma, 2010; Mühlen-
weg u.a., 2010). Jedoch kann davon ausgegangen werden, 
dass die Abbruchentscheidung bereits sehr früh getroffen 
wird, was zu geringeren Zeitverlusten führt. Häufigster Grund 
für den Studienabbruch ist Überforderung (Heublein u.a., 
2012). Eine wirksame Maßnahme zur Verbesserung des Stu-
dienerfolgs könnten Coachingangebote für Studierende sein 
(Bettinger/Baker, 2011). Bei den Studienzeiten zeigt sich, 
dass die mittlere Gesamtstudiendauer der Studierenden, die 
heute einen Bachelor und Masterabschluss absolvieren, unter 
der mittleren Gesamtstudiendauer der bisherigen Diplomstu-
diengänge an Universitäten liegt (Autorengruppe Bildungsbe-
richterstattung 2014). Studienabbrecher können auch eine 
vielversprechende Zielgruppe für Unternehmen sein: denn 
trotz ihres Abbruchs verfügen sie meist über ein breites Wis-
sen und Kompetenzen, auch wenn diese nicht immer zertifi-
ziert sind (Bußmann/Metzler, 2015). 

Eigene Zusammenstellung 

Fünf der sechs Indikatoren dieses Handlungsfeldes zielen auf die vorhandenen Ineffizienzen im 
Bildungssystem ab und fließen deswegen in Bezug auf die Zeiteffizienz mit einem negativen 
Vorzeichen in die Beurteilung ein (Übersicht 12). 
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Maßnahmen wie die verspätete Einschulung und die Wiederholung eines Jahrgangs zeigen 
keinen nachweisbaren Effekt, sondern verlängern lediglich die im Bildungssystem verbrachte 
Zeit (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2010, 59; 2012, 75; 2006, 55; Bellen-
berg/Klemm, 2000, 53 f.; OECD, 2006a, 2008b). Betroffene Schüler können erst später mit ei-
ner Ausbildung oder einem Studium beginnen und treten folglich erst zu einem späteren Zeit-
punkt in das Erwerbsleben ein, sodass ceteris paribus Zeit für die Amortisierung der Bildungsin-
vestitionen verloren geht. Aus diesem Grund werden verspätete Einschulungen und Wiederho-
lungen negativ eingestuft. 

 

Übersicht 12 

Indikatoren zur Zeiteffizienz 

Anteil der verspätet eingeschulten Kinder an allen eingeschulten Kindern – 

Durchschnittliche Wiederholerquote (Grundschulen) – 

Durchschnittliche Wiederholerquote (Sekundarbereich I) – 

Anteil der vorzeitig gelösten Ausbildungsverträge an allen Ausbildungsverhältnissen – 

Anteil der Studienanfänger in Bachelorstudiengängen an allen Studienanfängern + 

Durchschnittsalter der Erstabsolventen – 

Quelle: Eigene Zusammenstellung 

Ebenfalls negativ geht der Indikator zur Zeiteffizienz im Berufsbildungssystem in das Bench-
marking ein: Der Anteil vorzeitig aufgelöster Ausbildungsverträge an allen Ausbildungsverhält-
nissen. Die Auflösung eines Ausbildungsvertrags könnte zwar als effizient angesehen werden, 
sofern sie Ausdruck einer fehlenden Passung zwischen Auszubildendem und Ausbildungsbe-
trieb ist, jedoch nicht als zeiteffizient, da sie stets eine Verzögerung des Ausbildungsprozesses 
bedingt. 
 
Eine Hochschulausbildung verzögert den Eintritt in den Arbeitsmarkt bei gleichzeitiger Erhö-
hung der möglichen Erträge. Im Bildungsmonitor wird sowohl das Durchschnittsalter der Er-
stabsolventen als auch der Anteil der Studienanfänger in Bachelorstudiengängen erfasst. Erste-
rer Indikator geht mit einem negativen, letzterer mit einem positiven Vorzeichen in das Bench-
marking ein. So bewirkt ein höheres Alter der Absolventen eine weitere Verzögerung des Ein-
tritts in den Arbeitsmarkt und ist ein Zeichen für fehlende Effizienz des Bildungssystems (Auto-
rengruppe Bildungsberichterstattung, 2006, 112 f.). Durch eine Verkürzung der Studiendauer 
tragen Bachelorstudiengänge dagegen dazu bei, die Lebenszeit effizienter zu nutzen, weil ein 
erster qualifizierender Hochschulabschluss in deutlich kürzerer Zeit zu erzielen ist als in einem 
Diplomstudiengang. Somit sind auch die erworbenen Fachkenntnisse weniger der Gefahr der 
Veralterung ausgesetzt, da sie schnell auf dem Arbeitsmarkt eingesetzt werden können.  
 
Die Aufnahme eines Masterstudiengangs im Anschluss an den Bachelorabschluss erhöht die 
Gesamtstudiendauer zwar auf ein dem Diplom vergleichbares Niveau. Vor Aufnahme des Stu-
diums entsprechen die größeren Alternativen jedoch ökonomisch einer Realoption, das heißt, 
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die Bildungsrendite ist höher als bei einem Diplomstudiengang (Plünnecke, 2003). Karriereopti-
onen bestehen dabei für Bachelorabsolventen in einer Reihe an Unternehmen. Befragte Unter-
nehmen signalisieren eine grundsätzliche Offenheit und verwiesen auf erste, bereits erreichte 
Karrierepositionen der Bachelorabsolventen (Konegen-Grenier et al., 2015). 
 
 
Abbildung 2-11: Anteil der Wiederholer an allen Schulen der Sekundarstufe I 
in Prozent 

  
Ohne freie Waldorfschulen, Abendhaupt- und -realschulen sowie Sonderschulen.  
Quellen: Eigene Berechnungen auf Basis Statistisches Bundesamt, Allgemeinbildende Schulen, FS 11, 
Reihe 1, verschiedene Jahrgänge 

In den letzten Jahren hat die Zeiteffizienz im Bildungssystem in Deutschland deutlich zuge-
nommen. So sind Wiederholerquoten zurückgegangen, es wurden weniger Kinder verspätet 
eingeschult und die Einführung der Bachelorstudiengänge wurde umgesetzt. Diese Fortschritte 
werden exemplarisch durch den sinkenden Anteil der Wiederholer an allen Schülern der Se-
kundarstufe I aufgezeigt (s. Abbildung 2-11). Von 2000 bis 2014 ist die Wiederholerquote in der 
Sekundarstufe I von 4,2 Prozent der Schüler auf nur noch 2,6 Prozent gesunken.  
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Abbildung 2-12: Durchschnittsalter der Erstabsolventen 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Sonderauswertung 
 
Die verbesserte Zeiteffizienz des Bildungssystems macht sich auch am Durchschnittsalter der 
Erstabsolventen bemerkbar (s. Abbildung 2-12). Im Jahr 2000 belief sich das durchschnittliche 
Lebensalter bei Erlangung des ersten Hochschulabschlusses auf über 28 Jahre, im Jahr 2014 
lag es bereits bei 26,4 Jahren. Der Trend hin zu jüngeren Erstabsolventen hat sich dabei in den 
Jahren zwischen 2008 und 2011 im Zusammenhang mit der Einführung der Bachelorstudien-
gänge verstärkt. 
 
 

2.2.2 Schulqualität 

Dass Bildung eine zentrale Rolle für die langfristige wirtschaftliche Entwicklung spielt, ist in der 
modernen Makroökonomie unumstritten. Empirische Studien zeigen allerdings, dass sich 
Schulbildung nur in dem Maße auf das Wirtschaftswachstum auswirkt, wie sie auch tatsächlich 
kognitive Kompetenzen vermittelt. Nicht die Bildungsquantität, gemessen etwa an der Ausbil-
dungsdauer, ist relevant, sondern die erreichten Bildungskompetenzen (Piopiunik/Wößmann, 
2014, 395 ff.; Hanushek/Wößmann, 2015, 28 f.). Das wesentliche Ziel des Bildungssystems 
besteht somit sowohl aus pädagogischer als auch aus ökonomischer Sicht darin, Bildung in 
einer guten Qualität zu ermöglichen (Übersicht 13). 
 
Internationale Schülerleistungsvergleiche wie IGLU, TIMSS und PISA tragen dazu bei, die Qua-
lität der schulischen Bildung in Deutschland international einordnen zu können. Besonders die 
erste PISA-Untersuchung im Jahr 2000 hat dazu geführt, dass das deutsche Bildungssystem 
auf den Prüfstand gestellt wurde. Das damalige Ergebnis hat die Frage aufgeworfen, ob das 
Bildungssystem deutsche Schüler ausreichend auf das lebenslange Lernen in einem sich stän-
dig weiterentwickelnden Umfeld vorbereitet. Seither ist die in den Schulleistungstests gemesse-
ne Schulqualität in Deutschland jedoch deutlich angestiegen. 
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Übersicht 13 

Ausgewählte Studien zur Schulqualität 

Bildungsqualität und Wirtschaftswachstum 

Atherton u.a., 2013; 
Barro, 2002; 
Benos/Zotou, 2013; 
Coulombe u.a., 2004; 
Descy/Tessaring, 2006; 
Falck u.a., 2013; 
Gennaioli u.a., 2013; 
Hanushek/Wößmann, 2015; 
Hanushek, 2013; 
Hanushek/Wößmann, 2007, 

2008, 2009a, 2009b, 2010b, 
2012, 2013; 

OECD, 2010b; 
Piopiunik/Wößmann, 2014; 
Wößmann, 2009, 2014; 
Wößmann/Piopiunik, 2009 

Zahlreiche Studien zeigen, dass das Wachstum von Volks-
wirtschaften signifikant durch die kognitiven Fähigkeiten der 
Erwerbsbevölkerung beziehungsweise durch die Bildungs-
qualität beeinflusst wird (Atherton u.a., 2013; Barro, 2002; 
Benos/Zotou, 2013; Coulombe u.a., 2004; Descy/Tessaring, 
2006; Gennaioli u.a., 2013; Hanushek, 2013; Ha-
nushek/Wößmann, 2007, 2008, 2009a, 2009b, 2010b, 2012, 
2013; Wößmann, 2009; Wößmann/Piopiunik, 2009, Wöß-
mann, 2014). Schon eine leichte Verbesserung jedes EU-
Staates um 25 PISA-Punkte in den nächsten 20 Jahren wür-
de das Pro-Kopf-BIP bis zum Jahr 2090 um etwa ein Viertel 
erhöhen (Hanushek/Wößmann, 2012). Auch eine Reduktion 
der Zahl der Risikoschüler hätte enorme volkswirtschaftliche 
Erträge (Piopiunik/Wößmann, 2014). Würden in den OECD-
Staaten mit hohem Einkommen, auch Deutschland gehört zu 
dieser Gruppe, wo bereits fast alle Jugendlichen eine weiter-
führende Schule besuchen, alle Jugendlichen bis zum Jahr 
2030 mindestens über Grundkompetenzen verfügen, das 
heißt die erste Kompetenzstufe beim PISA-Test erreichen, so 
stiege durchschnittlich in diesen Ländern das diskontierte 
BIP über die nächsten 80 Jahre um 3,5 Prozent. Dies ent-
spricht in etwa dem Anteil des BIP, den diese Länder für 
staatliche Ausgaben für Grund- und weiterführende Schulen 
ausgeben (Hanushek/Wößmann, 2015). Aber nicht nur die 
durchschnittliche Ausbildung einer Bevölkerung oder die 
Kompetenzen einer Risikogruppe, sondern auch jene ihrer 
Spitzenperformer wirkt sich auf das Wirtschaftswachstum 
aus. Das zeigen etwa Falck u.a. (2013) anhand der Länder-
ergebnisse in den Internationalen Mathematik-Olympiaden. 
Eine Politik, die die kognitiven Fähigkeiten effektiv stärkt, 
beeinflusst daher auch positiv das ökonomische Wachstum. 
Diese Politik sollte sich gleichzeitig auf zwei Ziele konzentrie-
ren – Förderung der Bildung für alle und Förderung von Spit-
zenperformern (Hanushek/Wößmann, 2009a). 

Unterrichtsqualität und Schülerleistungen 

Autorengruppe Bildungsbe-
richterstattung, 2012; 

De Haan u.a., 2011; 
Heckmann, 2008; 
OECD, 2011a, 2011b, 2013d 

Der wichtigste Bestimmungsfaktor für Schülerleistungen be-
steht in der Qualität des Unterrichts. Die Anzahl der Unter-
richtsstunden dagegen spielt eher eine untergeordnete Rolle 
(OECD, 2011a). Die Staaten, die bei den PISA-Studien re-
gelmäßig hohe Kompetenzwerte aufweisen, haben zum Teil 
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2016d; 
StEG-Konsortium, 2010; 
Taylor/Tyler, 2011 
 

hohe und zum Teil geringe Lernzeiten. Faktoren, welche ei-
nen positiven Effekt auf die Kompetenz der Schüler haben, 
sind der Zeitanteil, der auf den regulären Unterricht entfällt 
(Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2012; OECD, 
2011b) und die Teilnahme von Lehrern an Evaluationen 
(Taylor/Tyler, 2011). An einem Datensatz für Grundschulen 
in den Niederlanden wird darüber hinaus gezeigt, dass be-
züglich der Qualität der Bildung – gemessen an den Leistun-
gen der Schüler – Größenvorteile bestehen (De Haan u.a., 
2011). Eine hohe Schulqualität kann darüber hinaus die posi-
tiven Effekte des Besuchs einer Ganztagsschule verstärken 
(StEG-Konsortium, 2010). Schulen mit generell hoher Quali-
tät sind insbesondere für die Bildungsmöglichkeiten bezie-
hungsweise Leistungen von Migrantenkindern gut (Heck-
mann, 2008). Dabei ist auch die Qualität des Lernmaterials 
von Bedeutung: Auf internationaler Ebene konnte nachge-
wiesen werden, dass Schüler an Schulen mit besseren 
Lernmaterial-Ressourcen bessere Bildungsergebnisse auf-
weisen (OECD, 2013d, 2016d). 

Eigene Zusammenstellung 

Abbildung 2-13 zeigt, dass die durchschnittlichen beim PISA-Test erreichten Punktzahlen 15-
jähriger Schüler in den Naturwissenschaften seit dem Jahr 2000 signifikant gestiegen sind. In-
zwischen schneiden deutsche Schüler hinsichtlich dieser Kompetenzen sogar signifikant besser 
ab als der OECD-Durchschnitt. Insgesamt haben sich die naturwissenschaftlichen Kompeten-
zen in Deutschland seit 2000 um mehr als das Niveau eines Schuljahres verbessert und auf 
einem relativ hohen Niveau stabilisiert. Der internationale Vergleich macht dennoch deutlich, 
dass weitere Fortschritte in den naturwissenschaftlichen Kompetenzen möglich und dement-
sprechend auch anzustreben sind (PISA-Konsortium Deutschland, 2013, 211).  
 
Eine Verbesserung zeigt sich ebenfalls bei den mathematischen Kompetenzen (Abbildung 3-
14). Im Jahr 2000 waren deutsche Schüler in diesem Bereich schwächer als der OECD-
Durchschnitt, in den letzten drei PISA-Erhebungen von 2006, 2009 und 2012 schnitten sie im 
internationalen Vergleich hingegen überdurchschnittlich ab. Seit PISA 2003, als die mathemati-
schen Kompetenzen schon einmal die Hauptdomäne der Untersuchung waren, haben sich die 
deutschen Schüler zudem kontinuierlich verbessert, während in der Mehrzahl der OECD-
Staaten keine signifikante Veränderung oder sogar ein Rückgang der mathematischen Kompe-
tenzen stattgefunden hat (PISA-Konsortium Deutschland, 2013, 84 ff.). Zu den Fortschritten in 
Deutschland könnten die verstärkten Anstrengungen bei der Unterrichtsentwicklung und Quali-
tätssicherung, wie etwa die Einführung bundeseinheitlicher Bildungsstandards in den Jahren 
2003-2004, beigetragen haben (PISA-Konsortium Deutschland, 2013, 94). Dennoch besteht 
auch hier noch Verbesserungspotenzial (PISA-Konsortium Deutschland, 2013, 72). 
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Abbildung 2-13: PISA-Kompetenzen der Schüler in Naturwissenschaften 
In Punkten 

 
Ab 2006 Naturwissenschaften in anderer Abgrenzung erfasst. 
Quelle: OECD, 2013c, Anh. B1, Tab. I.5.3b; PISA-Konsortium Deutschland, 2004 

 
Abbildung 2-14: PISA-Kompetenzen der Schüler in Mathematik 
In Punkten 

 
Ab 2003 Mathematik in anderer Abgrenzung erfasst. 
Quelle: OECD, 2013c, Anh. B1, Tab. I.2.3b; PISA-Konsortium Deutschland, 2001 

Neben den internationalen Studien zu den Schülerleistungen, die in vielen Fällen auch Verglei-
che der einzelnen Bundesländer ermöglichen, werden durch das Institut zur Qualitätsentwick-
lung im Bildungswesen (IQB) im Auftrag der Kultusministerkonferenz regelmäßige Vergleiche 
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der Bundesländer auf der Basis von Länderstichproben durchgeführt. Ziel der Länderver-
gleichsstudien ist es festzustellen, inwieweit Schülerinnen und Schüler in Deutschland die nati-
onalen Bildungsstandards erreichen. Ein Ländervergleich wird in der Primarstufe alle fünf Jahre, 
in der Sekundarstufe I alle drei Jahre durchgeführt. 
 
Für das Benchmarking des Bildungsmonitors werden die IQB-Ländervergleiche verwendet. Ziel 
ist eine möglichst umfassende Berücksichtigung von Qualitätsaspekten im Bildungswesen in 
verschiedenen Fächern beziehungsweise Kompetenzbereichen aber auch in verschiedenen 
Jahrgangsstufen und Schulformen. Von besonderer Relevanz ist die Beurteilung der Qualität in 
der Grundschulbildung, da Bildung als kumulativer Prozess zu verstehen ist, dessen Erfolg we-
sentlich von den unteren Stufen abhängt. 
 

Übersicht 14 

Indikatoren zur Schulqualität 

Durchschnittliche Kompetenz Lesen (IQB) + 

Durchschnittliche Kompetenz Lesen an Gymnasien (IQB) + 

Durchschnittliche Kompetenz Mathematik (IQB) + 

Durchschnittliche Kompetenz Mathematik an Gymnasien (IQB) + 

Durchschnittliche Kompetenz Naturwissenschaften (IQB) + 

Durchschnittliche Kompetenz Naturwissenschaften an Gymnasien (IQB) + 

Durchschnittliche Kompetenz Deutsch Lesen (IQB 4. Klasse) + 

Durchschnittliche Kompetenz Deutsch Hören (IQB 4. Klasse) + 

Durchschnittliche Kompetenz Mathematik (IQB 4. Klasse) + 

Eigene Zusammenstellung 

Aus den IQB-Studien des Jahres 2012 werden für das Handlungsfeld Schulqualität die durch-
schnittlichen Kompetenzen der deutschen Schüler in den Bereichen Mathematik und Naturwis-
senschaften einbezogen. Die Gymnasien werden dabei separat dargestellt. Der Wert für den 
Bereich Naturwissenschaften ergibt sich aus einem Durchschnittswert aus „Biologie“, „Chemie“ 
und „Physik“. Aus dem Jahr 2009 stammen die im Bildungsmonitor verwendeten IQB-
Ergebnisse für Neuntklässler im Kompetenzbereich Lesen (Köller u.a., 2010). Für die Grund-
schulen werden die Kompetenzbereiche Mathematik und Deutsch Lesen sowie Hören berück-
sichtigt. Hier werden Ergebnisse der IQB-Ländervergleichsstudie aus dem Jahr 2011 verwen-
det. Die Bereiche Deutsch Lesen und Deutsch Hören der Viertklässler werden jeweils mit dem 
Faktor ½ gewichtet.  
 
 

2.2.3 Bildungsarmut 

Geringe Qualifikationen und fehlende Abschlüsse und Zertifikate ziehen schlechtere Beschäfti-
gungsperspektiven nach sich (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2010, 194 f.; 2012, 
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200 f.; 2014, 205 ff.; 2016, 208ff; Braun u.a., 2012; Dohmen, 2010, 447 f.; Esselmann u.a., 
2013b, 59 f.; Raddatz, 2012, 5 ff.; Statistische Ämter des Bundes und der Länder, 2013, 42 ff.; 
Weber/Weber, 2013; Esselmann/Geis, 2015). Dabei belegen Abschlüsse und Zertifikate den 
Bildungsstand und nehmen infolgedessen in einer modernen, sich ständig wandelnden Ar-
beitswelt eine wichtige Rolle ein (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2012, 156). Fehlen-
de Bildungsabschlüsse und Qualifikationen beeinträchtigen aber nicht nur die Arbeitsmarktper-
spektiven und die Einkommenssituation der Betroffenen, sondern auch ihren sozialen Status, 
ihre Integration in die Gesellschaft, ihre Lebenszufriedenheit sowie ihren Gesundheitszustand 
(Übersicht 15). So besteht zwischen Bildungsstand und Gesundheitsindikatoren (Fettleibigkeit 
und tägliches Rauchen) auch nach Berücksichtigung von Alter, Geschlecht und Einkommen ein 
eindeutiger Zusammenhang (OECD, 2013a, 148 ff.). 
 

Übersicht 15 

Ausgewählte Studien zur Bildungsarmut 

Volkswirtschaftliche und gesellschaftliche Effekte von Bildungsarmut 

Autorengruppe Bildungs-
berichterstattung, 
2012; 

Esselmann/Geis, 2014; 
Institut für Demoskopie 

Allensbach, 2015; 
Kuntz, 2011; 
OECD, 2013a; 
Piopuinik/Wößmann, 2014 

Für das wirtschaftliche Wachstum eines Landes ist Bildung äu-
ßerst bedeutsam. Würde das Ausmaß der unzureichenden Bil-
dung der Risikoschüler in Deutschland um 90 Prozent verringert, 
so würde langfristig eine um mindestens 0,18 Prozentpunkte hö-
here Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts erreicht werden. 
Damit würde innerhalb von 80 Jahren ein Gesamtertrag von 2,8 
Billionen Euro erbracht. Aber auch mittelfristig wäre mit erhebli-
chen Erträgen zu rechnen (Piopuinik/Wößmann, 2014). Auch auf 
individueller Ebene ist der Bildungsstand entscheidend: Je höher 
der erreichte Bildungsstand, umso größer ist die Beschäftigungs-
stabilität, die Wahlmöglichkeit in der Erwerbstätigkeit und das Ein-
kommen. Außerdem sind Personen mit einem geringeren Bil-
dungsstand seltener ehrenamtlich tätig oder Mitglied in einem 
Verein oder Organisation, häufiger von den Auswirkungen einer 
ungesunden Lebensweise betroffen und seltener mit ihrem Leben 
zufrieden (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2012; Kuntz, 
2011; OECD, 2013a; Esselmann/Geis, 2014). Eltern aus sozial 
schwachen Schichten sind darüber hinaus in Bildungsfragen ihrer 
Kinder unsicher, können ihre Kinder weniger fördern und schätzen 
ihre eigene Unterstützung in Schulfragen ihrer Kinder als nicht 
ausreichend ein (Institut für Demoskopie Allensbach, 2015).  

Wirkung frühkindlicher Bildung 

Fritschi/Oesch, 2008; 
Aktionsrat Bildung, 2016; 
Bauer/Riphahn, 2009b, 

2013; 
Havnes/Mogstad, 2009 

Die Dauer der frühkindlichen Betreuungs- und Bildungserfahrun-
gen determiniert unter anderem einen gelingenden Schulstart und 
erhöht die Übergangschancen zu einer höherqualifizierenden 
Schule. Je früher Kinder an frühkindlicher Förderung teilnehmen, 
desto höher ist die Wahrscheinlichkeit, einen guten Schulab-
schluss zu erlangen (Aktionsrat Bildung, 2016). Untersuchungen 
für Deutschland (Fritschi/Oesch, 2008), Schweiz (Bauer/Riphahn, 
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2009b, 2013) und Norwegen (Havnes/Mogstad, 2009) zeigen, 
dass frühkindliche Bildung die Wahrscheinlichkeit, später ein 
Gymnasium und anschließend eine Hochschule zu besuchen, 
deutlich erhöht.  

Vorschulische Bildung besonders wichtig für benachteiligte Kinder 

Anders, 2013; 
Aktionsrat Bildung, 2016; 
Autorengruppe Bildungs-

berichterstattung, 
2010, 2012; 

Apps u.a., 2012; 
Bauchmüller, 2012; 
Duncan/Sojourner, 2013; 
Felfe u.a., 2012; 
Felfe/Lalive, 2012; 
Hasseldorn/Kuger, 2014; 
Havnes/Mogstad, 2012; 
Heckmann u.a., 2015; 
OECD, 2016e; 
Peter/Spieß, 2015; 
Ruhm/Waldfogel, 2011; 
Schmiade/Spieß, 2010; 
SVR-Forschungsbereich, 

2016 

Kinder aus Familien mit einem niedrigen sozioökonomischen Sta-
tus oder mit Migrationshintergrund profitieren in besonderem Ma-
ße von vorschulischer Bildung (Anders, 2013; Havnes/Mogstad, 
2012; Ruhm/Waldfogel, 2011, Aktionsrat Bildung, 2016, Heck-
mann u.a., 2015; SVR-Forschungsbereich; 2016, OECD, 2016e). 
Eine Längsschnittstudie mit britischen Daten findet einen signifi-
kant positiven Zusammenhang zwischen Kindergartenbesuch und 
kognitiven Fähigkeiten im Alter zwischen 11 und 16 Jahren, und 
zwar insbesondere für Kinder aus sozioökonomisch benachteilig-
ten Familien (Apps u.a., 2012). Eine niederländische Studie bestä-
tigt, dass Vorschulprogramme die Ausdrucksweise und die kogni-
tiven Fähigkeiten von Kindern bildungsferner Familien verbessern 
können (Bauchmüller, 2012). Ähnliche Ergebnisse folgen aus ei-
ner Untersuchung von spanischen Daten der Jahre 1990-1997 
(Felfe u.a., 2012), aus einer Analyse des SOEP (Felfe/Lalive, 
2012) sowie aus einem randomisierten Experiment in den USA 
(Duncan/Sojourner, 2013). Die entwicklungsförderliche Wirkung 
von Kindertagesstätten basiert vorwiegend auf der Anregungsqua-
lität der realisierten Betreuungsangebote (Hasseldorn/Kuger, 
2014, Anders, 2013, Aktionsrat Bildung, 2016). Vor dem Hinter-
grund dieser Ergebnisse ist es aus bildungspolitischer Sicht be-
denklich, dass Kinder mit Migrationshintergrund, Kinder, deren 
Mütter keinen Berufsabschluss haben und auch Kinder aus niedri-
gen Einkommensgruppen seltener als andere Kinder frühkindliche 
Betreuungs- und Förderangebote wahrnehmen (Autorengruppe 
Bildungsberichterstattung, 2010, 2012; Schmiade/Spieß, 2010, 
Peter/Spieß, 2015). Ungünstig ist auch, dass Kinder aus struktu-
rell schwachen Wohngegenden eine geringere Wahrscheinlichkeit 
haben, Einrichtungen mit guter Anregungsqualität zu besuchen 
(Hasseldorn/Kuger, 2014). 

Bildungschancen verbessern und Schulabbrüche vermeiden 

Autorengruppe Bildungs-
berichterstattung, 
2010; 2012; 

Baumert, 2006; 
Klemm, 2006, 2010; 
Liessem, 2015; 
Ramm u.a., 2010; 
Stamm, 2009; 
SVR-Forschungsbereich, 

2016 

Zwischen den Schulleistungen und dem soziokulturellen Hinter-
grund (z. B. gesellschaftliche Stellung oder Migrationshintergrund) 
besteht ein signifikanter Zusammenhang (Autorengruppe Bil-
dungsberichterstattung, 2010, 2012; Klemm, 2006). Unzureichen-
de Kompetenzen, gemessen etwa an der Zugehörigkeit zu einer 
PISA-Risikogruppe, und fehlende Schulabschlüsse sind für Ju-
gendliche oft mit weit reichenden negativen Konsequenzen wie 
Maßnahmenkarrieren, Ausbildungs- und Arbeitslosigkeit sowie 
niedrigerem Einkommen verbunden (Baumert, 2006; Klemm, 
2006). Die Größe der Risikogruppen kann durch geeignete För-
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dermaßnahmen aber verringert werden, wie die erfolgreichen Pro-
jekte „Lesen macht stark“ und „Mathe macht stark“ an Schulen in 
Schleswig-Holstein zeigen (Ramm u.a., 2010). Auch die Schulab-
brecherquote kann durch adressatenspezifische Präventionspro-
gramme reduziert werden (Stamm, 2009). Wirksame Maßnahmen 
sind etwa die Inklusion von Jugendlichen mit besonderem Förder-
bedarf in allgemeine Schulen, die Integration außerschulischer 
Lernorte in das schulische Umfeld oder die spezifischen Förde-
rung der Jugendlichen (Klemm, 2010). Weiterhin sollte an den 
Bildungsübergängen stärker beraten werden, sodass auch die 
Eltern aus bildungsfernen Schichten ausreichende Information 
erhalten, eine adäquate Entscheidung für ihre Kinder zu treffen 
(SVR-Forschungsbereich, 2016). Es besteht außerdem etwa ein 
signifikanter Zusammenhang zwischen der Höhe der Arbeitslo-
senquote und dem Anteil der Schulabbrecher. Ebenso führt ein 
hoher Anteil an Beschäftigten ohne Berufsabschluss statistisch 
signifikant zu einem erhöhten Anteil an Jugendlichen ohne Haupt-
schulabschluss. Nichtsdestotrotz weisen einige Kreise und Städte 
trotz schlechterer sozioökonomischer Ausgangslagen zum Teil 
geringe Quoten an Jugendlichen ohne Hauptschulabschluss auf. 
Diese Ergebnisse deuten darauf hin, dass etwa durch Schulsozi-
alarbeit, der politische Wille mit verantwortlichen Akteuren vor Ort, 
ein breites Angebot an Beratung sowie Maßnahmen für die ein-
zelnen Jugendlichen Bildungsarmut trotz schlechterer Ausgangs-
lagen vorbeugen kann (Liessem, 2015).  

Bessere Leistungen in homogenen Schülergruppen? 

Aktionsrat Bildung, 2008; 
Allmendinger, 2014; 2015; 
Piopiunik, 2013; 
Piopiunik/Wößmann, 2014 
 

Internationale Vergleiche von schulischen Organisationsformen 
hinsichtlich der Dauer des gemeinsamen Unterrichtens zeigen, 
dass die in Deutschland übliche Differenzierung erstens nicht die 
beabsichtigten leistungshomogenen Lernmilieus herstellt und 
zweitens kein höheres Leistungsniveau zur Folge hat (Aktionsrat 
Bildung, 2008). Die Förderung der schwachen Schüler scheint 
erfolgsversprechender durch ein längeres gemeinsames Lernen 
zu erreichen zu sein, ohne dass dabei die Leistungen der besse-
ren Schüler negativ beeinflusst würden (Piopiunik/Wößmann, 
2014; Allmendinger, 2014). Eine Untersuchung der PISA-
Ergebnisse in Bayern bestätigt, dass eine frühere Trennung von 
Haupt- und Realschülern die Leistungen in beiden Schulformen 
verschlechtert, und zwar insbesondere die Lesekompetenz (Piopi-
unik, 2013). Durch längeres gemeinsames Lernen steigt somit die 
Chancengleichheit und die Bildungsarmut wird reduziert (All-
mendinger, 2015). 

Bildungsmobilität 

Bauer/Riphahn, 2009, 
2013; 

Aus globaler Perspektive hat sich die Bildungsmobilität in den letz-
ten 50 Jahren trotz des gesellschaftlichen und technologischen 

BMBF, 2015; 
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Fischer/Geis, 2013; Wandels kaum verändert (Hertz et al., 2007). In den industrialisier-
ten Ländern hat sich die Mobilität leicht verlangsamt (OECD, 
2014c). Noch immer ist der Bildungsgrad der Kinder von dem er-
reichten Bildungsstand der Eltern abhängig (OECD, 2015c, 
2012b; Seifert, 2005). Im Jahr 2014 hat nach einem OECD Bericht 
(OECD, 2015c) die Mehrheit (52 Prozent) der Personen zwischen 
25 und 34 denselben Bildungsabschluss wie ihre Eltern erreicht. 
Eine frühe Einschulung der Kinder fördert die intergenerationale 
Bildungsmobilität und reduziert so den relativen Vorteil von Kin-
dern besserqualifizierter Eltern (Bauer/Riphahn, 2013, 2009). Mig-
ranten haben signifikant geringere Chancen für einen intergenera-
tionalen Aufstieg (Kalter, 2005). Wenn auch lebenslanges Lernen 
in der Arbeitswelt mittlerweile eine bedeutende Rolle spielt, haben 
im Jahr 2014 nur 4 Prozent der Weiterbildungen zu einem staat-
lich anerkannten Bildungsabschluss oder Kammerprüfung und 
damit zu einem höheren Bildungsabschluss geführt (BMBF, 2015). 

Hertz et al., 2007; 
Kalter, 2005; 
OECD, 2012b, 2014c, 

2015c; 
Seifert, 2005 

Eigene Zusammenstellung 

Aus gesellschaftlicher Sicht ist ein niedriger Bildungsstand zu vermeiden, denn in der Folge 
kann es zu massiven gesellschaftlichen Verwerfungen wie Analphabetismus und Ausschluss 
von normalen Integrationsformen wie Hauptschule und dualem System führen (Allmendin-
ger/Leibfried, 2003, 12). Jugendliche ohne Bildungsabschluss laufen Gefahr, dauerhaft vom 
Arbeitsmarkt ausgegrenzt zu werden (Reinberg/Hummel, 2007; Hausner u.a., 2015, 6), denn in 
der Praxis stellt ein Schulabschluss häufig die Mindestvoraussetzung für einen Ausbildungs-
platz dar. Außerdem ist der Anteil der Auszubildenden mit Hochschulzugangsberechtigung ge-
stiegen (BMBF, 2015, 33). Jugendliche mit niedrigem Bildungsniveau werden sich vor diesem 
Hintergrund sowie aufgrund der Zunahme qualifizierter und wissensintensiver Tätigkeiten stei-
genden Übergangsschwierigkeiten gegenübersehen (Seibert/Kleinert, 2009; Schelten, 2009). 
Ein misslungener Einstieg in den Arbeitsmarkt kann sich dann zu einem Dauerhandicap entwi-
ckeln und zu Arbeitslosigkeits- und Sozialhilfekarrieren führen. Aus gesellschaftlicher und öko-
nomischer Sicht schwächt eine solche Entwicklung die für das Wirtschaftswachstum so wichtige 
Humankapitalbasis und kann auf lange Sicht zu Störungen des Wirtschaftswachstums führen 
(Anger u.a., 2006, 5). 
 
Grundsätzlich ergeben sich aus den Wirkungen der Bildungsarmut zwei Möglichkeiten ihrer 
Messung, welche gleichzeitig zur Definition des Terminus dienen können (Allmendin-
ger/Leibfried, 2003, 13 f.): 
1. Messung anhand von niedrigen Kompetenzen,  
2. Messung anhand fehlender Abschlusszertifikate. 
 
Die auf diese Weise definierten Gruppen bildungsarmer Personen sind weder identisch noch 
disjunkt. Der Bildungsmonitor nutzt Indikatoren für beide Definitionen zur Quantifizierung der 
Bildungsarmut in den Bundesländern, da keine der beiden Definitionen Bildungsarmut komplett 
erfassen kann. Zudem stellen die den unterschiedlichen Definitionen zugeordneten Indikatoren 
verschiedene Aspekte der Bildungsarmut in den Vordergrund, welche für unterschiedliche Ziel-
gruppen bedeutsam sind. 
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Für die Messung von Bildungsarmut anhand der Kompetenzen werden der Umfang der IQB-
Risikogruppen in Mathematik und Naturwissenschaften aus dem Jahr 2012 und der Umfang der 
IQB-Risikogruppe in der neunten Jahrgangsstufe im Lesen aus dem Jahr 2009 verwendet. Der 
Wert für den Bereich der Naturwissenschaften ergibt sich wiederum aus einem Durchschnitts-
wert aus den Feldern „Biologie“, „Chemie“ und „Physik“. Weiterhin werden die IQB-
Risikogruppen in der vierten Jahrgangsstufe in Mathematik sowie Deutsch Hören und Lesen 
verwendet. Die IQB-Daten für die vierte Jahrgangsstufe beziehen sich auf das Jahr 2011. Ana-
log zu den Indikatoren im Handlungsfeld Schulqualität werden die Anteile der Viertklässler auf 
der Kompetenzstufe I in Deutsch Lesen und in Deutsch Hören mit dem Faktor ½ gewichtet. Alle 
bisher genannten Indikatoren fließen mit einem negativen Vorzeichen ein: Je größer die Risiko-
gruppen in den IQB-Vergleichen sind, umso weniger ist das Schulsystem eines Bundeslandes 
in der Lage, die an den Schülerkompetenzen gemessene Bildungsarmut zu vermeiden. 
 
Für die an fehlenden Abschlusszertifikaten gemessene Bildungsarmut werden der Anteil der 
Schulabgänger ohne Abschluss und der Anteil erfolgreicher Absolventen des Berufsvorberei-
tungsjahres (BVJ) im Benchmarking berücksichtigt. Der erste Indikator erhält ein negatives Vor-
zeichen, der zweite geht hingegen mit einem positiven Vorzeichen in die Bewertung ein, da er 
die Möglichkeit abbildet, Bildungsarmut zu korrigieren.  
 

Übersicht 16 

Indikatoren zur Bildungsarmut 

Größe der Risikogruppe Deutsch Lesen (IQB 4. Klasse) – 

Größe der Risikogruppe Deutsch Hören (IQB 4. Klasse) – 

Größe der Risikogruppe Mathematik (IQB 4. Klasse) – 

Größe der Risikogruppe Mathematik (IQB) – 

Größe der Risikogruppe Lesen (IQB) – 

Größe der Risikogruppe Naturwissenschaften (IQB) – 

Anteil der Schulabgänger ohne Abschluss an allen Schulabgängern  
(Abbrecherquote) – 

Anteil der erfolgreichen Absolventen des Berufsvorbereitungsjahres (BVJ) an allen 
Abgängern des BVJ + 

Eigene Zusammenstellung 

Die Anstrengungen im Handlungsfeld Bildungsarmut zeigen Wirkung. Der Anteil der Schulab-
gänger ohne Abschluss ist seit mehreren Jahren rückläufig (s. Abbildung 2-15). Verließen in 
den Jahren 2000 bis 2002 noch über 9 Prozent der Abgänger die Schule ohne einen Abschluss 
erlangt zu haben, waren es im Jahr 2014 nur noch 5,5 Prozent. Aufgrund der negativen Folgen 
fehlender Schulabschlüsse für die individuellen Erwerbsbiografien aber auch für die Volkswirt-
schaft als Ganzes ist der Handlungsbedarf in diesem Bereich dennoch als hoch anzusehen. 
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Abbildung 2-15:  Anteil der Schulabgänger ohne Abschluss an allen Schulabsolventen 
in Prozent 

 
Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis Statistisches Bundesamt, Allgemeinbildende Schulen, FS 11, 
Reihe 11, verschiedene Jahrgänge 

Auch gemessen an den Kompetenzen ist die Bildungsarmut in Deutschland rückläufig. So ist 
etwa der Umfang der PISA-Risikogruppe in Mathematik seit dem Jahr 2000 stetig zurückge-
gangen (s. Abbildung 3-16). Dennoch war der Anteil Fünfzehnjähriger mit nur sehr geringen 
mathematischen Kompetenzen mit 17,7 Prozent im Jahr 2012 absolut gesehen immer noch 
substanziell. Genauso erscheint der Anteil der Schüler, die nicht das Basisniveau beim Lösen 
von Problemen erreichen konnten, mit fast 20 Prozent zu hoch (OECD, 2014b, 154). Hier be-
steht weiter Handlungsbedarf, wenn man bedenkt, dass diese Jugendlichen aller Voraussicht 
nach auf erhebliche Schwierigkeiten in ihrer weiteren Ausbildungs- und Berufslaufbahn stoßen 
werden. Insbesondere auch, weil im Beruf langfristig mit höheren Anforderungen im Bereich der 
Problemlösungskompetenz gerechnet werden muss  (PISA-Konsortium Deutschland, 2010, 
173; OECD, 2014b, 27). Auch die Ergebnisse von PIAAC 2012 deuten darauf hin, dass Perso-
nen, die bestimmte grundlegende Kompetenzen während der Schulzeit nicht hinreichend er-
worben haben, diese Defizite später kaum ausgleichen (Rammstedt, 2013, 18). Die Schulleis-
tungsstudie ICILS 2013 zeigt zudem, dass 30 Prozent der Schüler nur über rudimentäre bzw. 
basale computer- und informationsbezogene Kompetenzen verfügen. Diese Achtklässler verfü-
gen damit wahrscheinlich nicht über die Kompetenzen, die für eine erfolgreiche Teilhabe an der 
Gesellschaft des 21. Jahrhunderts nötig wären (Eickelmann u.a., 2015, 23). Bei gering Qualifi-
zierten bestehen somit noch ungenutzte Bildungspotenziale, was auf die geringe Beteiligung 
dieser Gruppe an allgemeiner und beruflicher Weiterbildung zurückzuführen ist (Heisig/Solga, 
2014). 
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Abbildung 2-16: PISA Risikogruppe Mathematik  
in Prozent 

 
Ab 2003 Mathematik in anderer Abgrenzung erfasst. 
Quellen: PISA-Konsortium Deutschland, 2001; OECD, PISA-2012-Datenbank, Tabelle I.2.1b 

2.2.4 Integration 

In Deutschland besteht ein enger Zusammenhang zwischen sozioökonomischer Herkunft, Bil-
dungsbeteiligung und Bildungsergebnissen (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2012, 
210 ff.; 2014, 23 ff.; 2016, 214ff; Esselmann/Geis, 2014; Anger/Orth, 2016; Übersicht 17). So 
bestätigte etwa im Jahr 2012 die PISA-Erhebung zum wiederholten Mal, dass der schulische 
Erfolg in Deutschland in hohem Maße mit der Herkunft und dem sozioökonomischen Hinter-
grund der Familie zusammenhängt (PISA-Konsortium Deutschland 2013, S. 252 ff.). Dies kann 
dazu führen, dass Bildungsarmut von Generation zu Generation "vererbt" wird. Das Bildungs-
system steht vor der besonderen Herausforderung, diese Wirkungskette zu unterbrechen und 
den Bildungserfolg unabhängig vom sozioökonomischen Hintergrund zu machen.  
 
In vielen Fällen geht Bildungsarmut mit einem Migrationshintergrund einher (Autorengruppe 
Bildungsberichterstattung, 2012, 211 f.; Esselmann/Geis, 2014). Daraus kann man schließen, 
dass das Humankapitalpotenzial der Einwanderer und deren Kinder in Deutschland offenbar 
unzureichend genutzt wird, was aus ökonomischer Sicht gerade angesichts der demografischen 
Entwicklung und dem damit verbundenen Rückgang des Fachkräftepotenzials kritisch zu sehen 
ist. Der maximale Nutzen für die Volkswirtschaft lässt sich sowohl aus privater als auch aus 
gesellschaftlicher Sicht nur dann erreichen, wenn eine vollständige Integration der Personen mit 
Migrationshintergrund in Deutschland erreicht wird und das Bildungssystem einen sozioökono-
misch ungünstigen Hintergrund zu kompensieren vermag.  
 
Die Integration von Flüchtlingen gehört ebenfalls zu einer bedeutenden Aufgabe Deutschlands. 
Allein im Jahr 2015 sind rund 1,1 Millionen Flüchtlinge nach Deutschland gekommen. Die Bil-
dungsintegration dieser Personen stellt die zentrale Herausforderung der Bildungspolitik der 
kommenden Jahre dar (siehe Kapitel 3).   
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Übersicht 17 

Ausgewählte Studien zur Integration 

Primäre und sekundäre Ungleichheit 

Autorengruppe Bildungs-
berichterstattung, 
2006; 

Baumert/Köller, 2005; 
Becker u.a., 2010; 
Delaney u.a., 2011; 
Dustmann, 2004; 
Heine/Quast, 2009; 
Klomfaß u.a., 2013; 
Kratzmann, 2013; 
Maaz/Nagy, 2010; 
Maihaus, 2014; 
Schneider, 2007, 2011; 
Stifterverband, 2015; 
Uhlig u.a., 2009 
 
 

Es gibt zwei Arten von Ungleichheit bei Übergängen im Bil-
dungssystem in Bezug auf die soziale Herkunft: primäre Un-
gleichheit in den bis dahin erworbenen Kompetenzen und se-
kundäre Ungleichheit, die aus dem spezifischen Entscheidungs-
verfahren unterer sozialer Gruppen resultiert (Autorengruppe 
Bildungsberichterstattung, 2006). Die sekundären Herkunftsef-
fekte (Entscheidungen von Lehrern und Eltern) spielen eine 
stärkere Rolle (Uhlig u.a., 2009) und haben auch bei gleicher 
Schulleistung eine Benachteiligung zur Folge. Während im Kin-
dergarten zumindest in Bezug auf einen Migrationshintergrund 
keine ungleichheitsverstärkende Effekte durch Erzieherinnen 
stattfinden (Kratzmann, 2013), treten bei den objektiven Schul-
leistungen der Schüler, der Vergabe von Schullaufbahnempfeh-
lungen und beim Übergang von der Primar- in die Sekundarstufe 
I Herkunftseffekte auf (Baumert/Köller, 2005; Dustmann, 2004; 
Maaz/Nagy, 2010; Schneider, 2011). Auch in späteren Bil-
dungsphasen spielen Herkunftseffekte eine Rolle. Sowohl die 
Wahrscheinlichkeit, die gymnasiale Ausbildung erfolgreich ab-
zuschließen (Schneider, 2007; Klomfaß u.a., 2013), als auch die 
Studierneigung (Heine/Quast, 2009; Maihaus, 2014; Stifterver-
band, 2015) sind für Jugendliche aus Akademikerhaushalten 
deutlich höher. Innerhalb des Hochschulsystems ist der Zu-
sammenhang zwischen sozialer Herkunft und Leistungen weni-
ger stark ausgeprägt als in der Schule (Delany u.a., 2011). Die 
Studienfachwahl sowie die Wahl des Hochschultyps erfolgt den-
noch nicht unabhängig von der sozialen Herkunft (Becker u.a., 
2010; Maihaus, 2014).  

Sozioökonomischer Hintergrund und Bildungserfolg 

Aktionsrat Bildung, 2011, 
2016; 

Anger u.a., 2006; 
Anger/Orth, 2016; 
Berkemeyer u.a., 2013; 
Bos u.a., 2007; 
Causa/Chapuis, 2010; 
Causa/Johansson, 2010; 
Dahl/Lochner, 2008; 
Esselmann/Geis, 2014; 
Fischer/Geis, 2013; 
Heckmann, 2008; 
Institut für Demoskopie 

Allensbach, 2013; 

Das soziale Umfeld, in dem Kinder und Jugendliche aufwach-
sen, ist eine wichtige Determinante des Bildungserfolgs (Fi-
scher/Geis, 2013; Institut für Demoskopie Allensbach, 2013; 
Köller u.a., 2010; Esselmann/Geis, 2014). Dieser Zusammen-
hang ist allerdings nicht in allen Ländern gleich stark (Heck-
mann, 2008). In Deutschland ist der Einfluss des sozioökonomi-
schen Hintergrundes auf den Bildungserfolg im internationalen 
Vergleich stark ausgeprägt (Anger u.a., 2006; Bos u.a., 2007; 
Causa/Chapuis, 2010; Causa/Johansson, 2010; Dahl/Lochner, 
2008; OECD, 2006a, 2008b), aber hat sich in den letzten Jahren 
positiv entwickelt (Anger/Orth, 2016). So kann ein signifikanter 
Zusammenhang zwischen der Schichtzugehörigkeit der Familie 
und den Schulleistungen gefunden werden (Aktionsrat Bildung, 
2011; Berkemeyer u.a., 2013). Auch bei der Übergangswahr-
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Köller u.a., 2010; 
OECD, 2006a, 2008b, 

2010d, 2015d; 
Rangvid, 2008; 
Schneeweis/Winter-

Ebmer, 2008  
 
 

scheinlichkeit auf ein Gymnasium äußern sich diese Unterschie-
de in TIMSS 2007 Daten: Wenn nicht nach Migrationshinter-
grund kontrolliert wird, schaffen weniger Schüler aus Familien 
mit einem niedrigen sozioökonomischen Status den Übergang 
auf ein Gymnasium (Aktionsrat Bildung, 2016, Maaz u.a., 2010). 
Nach Kontrolle von Leistung und sozialem Status finden sich 
hingegen keine negativen Effekte mehr. Als erschwerender Fak-
tor kommt hinzu, dass die Qualität des Unterrichts an Schulen 
mit niedrigem sozioökonomischem Hintergrund wie in anderen 
OECD-Ländern meistens schlechter ist. Viele Kinder und Ju-
gendliche sind somit doppelt benachteiligt (OECD, 2010d). Un-
abhängig von dem eigenen sozioökonomischen Hintergrund 
erbringen Schüler tendenziell dann bessere Leistungen, wenn 
ihre Mitschüler aus Familien mit höherem sozioökonomischem 
Hintergrund stammen (Causa/Johansson, 2010; Rangvid, 2008; 
Schneeweis/Winter-Ebmer, 2008). Dieses Ergebnis wird auch 
von einer aktuellen OECD Studie gestützt: In vielen Ländern 
sind Kinder mit Migrationshintergrund auf wenige Schulen kon-
zentriert. Eine solche Konzentration hat keinen direkten Effekt 
auf die Schülerleistungen, vielmehr wirkt sich die Zusammen-
setzung des sozio-ökonomischen Hintergrundes negativ auf die 
Lernfähigkeit aus (OECD, 2015d). 

Kinder mit Migrationshintergrund sind häufiger von Bildungsarmut betroffen 

Anders et al., 2010; 
Autorengruppe Bildungs-

berichterstattung, 
2008, 2010, 2012; 

Becker, 2011; 
Becker/Beck, 2012; 
Beicht/Walden, 2014; 
Debuschewitz/Bujard, 

2014; 
Diefenbach, 2007; 
Esselmann/Geis, 2014; 
Gresch, 2012; 
Gresch/Becker, 2010; 
Klemm, 2010; 
Kristen, 2002; 
Kristen/Dollmann, 2009; 
Lindemann, 2014; 
Lüdemann/Schwerdt, 

2010; 
OECD 2010b, 2015d; 
Paetsch u.a., 2014; 
Schneeweis, 2011; 
Steinbach/Nauck, 2004; 

Bildungsarmut tritt häufig in Fällen mit Migrationshintergrund auf 
(Esselmann/Geis, 2014; Autorengruppe Bildungsberichterstat-
tung, 2012). Migranten sind im deutschen Bildungssystem so-
wohl beim Zugang zu Bildung als auch beim Erwerb von Bil-
dungszertifikaten nach wie vor benachteiligt (Lindemann, 2014; 
Becker, 2011; Diefenbach, 2007; Steinbach/Nauck, 2004; Kris-
ten, 2002). Verschiedene Studien zeigen auf, dass Migranten-
kinder schon im Elementarbereich unterdurchschnittliche Betei-
ligungsquoten und im späteren Lebensverlauf Schwierigkeiten 
beim Zugang zu besser qualifizierenden Bildungsgängen haben 
(Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2008, 2010, 2012, 
2016). Eine frühe Einschulung der Kinder reduziert den Abstand 
zwischen Kindern mit und ohne Migrationshintergrund hinsicht-
lich der erreichten Punkte im PISA-Test (Schneeweis, 2011). 
Eine Studie der OECD zeigt, dass je größer der Abstand zwi-
schen Migranten und Nicht-Migranten bei den Mathematikleis-
tungen ist, desto größer ist auch der Abstand zwischen beiden 
Gruppen im darauffolgendem Jahr bei der Bildungs- oder Ar-
beitsmarktbeteiligung (OECD, 2015b). Ausländische Jugendli-
che verlassen das Schulsystem zudem häufiger ohne Abschluss 
(Klemm, 2010) und sind schlechter in das duale Berufsausbil-
dungssystem integriert (Gresch/Becker, 2010; Beicht/Walden, 
2014). Migrantenkinder der zweiten Generation schneiden teil-
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Veith et al. 2009 weise sogar schlechter ab, als die Schüler, die selbst eingewan-
dert sind (OECD, 2010b). Die aktuellen relevanten Studien 
kommen zu dem Ergebnis, dass der Nachteil von Kindern mit 
Migrationshintergrund zu einem großen Teil auf niedrige soziale 
Schichtzugehörigkeit, Konzentration in Ballungsräumen sowie 
mangelnde Deutschkenntnisse zurückgeführt werden kann (An-
ders u.a., 2010; Becker/Beck 2012; Gresch/Becker, 2010; 
Gresch 2012; Kristen/Dollmann, 2009; Lüdemann/Schwerdt, 
2010; OECD, 2010b; Veith u.a., 2009, OECD, 2015d). Zudem 
verstärken sich die Einflussfaktoren Migrationshintergrund und 
soziale Schicht gegenseitig (Debuschewitz/Bujard, 2014). Die 
Sprachförderung von Kindern und Jugendlichen aus Zuwander-
erfamilien ist besonders wichtig. Allerdings können durch institu-
tionelle Förderung im Elementar- und Schulbereich die Kompe-
tenznachteile nicht vollständig kompensiert werden, vielmehr 
sollte versucht werden, die Eltern verstärkt in die Fördermaß-
nahmen einzubeziehen (Paetsch u.a., 2014; SVR, 2014). 

Die Förderung der Bildungsintegration lohnt sich 

Aktionsrat Bildung, 2011; 
Anger u.a., 2010a; 
Becker, 2010; 
Hentze/Schäfer, 2016; 
Klös/Plünnecke, 2015; 
Koppel/Plünnecke, 2008; 
Kratzmann/Schneider, 

2008; 
Schneeweis, 2011; 
Sliwka, 2010 
 

Langfristig kann der Unterschied in der Bildungsbeteiligung von 
Migranten und Nicht-Migranten unter anderem mit folgenden 
Maßnahmen verringert werden: Eine umfangreichere Beteili-
gung von Migrantenkindern an frühkindlichen Bildungsmaßnah-
men (Becker, 2010; Kratzmann/Schneider, 2008; OECD, 2008b; 
Schneeweis, 2011), was insbesondere primäre Herkunftseffekte 
verringern könnte, eine bessere Sprachförderung (Aktionsrat 
Bildung, 2011) und der Ausbau der Ganztagsschulen (Anger 
u.a., 2010a). Daneben empfiehlt es sich, verstärkt Lehramtsstu-
dierenden mit Migrationshintergrund zu gewinnen und den Wis-
sensstand der Lehrpersonen über kulturelle, ethnische und reli-
giöse Identitäten zu verbessern (Sliwka, 2010). Diese Maßnah-
men könnten sich lohnen: Werden Kosten und Erträge gegen-
übergestellt, ergibt sich eine fiskalische Rendite von 12 Prozent, 
wenn der Unterschied zwischen Migranten und Nicht-Migranten 
halbiert wird (Anger u.a., 2010a). Verbessert sich die Sprachfä-
higkeit von einer sehr schlechten zu einer sehr guten Leistung, 
so erhöht sich die Wahrscheinlichkeit erwerbstätig zu sein, zu-
dem deutlich (Klös/Plünnecke, 2015). Wenn das durchschnittli-
che Bildungsniveau der in Deutschland lebenden Zuwanderer 
ganz auf das Niveau der deutschen Bevölkerung angehoben 
wird, können in zehn Jahren Wachstumsimpulse in Höhe von 34 
Milliarden Euro pro Jahr erwartet werden (Koppel/Plünnecke, 
2008). Auch Untersuchungen zur aktuellen Flüchtlingsmigration 
zeigen, dass eine schnellere Arbeitsmarktintegration fiskalisch 
einen hohen Ertrag bewirkt (Hentze/Schäfer, 2016). 

Eigene Zusammenstellung 
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Die Disparitäten in den Leistungen Jugendlicher mit und ohne Migrationshintergrund und mit 
unterschiedlichem sozioökonomischem Hintergrund (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 
2010, 87 f.; 2012, 211 f.; 2016, 170ff.;  Heckmann, 2008, 2; Berkemeyer et al, 2013, 95 f.) wei-
sen darauf hin, dass das Bildungssystem der Aufgabe, alle Kinder und Jugendliche angemes-
sen zu integrieren und zu fördern, trotz aller Fortschritte noch nicht in ausreichendem Maße 
nachkommt. Unterschiede zeigen sich bereits im Kindergartenalter: Während etwa im Jahr 
2015 97 Prozent der Kinder von drei bis unter sechs Jahren ohne Migrationshintergrund eine 
Betreuungseinrichtung besuchten, waren es unter den Kindern mit Migrationshintergrund im 
gleichen Alter nur 90 Prozent (Statistisches Bundesamt, 2015c, 2016e). Dabei spielen frühkind-
liche Förderangebote gerade für Migrantenkinder, die zu Hause oft eine andere als die deut-
sche Sprache sprechen, in Hinblick auf die Sprachförderung und den späteren Bildungserfolg 
eine sehr wichtige Rolle. Auch in späteren Bildungsphasen, insbesondere beim Übergang von 
der Grundschule auf weiterführende Schulen sowie von einer allgemeinbildenden Schule in das 
System der beruflichen Bildung oder die Hochschule, werden misslungene Integrationsbemü-
hungen sichtbar. So ist beispielsweise die Wahrscheinlichkeit, dass ein Kind eine Hauptschule 
besucht, viel höher, wenn seine Eltern ebenfalls höchstens über einen Hauptschulabschluss 
verfügen (Ditton, 2013; Aktionsrat Bildung, 2015, 74 f.). Auch für Kinder mit Migrationshinter-
grund ist die Wahrscheinlichkeit, gute Schulleistungen zu erzielen und – bei gleichen Leistun-
gen – die Wahrscheinlichkeit ein Gymnasium zu besuchen, bedeutend niedriger (Übersicht 17). 
 
Für die Indikatorik werden - aufgrund fehlender Daten für Migranten - der Anteil ausländischer 
Schulabgänger ohne Abschluss und die Studienberechtigtenquote ausländischer Jugendlicher 
an allgemeinen und beruflichen Schulen verwendet. Diese Kennzahlen weisen darauf hin, ob 
und in welchem Umfang sich Bildungsrisiken und Erfolgschancen für ausländische Schüler zwi-
schen den Bundesländern unterscheiden.  
 

Übersicht 18 

Indikatoren zur Integration 

Anteil der ausländischen Schulabgänger ohne Abschluss – 

Studienberechtigtenquote von ausländischen Jugendlichen an allgemeinbildenden 
Schulen + 

Studienberechtigtenquote von ausländischen Jugendlichen an beruflichen Schulen + 

Steigung des sozialen Gradienten – Mathematik (IQB) – 

Varianzaufklärung – Mathematik (IQB) – 

Eigene Zusammenstellung 

Des Weiteren werden für das Benchmarking zwei Indikatoren aus dem IQB-Ländervergleich 
2012 eingesetzt: Die Steigung des sozialen Gradienten und die Varianzaufklärung im Bereich 
Mathematik. Die erste dieser beiden Kennzahlen ist der Regressionskoeffizient, der die Stärke 
des Zusammenhangs zwischen dem sozioökonomischen Hintergrund und dem erreichten 
Kompetenzniveau in Mathematik beschreibt. Dieser Indikator geht negativ in das Benchmarking 
ein: Je höher die Steigung des sozialen Gradienten, desto stärker sind die sozialen Disparitäten 
im Bildungssystem und desto schlechter sind dessen integrative und kompensatorische Wir-
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kungen zu bewerten. Die zweite Kennzahl, die Varianzaufklärung, belegt, wie viel der Streuung 
der Kompetenzwerte durch den unterschiedlichen sozioökonomischen Hintergrund der geteste-
ten Schüler erklärt werden kann. Ein höherer Indikatorwert zeigt auch hier eine weniger erfolg-
reiche Integration und Kompensation an.  
 
In den letzten Jahren sind Verbesserungen im Handlungsfeld Integration festzustellen. Der Ver-
gleich aller PISA-Erhebungen zeigt, dass sich der statistische Zusammenhang zwischen dem 
Bildungshintergrund der Eltern und den Lesekompetenzen der Fünfzehnjährigen gelockert hat. 
Ebenso hat sich die Abbrecherquote ausländischer Schulabsolventen in den letzten Jahren 
deutlich verringert: Im Jahr 2000 hatten noch gut 20 Prozent der ausländischen Jugendlichen 
die Schule verlassen, ohne einen Abschluss erreicht zu haben, 13 Jahre später waren es nur 
noch 10,7 Prozent. Zwischen den Jahren 2013 und 2014 ist jedoch wiederum ein kleiner An-
stieg auf 11,9 Prozent zu verzeichnen (s. Abbildung 2-17).  
 
Abbildung 2-17: Anteil der ausländischen Schulabgänger ohne Abschluss an allen aus-
ländischen Schulabsolventen 

in Prozent 

 
 
Quellen: Eigene Berechnungen auf Basis Statistisches Bundesamt, Allgemeinbildende Schulen, FS11, 
Reihe 1, verschiedene Jahrgänge 

Ebenfalls positiv entwickelt hat sich langfristig die Studienberechtigtenquote von ausländischen 
Jugendlichen an allgemeinbildenden und beruflichen Schulen (s. Abbildung 2-18). Im Jahr 2000 
erlangten insgesamt rund 15.000 ausländische Schulabgänger eine Hochschul- oder Fach-
hochschulzugangsberechtigung. Im Jahr 2014 waren es bereits 21.300. Die entsprechende 
Studienberechtigtenquote beträgt für das Jahr 2014 21,9 Prozent. Die Ausreißerwerte für die 
Jahre 2011 und 2012 sind dabei im Wesentlichen auf doppelte Abiturientenjahrgänge zurückzu-
führen. 
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Abbildung 2-18: Studienberechtigtenquote unter Ausländern im Alter zwischen 18 und 21 
Jahren 

in Prozent 

 
Ab 2011: Studienberechtigte im Verhältnis zur altersspezifischen Bevölkerung auf Basis Zensus 2011 
Quellen: Eigene Berechnungen auf Basis Statistisches Bundesamt, Allgemeinbildende Schulen, FS 11, 
Reihe 1, verschiedene Jahrgänge 

 

2.2.5 Berufliche Bildung  

Die Berufsausbildung trägt in Deutschland maßgeblich zur Bereitstellung von Fachkräften bei. 
Noch vor der Hochschulausbildung weist sie außerdem den engsten inhaltlichen, organisatori-
schen und zeitlichen Bezug zum Arbeitsmarkt auf (Werner u.a., 2003, 288; Übersicht 19). Dies 
ermöglicht es einerseits den Betrieben, den Fachkräftenachwuchs bedarfsgerecht auszubilden, 
und sichert andererseits den Auszubildenden hohe Übernahmequoten in Beschäftigung. 
Deutschland weist nicht zuletzt aus diesem Grund die tiefste Jugendarbeitslosenquote in Euro-
pa auf. International gelten die Berufsausbildung und insbesondere der duale Ansatz als Er-
folgsmodell (BMBF, 2015, 5). 
 
Ein Zeichen für die starke Nachfrage nach beruflich Qualifizierten am Arbeitsmarkt sind die be-
trächtlichen Engpässe, die vor allem in Ausbildungsberufen mit technischem Hintergrund am 
Arbeitsmarkt festzustellen sind. Untersuchungen des Kompetenzzentrum Fachkräftesicherung 
zeigen, dass die Anzahl der Engpassberufe vor allem in den Facharbeiterberufen deutlich ge-
stiegen ist (Bußmann/Seyda, 2014a, 11; Bußmann/Seyda, 2016)). In dem mittleren Qualifikati-
onsbereich wird zudem auch langfristig mit Engpässen gerechnet (Autorengruppe Bildungsbe-
richterstattung, 2014, 97 ff.), die sich weniger gut durch Zuwanderung beheben lassen dürften 
(Geis et al., 2016b). 
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Übersicht 19 

Ausgewählte Studien zur beruflichen Bildung  

Das deutsche Berufsbildungssystem: Erfolge und Herausforderungen 

Autorengruppe Bildungsbe-
richterstattung, 2010, 
2012; 

Allmendinger u.a., 2014; 
BMBF, 2015; 
Bosch, 2011; 
Bußmann/Seyda, 2014b, 

2016; 
Ebbinghaus u.a., 2013; 
Eichhorst u.a., 2013; 
Hausner u.a., 2015; 
Helmrich u.a., 2012; 
Klös, 2013; 
Sell, 2013; 
Stifterverband, 2015; 
Wanka u.a., 2013 
 

Das deutsche System der beruflichen Bildung genießt eine 
hohe Reputation, die sich darauf gründet, dass berufliche Bil-
dung vor Arbeitslosigkeit schützt, zu einem angemessenen 
Einkommen führt und mit Aufstiegschancen verbunden ist 
(Bosch, 2011; Ebbinghaus u.a., 2013). Zudem leistet es über 
die Erhöhung des Humankapitals einen wichtigen Beitrag zur 
Stärkung der Innovations- und Wachstumskräfte und ist zentral 
für den Zusammenhalt der Gesellschaft (Wanka u.a., 2013; 
BMBF, 2015). Besonders deutlich wurden die Vorteile des 
deutschen Berufsbildungssystems in der letzten Finanz- und 
Wirtschaftskrise, so dass in anderen EU-Staaten angesichts 
untragbar hoher Jugendarbeitslosenquoten ebenfalls Schritte 
zur Begründung oder zum Ausbau dualer Ausbildungssysteme 
unternommen wurden (Eichhorst u.a., 2013; Klös, 2013; 
BMBF, 2015). Der Arbeitsmarkt für beruflich qualifizierte dürfte 
sich auch mittelfristig positiv entwickeln: Die demografische 
Entwicklung und die Bildungsexpansion im akademischen Be-
reich könnten zu einem Mangel an Fachkräften in einigen Be-
rufsfeldern führen (Helmrich u.a., 2012; Sell, 2013; Bußmann/ 
Seyda, 2014b, 2016). Es ist allerdings wichtig, dass sich das 
berufliche Ausbildungssystem entsprechend den Anforderun-
gen der sich wandelnden Berufsfelder reformiert (Bosch, 2011) 
und sich hinsichtlich der aktuellen Zuwanderung flexibel gestal-
tet. Der Herstellung von Durchlässigkeit zwischen beruflicher 
und akademischer Bildung kommt dabei höchste bildungspoli-
tische Relevanz zu (Allmendinger u.a., 2014; Hausner u.a., 
2015). Neue und bewährte Formen der Durchlässigkeit bieten 
duale Studiengänge, die Öffnung der Hochschulen für beruflich 
Qualifizierte und die Aufstiegsfortbildung (Wanka u.a., 2013; 
Stifterverband, 2015). Ein Indiz für eine zunehmende Nähe von 
beruflicher und akademischer Bildung könnte die steigende 
Anzahl an Studienanfängern sein, die ihre Hochschulzugangs-
berechtigung auf dem dritten Bildungsweg erworben haben 
(Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2012). Außerdem 
hat sich die Zahl der Studienanfänger in den dualen Studien-
gängen in den letzten Jahren enorm positiv entwickelt (Stifter-
verband, 2015). Weiter verbessert werden könnte die Durch-
lässigkeit, durch mehr Informationen und eine verbesserte Un-
terstützung für die Betroffenen. Zudem sollte institutionenüber-
greifend kooperiert werden (Allmendiger u.a., 2014). 
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Die Berufsausbildung aus Sicht der Betriebe 

DIHK, 2016; 
Jansen u.a., 2015; 
Pahnke u.a., 2013; 
Wenzelmann u.a., 2009 
 

Die duale Berufsausbildung ist für die ausbildenden Unter-
nehmen mit Kosten verbunden, die durch die Erträge aus den 
produktiven Leistungen der Auszubildenden meist nicht voll-
ständig gedeckt werden (Jansen u.a., 2015). Allerdings bringt 
die duale Berufsausbildung den Unternehmen auch Vorteile: 
Personelle Fehlentscheidungen werden vermieden und das 
Unternehmensimage wird verbessert (Wenzelmann u.a., 
2009). Wenn es dem Ausbildungsbetrieb gelingt, die Auszubil-
denden nach dem Abschluss in ein reguläres Beschäftigungs-
verhältnis zu übernehmen, werden zudem Personalgewin-
nungskosten eingespart, die bei einer Fachkräfterekrutierung 
über den Markt entstehen würden. Diese kompensieren einen 
Großteil der Ausbildungskosten. So haben im Jahr 2015 bei 
einer Umfrage der DIHK 86 Prozent der Unternehmen ange-
geben, alle Azubis des Ausbildungsjahrganges übernehmen zu 
wollen (DIHK, 2016). Außerdem können bereits während der 
Ausbildung betriebsspezifische Kenntnisse vermittelt werden. 
Langfristig kann zudem der Fachkräftebedarf des Unterneh-
mens leichter gedeckt werden (Pahnke u.a., 2013; Jansen 
u.a., 2015).  

Ausbildungsabbrüche vermeiden 

Beicht/Walden, 2013; 
Beicht/Walden, 2014; 
Beinke, 2011; 
Böhme u.a., 2016; 
Carl/Sieglen, 2016; 
Flake u.a., 2014; 
Hell, 2016; 
Kunert/Puhlmann, 2014; 
Kotte, 2016; 
Kropp u.a., 2016 
Robert Bosch Stiftung, 

2008; 
Schuster, 2016; 
Sujata/Weyh, 2016; 
Thoma/Wedel, 2016; 
Wiethölter u.a., 2016 

Die Wahrscheinlichkeit für einen Ausbildungsabbruch ist für 
Jugendliche erhöht, die einen Migrationshintergrund haben, 
deren Eltern über keinen Berufsabschluss verfügen oder die 
die allgemeinbildende Schule mit schlechten Noten verlassen 
und anschließend eine Übergangsmaßnahme besucht haben 
(Beicht/Walden, 2013). Der Grund für die geringere Wahr-
scheinlichkeit eines erfolgreichen Ausbildungsabschlusses bei 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund liegt darin, dass diese 
Jugendliche häufiger ungünstigere Ausgangsbedingungen ha-
ben als Jugendliche ohne Migrationshintergrund. Sind die 
Ausgangsbedingungen gleich, ist die Chance auf einen erfolg-
reichen Ausbildungsabschluss bei Jugendlichen mit und ohne 
Migrationshintergrund identisch (Beicht/Walden, 2014). Nach 
eienr Umfrage des IAB sind die Gründe für vorzeitige Vertrags-
lösungen vielfältig. Am häufigsten wurden schlechtes Be-
triebsklima, Konflikte in der Ausbildung und gesundheitliche 
Gründe genannt (Kropp u.a., 2016) Zur Vermeidung von Aus-
bildungsabbrüchen sollten schulische Voraussetzungen opti-
miert und Verbesserungen bei der Berufswahl angestrebt wer-
den, etwa durch individualisierte, praxisrelevante Informatio-
nen zu Ausbildungsgängen, Praktika oder andere Praxiserfah-
rung und individuelle Berufsorientierung in den Schulen (Bein-
ke, 2011; Flake u.a., 2014; Kunert/Puhlmann, 2014, Schuster, 
2016, Sujata/Weyh, 2016; Kotte, 2016; Thoma/Wedel, 2016, 
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Wiethölter u.a., 2016, Böhme u.a., 2016, Carl/Sieglen, 2016, 
Hell, 2016). Außerdem sollten Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund während ihrer dualen Ausbildung intensiver betreut 
werden (Beicht/Walden, 2014) Eine Reduktion der Abbrecher-
quote auf 10 Prozent würde bis zum Jahr 2020 zu 300.000 
zusätzlichen Vollzeitäquivalenten im Facharbeiterbereich füh-
ren (Robert Bosch Stiftung, 2008). 

Berufliche Weiterbildung lohnt sich 

Aktionsrat Bildung, 2008; 
Allmendinger u.a., 2014; 
Anger u.a., 2012c; 
Baethge/Severing, 2015; 
Behringer, 2011; 
BMBF, 2009; 
Ebbinghaus, 2009; 
Flake u.a., 2014, 2016; 
Hausner u.a., 2015; 
Heisig/Solga, 2014; 
Moraal u.a., 2009 
 
 

Um ihren Bedarf an technischen Fachkräften decken zu kön-
nen, ist es für Betriebe mit moderatem oder hohem Bedarf 
oberste Priorität, die eigenen Mitarbeiter fort- oder weiterzubil-
den. Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels und 
damit verbundener Fachkräfteengpässe sowie den sich schnell 
wandelnden Anforderungen wird der Weiterbildungsbedarf 
gerade älterer Menschen zukünftig an Bedeutung gewinnen 
(Anger u.a., 2012c; BMBF, 2009; Ebbinghaus, 2009; Moraal 
u.a., 2009; Allmendinger u.a., 2014; Hausner u.a., 2015). Aber 
auch die Nachqualifizierung von Erwachsenen ohne abge-
schlossene Berufsausbildung ist von hoher Bedeutung (Baeth-
ge/Severing, 2015). In dieser Gruppe ist die Beteiligung an 
beruflicher als auch an allgemeiner Weiterbildung bisher gering 
(Heisig/Solga, 2014). Auch für die Beschäftigten hat die zertifi-
zierte berufliche Weiterbildung positive Effekte: Durch das 
Nachholen von Schulabschlüssen und die Förderung der Per-
sönlichkeit wirkt sie positiv auf die Karriereaussichten und das 
Einkommen der Teilnehmer. Darüber hinaus steigert sie die 
Beschäftigungsfähigkeit und reduziert so das Risiko, beruflich 
abzusteigen (Aktionsrat Bildung, 2008; Behringer, 2011, Flake 
u.a., 2016). Insbesondere für ältere An- und Ungelernte bietet 
sich ein Erwerb von zertifizierten Teilqualifikationen an. Dies 
sind einzelne Module eines anerkannten Ausbildungsberufs, 
welche in beliebiger Reihenfolge und ohne zeitliches Limit, 
angepasst an den individuellen Qualifikationsbedarf, absolviert 
werden können. Wurden alle Module bestanden, ist die An-
meldung zu einer externen Prüfung möglich, mit der der staat-
lich, anerkannte Berufsabschluss erlangt werden kann (Flake 
u.a., 2014). Weiterbildungsangebote und Förderungen sollten 
noch transparenter gestaltet werden (Flake u.a., 2014). 

 

Eigene Zusammenstellung 

 
Nachdem es in den Jahren bis 2007 für Schulabgänger zunehmend schwieriger geworden war 
eine Ausbildungsstelle zu finden (BMBF, 2007a, 22), entspannte sich die Situation seitdem. 
Trotz der Wirtschaftskrise wurden mehr Ausbildungsplätze durch die Unternehmen angeboten 
als Bewerber diese nachgefragt haben (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2012, 108 f.; 
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Leszczensky u.a., 2013, 34 ff.). Vor allem in den Engpassberufen haben die Unternehmen ihr 
Ausbildungsstellenangebot seit dem Jahr 2008 erhöht. Ein Grund dafür könnte sein, dass die 
Unternehmen die zukünftige Fachkräftesituation bereits antizipieren (Bußmann u.a., 2014, 2).  
 
In jüngster Vergangenheit konnten Unternehmen bei der Besetzung von Ausbildungsplätzen 
dank der Aussetzung der Wehrpflicht und doppelten Abiturjahrgängen von erheblichen Sonder-
effekten profitieren. In den kommenden Jahren wird der demografische Wandel allerdings dazu 
führen, dass das Fachkräftepotenzial insgesamt und vor dem Hintergrund der zunehmenden 
Akademisierung insbesondere auch das Fachkräftepotenzial im Bereich der beruflichen Bildung 
zurückgehen wird (Esselmann u.a., 2013b, 3 f.; BMBF, 2015, 5 f.). So werden die geburtenstar-
ken Jahrgänge der 1950er und 1960er Jahre in absehbarer Zeit in die Rente eintreten, sodass 
bei konstanter Fachkräftenachfrage mit einem hohen Ersatzbedarf an Fachkräften zu rechnen 
ist. In den Engpassberufen werden in den nächsten 15 Jahren rund 30 Prozent der Fachkräfte 
den Arbeitsmarkt verlassen (Bußmann/Seyda, 2014b). Daher ist zu erwarten, dass in zuneh-
mendem Maße die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen die Zahl der abgeschlossenen Verträge 
bestimmen wird und nicht das Angebot. Vor diesem Hintergrund wird es in den kommenden 
Jahren von zunehmender Wichtigkeit sein, Jugendliche mit Übergangsproblemen in die Ausbil-
dung besser zu unterstützen. 
 
In diesem Bereich wurden in den letzten Jahren bereits erhebliche Erfolge erzielt. Im Jahr 2005 
lebten rund 1,57 Millionen Menschen im Alter zwischen 20 und 29 Jahren in Deutschland, die 
über keinen berufsqualifizierenden Abschluss verfügten und nicht mehr im Bildungssystem aktiv 
waren. Im Jahr 2013 waren es noch 1,19 Millionen (Anger u.a., 2016). Auch anteilig an der al-
tersgleichen Bevölkerung ist ein Rückgang festzustellen. Gründe dafür sind auch die Verbesse-
rungen im deutschen Bildungssystem, wie etwa der Ausbau der frühkindlichen Bildung und der 
Ganztagsbetreuung. Auch bieten Unternehmen in zunehmendem Maße Übergangshilfen an. 
Um den Anteil junger Menschen ohne berufsqualifizierenden Abschluss weiter zu senken, müs-
sen in Zukunft insbesondere die Bildungschancen für junge Menschen mit Migrationshinter-
grund und aus bildungsfernen Familien weiter verbessert werden (Esselmann u.a., 2013b). 
 
Das Angebot an Ausbildungsstellen hängt von verschiedenen Faktoren ab: Konjunkturelle 
Schwankungen beeinflussen besonders stark kleine Betriebe, sodass diese in einem Ab-
schwung ihr Angebot an Ausbildungsplätzen aus Kostengründen reduzieren. Aber auch die 
fehlende Ausbildungsreife vieler Bewerber oder hohe tarifliche Ausbildungsvergütungen stellen 
für viele Betriebe Hindernisse hinsichtlich der Ausbildungsbereitschaft dar (Gericke u.a., 2009, 
4; Werner u.a., 2003, 293; van Buer, 2004, 34 ff.; Solga u.a., 2014, 8 ff.). Zudem darf nicht jeder 
Betrieb ausbilden und Schließungen sowie Konkurse ausbildungsfähiger Betriebe oder von Be-
trieben in Branchen mit traditionell hoher Ausbildungsquote verringern das Ausbildungsstellen-
angebot. Die Schaffung günstiger Rahmenbedingungen und positiver Anreize für Betriebe spielt 
daher eine große Rolle bei der Gewinnung weiterer Ausbildungsplätze. Dies stellt eine wichtige 
Aufgabe für die Bildungs- und Wirtschaftspolitik auf regionaler und auf Bundesebene dar. Aus 
diesem Grund wird im Bildungsmonitor ein Indikator zur Erfassung des Ausbildungsplatzange-
bots verwendet – die Ausbildungsstellenquote im dualen System (Übersicht 20). Ein anderer 
Aspekt des Lehrstellenmarkts wird durch die Quote unversorgter Bewerber abgebildet. Dieser 
Indikator geht mit einem negativen Vorzeichen in das Benchmarking ein. 
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Übersicht 20 

Indikatoren zur beruflichen Bildung und Arbeitsmarktorientierung 

Ausbildungsstellenquote (Relation der neuen Ausbildungsverträge und unbesetzten 
Stellen zur durchschnittlichen Kohorte) + 

Anteil der erfolgreichen Abschlussprüfungen einer Berufsausbildung an allen Ab-
schlussprüfungen + 

Anteil der erfolgreichen Absolventen von Berufsfachschulen (BFS), Fach-
oberschulen (FOS) und Fachschulen (FS) an allen Abgängern dieser Einrichtungen + 

Anteil der erfolgreichen Teilnehmer an Fortbildungsprüfungen an der Bevölkerung 
zwischen 25 und 40 Jahren + 

Quote unversorgter Bewerber – 

Eigene Zusammenstellung 

Für den Aufbau von Humankapital ist die Aufnahme einer Berufsausbildung allein noch nicht 
ausschlaggebend. Ein Teil der Auszubildenden in Deutschland beendet die Ausbildung nicht, 
obwohl es gerade in Deutschland eine große Rolle spielt, dass die Kompetenzen des Einzelnen 
zertifiziert sind (Puhani, 2003, 31 f.). Aus diesem Grund nimmt der Bildungsmonitor den Anteil 
erfolgreicher Abschlussprüfungen dualer Berufsausbildungen sowie den Anteil erfolgreicher 
Absolventen von Berufsfachschulen, Fachoberschulen und Fachschulen auf (Übersicht 20). 
Damit lässt sich die Effektivität des Systems der beruflichen Bildung in den Bundesländern ab-
bilden. 
 
In einer sich dynamisch entwickelnden Umwelt unterliegt auch das bei einer Beschäftigung be-
nötigte Fachwissen ständigen Veränderungen. Aus diesem Grund sind Weiterbildungsmaß-
nahmen wichtig, um das Wissen der Beschäftigten dem neuesten Stand anzupassen und ihre 
Kompetenzen weiterzuentwickeln. Auch die demografische Entwicklung in Deutschland macht 
die ständige Weiterbildung aller Altersgruppen unumgänglich (Autorengruppe Bildungsbericht-
erstattung, 2010, 150; 2012, 141 ff.; 2016, 144ff., 159; OECD, 2006a, 379 f.). Diese Dimension 
von beruflicher Bildung wird in der Indikatorik mit dem Anteil der erfolgreichen Teilnehmer an 
Fortbildungsprüfungen an der Bevölkerung zwischen 25 und 40 Jahren erfasst. Diese Kennzahl 
bildet den Fachkräftenachschub in den Bundesländern ab und fließt daher mit einem positiven 
Vorzeichen in das Benchmarking ein. 
 
Auch im Handlungsfeld berufliche Bildung haben sich in den vergangenen Jahren positive Ent-
wicklungen gezeigt. Beispielhaft wird dies an der Ausbildungsstellenquote deutlich, die von 
2002 bis 2015 um knapp 10 Prozentpunkte angestiegen ist (Abbildung 2-19). Im Jahr 2009 gab 
es im Zusammenhang mit der Wirtschaftskrise einen leichten Rückgang des Ausbildungsstel-
lenangebots, in den Folgejahren stellte sich aber eine schnelle Erholung ein. Im Jahr 2012 gab 
es mit einer Quote von rund 68 Prozent einen Höhepunkt, seitdem ist ein kleiner Rückgang zu 
verzeichnen. 
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Abbildung 2-19: Relation der betrieblichen Ausbildungsstellen zur durchschnittlichen 
Kohorte der 16- bis unter 21-Jährigen (Ausbildungsquote) 

in Prozent 

 
Ab 2011: Im Verhältnis zur altersspezifischen Bevölkerung auf Basis Zensus 2011 
Betriebliche Ausbildungsstellen: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge zuzüglich unbesetztes Ange-
bot; Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis BMBF-Berufsbildungsbericht und Statistisches Bundesamt, 
Bevölkerung nach Ländern und Altersgruppen, verschiedene Jahrgänge  

 
Abbildung 2-20: Anteil der 20- bis 29-Jährigen ohne Berufsabschluss (Ungelerntenquote) 

in Prozent 

 
2006: Lineare Interpolation. 
Quellen: Esselmann u.a., 2013b; Anger u.a., 2016; BIBB, 2016, 285 ff. 
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Die positive Entwicklung am Lehrstellenmarkt macht sich auch bei der Ungelerntenquote, dem 
Anteil der 20- bis 29-Jährigen ohne formalen Berufsabschluss, bemerkbar. Im Jahr 2005 hatten 
noch 16,5 Prozent der Personen dieser Altersgruppe keinen berufsqualifizierenden Abschluss, 
2014 belief sich dieser Anteil auf nur noch 12,7 Prozent (Abbildung 3-20).  
 
 

2.2.5 Hochschule und MINT 

Der Trend zur Höherqualifizierung und insbesondere zur Akademisierung hält in Deutschland 
seit mehreren Jahrzehnten an. So ist die durchschnittliche Ausbildungszeit der Arbeitnehmer 
seit Mitte der 1970er Jahre um rund 1,5 Jahre beziehungsweise um etwas mehr als 13 Prozent 
gestiegen (Wanka u.a., 2013, 12). Gründe dafür finden sich etwa  in der zunehmenden Interna-
tionalisierung von Faktor- und Gütermärkten, in dem technischen Fortschritt, in der Weiterent-
wicklung der Organisation von Arbeits- und Fertigungsprozessen sowie in den vom Staat ge-
schaffenen Rahmenbedingungen, die die Studierneigung befördert haben (Autorengruppe Bil-
dungsberichtserstattung, 2008, 117 ff.; BMBF, 2006, 65 ff.; BMBF, 2007b; Cordes/Gehrke, 
2012; OECD, 2006a, 17 ff.; CHE, 2014, 10). 
 
Vor dem Hintergrund steigender Studierquoten, geburtenstarker Jahrgänge und einmaliger 
Sondereffekte, wie der doppelten Abiturjahrgänge und der Aussetzung der Wehrpflicht, entwi-
ckelt sich der Anteil an Studierenden und an akademisch Qualifizierten derzeit weiter dyna-
misch. Dennoch gibt es keine Anzeichen für ein Überangebot an akademisch Qualifizierten auf 
dem deutschen Arbeitsmarkt (Wanka u.a., 2013; CHE, 2014, 7). Projektionen deuten darauf 
hin, dass die Zahl an Studierenden in den nächsten Jahren demografisch bedingt wieder sinken 
wird, während Hochqualifizierte auch in Zukunft verstärkt benötigt werden (Baethge u.a., 2014, 
7; Vogler-Ludwig et al., 2016)).  
 
Für eine Volkswirtschaft mit hoher Technologie- und Forschungsintensität wie Deutschland sind 
insbesondere mathematisch-naturwissenschaftliche Kompetenzen von herausragender Bedeu-
tung. Die Entwicklung und Umsetzung von Innovationen setzt die Verfügbarkeit von entspre-
chendem Fachpersonal voraus, welches in vielen Fällen eine MINT-Qualifikation (Mathematik, 
Informatik, Naturwissenschaften, Technik) aufweist (Erdmann u.a., 2012; Anger u.a., 2015a; 
Anger et al., 2016). Vor diesem Hintergrund ist es besonders wichtig, dass eine ausreichende 
Anzahl an Absolventen des schulischen und betrieblichen Bildungssystems in eine Hochschul-
ausbildung nachrückt, um den Anteil formal Hochqualifizierter zu erhöhen, insbesondere im 
MINT-Bereich (Übersicht 21). 
 
Für die Akademisierung existieren somit gesellschaftliche und wirtschaftliche Gründe. Aber 
auch aus Sicht des Einzelnen bestehen ausreichend Anreize, ein Studium aufzunehmen. So 
erhöht sich aufgrund eines Studiums das zu erwartende Einkommen; gleichzeitig verringert sich 
die Wahrscheinlichkeit, arbeitslos zu werden (Fabian u.a., 2013, 27 f.; Hausner u.a., 2015, 2 ff.; 
Übersicht 21). 
 
 
 
 
 
 



Institut der deutschen Wirtschaft Köln  Bildungsmonitor 2016  

Studie im Auftrag der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM) Seite 75 von 237 

Übersicht 21 

Ausgewählte Studien zu Hochschule und MINT 

Der Nutzen eines Hochschulstudiums 

Anger/Konegen-Grenier, 
2008; 

Autorengruppe Bildungsbe-
richterstattung, 2012; 

CHE, 2014; 
Esselmann/Geis, 2015; 
Fabian/Briedis, 2009; 
Kühne, 2009; 
OECD, 2013b;  
Schmillen/Stüber, 2014; 
Statistische Ämter des Bun-

des und der Länder, 2013 
 

 

Ein Hochschulstudium hat in den meisten OECD-Ländern 
einen positiven Effekt auf die Beschäftigungswahrscheinlich-
keit (OECD, 2013b; Statistische Ämter des Bundes und der 
Länder, 2013), insbesondere auch für ältere Personen (Auto-
rengruppe Bildungsberichterstattung, 2012; Esselmann/Geis, 
2015). Befragungsergebnisse zeigen für Hochschulabsolven-
ten in Deutschland zehn Jahre nach dem Abschluss eine 
deutlich überdurchschnittliche Erwerbsbeteiligung von rund 
90 Prozent und ein vergleichsweise hohes Jahreseinkom-
men von 60.000 Euro (Fabian/Briedis, 2009). Über das ge-
samte Erwerbsleben kumuliert, verdienen Hochschulabsol-
venten durchschnittlich bis zum 2,7-Fachen dessen, was 
Personen ohne beruflichen Abschluss erhalten (Schmil-
len/Stüber, 2014). Vielen Akademikern erlauben die im Stu-
dium erworbenen Kenntnisse darüber hinaus eine große 
Variationsbreite in der Wahl des Berufsfelds (An-
ger/Konegen-Grenier, 2008). Der Arbeitsmarkterfolg von 
Akademikern ist dabei umso ausgeprägter, je schneller sie 
den Einstieg schaffen und je höher die Kontinuität im weite-
ren Berufsverlauf ist (Kühne, 2009). Vor dem Hintergrund 
sich wandelnder Anforderungsprofile in der Berufswelt, wo 
häufiger Jobs mit akademischen Kompetenzen benötigt wer-
den, haben auch die Unternehmen ein Interesse daran, aka-
demisch gebildeten Nachwuchs zu gewinnen (CHE, 2014). 

MINT-Fachkräfte sehr gefragt 

Anger u.a., 2011b, 2012b, 
2015a, 2015b, 2016; 

Hüther/Koppel, 2009; 
Koppel/Plünnecke, 2008; 
OECD, 2010c; 
Renn u.a., 2013; 
Stifterverband, 2015; 
Stinebrickner/Stinebrickner, 

2011; 
Werner, 2008 

Im Juni 2016 kumulierten sich die Engpässe in MINT-
Berufen auf insgesamt 183.700 nicht besetzbare Vakanzen 
(Anger u.a., 2016). Der große Bedarf an MINT-Fachkräften 
schlägt sich auch positiv auf die Löhne nieder: MINT-
Akademiker bekommen eine deutliche Lohnprämie im Ver-
gleich zu anderen Akademikern, die in den letzten Jahren 
noch merklich zugenommen hat (Anger u.a., 2011b; 2015a; 
2015b; Hüther/Koppel, 2009; Werner, 2008). Ausländische 
MINT-Arbeitnehmer sind besonders wichtig, um die Engpäs-
se in Deutschland decken zu können (Anger u.a., 2015a) – 
ohne deren Zuwanderung würde die Lücke rund 66.600 hö-
her (Anger et al., 2016). MINT-Akademiker werden in ver-
schiedenen Berufen benötigt, so als Hochschullehrer, Mana-
ger, Berater (Anger u.a., 2016). Dabei ist die Flexibilität se-
mipermeabel – es arbeitet ein hoher Teil der Ingenieure in 
Managementberufen, während kaum Wirtschaftswissen-
schaftler in Ingenieurberufen tätig sind. Mit Blick auf das Bil-
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dungssystem sollte es das Ziel der OECD-Länder sein, das 
Interesse junger Menschen und insbesondere junger Frauen 
an MINT-Fächern zu erhöhen, beispielsweise durch Arbeits-
gemeinschaften oder Vertiefungskurse zur frühen Talentför-
derung (Renn, 2013), da die Entscheidung für zukünftige 
Berufe vergleichsweise früh erfolgt. So bestimmt die Wahl 
der Leistungskurse in der Oberstufe bei Gymnasiasten die 
Studienfachwahl (OECD, 2010c). Darüber hinaus kann eine 
umfassende schulische Vorbereitung Abbrüche von mathe-
matisch-naturwissenschaftlichen Studiengängen verhindern 
(Stinebrickner/Stinebrickner, 2011). Mit einer gezielten An-
werbung von ausländischen Professorinnen sowie (Nach-
wuchs-) Wissenschaftlerinnen in den MINT-Fächern an den 
Hochschulen können außerdem Rollenvorbilder gewonnen 
werden (Stifterverband, 2015)  

Bachelor- und Masterstudium 

CHE, 2014; 
Konegen-Grenier, 2011, 
2012; 
Konegen-Grenier u.a., 2011; 

2015 

Durch die Einführung von Bachelor- und Masterstudiengän-
gen und damit der Möglichkeit früher einen berufsqualifizie-
renden, akademischen Abschluss zu erreichen wurden die 
Studienstrukturen flexibilisiert und dadurch attraktiver etwa 
für ein Studium in Teilzeit oder duale bzw. berufsbegleitende 
Studiengänge (CHE, 2014). Auf dem Arbeitsmarkt haben 
aber auch Bachelorabsolventen gute Aussichten. So sind sie 
etwa nicht häufiger arbeitslos als Bachelor- oder Diplomab-
solventen (Konegen-Grenier, 2012; Konegen-Grenier u.a., 
2011, 2015). In vielen Unternehmen erhalten Absolventen 
mit Diplom- und Bachelorabschluss ein ähnlich hohes An-
fangsgehalt. Mit Berufserfahrung nähern sich die Gehälter 
weiter an (Konegen-Grenier, 2011). Auch unterscheiden sich 
die Einstiegspositionen wie auch die langfristigen Karriereop-
tionen der Bachelor- nicht wesentlich von den Masterabsol-
venten (Konegen-Grenier u.a., 2015).  

Eigene Zusammenstellung 

Der Bildungsmonitor erfasst im Handlungsfeld Hochschule und MINT verschiedene Indikatoren 
(Übersicht 22). Mithilfe der Akademikerersatzquote lässt sich zeigen, inwiefern die Bundeslän-
der dazu beitragen, den Bedarf an akademischen Fachkräften in ihrer Region zu decken. Das 
derzeit generierte Humankapital, von dem die Entwicklungsmöglichkeiten der Wirtschaft abhän-
gen (Egeln u.a., 2003, 9 und 28), wird durch den Anteil der Hochschulabsolventen an der Be-
völkerung im Alter von 25 bis 40 Jahren abgebildet.1 Der Attrahierungsindex (relativer Zuzug 
von Studienanfängern) belegt die Attraktivität eines Bundeslandes im Vergleich zu den übrigen 

                                                
1 Die Altersgruppe der 25- bis 40-Jährigen wurde gewählt, weil das Durchschnittsalter der Hochschulab-

solventen in einigen Fächergruppen bei knapp 30 Jahren liegt (Statistisches Bundesamt, 2009b, 
Stand 2008). 
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Ländern. Ein hoher Attrahierungsindex wird als Zeichen für die Qualität der Lehre und die Re-
putation des Hochschulstandorts aufgefasst. 
 
Ein weiterer Indikator wird durch den Anteil der Teilnehmer an dualen Studiengängen an der 
Bevölkerung im Alter zwischen 19 und 24 Jahren gebildet. Duale Studiengänge sind als beson-
ders effizient einzuschätzen, da sie eine deutliche Zeitersparnis im Vergleich zum traditionellen 
Studium ermöglichen. Zudem weisen sie auch eine höhere Arbeitsmarkt- und Praxisorientie-
rung auf. Durch eine Verknüpfung der akademischen Ausbildung mit einer Ausbildung im Be-
trieb wird eine Doppelqualifizierung geschaffen, die nicht die sonst übliche Verlängerung der 
Ausbildungsdauer nach sich zieht (Aktionsrat Bildung, 2008). Daher geht der Anteil der Absol-
venten an der Bevölkerung im typischen Abschlussalter positiv in das Benchmarking ein. Der 
Erfolg dualer Studiengänge spricht dabei für sich: 85 Prozent der Studierenden haben bei ihrem 
Abschluss eine feste Anstellung (Robert Bosch Stiftung, 2008, 30 f.). 
 

Übersicht 22 

Indikatoren zu Hochschule und MINT 

Anteil der Hochschulabsolventen an akademischer Bevölkerung im Alter zwischen 
15 und 65 Jahren (Akademikerersatzquote) + 

Anteil der Hochschulabsolventen an der Bevölkerung zwischen 25 und 40 Jahren + 

Attrahierungsindex (relativer Zuzug von Studienanfängern)2 + 

Anteil der Teilnehmer an dualen Studiengängen an der Bevölkerung zwischen 19 
und 24 Jahren + 

Anteil der Absolventen in Ingenieurwissenschaften an allen Hochschulabsolventen + 

Anteil der Absolventen in Mathematik, Informatik und Naturwissenschaften an allen 
Hochschulabsolventen 

+ 

Relation der Absolventen in MINT-Wissenschaften zum Personal in Forschung und  
Entwicklung (F&E-Ersatzquote) + 

Relation der Absolventen in Ingenieurwissenschaften zu allen sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigten Ingenieuren 

+ 

Anteil der MINT-Wissenschaftler am wissenschaftlichen Personal an den  
Hochschulen 

+ 

Eigene Zusammenstellung 

Die Bundesländer weisen eine unterschiedliche Attraktivität hinsichtlich des MINT-Studiums auf 
und sind damit auch in unterschiedlichem Maße in der Lage, zum Erhalt und zur Steigerung der 
technologischen Leistungsfähigkeit der Volkswirtschaft beizutragen (BMBF, 2006, 67 ff.). Dieser 
Umstand wird durch den MINT-Absolventenanteil offengelegt. Dabei wird nach mathematisch-
naturwissenschaftlichen und ingenieurwissenschaftlichen Abschlüssen unterschieden. Die bei-
                                                
2 Der Attrahierungsindex zeigt an, wie viele Gebietsfremde in einem Bundesland ein Studium aufnehmen, 

und zwar in Relation zur Zahl der Einheimischen, die ihr Studium in einem anderen Bundesland auf-
nehmen.   
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den so ermittelten Quoten gehen jeweils mit halbem Gewicht in das Benchmarking ein, da die 
Gruppe der Absolventen mathematisch-naturwissenschaftlicher Fächer (MIN) etwa so groß ist 
wie die Gruppe der Absolventen ingenieurwissenschaftlicher Fächer (T). 
 
Dazu kommt als weiterer Indikator in diesem Handlungsfeld eine Ersatzquote, die aussagt, wel-
che Bedeutung die Absolventen in MINT-Fächern relativ zur Anzahl des in Forschung und Ent-
wicklung tätigen Personals besitzen. Die F&E-Ersatzquote bildet den Umfang ab, in dem die 
einzelnen Bundesländer zur Ausbildung ihres wissenschaftlichen Nachwuchses beitragen. Es 
wird damit auch deutlich, welche Länder auf den Zuzug von hochqualifizierten MINT-
Fachkräften angewiesen sind. Dieser Aspekt wird zusätzlich durch den Indikator Relation der 
Absolventen in den Ingenieurwissenschaften zu allen sozialversicherungspflichtig beschäftigten 
Ingenieuren berücksichtigt. So ist es beispielsweise denkbar, dass in einem Bundesland, das 
vergleichsweise wenige Ingenieurabsolventen hervorbringt, zugleich der Bedarf an Ingenieuren 
aufgrund einer starken Industrie sehr hoch ist. 
 
Forschung an universitären Einrichtungen bildet einen wichtigen Bestandteil der gesamten For-
schungsleistung der deutschen Volkswirtschaft. Der MINT-Anteil des wissenschaftlichen Hoch-
schulpersonals ist ein Indikator für die Stärke des naturwissenschaftlich-technischen Innovati-
onspotenzials der Hochschulen und fließt wie die anderen Indikatoren, die dem Handlungsfeld 
Hochschule und MINT zugeordnet sind, mit einem positiven Vorzeichen in die Bewertung ein. 
 
 
Abbildung 2-21: Anteil der Hochschulabsolventen an der altersspezifischen Bevölkerung 

in Prozent 

 
Ausschließlich Erstabsolventen 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Nichtmonetäre hochschulstatistische Kennzahlen, FS 11, Reihe 4.3.1, 
verschiedene Jahrgänge 

 
Im Handlungsfeld Hochschule und MINT wurden in Deutschland in den letzten Jahren deutliche 
Verbesserungen erreicht. Dies wird beispielsweise am Anteil der Hochschulabsolventen an der 
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Bevölkerung im entsprechenden Alter deutlich (s. Abbildung 2-21). Im Jahr 2000 hatten noch 
lediglich 16,9 Prozent der altersspezifischen Bevölkerung einen ersten Hochschulabschluss 
erlangt, im Jahr 2014 waren es 31,7 Prozent. Der Anteil der Erstabsolventen hat sich im be-
trachteten Zeitraum damit fast verdoppelt. 
 
Zahlreiche Initiativen von Wirtschaft, Politik und Verbänden bringen die Thematik der MINT-
Engpässe seit einigen Jahren verstärkt in die Öffentlichkeit und regen somit die Diskussion um 
Lösungsansätze und Handlungsbedarfe an. Zuletzt waren Erfolge dieses Diskurses zu bemer-
ken, insbesondere im Bereich der akademischen MINT-Berufe. Nach Jahren ohne wirksame 
Verbesserung ist etwa der MINT-Anteil an allen Hochschulabsolventen leicht angestiegen. Die-
se Entwicklung macht sich auch bei der MINT-Ersatzquote bemerkbar: Im Jahr 2014 erlangten 
in Deutschland 2,57 Personen pro 1.000 Erwerbstätige einen ersten Hochschulabschluss in 
MINT-Fächern, in den Jahren 2000 bis 2003 lag diese Quote noch bei unter 1,5 (s. Abbildung 2-
22). Diese Zunahme geht gleichermaßen auf Erstabsolventen von mathematisch-
naturwissenschaftlichen und technischen Studiengängen zurück (Anger et al, 2016). 
 
Abbildung 2-22: MINT-Ersatzquote* 

Anzahl der Erstabsolventen in den MINT-Fächern pro 1.000 Erwerbstätige 

 
Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis Statistisches Bundesamt, Nichtmonetäre hochschulstatistische 
Kennzahlen, FS 11, Reihe 4.3.1, verschiedene Jahrgänge und Statistisches Bundesamt, Erwerbstätigen-
rechnung 
* Aufgrund der Neuberechnung der Erwerbstätigenzahlen für Deutschland im Rahmen der Generalrevisi-
on 2014 der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (Statistisches Bundesamt, 2014b) haben sich die 
Zahlen gegenüber dem Bildungsmonitor 2014 leicht verändert. 
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2.2.6 Forschungsorientierung 

Zwischen dem Bildungssystem, dem Humankapitalniveau und der Innovationsfähigkeit eines 
Landes besteht ein Zusammenhang (OECD, 2006b, 22 f.; BMBF, 2006, 61 ff.; Gross-
man/Helpman, 1991; Fagerberg/Verspagen, 1996), der auch durch das Handlungsfeld For-
schungsorientierung abgebildet wird. Im Zentrum steht dabei jedoch nicht eine Bewertung der 
Bundesländer als Forschungsstandorte, sondern die Analyse der Bedeutung der regionalen 
Hochschulen im Forschungsverbund. Es soll die Frage beantwortet werden, inwieweit die 
Hochschulen in einem Bundesland zur Sicherung des Forschernachwuchses beitragen. Aus 
diesem Grund gehen statt Indikatoren wie der Patentdichte oder der Aufnahme regionaler 
Hochschulen in die Exzellenzinitiative des Wissenschaftsrates zur Förderung der Spitzenfor-
schung beispielsweise Promotionen und Habilitationen als Kennzeichen der Humankapitalbil-
dung ein. Es wird dabei nicht nach Fächern unterschieden. 
 
Fachkräfteengpässe sind nicht nur für die Industrie, sondern auch für die Wissenschaft in 
Deutschland ein ernst zu nehmendes Problem. Vor dem Hintergrund einer innovations- und 
wissensbasierten Gesellschaft ist eine ausreichende Zahl qualifizierter Nachwuchswissen-
schaftler notwendig, um Innovationsprojekte akquirieren und durchführen zu können. Ein Eng-
pass an Fachpersonal in diesem Bereich kann zum Abbruch von Forschungsvorhaben oder 
Verlagerung von Projekten ins Ausland führen. In der Folge ist dann auch eine Abwanderung 
der wertschöpfungsintensiven Produktionsschritte naheliegend, welche mit enormen Wert-
schöpfungsverlusten für die deutsche Wirtschaft verbunden wäre.  
 
Deutschland kann nach wie vor als Knowledge-based Economy (Wissenswirtschaft) bezeichnet 
werden (Grömling/Haß, 2009, 55 f.). Das Bildungssystem spielt vor diesem Hintergrund eine 
bedeutsame Rolle im Rahmen des Wissenstransfers. Aber auch der Bildungsgrad anderer Län-
der – insbesondere auch der Schwellenländer – steigt. Informations- und Kommunikationstech-
nologien sind weit verbreitet, sodass auch komplexe Prozesse wie Forschung und Entwicklung 
international handelbar werden. Dies führt zu einem verstärkten internationalen Wettbewerb in 
diesem Bereich. In Deutschland ist es aus diesem Grund entscheidend, ein effizienteres Schul-
system sowie eine verbesserte Ausbildung und Weiterbildung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses zu gewährleisten. Den Hochschulen wächst deshalb die Aufgabe zu, mit adäquaten 
Angeboten die Basis für eine hohe technologische Leistungsfähigkeit und Innovationskraft zu 
erhalten und zu festigen (EFI, 2010). Technologische Innovationen in den Lern- und Unter-
richtsformen, wie beispielsweise die zunehmende Integration von Online-Kursen (MOOCs) in 
das Studienangebot, können von deutschen Universitäten noch stärker umgesetzt werden, um 
den Bildungs- und Forschungsstandort Deutschland im internationalen Wettbewerb weiter zu 
verbessern (EFI, 2015, 50 f.). 
 
Der Engpass an hochqualifizierten Fachkräften bestimmter Qualifikationen in Deutschland wird 
sich in den kommenden Jahren verstärken (Übersicht 23). Dies wird auch die Forschungsland-
schaft nachhaltig beeinflussen, zumal ein im Auftrag des BMBF durchgeführter Studierenden-
survey den Studierenden ein geringes Interesse an einer Promotion und sonstiger Hochschultä-
tigkeit bescheinigt.  
 
 
 
 



Institut der deutschen Wirtschaft Köln  Bildungsmonitor 2016  

Studie im Auftrag der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM) Seite 81 von 237 

Übersicht 23 

Ausgewählte Studien zur Forschungsorientierung 

Hochschulen, Innovation und Wirtschaftswachstum 

Ang u.a., 2011; 
Eid, 2012; 
Hafner, 2014; 
Hanushek/Wößmann, 2008; 
Konegen-Grenier u.a., 

2014; 
OECD, 2010c; 
Varsakelis, 2006; 
Wößmann, 2008 

Das Bildungssystem spielt eine entscheidende Rolle für die 
Innovationsfähigkeit eines Landes. Die in der Bildung einge-
setzten Mittel helfen dem Land, nicht nur eine hochqualifizierte 
Nachfrage nach den Resultaten des Innovationsprozesses, 
sondern auch einen Pool von hochqualifizierten Experten zu 
schaffen (Varsakelis, 2006). Während von der Schul- und Be-
rufsausbildung vor allem positive Effekte für die Imitationen zu 
verzeichnen sind, wirkt sich die Hochschulbildung eher positiv 
auf die Innovationen aus (Eid, 2012; Hanushek/Wößmann, 
2008; Wößmann, 2008). Dementsprechend steigen die wachs-
tumsfördernden Effekte der Hochschulbildung mit dem Stand 
der technologischen Entwicklung (Ang u.a., 2011). Neuere 
empirische Befunde aus Baden-Württemberg bestätigen den 
positiven Effekt von Investitionen in Forschung und Entwick-
lung auf das regionale Wirtschaftswachstum (Hafner, 2014). 
Um die Innovationsfähigkeit eines Landes zu stärken, ist ein 
besseres Zusammenwirken von Hochschulen und anderen 
innovationsrelevanten Institutionen, wie Unternehmen und 
öffentliche Forschungseinrichtungen, wichtig (OECD, 2010c). 
Bereits im Jahr 2012 investierten deutsche Unternehmen in 
die akademische Bildung 2,51 Milliarden Euro, vor allem um 
Ihre Rekrutierungsmöglichkeiten zu verbessern, wichtige 
Fachrichtungen zu stärken und die Praxisorientierung von 
Studierenden zu verbessern (Konegen-Grenier u.a., 2014). 

Weiterhin großer Bedarf an hochqualifizierten Wissenschaftlern 

Autorengruppe Bildungsbe-
richterstattung, 2006, 
2010, 2012; 

BMBF, 2008a,b, 2010a; 
Konsortium Bundesbericht 

Wissenschaftlicher 
Nachwuchs, 2013; 

Koppel, 2008, 2016a 
  

Als Konsequenz des fortwährenden Strukturwandels hin zu 
einer forschungs- und wissensintensiven Gesellschaft hat in 
den Industrienationen eine Bedarfsverschiebung hin zu hoch-
qualifiziertem Humankapital stattgefunden (Koppel, 2008). Es 
besteht insbesondere auch ein großer Bedarf an hochqualifi-
zierten Wissenschaftlern, der gemäß Modellrechnungen und 
Projektionen aus der Arbeitsmarktforschung in den kommen-
den Jahren weiter zunehmen wird. Vor diesem Hintergrund 
kann besonders von einem weiteren Bedarf an Physikerinnen 
und Physikern ausgegangen werden, der resultierende demo-
grafiebedingte Ersatzbedarf wird sich ab dem Jahr 2018 in den 
darauf folgenden fünfzehn Jahren kontinuierlich auf bis zu 
3.600 Physiker/innen pro Jahr erhöhen (Koppel, 2016a). Nicht 
zuletzt dürften davon auch die Forschungskapazitäten der 
deutschen Hochschulen betroffen sein (Autorengruppe Bil-
dungsberichterstattung, 2006). Vor diesem Hintergrund sind 
hohe Abbruchquoten der Promotion, die lange Promotions-
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dauer sowie die oft prekäre Beschäftigungssituation von Dok-
toranden und jungen Wissenschaftlern problematisch (BMBF, 
2010a). Im internationalen Vergleich promovieren in Deutsch-
land, sowohl gemessen an der Zahl der Absolventen als auch 
an der gesamten altersspezifischen Bevölkerung, deutlich 
mehr Personen als in anderen Industrieländern. Andererseits 
haben Promovierte in Deutschland in stärkerem Maße als in 
anderen Ländern Alternativen zu einer Hochschulkarriere, was 
mit der Arbeitsmarktsituation (z. B. höhere Gehälter), aber 
auch mit den strukturellen Gegebenheiten der Hochschulkarri-
ere (z. B. schwieriger Einstieg nach einer externen Promotion) 
zusammenhängt (BMBF, 2008a,b; Konsortium Bundesbericht 
Wissenschaftlicher Nachwuchs, 2013;). 

Internationale Konkurrenz in der Forschung 

EFI, 2009; 
Klingert/Block, 2013; 
Michels u.a., 2013, 2014; 
OECD, 2015a 
 
 

Rund 7 Prozent aller weltweit seit dem Jahr 2008 publizierten 
wissenschaftlichen Studien gehen auf deutsche Autoren zu-
rück. Von allen Zitierungen entfallen im Jahr 2010 gut 10 Pro-
zent auf deutsche Wissenschaftler. In den letzten 10 Jahren 
war Deutschland gemessen an der Anzahl der Publikationen 
und Zitierungen weltweit immer an dritter oder vierter Stelle. 
Die Anzahl internationaler Kooperationen ist seit dem Jahr 
2008 außerdem merklich angestiegen (Michels u.a., 2013, 
2014). Dennoch nimmt Deutschland im internationalen Wett-
bewerb um Talente und Investitionen keine allzu günstige Po-
sition ein. Beispielsweise kommen im OECD-Raum aber auch 
weltweit vergleichsweise viele Auswanderer mit hohem oder 
mittlerem Bildungsniveau aus Deutschland. Verglichen mit den 
anderen OECD-Staaten kommen nur aus dem Vereinigten 
Königreich mehr hochqualifizierte Emigranten als aus 
Deutschland. Gerade besonders erfolgreiche Wissenschaftler 
bevorzugen attraktivere Karrierechancen im Ausland. Kehren 
deutsche, ausgewanderte Wissenschaftler nach Deutschland 
zurück, dominieren hingegen private und familiäre Gründe 
(OECD, 2015a; EFI, 2009). Um eine größere Anzahl von Per-
sonen für einen Forschungsaufenthalt in Deutschland zu ge-
winnen, spielen die Lebens-und Arbeitsbedingungen aber 
auch die Ausgestaltung der Aufenthaltstitel eine wichtige Rolle 
(Klingert/Block, 2013). 

Eigene Zusammenstellung 

Innerhalb des regionalen Forschungsverbunds ist der Stellenwert der universitären Forschung 
von Bundesland zu Bundesland unterschiedlich. Diese Disparitäten werden im Benchmarking 
durch die Forschungs- und Entwicklungsausgaben pro Forscher an Hochschulen und der Rela-
tion der Forscher an Hochschulen zum BIP eines Landes abgebildet (Übersicht 24).  
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Die Forschungsqualität an den Hochschulen wird mithilfe der pro Professor eingeworbenen 
Drittmittel approximiert. Diese zeigen – ähnlich wie der Anteil der Hochschulausgaben, der über 
Drittmittel finanziert wird (Handlungsfeld Inputeffizienz) – die Teilnahme am Ideenwettbewerb 
und dem Wettlauf um Forschungsgelder an, die nicht nur die Forschung an sich vorantreiben, 
sondern auch deren Qualität verbessern. 
 

Übersicht 24 

Indikatoren zur Forschungsorientierung 

F&E-Ausgaben pro Forscher an Hochschulen + 

Eingeworbene Drittmittel je Professor (in Tausend Euro) + 

Habilitationen pro Professor + 

Anteil der Promotionen an allen Hochschulabschlüssen (Promotionsquote) + 

Relation der Forscher an Hochschulen zum BIP eines Landes + 

Eigene Zusammenstellung 

Über die Ausbildung erfolgreicher Absolventen werden neue Ideen und Forschungsergebnisse 
in die Wirtschaft getragen und somit eine breite Streuung des generierten Wissens erreicht. Die 
Promotionsquote und die Anzahl der Habilitationen pro Professor3 dienen vor diesem Hinter-
grund dazu, den Umfang der Nachwuchsförderung auf der einen Seite und die Forschungsakti-
vitäten an den Hochschulen auf der anderen Seite zu erfassen.  
 
Die Forschungsausgaben pro Forscher an Hochschulen sind Ausdruck der Bedeutung, die der 
öffentlich finanzierten F&E-Tätigkeit im engeren Sinne beigemessen wird. Zwischen den Jahren 
2000 und 2013 stieg der Forschungsetat an den Hochschulen stärker an als das in F&E tätige 
Personal, so dass der Indikator Forschungsausgaben pro Forscher einen positiven Verlauf zeigt 
(s. Abbildung 2-23).  
 
Die Höhe der pro Professor eingeworbenen Drittmittel stellt einen weiteren Indikator des Fort-
schritts im Bereich der Forschungsorientierung des deutschen Bildungssystems dar.  
 
Abbildung 2-24 zeigt, dass in Bezug auf diesen Aspekt eine deutliche Verbesserung zu ver-
zeichnen ist: Im Jahr 2000 konnte ein Professor im Durchschnitt rund 63.000 Euro Drittmittel 
einwerben, zehn Jahre später hatte sich dieser Wert mit 144.000 Euro mehr als verdoppelt.   
 
 
 
 

                                                
3 Bei der Berechnung des Indikators (siehe Anhang) wurden die Junior-Professoren nicht mitgerechnet, 

da sie nach Ergebnissen einer Studie des Centrums für Hochschulentwicklung nur 20 Prozent der Ar-
beitszeit für Forschungsaufgaben zur Verfügung haben. Für die Fragestellung in diesem Handlungs-
feld ist der Forschungsbeitrag der Habilitanden und der Professoren jedoch von entscheidender Be-
deutung (Buch u.a., 2004, 19). 
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Abbildung 2-23: Forschungsausgaben pro Forscher an Hochschulen 
in Tausend Euro  

 
Quellen: Eigene Berechnungen auf Basis Daten-Portal des BMBF 

Abbildung 2-24: Drittmittel pro Professor 
in Tausend Euro 

 
 
Bis 2010: ohne medizinische Einrichtungen, ab 2010: ohne Verwaltungsfachhochschulen und ohne medi-
zinische Einrichtungen 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Monetäre hochschulstatistische Kennzahlen, FS 11, Reihe 4.3.2, ver-
schiedene Jahrgänge  
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3 Maßnahmen zur Bildungsintegration von Flüchtlingen 

Das Jahr 2015 war von einer historisch einmaligen Anzahl von Zuwanderern nach Deutschland 
geprägt. Insgesamt zogen 1,14 Millionen Personen mehr nach Deutschland zu, als das Land 
verlassen haben (Statistisches Bundesamt, 2016a). Maßgeblich war diese starke Zuwanderung 
auf die Migration von Flüchtlingen4 zurückzuführen. So wurden im Gesamtjahr 2015 fast 1,1 
Millionen Personen im EASY-System, der Anwendung zur Erstverteilung der Asylbegehrenden 
auf die Bundesländer, registriert (BAMF, 2016a). Seit Jahresbeginn hat sich die Zuwanderung 
von Asylsuchenden fortlaufend abgeschwächt, im Juli 2016 wurden schließlich noch 16.000 
Personen registriert (s. Abbildung 3-1). Von den registrierten Personen stellen nicht alle auch 
automatisch einen Asylantrag. So führten Doppelerfassungen, die Weiterreise in andere EU-
Länder oder vor allem zeitliche Verzögerungen bei der Administration der Asylverfahren dazu, 
dass die Gesamtzahl der Asylanträge im Jahr 2015 mit insgesamt 441.899 Anträgen deutlich 
unter den Zahlen der Erstregistrierungen lag (BAMF, 2016b). Zudem wird auch nur über einen 
Teil der gestellten Asylanträge positiv beschieden. So lag die Schutzquote, also der Anteil aller 
positiven Asylanträge an allen Anträgen, im Gesamtjahr 2015 bei 49,8 Prozent (BAMF, 2016b). 
Von Januar bis einschließlich Juli hat sich die Schutzquote aufgrund einer veränderten Struktur 
der Herkunftsländer auf 61,5Prozent erhöht. Die Zahl der anhängigen Verfahren hat im Juli mit 
526.276 einen Spitzenwert erreicht, nach wie vor werden noch mehr Anträge gestellt, als bear-
beitet werden (BAMF, 2016d). Bis zum Ende des Jahres strebt das BAMF an, alle ausstehen-
den Anträge aufgenommen zu haben (BAMF, 2016e). 
 
Abbildung 3-1: Registrierungen, Asylanträge und Entscheidungen in Deutschland 

 
Quelle: BMI, BAMF, versch. Jg. 

                                                
4 Die Bezeichnungen „Flüchtlinge“ und „Geflüchtete“ werden in Folge synonym für alle Personen verwen-

det, die als Schutzsuchende nach Deutschland gekommen sind. 
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Zur Planung von bildungspolitischen Bedarfen werden Daten zur Altersverteilung von anerkann-
ten Flüchtlingen, Geduldeten und Asylbewerbern benötigt, da alle drei Gruppen die Bildungsein-
richtungen besuchen. Noch liegen keine belastbaren Daten zur Altersstruktur auf Landesebene 
für alle drei Personengruppen vor. Deshalb wird, basierend auf Daten des Ausländerzentralre-
gisters und der Asylstatistik des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF), eine 
Schätzung für den Bestand aller drei Personengruppen für Ende 2016 vorgenommen. Seit Feb-
ruar 2016 veröffentlicht das BAMF eine tiefere Altersklassifikation der Asylbewerber (BAMF, 
2016a). Mit diesen Daten ist es möglich, auch Personen im Alter von unter 16 Jahren differen-
ziert zu betrachten. Da sich die Altersstruktur des Gesamtjahres 2015 nur geringfügig von der 
Verteilung im Februar 2016 unterscheidet, wird eine Übertragung der Altersstruktur aus dem 
Februar sowohl auf den Bestand an Flüchtlingen zum 31.12.2015 in Höhe von gut 0,8 Millionen 
Personen, als auch auf die Schätzung für das Jahr 2016 vorgenommen. Unter Berücksichtigung 
der rückläufigen Zuwanderungszahlen und der Tatsache, dass aus dem Jahr 2015 noch ein 
Überhang an nicht bearbeiteten Asylanträgen abgearbeitet wird (Die Welt, 2016), wird für das 
Gesamtjahr 2016 mit einer Zunahme des Bestandes an registrierten Asylbewerbern, Gedulde-
ten und anerkannten Flüchtlingen um 0,5 Millionen gerechnet. Insgesamt ergibt die Modellrech-
nung einen voraussichtlichen Bestand von 1,3 Millionen Personen, der sich unterschiedlich auf 
die verschiedenen Altersklassen verteilt (Abbildung 3-2). Rund 117.000 Personen sind im Alter 
von unter 4 Jahren und kommen für den Bereich frühkindliche Bildung in Frage. Knapp 173.000 
Kinder sind im Alter zwischen 4 und unter 11 Jahren. Zwischen 11 und unter 16 Jahren sind 
näherungsweise 84.000, zwischen 16 und 18 Jahren etwa 36.000 Personen. Die größten Grup-
pen machen die 18 bis unter 25-jährigen und die 25- bis unter 35-jährigen Flüchtlinge mit 
343.000 und 336.000 Personen aus. Der Altersgruppe 35 Jahre und älter sind etwa 238.000 
Personen zuzurechnen. 
 
Abbildung 3-2: Altersstruktur der Asylbewerber, Geduldeten und anerkannten Flüchtlin-
gen in Deutschland, Ende 2016, geschätzt, Bestandswert 

 
Quelle: BAMF, 2016a, Statistisches Bundesamt, 2016a, eigene Berechnungen 
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Im Vergleich zu der inländischen Bevölkerung deutet diese Schätzung darauf hin, dass der er-
wartete Bestand an Flüchtlingen erheblich jünger ist als die inländische Bevölkerung (Tabelle 
3-1). Besonders viele Geflüchtete finden sich in den jüngeren Altersklassen: So sind etwa 
9 Prozent der Flüchtlinge im Alter bis unter 4 Jahren, bei der inländischen Bevölkerung beträgt 
dieser Anteil 3 Prozent. Auch im typischen Schulalter von 6 bis unter 11 Jahren und 11 bis unter 
16 Jahren ist der Anteil höher als bei der inländischen Bevölkerung. Der Altersschwerpunkt bei 
den Flüchtlingen liegt im Alter von 18 bis unter 25 Jahren und zwischen 25 und unter 35 Jahren, 
etwa die Hälfte der Personen sind diesen beiden Altersgruppen zuzurechnen. Die inländische 
Bevölkerung ist hingegen mehrheitlich (64 Prozent) 35 Jahre und älter. 
 
Tabelle 3-1: Anteile der Flüchtlinge und der inländischen Bevölkerung an verschiedenen 
Altersjahren 

In Prozent 

  unter 4 4-unter 6 
6- unter 
11 

11- unter 
16 

16- 
unter 
18 

18- un-
ter 25 

25- un-
ter 35 

35 und 
älter 

Anteile 
Flüchtlinge 

9 4 9 6 3 26 25 18 

Anteile Be-
völkerung 

3 2 4 5 2 8 13 64 

Anmerkung: Die Angaben zu den Flüchtlingen basieren auf eigenen Schätzungen, Bevölkerungswerte 
sind Stand 31.12.2014 

Quelle: BAMF, 2016a, Statistisches Bundesamt, 2016b, eigene Berechnungen 

 
Für das Bildungssystem bedeuten Ausmaß und Altersstruktur dieser Zuwanderung von Flücht-
lingen eine besondere Herausforderung. Im Folgenden werden acht Maßnahmenbereiche un-
tersucht und entsprechende Empfehlungen für eine erfolgreiche Integration der Flüchtlinge ab-
geleitet.  
 
 

3.1 Qualifikationsbasis der Geflüchteten verbessern 

Für eine gezielte Bedarfsplanung von Förderangeboten in den Ländern sind Daten zum Qualifi-
kationsniveau der Geflüchteten notwendig. Da Informationen zum Bildungsstand aber nicht re-
levant für das Asylverfahren sind, werden sie bei der Antragsstellung nicht verpflichtend erfasst. 
Allerdings werden im Zuge der Asylerstantragsstellung vom BAMF auf freiwilliger Basis Anga-
ben unter anderem zur Schulbildung, Sprachkenntnissen und beruflicher Tätigkeit von Asylan-
tragsstellern erfragt. Die aktuell umfassendste Analyse dieser sogenannten „SoKo“-Daten („So-
ziale Komponente“) zu dem Qualifikationsniveau von Asylbewerbern liegt von Rich (2016) vor. 
Im Jahr 2015 wurden bei der Frage zur schulischen Qualifikation 72,9 Prozent aller volljährigen 
Asylerstantragssteller erfasst. Im Gegensatz zu vorherigen Studien zeigt sich ein leicht positive-
res Bild: So haben nur 7,2 Prozent aller befragten Antragssteller angegeben, keine Schule be-
sucht zu haben, 22,4 Prozent gaben einen Grundschulbesuch an. Etwa ein Drittel hat eine Mit-
telschule besucht und rund 20 Prozent sind auf ein Gymnasium gegangen. 18 Prozent haben 
nach Selbstangaben eine Hochschule besucht (Abbildung 3-3). Hinsichtlich der Sprachkennt-
nisse zeigt sich ein ernüchterndes Bild: 2 Prozent aller Antragssteller haben angegeben, 
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Sprachkenntnisse in Deutsch zu haben, 28 Prozent der Asylerstantragsteller gaben an, Eng-
lisch zu sprechen. 
 
Abbildung 3-3: Höchste besuchte Bildungseinrichtung der volljährigen Asylerstantrags-
steller 

Angaben in Prozent 

 
Anmerkung: n= 222.062 

Quelle: Rich (2016), „SoKo“ Datenbank, 03.02.2016 

 
Dabei unterscheidet sich das Qualifikationsniveau je nach Herkunftsland der Asylbewerber 
deutlich. So ist der Anteil der Personen mit Hochschul- und Gymnasialbesuch im Irak und in 
Syrien nach Selbstangaben überdurchschnittlich höher, während der Anteil der Personen, der 
angegeben hat, nur eine Grundschule besucht zu haben, in Serbien und Mazedonien hoch ist. 
Das Herkunftsland mit dem höchsten Anteil von Personen ohne formeller Grundbildung ist Af-
ghanistan. 
 
Weitere Anhaltspunkte zu Bildungsabschlüssen von Geflüchteten liefern Daten aus der amtli-
chen Statistik der Bundesagentur für Arbeit zu registrierten Erwerbspersonen nach Herkunfts-
ländern (Brücker u.a., 2015). Gemeldete erwerbsfähige Personen sind alle Personen, die von 
der Arbeitsagentur oder einem Jobcenter betreut werden, also arbeitslose und nichtarbeitslose 
Arbeitssuchende, sowie nichtarbeitssuchende erwerbsfähige Personen, die Leistungen nach 
SGBII beziehen (Bundesagentur für Arbeit, 2016a). Etwa die Hälfte (53 Prozent) der gemelde-
ten erwerbsfähigen und sozialversicherungspflichtig beschäftigten Personen aus Asylzugangs-
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ländern5 hat keine abgeschlossene Berufsausbildung, 22 Prozent verfügen über eine betriebli-
che oder schulische Ausbildung und 10 Prozent können eine akademische Ausbildung vorwei-
sen. Der Rest fällt unter sonstiges/keine Angabe. Weitere Hinweise zu Schulbesuchen und 
Ausbildungsteilnahmen liefern Worbs/Bund (2016) mit Ergebnissen zu der sogenannten BAMF-
Flüchtlingsstudie, einer auf freiwilliger Basis durchgeführten, nicht-repräsentativen Umfrage des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (Worbs/Bund, 2016). Die Mehrheit der mindestens 
volljährigen Befragten aus den Herkunftsländern Afghanistan, Eritrea, Irak, Iran, Sri Lanka und 
Syrien gab an, zwischen 5 und 14 Jahre eine Schule besucht zu haben (70,6 Prozent), etwa 
7 Prozent haben nach eigenen Angaben bis zu vier Jahren eine Schule besucht. Keine Schule 
besucht haben gemäß der Umfrage 16 Prozent der Befragten (Abbildung 3-4). Beide Studien 
deuten auf ein durchschnittlich eher schlechtes Qualifikationsniveau der Flüchtlinge hin. 
 
Abbildung 3-4: Schulische Qualifikationsstruktur von Flüchtlingen 

Herkunftsländer: Afghanistan, Eritrea, Irak, Iran, Sri Lanka, Syrien; Teilnehmer der BAMF-
Flüchtlingsstudie 2014, Angaben in Prozent 

 
Quelle: Worbs/Bund, 2016, n=2.403 

 
Zudem haben nach Ergebnissen von Worbs/Bund (2016) 61,7 Prozent aller Befragten angege-
ben, über (noch) keine Berufsausbildung oder Studium zu verfügen, 38,3 Prozent gaben an, 
eine Berufsausbildung oder Studium abgeschlossen/laufen/abgebrochen zu haben. Dabei gilt 
allerdings auch zu beachten, dass in vielen Herkunftsländern die beruflichen Erfahrungen weni-
ger zertifiziert werden als in Deutschland. In Syrien gibt es beispielsweise einen großen infor-
mellen Bereich bei der Berufsbildung. Jugendliche können ihre beruflichen Kompetenzen auch 
durch direktes Anwenden ihrer Fähigkeiten im Betrieb erwerben (Radetzky/Stoewe, 2016).  
 

                                                
5 Unter Asylzugangsländer fassen die Autoren der Studie: Afghanistan, Eritrea, Irak, Iran, Nigeria, Pakis-

tan, Somalia, Syrien, Albanien, Bosnien- und Herzegowina, Kosovo, Mazedonien, Montenegro, Serbien, 
Ukraine und Russland 

16,4 6,9 70,6 3,52,6

0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100

keine Schule besucht Schule besucht bis zu 4 Jahre

Schule besucht 5 bis 14 Jahre Schule besucht 15 Jahre oder mehr

Sonstige/ keine Angabe
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Zu ähnlichen Ergebnissen kommt Brücker (2016, Tabelle 3-2). Aus freiwilligen Selbstangaben 
im Zuge der Registrierung als Asylbewerber beim BAMF lässt sich für über 18-jährige Personen 
entnehmen, dass mehr als ein Viertel der befragten Personen angegeben hat, keine Schule 
besucht zu haben. Diese Werte sind mit der Bleibewahrscheinlichkeit gewichtet. 26 Prozent 
haben eine Mittel- oder Fachschule besucht und etwa die Hälfte (46 Prozent) ist auf ein Gym-
nasium oder eine Fachhochschule gegangen. Bei Differenzierung nach Altersklassen zeigt sich, 
dass jüngere Flüchtlinge besser qualifiziert sind. In der Altersgruppe der 18- bis 24-jährigen ist 
der Anteil der Personen, die ein Gymnasium oder Fachhochschule besucht haben, mit 
49 Prozent am höchsten. Entsprechend geringer ist auch der Anteil der Personen ohne Schul-
besuch. Diese Studie ist die zurzeit einzige veröffentlichte Arbeit zum aktuellen Bildungsniveau 
von minderjährigen Flüchtlingen.  
 
Tabelle 3-2: Schul- und Hochschulbesuch registrierter Asylbewerber 2015 nach Alters-
gruppen, gewichtet mit Bleibewahrscheinlichkeit 

 6-17 Jahre 18 Jahre und 
älter 

18-24 Jahre 25-34 Jahre 35-64 Jahre 

Keine Schule / 
Grundschule 

29 25 21 26 30 

Mittel- oder 
Fachschule 

48 26 28 24 29 

Gymnasium, 
Fachhochschule 

17 46 49 48 39 

Sonstige 6 3 2 3 3 

Anmerkung: Freiwillige Selbstangaben der registrierten Asylbewerber 2015, Asylerst- und -folgeanträge. 
Die Angaben können einem Selektionsbias unterliegen, da sich 53 Prozent der Asylbewerber bei ihrer 
Registrierung an der Erhebung beteiligen. 

Quelle: Brücker, 2016 

 
Seit dem Jahreswechsel 2015/16 arbeitet die Bundesagentur für Arbeit an einer nachträglichen 
Erfassung des Aufenthaltsstatus in der Statistik (Bundesagentur für Arbeit, 2016g). Aktuell lie-
gen seit dem Berichtsmonat Juni 2016 Daten zu als arbeitssuchend gemeldeten Flüchtlingen 
nach Schulabschluss und Anforderungsniveau des Zielberufs vor. Als Flüchtlinge werden in 
dieser Statistik alle Asylbewerber, anerkannte Schutzberechtige und geduldete Ausländer ge-
zählt. Demnach sind im Berichtsmonat insgesamt 296.703 Flüchtlinge in Deutschland als ar-
beitssuchend gemeldet. Davon sind 76,5 Prozent männlich und 23,5 Prozent weiblich. Folgen-
de Abbildung 3-5 zeigt die Qualifikationsstruktur der arbeitssuchenden Asylbewerber, Gedulde-
ten und anerkannten Flüchtlinge. 
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Abbildung 3-5: Schulabschluss der als arbeitssuchend gemeldeten Flüchtlinge im Juni 
2016 

Angaben in Prozent 

 
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, 2016g, eigene Berechnungen 
 
Dabei ist der Anteil der Fälle ohne Angabe mit fast einem Drittel sehr hoch, so dass die übrigen 
Prozentzahlen als Mindestwerte zu interpretieren sind. Etwa ein Viertel der arbeitssuchenden 
Flüchtlinge kann definitiv keinen Hauptschulabschluss nachweisen, 11 Prozent haben einen 
Hauptschulabschluss und 22 Prozent das Abitur/Hochschulreife.  
 
Zusammenfassend kann geschlossen werden, dass insgesamt ein hoher Qualifizierungsbedarf 
besteht. Bis auf die Studie von Brücker (2016) und den aktuellen Daten der BA zu arbeitssu-
chenden Flüchtlingen enthalten bisher veröffentlichte Analysen allerdings nur Angaben zum 
Besuch der jeweiligen Bildungsstätten. Daraus lässt sich noch nicht schließen, ob ein tatsächli-
cher Abschluss vorliegt. Auf Basis der Ergebnisse von Brücker (2016) und der Annahme, dass 
junge Flüchtlinge ihren Bildungsweg oft noch nicht abgeschlossen haben, kann allerdings abge-
leitet werden, dass der Anteil der Hochqualifizierten verhältnismäßig gering ist. Der hohe Anteil 
von Personen mit höchstens einer Grundschulbildung, besonders bei den Arbeitssuchenden, 
liegt je nach Erhebung bei rund einem Viertel. Da bei diesen Person größere Lücken in der 
Grundbildung zu erwarten sind, ist ein dringender Ausbau der Maßnahmen zur Alphabetisie-
rung und arbeitsplatzbezogener Grundbildung notwendig, um ihnen einen Einstieg in weitere 
Bildungsmaßnahmen und den Arbeitsmarkt zu ermöglichen. 
 
 

3.2 Arbeitsmarktzugang für Geflüchtete verbessern 

In den ersten drei Monaten besteht für Asylbewerber ein grundsätzliches Verbot einer Arbeits-
aufnahme. Von vier bis fünfzehn Monaten dürfen Asylbewerber und Geduldete in der Regel 
eine Erwerbstätigkeit aufnehmen, wenn die Bundesagentur für Arbeit bestätigt hat, dass für die 
Stelle kein bevorrechtigter Bewerber (Inländer oder EU-Bürger) zur Verfügung steht (Vorrang-
prüfung) und dass Lohn und Beschäftigungsbedingungen dem ortsüblichen Niveau entsprechen 
(Gleichwertigkeitsprüfung). Ab einem Aufenthalt von vier Jahren in Deutschland ist eine Er-

25,8%

11,0%

5,8%
3,5%

22,3%
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Kein Hauptschulabschluss Hauptschulabschluss

Mittlere Reife Fachhochschulreife
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werbstätigkeit uneingeschränkt möglich. Mit dem im Juli 2016 beschlossenen Integrationsge-
setz wird in Arbeitsmarktbezirken mit guter Arbeitsmarktlage die Vorrangprüfung ausgesetzt. 
 
Abbildung 3-6: Sozialversicherungspflichtige Beschäftigung von Personen aus Flücht-
lingsherkunftsländern 

 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit, 2016f 

 
Daten zur Beschäftigung nach aufenthaltsrechtlichem Status liegen in Deutschland für eine 
Zeitraumbetrachtung noch nicht vor. Daher können rückwirkend auch keine Aussagen über die 
Beschäftigung von Flüchtlingen an sich, sondern nur über die Beschäftigung von Personen aus 
den bedeutendsten Herkunftsländern der Flüchtlinge getroffen werden. Dies sind die vier 
Flüchtlingsherkunftsländer Afghanistan, Eritrea, Irak und Syrien sowie im Weiteren die acht 
nicht europäischen Asylzugangsländer, die neben den genannten Ländern noch Iran, Nigeria, 
Pakistan und Somalia umfassen. Wie Abbildung 3-6 zeigt, ist die sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung von Personen aus den vier Flüchtlingsherkunftsländern von 35.167 im Januar 
2014 auf 53.495 Personen im März 2016 gestiegen. Bei den acht nicht europäischen Asylzu-
gangsländern liegt der Ausgangswert bei 63.150 und der Endwert bei 93.432. Obschon sich 
damit ein beachtlicher Beschäftigungsaufbau um über ein Drittel zeigt, wäre vor dem Hinter-
grund der großen Zuwanderungszahlen für eine erfolgreiche Arbeitsmarktintegration an sich 
eine noch dynamischere Entwicklung notwendig. Betrachtet man nur die qualifizierte Beschäfti-
gung, also die Beschäftigung in Tätigkeiten, die in der Regel mindestens eine berufliche Ausbil-
dung voraussetzen, so ist die Entwicklung auf niedrigerem Niveau ähnlich dynamisch verlaufen 
wie bei der Gesamtbeschäftigung.  
 
Nach wie vor erfolgt also ein Großteil der Beschäftigung von Personen aus den wichtigsten 
Flüchtlingsherkunftsländern in an- und ungelernten bzw. Helfertätigkeiten, wie Abbildung 3-7 
verdeutlicht. So übten im September 2015 insgesamt 47,5 Prozent der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten aus den vier wichtigsten Flüchtlingsherkunftsländern eine Helfertätigkeit 
aus. 40,9 Prozent waren in Fachkraft-Positionen tätig, die typischerweise einen beruflichen Bil-
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dungsabschluss voraussetzen, 3,0 Prozent in Spezialisten-Positionen, die typischerweise einen 
Weiterbildungsabschluss wie Meister oder Techniker erfordern, und 8,0 Prozent in Experten-
Positionen, für die in der Regel ein Hochschulabschluss nötig ist. Betrachtet man nur die Syrer, 
ist der Anteil der Personen in qualifizierter Beschäftigung mit 56,8 Prozent gegenüber 
52,9 Prozent bei allen vier Hauptherkunftsländern höher. Allerdings lag der entsprechende Wert 
im Januar 2014 mit 59,6 Prozent noch deutlich höher. Der Hauptgrund dafür, dass so viele Per-
sonen aus dem Flüchtlingsherkunftsländern in Helfertätigkeiten arbeiten, ist ihr relativ niedriges 
Qualifikationsniveau.  
 
Abbildung 3-7: Sozialversicherungspflichtige Beschäftigung nach Anforderungsniveau 

Ohne Azubis, Angaben in Prozent 

 
Rest zu 100: Keine Angabe 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, 2016e 

 
Vor diesem Hintergrund ist auch der Beitrag der Flüchtlinge zur Fachkräftesicherung bisher re-
lativ gering. Das gilt auch für die von besonders starken Engpässen betroffenen Industrie- und 
Gesundheitsberufe. So waren im September 2015 nur 5.015 Personen aus den vier wichtigsten 
Flüchtlingsherkunftsländern in qualifizierten Industrie- und 2.165 in qualifizierten Gesundheits-
berufen sozialversicherungspflichtig beschäftigt (Koppel, 2016b). Allerdings stechen die Exper-
ten in Gesundheitsberufen – das sind vorwiegend Krankenhausärzte – mit einer vergleichswei-
se hohen Zahl von 1.784 heraus, wobei mit 1.595 der bei weitem überwiegende Teil von ihnen 
aus Syrien stammt. Zudem ist bemerkenswert, dass die Zahl der syrischen Experten in Ge-
sundheitsberufen seit dem März 2014 um über ein Drittel gestiegen ist und sich damit sehr dy-
namisch entwickelt hat. Hier hat die Flüchtlingszuwanderung also durchaus einen spürbaren 
Beitrag zur Fachkräftesicherung in Deutschland geleistet. 
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In der Praxis gibt es noch erhebliche Hindernisse, die Geflüchtete von einem zeitnahen Einstieg 
in die Beschäftigung zurückhalten. Eine aktuelle Unternehmensbefragung des IW hat ergeben, 
dass fehlende Sprachkenntnisse das größte Hemmnis für deutsche Unternehmen sind, Ge-
flüchtete einzustellen (s. Abbildung 3-8). Mit Abstand werden fehlende Sprachkenntnisse (von 
78,9 Prozent aller Unternehmen als großes Hemmnis eingeschätzt) am häufigsten vor dem 
Qualifikationsniveau (59,8 Prozent) und aufenthaltsrechtliche Restriktionen (49,9 Prozent) an-
gegeben. 
 
Abbildung 3-8 : Bestehende Hemmnisse für die Beschäftigung von Flüchtlingen 

Angaben in Prozent 

 
Anmerkung: n=908 

Quelle: Hüther/Geis, 2016 

 
Weiterhin schätzen die befragten Unternehmen zu 46 Prozent fehlende Informationen über 
Qualifikationen als großes Hemmnis ein. Für den Einstieg in die Beschäftigung in sogenannten 
reglementierten Berufen ist eine Anerkennung von im Ausland erworbenen Qualifikationen obli-
gatorisch (BMBF, 2016). Zu den reglementierten Berufen zählen beispielsweise Ärzte, Kran-
kenpfleger, Rechtsanwälte oder Lehrer. Für nicht reglementierte Berufe ist eine Anerkennung 
empfehlenswert, denn sie verbessert die Erfolgsaussichten auf dem Arbeitsmarkt erheblich 
(Granato u.a., 2016). Wenn nicht alle für die Anerkennung notwendigen Dokumente vorgelegt 
werden können, gibt es die Möglichkeit, dass die Anerkennungsstelle eine Qualifikationsanalyse 
zur Feststellung von beruflichen Kompetenzen durchführt (Granato u.a., 2016). Diese Qualifika-
tionsanalyse entspricht einem Fachgespräch, einer Arbeitsprobe oder Probearbeit im Betrieb 
und ermöglicht eine individuelle Einschätzung der beruflichen Fähigkeiten. 
 
Bei vielen Flüchtlingen ist davon auszugehen, dass sie seit einiger Zeit nicht mehr in ihrem er-
lernten Beruf tätig waren. Um Dequalifizierungseffekten entgegenzuwirken, die bei längerer 
Arbeitslosigkeit entstehen können, muss der Fokus bei den Personen mit bestehendem berufli-
chen Abschluss auf eine schnelle Vermittlung der deutschen Sprache und einen raschen Ar-
beitsmarkteinstieg gelegt werden. Sprachkenntnisse legen die Grundlage für einen schnellen 
Beschäftigungseinstieg und etwaige Nachqualifizierungsmaßnahmen. Schätzungen des IAB zu 
Folge ist die Beschäftigungsquote von Geflüchteten, die über gute oder sehr gute deutsche 
Sprachkenntnisse in allen drei Dimensionen (Lesen, Schreiben, Sprechen) verfügen, um 
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19 Prozent höher als bei denen, die nicht über solche Kenntnisse verfügen (Brücker u.a., 
2016a). Der Einstieg in Sprachkurse muss möglichst frühzeitig erfolgen. Neben der Vermittlung 
von allgemeinen Deutschkenntnissen ist es auch wichtig, dass berufsbezogenes Sprachwissen 
erlernt und erweitert wird. Hierfür ist ein Ausbau der vorhandenen Kapazitäten bei den 
Deutschkursen dringend notwendig. Denn neben dem Arbeitseinstieg wirken sich Sprachkennt-
nisse auch auf den Grad der qualifikationsadäquaten Beschäftigung aus. Von den im Rahmen 
des ESF-Programms „Bleiberecht II“6 befragten Personen, die bereits ein abgeschlossenes 
Studium vorweisen konnten und über erste Berufserfahrungen in Deutschland verfügen, haben 
nur 23 Prozent angegeben, in einer ihres Abschlusses angemessenen akademischen Position 
zu arbeiten (N=344 Personen, Mirbach u.a., 2014).  
 
Nach dem Einstieg in die Erwerbstätigkeit können Geflüchtete gezielt mit Maßnahmen für ge-
ringqualifizierte Beschäftigte, wie WeGebAU, qualifiziert werden. Besonders Beschäftigte in 
kleinen und mittleren Unternehmen erhalten durch dieses Programm eine Anschubfinanzierung 
für die Weiterbildung.  
 
Neben einem verbesserten Zugang zu Sprachkursen sollten die Asylverfahren beim zuständi-
gen Bundesamt für Migration und Flüchtlinge beschleunigt werden. Die im Integrationsgesetz 
beschlossene Aussetzung der Vorrangprüfung in Arbeitsagenturbezirken mit günstiger Arbeits-
marktlage sollte auf ganz Deutschland ausgedehnt werden. Wichtig ist auch, dass die relevan-
ten Verwaltungseinheiten eng zusammen und nicht gegeneinander arbeiten. Beispielhaft ist hier 
das Ankunftszentrum Lebach im Saarland (s. Exkurs). 
 

Exkurs: Das Ankunftszentrum Lebach 
 
Das Ankunftszentrum Lebach wird vom Landesverwaltungsamt Saarland und dem Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge gemeinsam betrieben. Ziel dieser Zusammenarbeit ist eine Be-
schleunigung der Asylverfahren, so sollen Anträge von Personen mit guter Bleibeperspektive 
und aus sicheren Herkunftsländern bereits 48 Stunden nach Antragsstellung beschieden wer-
den können. Ergänzend bietet die Bundesagentur für Arbeit in der Landesaufnahmestelle di-
rekt im Anschluss an das Stellen des Asylantrags eine auf die Bedürfnisse der Asylsuchenden 
zugeschnittene Beratung an, sodass auch die Arbeitsmarktintegration der Asylbewerber be-
schleunigt werden soll. Das Ankunftszentrum Lebach existiert seit dem 4.3.2016.  
 
Quelle: BAMF, 2016c  
 

 

 
 

                                                
6 Das „ESF-Bundesprogramm zur arbeitsmarktlichen Unterstützung für Bleibeberechtigte und Flüchtlinge mit Zugang 

zum Arbeitsmarkt" wird in zwei Förderrunden (2008 - 2015) umgesetzt und soll Teilnehmer bei der Integration in 
den Arbeitsmarkt unterstützen (ESF). Zielgruppen des Programms sind sowohl Bleibeberechtigte als auch Perso-
nen mit Flüchtlingshintergrund, die einen nachrangigen Zugang zum Arbeitsmarkt haben (Bundesregierung, 
2016). 
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3.3 Durchlässigkeit im Bildungssystem erhöhen 

Für Personen mit Migrationshintergrund ist Bildung besonders wichtig, denn Erhebungen zu 
dem Zusammenhang von Bildungsniveau und Herkunft haben offen gelegt, dass Bildungsarmut 
in vielen Fällen mit einem Migrationshintergrund einhergeht (Autorengruppe Bildungsberichter-
stattung, 2012, 211 f.; Esselmann/Geis, 2014; Anger/Orth, 2016). Auch PISA-Ergebnisse für 
Deutschland stützen diese These. So liegt der Unterschied bei den PISA-Punkten in Mathema-
tik im Jahr 2012 zwischen Migranten und Nichtmigranten bei 54 Punkten. Damit liegt Deutsch-
land im Ländervergleich auf Platz 17 von 25 untersuchten Ländern (OECD, 2013a, 229 f.).  

Zwar hat sich seit dem PISA-Schock im Jahr 2000 das Kompetenzniveau der Schüler in 
Deutschland signifikant verbessert (OECD, 2013b), viele Studien zeigen aber, dass in Deutsch-
land immer noch ein relativ hoher Zusammenhang zwischen dem sozioökonomischen Hinter-
grund der Kinder und deren Bildungserfolg besteht. Unter anderen führen Analysen des Instituts 
der deutschen Wirtschaft Köln auf Basis der PISA-Daten (Anger u.a., 2014b, 51 ff.) zu dem Er-
gebnis, dass die Kompetenzen der Schüler in Deutschland vor allem vom familiären Hinter-
grund der Eltern beeinflusst werden. Kinder, deren Eltern einen hohen Bildungsstand aufweisen 
oder in deren Haushalten die deutsche Sprache gesprochen wird, weisen deutlich höhere Kom-
petenzen auf als Kinder, auf welche die genannten Merkmale nicht zutreffen. Auch die Anzahl 
der vorhandenen Bücher im Elternhaus wirkt sich signifikant auf die Lernergebnisse der Schüler 
aus. Je mehr Bücher im Haushalt vorhanden sind und je bildungsnäher das Elternhaus damit 
annahmegemäß ist, desto höher sind die Kompetenzen der Kinder. Zu ähnlichen Befunden 
kommt auch unter anderem die Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2012, 210 ff.; 2014, 
23 ff.).  
 
Daraus kann man schließen, dass das Humankapitalpotenzial der Einwanderer und ihrer Kinder 
in Deutschland unzureichend genutzt wird, was aus ökonomischer Sicht gerade angesichts der 
demografischen Entwicklung und dem damit verbundenen Rückgang des Fachkräftepotenzials 
kritisch zu sehen ist. Der maximale Nutzen für die Volkswirtschaft lässt sich sowohl aus privater 
als auch aus gesellschaftlicher Sicht nur dann erreichen, wenn eine vollständige Integration der 
Personen mit Migrationshintergrund in Deutschland erreicht wird und das Bildungssystem einen 
sozioökonomisch ungünstigen Hintergrund zu kompensieren vermag. Der Einfluss des sozio-
ökonomischen Hintergrundes auf den Bildungserfolg kann dazu führen, dass Bildungsarmut von 
Generation zu Generation "vererbt" wird. Das Bildungssystem steht vor der besonderen Her-
ausforderung, diese Wirkungskette zu unterbrechen und den Bildungserfolg unabhängig vom 
sozioökonomischen Hintergrund zu machen (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2010, 
204 ff.; 2012, 210 ff.). Es ist somit wichtig, dass das Bildungssystem in Deutschland durchlässig 
ist und es Kindern und Jugendlichen ermöglicht, einen hohen Bildungsstand unabhängig von 
ihrer Herkunft zu erreichen. Hier konnten in den letzten Jahren Verbesserungen erzielt werden.  
 
Mit den PIAAC-Daten kann untersucht werden, inwieweit der Erwerb von Bildungsabschlüssen 
von den erreichten Bildungsabschlüssen der Eltern abhängig ist. Der PIAAC-Datensatz umfasst 
die Kompetenzen von Erwachsenen im erwerbsfähigen Alter (16 bis 65 Jahre). Neben den 
Kompetenzen werden auch verschiedene Hintergrundvariablen erfasst, wie der Bildungsab-
schluss der jeweiligen Person und die Abschlüsse der Eltern. Eigene Berechnungen auf Basis 
dieser Datengrundlage ergeben, dass es in Deutschland mehr Bildungsaufsteiger als Bildungs-
absteiger gibt. Wird der Bildungsabschluss des Vaters als Vergleich herangezogen, so sind in 
Deutschland von den Personen im Alter zwischen 30 und 40 Jahren 27,4 Prozent als Bildungs-
aufsteiger und 17,2 Prozent als Bildungsabsteiger zu bezeichnen. Im Vergleich zu den Bil-
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dungsabschlüssen der Mütter ist der Anteil der Bildungsaufsteiger in dieser Altersgruppe mit 
36,3 Prozent noch größer und nur 9,4 Prozent sind der Gruppe der Bildungsabsteiger zuzuord-
nen. Auch in der Altersgruppe der 30- bis 65-jährigen befinden sich jeweils mehr Bildungsauf-
steiger als Bildungsabsteiger (Anger/Orth, 2016). Damit stehen diese Ergebnisse im Einklang 
mit Berechnungen von Fischer/Geis (2013) auf der Basis des Nationalen Bildungspanels 
(NEPS).  
 
Als Datenbasis, um die Entwicklung des Zusammenhangs zwischen Herkunft und Bildungser-
folg zu betrachten, bieten sich die PISA-Untersuchungen an, da inzwischen die Ergebnisse von 
fünf Studien vorliegen (2000, 2003, 2006, 2009, 2012). In der PISA-Studie wird der Zusammen-
hang zwischen dem sozioökonomischen Hintergrund und den Kompetenzwerten in Lesen mit-
hilfe eines Index des ökonomischen, sozialen und kulturellen Status (ESCS) gemessen. Es 
kann angegeben werden, wie viele Kompetenzpunkte eine Person mehr aufweist, wenn der 
ESCS um eine Einheit ansteigt. Während eine Steigerung des ESCS um eine Einheit im Jahr 
2000 noch zu einer Zunahme der Lesekompetenzen in Deutschland um 59 Punkte geführt hat, 
betrugen die entsprechenden Werte in den Jahren 2003 und 2006 48 bzw. 47 Punkte und im 
Jahr 2009 schon 44 Punkte. Der aktuellste Wert aus dem Jahr 2012 betrug 37 Punkte. Aller-
dings konnten sich innerhalb der zwölf Jahre auch andere Länder verbessern, aber Deutsch-
land ist dabei von einem der letzten Plätze ins Mittelfeld vorgerückt. Als Grund für die Abnahme 
des Zusammenhangs zwischen sozioökonomischer Herkunft und Kompetenzen kann angeführt 
werden, dass insbesondere Schüler aus schwächeren Leistungsgruppen von PISA-Erhebung 
zu PISA-Erhebung ihre Kompetenzen verbessern konnten (Klieme u.a., 2010, 240). 
 
Innerhalb Deutschlands gibt es Unterschiede bezüglich des Zusammenhangs von sozialer Her-
kunft und Schulleistungen zwischen den Bundesländern. In Tabelle 3-3 wird der soziale Gradi-
ent für Neuntklässler in Mathematik aus dem IQB-Ländervergleich dargestellt. Hohe Werte für 
den sozialen Gradienten weisen auf einen stärkeren Zusammenhang zwischen der sozioöko-
nomischen Herkunft und den Kompetenzen der Schüler hin. Alle Bundesländer weisen einen 
statistisch signifikanten Zusammenhang zwischen diesen beiden Merkmalen auf. Die Werte 
variieren zwischen 33 Punkten (Sachsen und Thüringen) und 49 Punkten (Brandenburg). Aller-
dings weist dabei kein Bundesland eine signifikante Abweichung vom Bundeswert auf (Pant 
u.a., 2013, 280 ff.). 
 
Als weiteres kann festgehalten werden, dass sich die Größe der PISA-Risikogruppe seit der 
ersten PISA-Studie verringert hat. In der PISA-Erhebung bilden die Schüler, die sich auf der 
Kompetenzstufe I oder darunter befinden, die sogenannte Risikogruppe. Im Jahr 2012 lag der 
Anteil der PISA-Risikogruppe im Bereich Lesen bei 14,5 Prozent der Schüler. Seit dem Jahr 
2000 ist dieser Wert damit um gut 8 Prozentpunkte gesunken. Nach wie vor weist jedoch jeder 
siebte deutsche Jugendliche zu geringe Lesekompetenzen auf, um als ausbildungsreif zu gel-
ten. 
 
Unverändert wichtig bleibt dabei die Bedeutung der von den Jugendlichen zu Hause gespro-
chenen Sprache. Nach wie vor werden die Schulleistungen deutlich negativ beeinflusst, wenn in 
der Familie eine andere Sprache als Deutsch gesprochen wird. Allerdings konnten auch hier 
zwischen den Jahren 2003 und 2012 Verbesserungen erzielt werden. Bei einer multivariaten 
Analyse des Einflusses des Migrationshintergrundes auf die Kompetenzen zeigen sich ebenfalls 
Fortschritte. Hierzu wurde eine Regressionsrechnung auf Basis der PISA-Daten 2003, 2009 
und 2012 mit denselben Kontrollvariablen durchgeführt (Tabelle 3-4). Besonders bei den Lese-
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kompetenzen hat sich der um andere Faktoren kontrollierte Effekt des Migrationshintergrundes, 
gemessen an der im Haushalt gesprochenen Sprache, deutlich abgeschwächt und mehr als 
halbiert.  
 
Tabelle 3-3: Steigung des sozialen Gradienten von Neuntklässlern in Mathematik 

2012 

Land Steigung des sozialen Gradienten in Mathematik 

Sachsen 33 

Thüringen 33 

Mecklenburg-Vorpommern 35 

Rheinland-Pfalz 35 

Niedersachsen 36 

Saarland1 36 

Bayern 37 

Sachsen-Anhalt 39 

Deutschland 40 

Hessen 40 

Schleswig-Holstein 40 

Hamburg 41 

Nordrhein-Westfalen 41 

Baden-Württemberg 43 

Berlin1 44 

Bremen1 44 

Brandenburg 49 

1 Die Ergebnisse für diese Länder sind unsicher, da viele fehlende Werte vorliegen. 

Quelle: Pant u.a., 2013, 281 
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Tabelle 3-4: Effekt des Migrationshintergrundes auf die PISA-Ergebnisse in Punkten 

 

 Mathematik Naturwissenschaften Lesen 

 2003 2009 2012 2003 2009 2012 2003 2009 2012 

Zu Hause 
wird nicht 
die Test-
sprache 
gesprochen 

-32,5 -21,3 -11,9 -47,5 -41,7 -28,5 -51,9 -21,1 -17,3 

Nach Kontrolle der Effekte des Bildungshintergrundes der Eltern, der Zahl an Büchern, des Besuchs ei-
ner frühkindlichen Einrichtung und weiterer Faktoren. 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der PISA-Daten 2003, 2009 und 2012. 

 
Zusammenfassend kann somit festgehalten werden, dass sich die Bildungsergebnisse von Mig-
ranten seit dem Jahr 2000 signifikant verbessert haben und ihr Abstand gegenüber den Nicht-
migranten kleiner geworden ist, ohne dass Nichtmigranten sich verschlechtert haben. Damit 
sind Fortschritte bezüglich der Bildungsgerechtigkeit erreicht worden. Aufgrund der steigenden 
Bedeutung des Zugangs zu Bildung für die Einkommensperspektiven und eines steigenden 
Anteils an Kindern mit Migrationshintergrund ist es gleichsam für Wachstums- und Verteilungs-
ziele von zentraler Bedeutung, Migranten besser zu fördern und ihren Rückstand weiter zu re-
duzieren. Welche Maßnahmen dazu ergriffen werden sollten, wird im Folgenden für die einzel-
nen Bildungsstufen beschrieben. Insgesamt werden dazu für die Flüchtlinge im Jahr 2017 rund 
3,4 bis 3,5 Mrd. Euro benötigt. 
 

3.4 Frühkindliche Bildung stärken 

Frühkindliche Bildung hat eine hohe Bedeutung für die individuelle Entwicklung der Kinder und 
ist maßgeblich entscheidend für deren Zukunftsaussichten (Anger u.a., 2011a, 2006; Schlot-
ter/Wößmann, 2010; Seyda, 2009; Anger/Seyda, 2006). Dieser positive Bildungseffekt von 
frühkindlicher Bildung ist besonders bei Kindern aus sozial schwächerem Umfeld oder mit Mig-
rationshintergrund messbar (Anders, 2013; Slupina/Klingholz, 2013; Havnes/Mogstad, 2012; 
Ruhm/Waldfogel, 2011). Eine bessere Förderung der Kinder schon vor Schulbeginn kann damit 
dazu beitragen, die Startchancengerechtigkeit zu erhöhen und die Bildungsarmut zu reduzieren.  
 
Eine Studie von Fritschi und Oesch (2008) hat zum Beispiel die langfristigen Bildungseffekte bei 
Krippenkindern in Deutschland untersucht. Für Kinder mit Migrationshintergrund und Kinder, 
deren Eltern lediglich einen Hauptschulabschluss haben, erhöht sich die Wahrscheinlichkeit 
eines Gymnasiumbesuchs um knapp 10 Prozentpunkte auf 26,8 Prozent (Migranten) sowie 
20,4 Prozent (Eltern mit Hauptschulabschluss). Betrachtet man die relative Verbesserung, die 
sich aus einem Krippenbesuch ergibt, profitieren besonders Kinder aus benachteiligten Familien 
von einer Teilnahme an frühkindlicher Bildung. Einschränkend ist hinzuzufügen, dass nicht be-
obachtbare Unterschiede der Eltern einen Teil des Effekts erklären könnten. So ist es möglich, 
dass bei gleicher formaler Qualifikation bestehende Unterschiede der Bildungsorientierung der 
Eltern zu einer unterschiedlichen Wahrscheinlichkeit des Besuchs einer Kindertagesstätte von 
unter Dreijährigen führt (self selection).  
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Auch Schütz/Wößmann (2005) zeigen, dass der Effekt des familiären Hintergrunds auf die 
Kompetenzen der Kinder durch den Besuch einer frühkindlichen Bildungseinrichtung reduziert 
werden kann. Dies gilt dann, wenn mehr als 60 Prozent der Kinder eine solche Einrichtung be-
suchen. Ist die Quote geringer, so vergrößert sich sogar der Effekt des familiären Hintergrunds, 
da vor allem Kinder aus bildungsnahen Haushalten frühkindlich gefördert werden, so dass de-
ren Vorsprung gegenüber anderen Kindern steigt. Wird die Besuchsquote von 60 Prozent auf 
100 Prozent erhöht, so kann der Effekt des familiären Hintergrunds um ein Fünftel reduziert 
werden. Schlotter/Wößmann (2010) stellen fest, dass der Besuch frühkindlicher Einrichtungen 
meist positiv mit späteren kognitiven und sozialen Kompetenzen zusammenhängt. Zu diesem 
Ergebnis kommen auch einige neuere empirische Studien. Eine Längsschnittstudie mit briti-
schen Daten findet einen signifikant positiven Zusammenhang zwischen Kindergartenbesuch 
und kognitiven Fähigkeiten im Alter zwischen 11 und 16 Jahren, und zwar insbesondere für 
Kinder aus sozioökonomisch benachteiligten Familien (Apps u.a., 2012). Eine niederländische 
Studie bestätigt, dass Vorschulprogramme die Ausdrucksweise und die kognitiven Fähigkeiten 
von Kindern bildungsferner Familien verbessern können (Bauchmüller, 2012). Ähnliche Ergeb-
nisse folgen aus einer Untersuchung von spanischen Daten der Jahre 1990-1997 (Felfe u.a., 
2012), aus einer Analyse des SOEP für Deutschland (Felfe/Lalive, 2012) sowie aus einem ran-
domisierten Experiment in den USA (Duncan/Sojourner, 2013).  
 
Cunha und Heckman (2007 und 2010) zeigen, dass auch Investitionen in spätere Nachqualifi-
kationen zu positiven Effekten führen können. Im Vergleich zu einer frühkindlichen Förderung 
sind hier jedoch etwa 35 Prozent höhere Kosten zu verzeichnen, wenn ähnliche Ergebnisse 
erzielt werden sollen. Diese höheren Kosten bei einer späteren Nachqualifizierung resultieren 
aus der dynamischen Komplementarität früherer Investitionen. Kenntnisse, die in einer Periode 
erzielt wurden, bleiben in späteren Perioden bestehen, das Wissen kumuliert sich also. Dyna-
mische Komplementaritäten führen dazu, dass Wissen, das in einer Periode erworben wurde, 
die Produktivität von Bildungsinvestitionen in späteren Perioden erhöht.  
 
Vor dem Hintergrund der bisherigen Ergebnisse ist es aus bildungspolitischer Sicht bedenklich, 
dass Kinder mit Migrationshintergrund, Kinder, deren Mütter keinen Berufsabschluss haben und 
auch Kinder aus niedrigen Einkommensgruppen seltener als andere Kinder frühkindliche Be-
treuungs- und Förderangebote wahrnehmen (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2010, 
2012; Schmiade/Spieß, 2010). Ungünstig ist auch, dass Kinder aus strukturell schwachen 
Wohngegenden eine geringere Wahrscheinlichkeit haben, Einrichtungen mit guter Anregungs-
qualität zu besuchen (Hasselhorn/Kuger, 2014). So haben von den befragten Kindern des PI-
SA-Tests im Jahr 2012 6,4 Prozent der Kinder, deren Mütter über keinen Bildungsabschluss 
verfügen, nicht den Kindergarten besucht, bei den Kindern, deren Mütter über einen tertiären 
Bildungsabschluss verfügten, waren es dagegen nur 2,4 Prozent. Zwischen den Jahren 2003 
und 2012 lässt sich aber eine leichte Tendenz dahingehend feststellen, dass Kinder, deren Müt-
ter einen geringen Bildungsstand aufweisen, zunehmend einen Kindergarten besuchen. Noch 
deutlicher sind die Verbesserungen, wenn der Kindergartenbesuch in Abhängigkeit vom Migra-
tionshintergrund betrachtet wird. Während von den befragten Kindern, die zu Hause nicht 
deutsch sprechen, im Jahr 2003 noch über 17 Prozent angaben, nicht den Kindergarten be-
sucht zu haben, waren es im Jahr 2012 lediglich 6,7 Prozent. Gleichzeitig ist der Anteil der Kin-
der aus dieser Personengruppe, die den Kindergarten länger als ein Jahr lang besucht haben, 
um mehr als 10 Prozentpunkte angestiegen (Tabelle 3-5). 
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Tabelle 3-5: Kindergartenbesuch in Abhängigkeit vom Migrationshintergrund 

Angaben in Prozent 

 
 

Zu Hause wird nicht deutsch gesprochen Zu Hause wird deutsch gesprochen 

 2003 2012 2003 2012 

Kindergarten nicht 
besucht 

17,2 6,7 3,2 2,9 

Kindergarten ein 
Jahr oder weniger 
besucht 

23,8 23,8 11,6 10,0 

Kindergarten mehr 
als ein Jahr besucht 

59,0 69,5 85,3 87,1 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der PISA-Daten 2003 und 2012 

 
Die Teilnahme an frühkindlicher Bildung von Kindern mit Migrationshintergrund unterscheidet 
sich auch zwischen den einzelnen Bundesländern. Während sich beispielsweise in Rheinland-
Pfalz im Jahr 2015 26 Prozent der Kinder unter drei Jahren mit Migrationshintergrund in einer 
Kindertagesbetreuung befinden, sind es in Niedersachsen 15 Prozent (Tabelle 3-6).  
 
Belastbare Zahlen zur Teilnahme von Flüchtlingskindern an frühkindlicher Bildung liegen bis-
lang nicht vor. Auch für Flüchtlingskinder gilt nach Vollendung des ersten Lebensjahres der 
Rechtsanspruch auf einen Platz in der Kindertagesbetreuung, wenn ein gewöhnlicher Aufent-
halt nachgewiesen werden kann. Da jedoch immer noch zu wenig Kitaplätze vorhanden sind, ist 
der Zugang zu diesen Plätzen gerade für Flüchtlingskinder wahrscheinlich eher schwierig (Ro-
bert Bosch Stiftung, 2016, 132). Insbesondere bei Flüchtlingen in Erstaufnahmeeinrichtungen 
deuten (nicht repräsentative) Umfragen darauf hin, dass Kinder, wenn sie lange in Sammelun-
terkünften wohnen, selten in einen Kindergarten gehen (Flüchtlingsrat Berlin, 2013). Gerade für 
Migranten- und Flüchtlingskinder ist ein früher Kindergartenzugang jedoch sehr wichtig, um 
schnell die deutsche Sprache zu lernen (Aktionsrat Bildung, 2016, 123). Daher ist es erforder-
lich, bei der regionalen Verteilung der Flüchtlingskinder und ihrer Familien innerhalb Deutsch-
lands auch darauf zu achten, wo es eventuell noch Kapazitäten an Kita-Plätzen gibt. Weiterhin 
sollte berücksichtigt werden, wie die Bedingungen in der Kindertagesbetreuung in verschiede-
nen Regionen sind, damit Flüchtlingskinder auch bestmöglich gefördert werden.  
 
Tabelle 3-6: Betreuungsquote von Kindern unter sechs Jahren nach Ländern 

2015, Angaben in Prozent 

 Mit Migrationshintergrund Ohne Migrationshintergrund 

 zusammen 0 bis 3 3 bis 6 Zusammen 0 bis 3 3 bis 6 

Baden-
Württemberg 

62 23 100 62 31 94 

Bayern 52 19 86 63 31 97 

Hessen 60 22 95 63 34 92 
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 Mit Migrationshintergrund Ohne Migrationshintergrund 

 zusammen 0 bis 3 3 bis 6 Zusammen 0 bis 3 3 bis 6 

Niedersachsen 46 15 77 68 34 102 

Nordrhein-
Westfalen 

54 18 90 63 30 97 

Rheinland-
Pfalz 

66 26 107 63 33 93 

Schleswig-
Holstein 

53 22 79 65 34 98 

Deutschland 56 22 90 67 38 97 

Neue Länder 
mit Berlin 

54 30 79 78 56 100 

Als Kinder mit Migrationshintergrund werden die Kinder bezeichnet, bei denen mindestens ein Elternteil 
ausländischer Herkunft ist. Im Saarland, in Bremen, Hamburg und in den neuen Bundesländern sind die 
Fallzahlen teilweise zu gering, so dass keine Werte ausgewiesen werden. Da in der Statistik zur Kinder-
tagesbetreuung die Anzahl der betreuten Kinder im jeweiligen Kreis ermittelt wird und keine Zuordnung 
der Kinder zu ihrem Wohnort erfolgt, kann die Betreuungsquote auch über 100 Prozent erreichen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, 2016c 

 
In Tabelle 3-7 wird der Anteil der betreuten Kinder an allen Kindern der Altersstufe und die Be-
treuungsrelationen sowie die Gruppengrößen in den jeweiligen Bundesländern betrachtet. Es 
wird deutlich, dass vor allem Nordrhein-Westfalen bei der Ausstattung mit Kinderbetreuungs-
plätzen Nachholbedarf im Vergleich zu anderen Bundesländern hat. Gleichzeitig befinden sich 
aber über 27 Prozent aller Asylbewerber, Geduldeter und anerkannter Flüchtlinge unter sechs 
Jahren in diesem Bundesland. Wird der Personalschlüssel betrachtet, so besteht vor allem in 
den ostdeutschen Bundesländern noch Nachholbedarf. Für Flüchtlingskinder ist oftmals ein 
höherer Betreuungsaufwand nötig, so dass es wichtig ist, dass ein Erzieher möglichst wenige 
Kinder betreuen muss.  
 
Tabelle 3-7: Betreuungsquote und Betreuungsschlüssel in Kindertagesbetreuung 

nach Ländern 

 Betreuungsquote 1 
bis unter 3 Jahre 

2015 

Betreuungsquote 3 
bis unter 6 Jahre 

2015 

Personalschlüssel 
Krippe 

2015 (Median) 

Personalschlüssel 
Kindergarten 

2015 (Median) 

Sachsen-Anhalt 57,9 96,0 6,0 11,2 

Brandenburg 56,8 97,2 6,0 10,8 

Mecklenburg-
Vorpommern 

56,0 96,3 5,7 13,2 

Thüringen 52,4 97,2 5,0 10,5 

Sachsen 50,6 96,8 6,0 12,2 

Berlin 45,9 95,9 5,5 8,1 
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 Betreuungsquote 1 
bis unter 3 Jahre 

2015 

Betreuungsquote 3 
bis unter 6 Jahre 

2015 

Personalschlüssel 
Krippe 

2015 (Median) 

Personalschlüssel 
Kindergarten 

2015 (Median) 

Hamburg 43,4 92,5 4,6 7,8 

Schleswig-Holstein 31,4 93,2 3,5 7,9 

Rheinland-Pfalz 30,6 97,3 3,4 8,2 

Hessen 29,7 93,6 3,6 9,0 

Niedersachsen 28,3 94,8 3,7 7,7 

Saarland 28,3 96,7 3,4 8,8 

Baden-
Württemberg 

27,8 95,5 2,9 7,0 

Bayern 27,5 93,5 3,6 8,4 

Bremen 27,1 91,0 3,1 7,1 

Nordrhein-
Westfalen 

25,9 94,5 3,4 8,3 

Deutschland 32,9 96,6 4,1 8,6 

Quelle: Statistisches Bundesamt, 2015d; Bock-Famulla/Lange, 2016 

 
Eine gute regionale Verteilung von Flüchtlingen ist auch deshalb notwendig, damit nicht zu viele 
Migranten- und Flüchtlingskinder in den einzelnen Kindertageseinrichtungen sind und das Er-
lernen der deutschen Sprache dadurch nicht behindert wird. Im Jahr 2013 befanden sich in 
Westdeutschland mehr als ein Drittel der Kinder mit einer nichtdeutschen Familiensprache in 
Kindertageseinrichtungen, in denen mehr als die Hälfte der Kinder ebenfalls eine nichtdeutsche 
Familiensprache hat. In Berlin waren dies sogar mehr als die Hälfte (Autorengruppe Bildungs-
berichterstattung, 2014, 243). In Kindergartengruppen mit einem hohen Anteil von Kindern 
nichtdeutscher Herkunft kann die Qualität der Entwicklungsanregung abnehmen. Es gibt Hin-
weise darauf, dass diese überproportional abnimmt, wenn der Anteil der Kinder mit einer nicht-
deutschen Familiensprache in den einzelnen Kindergartengruppen den Wert von 40 Prozent 
übersteigt (Aktionsrat Bildung, 2016, 128).  
 
Damit auch die Flüchtlingskinder sehr schnell von den positiven Wirkungen der Kindertagesbe-
treuung profitieren, ist zunächst ein Ausbau der Kinderbetreuungsplätze erforderlich. Gerade für 
Kinder unter drei Jahren ist das Angebot in vielen Bundesländern derzeit noch nicht ausrei-
chend, auch wenn in den letzten Jahren Verbesserungen erzielt werden konnten. Zudem müs-
sen die Flüchtlingsfamilien für die Bedeutung der frühkindlichen Betreuung für die Entwicklung 
ihrer Kinder sensibilisiert werden. Die Flüchtlingskinder sollten dann so auf die Gruppen verteilt 
werden, dass nicht zu viele Kinder mit Migrationshintergrund in einer Gruppe sind, damit der 
Erwerb der deutschen Sprache leichter ermöglicht wird. Darüber hinaus sollten die Fortbil-
dungsangebote für Erzieher (Deutsch als Fremdsprache, DAF, und Deutsch als Zweitsprache, 
DAZ), in denen auch kulturelle Werte vermittelt werden, ausgebaut werden. Dies ist wichtig, 
damit Kinder mit Migrationshintergrund in den Kindertageseinrichtungen auch adäquat gefördert 
werden können, vor allem hinsichtlich des Spracherwerbs. Spezielle Maßnahmen zur Förde-
rung von Kindern mit Migrationshintergrund gibt es schon einige (für eine Übersicht siehe Akti-
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onsrat Bildung, 2016, 132 ff.). Spezifische Maßnahmen für Flüchtlinge gibt es etwa in Sachsen-
Anhalt und Sachsen (s. Exkurs) Diese Maßnahmen sollten weiter ausgebaut werden (siehe 
auch Aktionsrat Bildung, 2016, 138 ff.).  
 

Exkurs: Willkommenskitas in Sachsen und Sachsen-Anhalt 
 
In Sachsen und Sachsen-Anhalt erhalten ausgewählte Kitas fachliche Unterstützung bei der 
Integration von Flüchtlingskinde. Hierzu wurden ein Einrichtungscoaching vor Ort, ein praxis-
naher Austausch im Netzwerk und bedarfsorientierte Fortbildungen eingereicht. Zielt ist die 
Kitas besser auf die Integration von Flüchtlingskindern in den Betreuungsalltag vorzubereiten. 
 
Quelle: http://www.bildungsserver.de/Fluechtlingskinder-in-Kitas-11436.html 

 
Die Förderung von Flüchtlingskindern in der frühkindlichen Bildung ist mit zusätzlichen Ausga-
ben verbunden. Da insbesondere die Sprachförderung vor Schuleintritt für Flüchtlingskinder von 
besonderer Bedeutung ist, sind dringend für alle Flüchtlingskinder im entsprechenden Alter zu-
sätzliche Plätze in Kindertageseinrichtungen zu schaffen. Wie Abbildung 3-2 zeigt, betrifft dies 
54.000 Kinder. Weiterhin sind 117.000 Kinder unter vier Jahre alt. Da 38 Prozent der Kinder in 
diesem Alter, die keinen Migrationshintergrund aufweisen, gegenwärtig in Kindertageseinrich-
tungen betreut werden, wird dieser Anteil auch für die geflüchteten Kinder zu Grunde gelegt. 
Dies ergibt 44.460 Kinder. Insgesamt sollten damit für 98.460 Kinder Betreuungsplätze bereit-
gestellt werden. Laut Berechnungen zum nationalen Bildungsbericht ist davon auszugehen, 
dass sich die laufenden Personal- und Sachkosten pro Platz jährlich auf etwa 7.000 Euro belau-
fen (Schilling, 2016). Für 98.460 Kinder würden dann jährliche Kosten von 689,2 Millionen Euro 
anfallen. 
 

Tabelle 3-8: Ausgabenschätzung im frühkindlichen Bereich für den geschätzten Bestand 
an Geflüchteten Ende 2016 

 Schätzung 

Anzahl Kinder 98.460 

Ausgaben je Kind 7.000 Euro 

Gesamtsumme 2017 689,2 Millionen Euro 

Quelle: Eigene Berechnungen 

 

3.5 Förderbedingungen in der Schule verbessern 

Eine umfangreiche Förderung von geflüchteten Kinder im Schulsystem ist sehr wichtig für eine 
erfolgreiche Integration. In der Schule wird die Basis für eine erfolgreiche Berufslaufbahn gelegt 
und es kann ein Beitrag dazu geleistet werden, dass Bildungsbenachteiligungen abgebaut wer-
den. Insbesondere der Sprachförderung kommt für diese Personengruppe eine große Bedeu-
tung zu (Aktionsrat Bildung, 2016, 141), die noch zu intensivieren ist. Wie schon gezeigt wurde, 
hängen die mit den PISA-Tests gemessenen Kompetenzen auch davon ab, ob zu Hause die 
Testsprache gesprochen wird oder nicht. Dass somit oftmals ein Migrationshintergrund zu den 
ungünstigen Herkunftsmerkmalen für den Bildungserfolg zählt, kann am Beispiel des PISA-
Punkteabstands zwischen Migranten und Nichtmigranten verdeutlicht werden. Im Jahr 2012 lag 
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der Punktabstand in Mathematik zwischen Migranten und Nicht-Migranten in Deutschland bei 
54 Punkten. Allerdings betrug dieser Abstand im Jahr 2003 noch 81 Punkte und hat sich damit 
deutlich reduziert (OECD, 2013a, 229 f.) (Tabelle 3-9). Bei der PISA-Untersuchung im Jahr 
2003 lagen die Migranten in Deutschland mit 444 Punkten noch unterhalb der durchschnittli-
chen Leistung von jungen Migranten in der OECD (457 Punkte). Im Jahr 2012 erreichten sie mit 
475 Punkten einen Wert oberhalb des OECD-Durchschnitts von 461 Punkten.  
 
Tabelle 3-9: Kompetenzunterschiede zwischen Migranten und Nicht-Migranten 

Land  Unterschied in den PISA-
Punkten in Mathematik 
zwischen Migranten und 
Nichtmigranten 2003 

Land Unterschied in den PISA-
Punkten in Mathematik 
zwischen Migranten und 
Nichtmigranten 2012 

Kanada  1 Ungarn -31 

Australien 3 Australien -26 

Irland 4 Slowakische Republik -5 

Ungarn 5 Türkei -3 

Neuseeland 14 Neuseeland 0 

Italien 22 Irland 2 

Vereinigte Staaten 28 Kanada 2 

Türkei 33 Vereinigte Staaten 13 

Island 35 Tschechische Republik 26 

Tschechische Republik 36 Luxemburg 40 

Luxemburg 38 Portugal 44 

Griechenland 43 Norwegen 46 

Spanien 45 Italien 48 

Norwegen 52 Griechenland 51 

Frankreich 54 Island 52 

Österreich 60 Spanien 52 

Portugal 61 Deutschland 54 

Schweden 64 Niederlande 57 

Slowakische Republik 64 Schweden 58 

Niederlande 66 Österreich 59 

Dänemark 68 Dänemark 66 

Finnland 73 Frankreich 67 

Deutschland 81 Mexiko 73 

Mexiko 92 Belgien 75 

Belgien 100 Finnland 85 

Quelle: OECD, 2013a, 229 f. 
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Diese Kompetenzunterschiede zwischen Migranten und Nicht-Migranten lassen sich in ver-
schiedenen Studien (PISA, IGLU, IQB-Ländervergleiche, ICILS) für verschiedene Fächer (Le-
sen, Mathematik, Naturwissenschaften, Englisch, informations- und computerbezogene Kompe-
tenzen) feststellen (Aktionsrat Bildung, 2016, 152 ff. und 171 ff.). Die Resultate verdeutlichen, 
dass noch weitere Anstrengungen unternommen werden müssen, um Kinder mit Migrationshin-
tergrund im Schulsystem besser zu fördern. Der gegenwärtige Zuzug von Flüchtlingskindern 
verstärkt diese Notwendigkeit noch einmal.  
 
Anerkannte Flüchtlinge unterliegen in Deutschland der Schulpflicht. In den meisten Bundeslän-
dern gilt diese auch für Asylbewerber. In Deutschland unterliegt die Schulpflicht allerdings den 
jeweiligen Landesgesetzen. Die konkreten Regelungen hängen dementsprechend von den 
Schulgesetzen der Bundesländer ab. Teilweise ist die Schulpflicht an die Dauer des bisherigen 
Aufenthalts in Deutschland geknüpft. In Baden-Württemberg gilt die Schulpflicht für Asylbewer-
ber sechs Monate nach Zuzug, in Bayern und Thüringen nach drei Monaten. Häufig ist die 
Schulpflicht an den Aufenthalt in der Erstaufnahmeeinrichtung bzw. die Zuweisung zu einer 
Kommune geknüpft. Dies ist in Brandenburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersach-
sen, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz der Fall. Die Schulpflicht greift dann erst ab Zu-
weisung zu einer Kommune. In Brandenburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern und Rhein-
land-Pfalz gilt bis dahin das Schulbesuchsrecht. In Sachsen und Sachsen-Anhalt ist die Schul-
pflicht von Asylbewerbern in den Schulgesetzen nicht explizit geregelt und ergibt sich damit aus 
den allgemeinen Regelungen, dass ein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im Land beste-
hen muss. Die Schulpflicht kann teilweise an die bisherige Aufenthaltsdauer in Deutschland 
geknüpft sein. So greift die Schulpflicht in Baden-Württemberg sechs Monate nach Zuzug. Ziel 
in allen Bundesländern ist es, die Jugendlichen schnell in den Regelunterricht zu integrieren, 
dazu werden spezielle Förderklassen mit abweichender Begrifflichkeit (z. B. Vorbereitungsklas-
sen, Übergangsklassen, Willkommensklassen) gebildet. Die Klassen werden normalerweise 
temporär für ein bis zwei Jahre besucht und sollen den schnellstmöglichen Spracherwerb för-
dern. Zudem unterscheiden sich die angewandten Modelle häufig nach vorgesehener Grup-
pengröße und wöchentlichen Unterrichtsstunden. Dabei ist es auch möglich, den Unterricht teil-
integrativ durchzuführen. Je nach Unterrichtsfach besteht dann die Möglichkeit, bereits frühzei-
tig am Regelunterricht teilzunehmen (Tabelle 3-10). Über ein vorbildliches System zur Integrati-
on von Flüchtlingskindern in die Schulen verfügt Hamburg (s. Exkurs-Box) 
 
Tabelle 3-10: Schulpflicht für Asylbewerber in den Bundesländern 

 
Schul-
pflicht 

Startpunkte Vorgesehene Sprachförderung 

Baden-
Württemberg 

ja beginnt 6 Monate nach Zuzug 
- Vorbereitungsklassen 
- Vorbereitungskurse 

Bayern ja beginnt 3 Monate nach Zuzug 

- Übergangsklassen für Schüler ohne 
Deutschkenntnisse (maximal zwei Jahre) 
- Deutschförderklassen für Schüler mit 
Sprachkenntnissen 
- Deutsches Sprachdiplom (DSD) 

Berlin ja  
- Willkommensklassen 
- Deutsches Sprachdiplom (DSD) 

Brandenburg ja Schulpflicht ab Zuweisung zu - Sprachförderkurse in Erstaufnahmeein-
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einer Gemeinde, zuvor Schul-
besuchsrecht 

richtungen 
- Vorbereitungsgruppen 
- Förderkurse zur Weiterentwicklung deut-
scher Sprachkenntnisse 

Bremen ja  
- Vorkurse (auch in Notunterkünften) 
- Deutsches Sprachdiplom (DSD) 

Hamburg ja  
- Internationale Vorbereitungsklas-
sen/Basisklassen 
- Deutsches Sprachdiplom (DSD) 

Hessen ja 
Schulpflicht ab Zuweisung zu 
einer Gemeinde, zuvor Schul-
besuchsrecht 

- Intensivklassen 
- Intensivkurse 
- Deutsches Sprachdiplom (DSD) 

Mecklenburg-
Vorpommern 

ja 
Schulpflicht ab Zuweisung zu 
einer Gemeinde, zuvor Schul-
besuchsrecht 

- Intensivförderung 
- begleitende Fördermaßnahmen 
- Deutsches Sprachdiplom (DSD) 

Niedersachsen ja 
nach Zuweisung zu einer Ge-
meinde 

Sprachlernklassen 
Fach „Deutsch als Zweitsprache“  
Deutsches Sprachdiplom (DSD) 

Nordrhein-
Westfalen 

ja 
nach Zuweisung zu einer Ge-
meinde 

Auffangklassen 
Vorbereitungsklassen 
Internationale Förderklassen 

Rheinland-
Pfalz 

ja 
Schulpflicht ab Zuweisung zu 
einer Gemeinde, zuvor Schul-
besuchsrecht 

Deutsch-Intensivkurse 
Eingliederungslehrgänge 
Sprachvorkurse 

Saarland ja  
Vorbereitungsklassen 
Intensivkurs „Deutsch als Zweitsprache“ 

Sachsen ja  Unterrichtsfach „Deutsch als Zweitsprache“ 

Sachsen-
Anhalt 

ja  
Vorbereitungsgruppen 
Vorbereitungsklassen 

Schleswig-
Holstein 

ja  
Kurse in DaZ-Zentren („Deutsch als Zweit-
sprache“) 

Thüringen ja beginnt 3 Monate nach Zuzug 
Förderunterricht „Deutsch als Zweitspra-
che“(DaZ) 

Deutsches Sprachdiplom: zweistufiges Sprachdiplom der Kultusministerkonferenz für schulischen Unter-
richt in „Deutsch als Fremdsprache“; Stand: 01.07.2016 

Quelle: Schulgesetze und Verordnungen der Bundesländer, verschiedene Jahrgänge 
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Exkurs: Integration von Flüchtlingskindern in die Schulen in Hamburg 
 
Das Hamburger Modell zur Integration von Flüchtlingskindern in die Schulen umfasst vier Stu-
fen: 
 
1. Vorbereitung auf den Schulbesuch in kleinen Lerngruppen: Bereits wenige Tage 

nach der Ankunft beginnt in den Erstaufnahmeeinrichtungen die Vorbereitung auf die 
Schulbesuch. Hierzu werden Lerngruppen gebildet, in den grundlegende Deutschkennt-
nisse und Orientierungswissen für den Alltag in Deutschland vermittelt werden. Bei Aus-
zug aus der Erstaufnahmeeinrichtung geben die hier tätigen Lehrkräfte eine Empfehlung  

2. Basisklasse: Wenn grundlegende Kenntnisse im Lesen und Schreiben fehlen oder die 
Alphabetisierung in einem anderen Schriftsystem stattgefunden hat, besuchen die jungen 
Flüchtlinge nach den Auszug aus der Erstaufnahmeeinrichtung zunächst eine Basisklas-
se, ansonsten gehen sie direkt in die internationalen Vorbereitungs- / oder Regelklassen 
über. In der Basisklasse erfolgt die Alphabetisierung und die Kinder und Jugendlichen 
werden auf den Besuch einer internationalen Vorbereitungsklasse vorbereitet. Die Be-
suchsdauer beträgt in der Regel ein Jahr. 

3. Internationale Vorbereitungsklasse: Ziel der internationalen Vorbereitungsklassen ist 
das Erlernen der deutschen Sprache und die Vorbereitung auf den regulären Schulbe-
such. Internationale Vorbereitungsklassen sind an Grundschulen, Stadtteilschulen und 
Gymnasien eingerichtet und arbeiten in der Regel jahrgangsüberbergreifend und sprach-
heterogen. Ihr Besuch dauert in der Regel 12 Monate. 
Internationale Vorbereitungsklassen ESA und MSA: Für Jugendliche, die kurz vor 
dem Schulabschluss stehen, gibt es in Hamburg besondere internationale Vorberei-
tungsklassen, die nicht auf den Besuch einer Regelklasse, sondern direkt auf den Ab-
schluss vorbereiten. Die internationale Vorbereitungsklasse ESA führt die Jugendlichen 
in zwei Jahren zum ersten Schulabschluss, die internationale Vorbereitungsklasse MSA 
in ein bis zwei Jahren zum mittleren Schulabschluss. 

4. Regelklasse mit zusätzlicher Sprachförderung: Nach dem Übergang in die Regel-
klassen erhalten die zugewanderten Kinder und Jugendlichen in der Regel noch ein wei-
teres Jahr eine gezielte zusätzliche Sprachförderung. 
 

Quelle: http://www.hamburg.de/schule-fuer-fluechtlinge/4608870/vorbereitung-auf-regelschule/; 
http://li.hamburg.de/deutsch-als-zweitsprache/3845766/vorbereitungsklassen/ 
 

 
Wie die zusätzliche Aufnahme der Flüchtlingskinder in den einzelnen Bundesländern gelingt, 
wird zum Teil auch davon abhängen, wie die Voraussetzungen hinsichtlich der Kapazitäten 
(Klassen, Lehrer) in den einzelnen Bundesländern sind. In Tabelle 3-11 wird die Altersstruktur 
der Lehrer an allgemein bildenden Schulen, die Klassengröße und die Schüler-Lehrer-Relation 
an Grundschulen sowie an allgemein bildenden Schulen der Sekundarstufe I (ohne Gymnasi-
um) dargestellt. Zusätzlich wird die Versorgung mit Ganztagsplätzen an den Grundschulen dar-
gestellt. Letztere haben für die umfangreiche Unterstützung gerade von geflüchteten Kindern 
eine große Bedeutung, da sie im Rahmen der Ganztagsbetreuung in der Regel auch Hilfe bei 
den Hausaufgaben erhalten und über einen längeren Zeitraum beim Erwerb der deutschen 
Sprache unterstützt werden können.  
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Tabelle 3-11: Indikatoren zu den Kapazitäten der Schulen nach Bundesländern, 2014 

Bundesländer  Altersstruktur 
der Lehrer an 

allgemein 
bildenden 
Schulen 

(Gini-
Koeffizient) 

Klassengröße 
Grundschulen 

Schüler-
Lehrer-
Relation 

Grundschulen 

Klassengröße 
SEK I (ohne 
Gymnasium) 

Schüler-
Lehrer-

Relation Sek 
I 

(ohne Gym-
nasium) 

Anteil ganz-
tags betreu-
ter Kinder in 
der Grund-

schule 

Baden-
Württemberg 

7,6 % 19,3 17,6 23,2 14,6 12,3 

Bayern 6,6 % 21,0 16,5 23,2 13,7 9,9 

Berlin 15,5 % 22,8 16,3 22,3 11,7 77,7 

Brandenburg 33,0 % 21,6 16,7 21,6 11,8 42,1 

Bremen 14,3 % 20,6 15,2 21,2 12,3 38,2 

Hamburg 13,7 % 20,0 13,3 22,4 11,8 96,8 

Hessen 9,5 % 19,5 16,3 22,5 13,9 26,9 

Mecklenburg-
Vorpommern 

36,7 % 19,6 17,1 19,8 13,0 1,4 

Niedersachsen 9,6 % 19,1 15,2 23,1 13,6 27,3 

Nordrhein-
Westfalen 

10,4 % 23,1 17,3 26,1 14,7 40,6 

Rheinland-Pfalz 10,3 % 18,3 14,7 23,8 13,7 31,4 

Saarland 12,1 % 20,7 14,3 23,5 13,3 43,7 

Sachsen 33,4 % 20,8 16,6 23,3 12,7 85,6 

Sachsen-Anhalt 39,7 % 19,0 14,2 20,4 10,7 3,8 

Schleswig-
Holstein 

12,2 % 21,5 17,0 23,0 14,3 19,8 

Thüringen 35,8 % 19,9 14,2 19,4 10,2 71,7 

Quelle: Statistisches Bundesamt, 2015d, KMK, 2016 

 
Die Altersstruktur der Lehrer an allgemein bildenden Schulen gestaltet sich in Bayern, Baden-
Württemberg und Hessen besonders positiv. In diesen Bundesländern kommen relativ viele 
junge Lehrer auf ältere Lehrer, so dass die zukünftig aus dem Arbeitsmarkt ausscheidenden 
Lehrer bessern als in anderen Bundesländern ersetzt werden können. Besonders ungünstig fällt 
die Altersstruktur der Lehrer in Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen aus. 
Hier wird es in den nächsten Jahren sowieso schon schwierig werden, die in den Ruhestand 
wechselnden Lehrer zu ersetzen und es wird umso schwieriger sein, noch zusätzliche Lehrkräf-
te für die Betreuung von Flüchtlingskindern zur Verfügung zu stellen. Schwierig wird die zusätz-
liche Betreuung von Flüchtlingskindern auch in Nordrhein-Westfalen, da hier die Klassengrößen 
und die Schüler-Lehrer-Relationen relativ ungünstig ausfallen, anders als beispielsweise in 
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Sachsen-Anhalt oder Thüringen. Eine gut ausgebaute Ganztagsinfrastruktur an den Grund-
schulen weisen vor allem Hamburg, Sachsen und Berlin auf. 
 
Bei der regionalen Verteilung von Flüchtlingen sollte daher auch darauf geachtet werden, wo 
die meisten Kapazitäten für eine gute schulische Betreuung von Flüchtlingskindern vorhanden 
sind. Darüber hinaus sollte eine bundesweite Schulpflicht für Flüchtlingskinder spätestens nach 
einer Aufenthaltsdauer von drei Monaten gelten, damit die Flüchtlingskinder möglichst schnell 
die Möglichkeit erhalten, die deutsche Sprache zu erlernen. Darauf aufbauend sollte die 
Lehrerqualifizierung zu Deutsch als Fremdsprache und Deutsch als Zweitsprache landesweit 
noch weiter ausgebaut werden, um einen flächendeckenden Ausbau der Willkommensklassen 
zu gewährleisten (siehe auch Aktionsrat Bildung, 2016). Die Lehrerausbildung sollte darüber 
hinaus um die Module Deutsch als Zweitsprache / Deutsch als Fremdsprache erweitert werden. 
Ziel sollte es sein, die geflüchteten Kinder möglichst schnell in Regelklassen zu integrieren (Ak-
tionsrat Bildung, 2016, 163 f.). Außerdem sollte die (Berufs-)Schulpflicht bis zum 21. Lebensjahr 
ausgeweitet werden, um eine einheitliche Grundbildung für alle Kinder und Jugendliche zu er-
möglichen.  
 
Um die Sprachförderung zu realisieren und die vielen Flüchtlinge in der Schule optimal zu för-
dern, sind zusätzliche Lehrerstellen notwendig. Die KMK geht Anfang September 2015 von 
rund 300.000 schulpflichtigen Flüchtlingen aus. Bei einer Schüler-Lehrer-Relation von 20 wür-
den hierfür 15.000 zusätzliche Lehrer benötigt. Setzt man aufgrund des Integrations- und För-
derbedarfs eine Relation von 1 zu 10 an, bestünde ein Bedarf von 30.000 zusätzlichen Lehrern. 
Potenzial dafür findet sich bei den Personen, die den Lehrerberuf erlernt haben, aber gegen-
wärtig nicht erwerbstätig sind. Unter den Personen, die ein Lehramtsstudium abgeschlossen 
haben, finden sich gegenwärtig knapp 16.500 Erwerbslose und 2.400 arbeitssuchende Nichter-
werbspersonen (FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, Mikrozensus, Erhe-
bungsjahr 2012; eigene Berechnungen). Weiterhin gibt es unter den älteren Personen mit ei-
nem Abschluss als Lehrer viele Personen, die keiner Erwerbstätigkeit mehr nachgehen. Viel-
leicht könnten einige von ihnen zumindest mit einem begrenzten Stundenkontingent wieder in 
ihren Beruf zurückkehren. Unter den 55- bis 59-jährigen Lehrern sind 24.000 zu den Nichter-
werbspersonen zu zählen, bei den 60- bis 64-jährigen sind es 74.000 und bei den 65- bis 69-
jährigen sind es 123.000. Zudem arbeiten gegenwärtig 260.000 ausgebildete Lehrer nicht im 
Lehrerberuf, sondern haben einen anderen Beruf ergriffen. Möglicherweise bestehen auch in 
dieser Gruppe Potenziale, einen Teil der zusätzlich benötigten Lehrkräfte zu gewinnen. Dies 
wird jedoch stark davon abhängen, welcher alternative Beruf gegenwärtig ausgeübt wird (Anger 
u.a., 2015b). Auch wird zusätzliches sozialpädagogisches Personal benötigt werden.  
 
Um die Kosten für die Aufnahme von Flüchtlingskindern in das Schulsystem zu berechnen, wird 
wiederum Abbildung 3-2 herangezogen, die auch einen Überblick über die Kinder im Schulalter 
gibt. Weiterhin werden die Ausgaben je Schüler/Schülerin des Statistischen Bundesamtes ver-
wendet. Für die 118.000 Kinder im Alter zwischen sechs und elf Jahren wird der Kostensatz von 
5.600 Euro für die Grundschulen verwendet und für die 84.000 elf- bis 16-jährigen Kinder ein 
Kostensatz von 7.360 Euro (Durchschnitt aus Ausgaben pro Schüler von Hauptschulen, Schu-
len mit mehreren Bildungsgängen, Realschulen, Gymnasien und integrierten Gesamtschulen). 
Damit ergeben sich Gesamtkosten von 1,279 Mrd. Euro. 
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Tabelle 3-12: Ausgabenschätzung im Schulbereich für den geschätzten Bestand an 
Geflüchteten Ende 2016 

 Schätzung 

Anzahl Schüler zwischen sechs und elf Jahren 118.000 

Kosten je Grundschulkind 5.600 Euro 

Anzahl Kinder zwischen elf und sechzehn Jahren 84.000 

Kosten je Schüler Sek I 7.360 

Gesamtkosten 1,279 Mrd. Euro 

Quelle: Eigene Berechnungen 

 
 

3.6 Flüchtlinge für Ausbildung gewinnen 

Flüchtlinge und weitere junge Migranten haben häufig höhere Bildungs- und Ausbildungsaspira-
tionen sowie eine stärkere soziale Aufstiegsorientierung als deutsche Jugendliche mit ver-
gleichbarem sozialem Hintergrund (Relikowski/Ylmaz/Blossfeld, 2012; Schreyer/Bauer/Kohn, 
2015, Aktionsrat Bildung, 2016). Eine aktuelle, nicht repräsentative Umfrage des Instituts für 
Arbeitsmarkt und Berufsforschung, in der 123 Flüchtlinge interviewt wurden, ergibt, dass alle 
befragten Personen eine hohe Arbeitsmotivation und unabhängig vom Bildungsstand eine stark 
ausgeprägte Bildungsorientierung aufweisen (Brücker u.a., 2016b). Gleichzeitig haben zuge-
wanderte Jugendliche aber auch größere Schwierigkeiten, konkrete Bildungspläne zu entwi-
ckeln und diese zielgerichtet umzusetzen, da sie und ihre Eltern meistens das deutsche Bil-
dungssystem zu wenig kennen oder die Anforderungen und Regelungen nur unzureichend ver-
stehen (Relikowski/Ylmaz/Blossfeld, 2012). Der Einstieg in Ausbildung stellt sich für Personen 
mit Migrationshintergrund im Allgemeinen als schwieriger dar als für Deutsche. So gelingt die-
sen seltener der direkte Einstieg in eine duale oder vollzeitschulische Berufsausbildung und sie 
benötigen vorher deutlich häufiger eine Berufsvorbereitung beim Übergang in Ausbildung (Auto-
rengruppe Bildungsberichterstattung, 2016). Schulabgänger mit Migrationshintergrund finden 
trotz großen Engagements bei der Ausbildungsplatzsuche oft nur schwer eine Stelle (Aktionsrat 
Bildung, 2016; BIBB, 2013). Eine aktuelle Schätzung des IAB zeigt deutlich, dass sich Bil-
dungsabschlüsse für Geflüchtete auszahlen: Die Beschäftigungsquoten von Flüchtlingen, die 
ihren beruflichen Bildungsabschluss oder einen Hochschulabschluss in Deutschland erhalten 
haben, steigen gegenüber der Gruppe, die über keinen solchen Abschluss verfügt, um etwa 
20 Prozentpunkte. Die Löhne sind um 23 Prozent höher (Brücker u.a., 2016a). 
 
Ein großer Teil dieser Flüchtlinge hatte auf Grund von Bürgerkrieg oder Flucht in den vergan-
genen Jahren keinen Zugang zu Bildung (Granato u.a., 2016). Daher ergeben sich für diese 
Altersgruppe zwei Herausforderungen: Zum einen muss ein Quereinstieg in das deutsche Bil-
dungssystem ermöglicht werden und zum anderen muss die berufliche Einstiegsphase frühzei-
tig ansetzen und individuell an die Bedarfe der Geflüchteten und Betriebe angepasst werden.  
 
Wie die Regelungen zur Schulpflicht, variieren auch die Vorschriften zum Besuch von Berufs-
schulen zwischen den Ländern. In einigen Bundesländern gibt es spezielle berufsvorbereitende 
Vollzeitangebote, die entweder ein oder zwei Jahre dauern können. Alternativ zur vollen be-
trieblichen Ausbildung bieten sich für über 25-Jährige auch Teilqualifikationen an. Über eine 
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Teilqualifikation können An- und Ungelernte einzelne Module eines Ausbildungsberufs erlernen 
und so stückchenweise den Abschluss erlangen (Seyda/Metzler, 2016). Für Flüchtlinge sind 
diese modularen Angebote vorteilhaft, da sie ihre Ausbildung schrittweise erlangen und zwi-
schendurch Erfolgserlebnisse haben. Zudem kann das Tempo der Qualifizierung individuell auf 
das bei Teilen der Flüchtlinge geringere Lerntempo angepasst werden. 
 

Exkurs: Berufsschulen in Bayern 
 
In vielen Bundesländern werden im beruflichen Bildungssystem verschiedene Modelle zur In-
tegration von Flüchtlingen durchgeführt. Im Bildungsmonitor 2016 erreicht Bayern im Hand-
lungsfeld „Berufliche Bildung“ den Bestwert (siehe Kapitel 4.2.2). Im Folgenden soll exempla-
risch auf die Berufsschulen in Bayern eingegangen werden (Pohlmann, 2016; Stiftung Bil-
dungspakt Bayern, 2016). 
 
Für alle Asylbewerber und Flüchtlinge mit gewöhnlichem Aufenthaltsstatus in Bayern besteht 
die Berufsschulpflicht bis zum 21. Lebensjahr. An den bayerischen Berufsschulen erleichtern 
Berufsintegrationsklassen den Geflüchteten den Einstieg in Bildung und Beruf. Angebote an 
allgemeinbildenden Grund- und Mittelschulen umfassen maßgeblich Übergangsklassen und 
Sprachförderklassen. An Realschulen wir das Projekt „Sprachförderung intensiv“ (SPRINT) 
und an den Gymnasien „Integration am Gymnasium“ (InGym) angeboten. An beruflichen Ober-
schulen wurde das Projekt „Integrations-Vorklasse“ eingerichtet. 
 
Berufsintegrationsklassen (BAF) 
In eigenen Klassen von maximal 20 Geflüchteten werden Jugendliche im Alter zwischen 16 
und 21 Jahren Deutschkenntnisse, gegebenenfalls Alphabetisierung, sowie Maßnahmen zur 
Berufsintegration in Vollzeit vermittelt. Die Berufsintegrationsklassen sind auf zwei Jahre ange-
legt. Zusätzlich gibt es die Sprachintensivklassen, die auf ein Jahr beschränkt sind und zur 
Überbrückung der Wartezeit bis zur Aufnahme in die Berufsintegrationsklasse eingerichtet 
wurden. Insgesamt gibt es aktuell 670 Klassen mit ca. 12.500 Schülerinnen und Schülern. Ab 
dem Schuljahr 2016/2017 wird es rund 1.200 Klassen mit dann ca. 22.000 Schülerinnen und 
Schülern geben. Die Klassen sind auf zwei Jahre angelegt und zählen als bundesweit aner-
kanntes Angebot, bei dem die Berufsvorbereitung mit dem Spracherwerb verknüpft werden 
kann. Im ersten Schuljahr liegt der verbindliche Schwerpunkt auf dem Spracherwerb und Ma-
thematik. Die Berufsschule kann eigenverantwortlich weitere Unterrichtsinhalte, wie Sozialkun-
de, Landeskunde, Ethik/Wertevermittlung etc. selbst festlegen. Im zweiten Schuljahr wechseln 
sich Unterricht an der Berufsschule und betriebliche Praktika ab, wobei die Praktika durch so-
zialpädagogische Fachkräfte betreut werden. Der Unterricht ist eine Kombination aus Sprach-
förderung, fachlichem und allgemeinbildendem Unterricht. Die Übergänge zwischen den ein-
zelnen Modulen sind flexibel gestaltet, sodass ein direkter Einstieg in das erste oder zweite 
Jahr der Beschulung möglich ist (Abbildung 3-9). In begründeten Ausnahmefällen können jun-
ge Menschen auch bis zum Alter von 25 aufgenommen werden. Diese Ausnahmen gelten für 
Personen, die keinen in Deutschland erworbenen Schulabschluss vorweisen können oder noch 
keinen Schulabschluss in Deutschland erwerben konnten (Bayerisches Staatsministerium für 
Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst, 2014). 
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Abbildung 3-9: Klassenformen der Berufsschulklassen mit möglichen Zu- und Übergän-
gen 

 
Quelle: Stiftung Bildungspakt Bayern, 2016 

 
Modell „Perspektive Beruf für Asylbewerber und Flüchtlinge“ 
Zur Weiterentwicklung des Unterrichts in den Berufsintegrationsklassen startete im Schuljahr 
2015/16 an 21 bayerischen Berufsschulen das Modellprojekt „Perspektive Beruf für Asylbe-
werber und Flüchtlinge“ zur „Entwicklung, Erprobung und Multiplikation von wirksamen Kon-
zepten und Instrumenten zur Unterrichtung und Förderung von jugendlichen Asylsuchenden 
und Flüchtlingen in Berufsintegrationsklassen“ (Stiftung Bildungspakt Bayern, 2016). 
 

 

Die folgende Abbildung 3-10 zeigt die Zahlen der Auszubildenden und Absolventen aus Asylzu-
gangsländern für die Jahre 2013 und 2014. Aktuellere Daten liegen noch nicht vor. Am 
31.12.2014 befanden sich 3.852 Personen aus den 8 nichteuropäischen Asylzugangsländern in 
einer Berufsausbildung, das ist rund ein Fünftel mehr als zum 31.12.2014, als dieser Wert noch 
bei 3.180 lag. Etwa 700 Personen aus den acht Asylzugangsländern haben im Gesamtjahr 
2014 eine Ausbildung erfolgreich abgeschlossen, das entspricht einer Zunahme von fast 100 
Personen im Vergleich zum Gesamtjahr 2013. Unter den acht Asylzugangsländern repräsentie-
ren die vier Hauptherkunftsländer Syrien, Afghanistan, Irak und Eritrea den Hauptanteil der 
Auszubildenden. Für syrische Staatsangehörige ist sowohl der Bestand als auch die Anzahl der 
erfolgreichen Abschlüsse geringer. Am 31.12.2014 lag der Bestand an Auszubildenden bei 435 
Personen (31.12.2013: 354), 90 Syrer haben im Jahr 2014 erfolgreich eine Ausbildung abge-
schlossen (2013: 87). Das ist maßgeblich darauf zurückzuführen, dass die meisten Flüchtlinge 
erst später gekommen sind und dementsprechend im Jahr 2014 noch nicht am Ausbildungsstel-
lenmarkt aktiv waren (vgl. dazu auch Geis u.a., 2016a). 
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Abbildung 3-10: Auszubildende und Absolventen aus Asylzugangsländern 

 
Quelle: BIBB, 2016 

 
Wichtig für eine gelungene Integration in den Arbeitsmarkt ist es, dass die Ausbildungen auch 
erfolgreich abgeschlossen werden. Abbildung 3-11 zeigt die Lösungs- und Erfolgsquoten für die 
Jahre 2013 und 2014. Die Lösungsquote gibt an, wie hoch der Anteil der Auszubildenden ist, 
die nicht zu einer Abschlussprüfung angetreten sind und den Ausbildungsvertrag vorzeitig lö-
sen. In den Jahren 2013 und 2014 lag die Lösungsquote für Personen aus den acht nichteuro-
päischen Asylzugangsländern verhältnismäßig höher als für alle Auszubildenden. Dabei ist bei 
Personen aus den acht nicht europäischen Asylzugangsländern von 2013 auf 2014 allerdings 
ein stärkerer Rückgang (von 42,1 auf 39,5 Prozent) als bei allen Auszubildenden (von 
25,0 Prozent auf 24,6 Prozent) zu verzeichnen. Dabei ist anzumerken, dass die Gründe für eine 
Lösung des Ausbildungsvertrages im Einzelfall nicht bekannt sind. Dementsprechend lässt sich 
nichts darüber sagen, inwieweit die Ausbildung wegen Misserfolgs gelöst wurde oder der legale 
Aufenthaltsstatus in Deutschland ausgelaufen ist. In beiden Fällen wird der Ausbildungsvertrag 
aufgelöst. Die Erfolgsquote misst, wie viele Auszubildende, die eine Abschlussprüfung antreten, 
diese auch bestehen. Hier ist der Anteil der Personen aus den acht nichteuropäischen Asylzu-
gangsländern mit 78,8 Prozent im Jahr 2014 deutlich geringer als für alle Auszubildende (2014: 
92,4 Prozent). Im Gegensatz zu den Lösungsquoten ist bei diesem Indikator aber nur eine sehr 
geringe Dynamik zu verzeichnen. So hat die Quote für Personen aus Flüchtlingsherkunftslän-
dern leicht abgenommen (2013: 79,2 Prozent, alle Auszubildende: 92,4 Prozent). 
 
Für Betriebe lohnt sich eine Ausbildung von Flüchtlingen besonders dann, wenn diese ihnen 
nach erfolgreicher Beendigung der Ausbildung als Fachkräfte zur Verfügung stehen. Sowohl für 
die Betriebe als auch für die Geflüchteten ist Rechtssicherheit ein zentrales Thema: Unterneh-
men werden nur Investitionen zur Einstellung und Ausbildung von Flüchtlingen aufbringen, 
wenn Sicherheit über deren künftigen Aufenthaltsstatus besteht (Brücker u.a., 2016a). Für 
Flüchtlinge lohnt sich eine Investition in länderspezifisches Humankapital wie Sprache nur, 
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wenn sie eine aufenthaltsrechtliche Perspektive haben. Mit dem beschlossenen Integrationsge-
setz (BMWi, 2016) wird mehr Rechtssicherheit für Flüchtlinge in Ausbildung und Beschäftigung 
geschaffen. Mit der sogenannten 3+2 Regelung werden „in Deutschland ausgebildete Flüchtlin-
ge nach ihrer Ausbildung für zwei weitere Jahre eine Aufenthaltserlaubnis für eine anschließen-
de Beschäftigung erhalten“. Die Auszubildenden erhalten für die gesamte Dauer der gesetzli-
chen oder tariflichen Ausbildungszeit eine Duldung. Die bisherige Altersgrenze für diese Rege-
lung, die einen Beginn der Ausbildung vor dem 21. Lebensjahr forderte, entfällt. Kann der Aus-
zubildende nach der absolvierten Ausbildung nicht vom Betrieb übernommen werden, soll er 
nach Inkrafttreten des Integrationsgesetzes für weitere 6 Monate eine Duldung zur Arbeitsplatz-
suche erhalten. 
 
Abbildung 3-11: Erfolgs- und Lösungsquoten 

In Prozent 

 
Quelle: BIBB, 2016 

 
Jugendliche, die ihre Bildungslaufbahn noch nicht abgeschlossen haben, müssen zeitnah die 
Möglichkeit erhalten, diese fortzusetzen. Für einen erfolgreichen Einstieg in die Ausbildung 
müssen Flüchtlingen grundlegende Strukturen und Regelungen des deutschen Berufsbildungs-
systems verständlich gemacht werden. Wichtig ist dabei, zukunftsorientierte Beschäftigungs- 
und Aufstiegsmöglichkeiten aufzuzeigen, denn nur einem Bruchteil der in der IAB-Studie be-
fragten Flüchtlinge ist bewusst, wie stark der Arbeitsmarkterfolg in Deutschland von dem Er-
werb formeller Bildungsabschlüsse abhängig ist (Brücker u.a., 2016b). Die folgende Tabelle 
3-13 zeigt, welche Ausbildungsangebote teilnehmenden Unternehmen und Flüchtlingen zur 
Verfügung stehen. 
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Tabelle 3-13: Angebote der betrieblichen Ausbildung für Flüchtlinge 

Programm Erklärung Berechtigte 

Ausbildung Ausbildung in einem dualen Ausbildungs-
beruf 

Anerkannte Flüchtlinge/ 
Asylbewerber ab dem vierten 
Monat des Aufenthaltes/ 
Geduldete ab dem ersten Tag 
der Duldung 

Einstiegsqualifizierung 
(EQ) 

Sechs- bis zwölfmonatige Qualifizie-
rungsmaßnahme zur Vorbereitung auf 
eine Ausbildung in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf 

Anerkannte Flüchtlinge/ 
Asylbewerber ab dem vierten 
Monat des Aufenthaltes/ 
Geduldete ab dem ersten Tag 
der Duldung 

Einstiegsqualifizierung 
Plus 

Kombination von EQ und abH Anerkannte Flüchtlinge/ 
Asylbewerber*/ 
Geduldete ab dem 15. Monat 
des Aufenthalts* 

Ausbildungsbegleitende 
Hilfen (abH) 

Jugendliche und Betriebe werden auf 
dem Weg zu einem erfolgreichen Ausbil-
dungsabschluss begleitet. Auszubildende 
erhalten 3-8 Stunden pro Woche Unter-
stützung, bspw. in Form von Nachhilfe, 
Sprachunterricht oder sozialpädagogi-
scher Betreuung. 

Anerkannte Flüchtlinge/ 
Asylbewerber*/ 
Geduldete ab dem 15. Monat 
des Aufenthalts* 

Berufsausbildungsbeihilfe 
(BAB) 

Staatliche Förderung für Teilnehmer einer 
berufsvorbereitenden Bildungsmaßnah-
me, die auf eine Unterbringung außerhalb 
des Elternhauses angewiesen sind. 

Anerkannte Flüchtlinge/ 
Asylbewerber*/ 
Geduldete ab dem 15. Monat 
des Aufenthalts 

Assistierte Ausbildung 
(AsA) 

Junge, förderbedürftige Menschen und 
deren betriebe erhalten Unterstützung in 
Form eines Ausbildungsbegleiters, der die 
Teilnehmer bei fachlichen, sprachlichen 
und bei alltäglichen Hindernissen unter-
stützt. 

Anerkannte Flüchtlinge/ 
Asylbewerber*/ 
Geduldete ab dem 15. Monat 
des Aufenthalts* 

*…Durch das beschlossene Integrationsgesetz werden folgende Änderungen eintreten: Asylbewerber mit 
einer guten Bleibeperspektive erhalten nach drei Monaten die abH, AsA und nach 15 Monaten Aufenthalt 
die BAB. Geduldete können die Förderleistungen abH und AsA nach 12 Monaten Aufenthalt in Anspruch 
nehmen. 
Quelle: KOFA, 2016 

 
Diese Instrumente in der Ausbildungsvorbereitung und –begleitung sind eine gute Möglichkeit, 
Geflüchtete und ausbildende Unternehmen zu unterstützen. Studien, die den Übergang in Bil-
dung oder Beschäftigung untersucht haben, unterstreichen den positiven Effekt von Instrumen-
ten, die Praxiselemente und betriebliche Phasen beinhalten (BIBB Übergangsstudie 2006/2011; 
BA-BIBB-Bewerberfragebogen- Überblick bei Eberhard, 2016, aus Granato u.a., 2016). Einer-
seits kann sich der Betrieb von individuellen Fähigkeiten des Bewerbers ein Bild machen, ande-
rerseits gelingt es einer Vielzahl von Jugendlichen eher, über ein Praktikum den Ausbildungs-
einstieg zu schaffen (BA-BIBB-Bewerberfragebogen- Überblick bei Eberhard, 2016, aus Grana-
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to u.a., 2016). Besonders Praktika sind positiv hervorzuheben. Dabei gibt es unterschiedliche 
Möglichkeiten. Neben Orientierungspraktika ist die Einstiegsqualifizierung als intensives und 
praxisnahes Qualifizierungsinstrument für die Dauer von 6 bis 12 Monaten konzipiert, die zum 
Einstieg in ein Ausbildungsverhältnis führen kann. Die EQ-Maßnahmen weisen hohe Über-
gangsquote in anschließende Ausbildung auf und sind daher für Flüchtlinge besonders geeignet 
(Granato u.a., 2016, Neises/Zinnen, 2015). Alle Formen der Praktika stellen für Geflüchtete eine 
gute Hilfe bei der Berufsorientierung und dem Einstieg in eine Ausbildung dar und sollten des-
halb quantitativ ausgebaut und konzeptionell erweitert werden (Granato u.a., 2016). Mindest-
lohnfreie Orientierungspraktika sollten stärker genutzt werden. 
 
Weitere Programme, wie die Assistierte Ausbildung und die ausbildungsbegleitenden Hilfen 
unterstützen Förderungsbedürftige und deren Betriebe auf dem Weg zu einem erfolgreichen 
Ausbildungsabschluss. Diese Programme können auch noch gezielter auf die Bedürfnisse von 
Flüchtlingen zugeschnitten werden, wie die Beispiele JuFA und die Integrationslotsen in Baden-
Württemberg zeigen (s. Exkurs). Geflüchtete profitieren von diesen sprachlichen, fachlichen und 
kulturellen Unterstützungsmaßnahmen, da sie eine individuelle Betreuung erhalten, und Unter-
nehmen erhalten die benötigte Begleitung bei ihrem Ausbildungsengagement. In einem Vor-
gängermodell der Assistierten Ausbildung, Modell carpo, lag die Vermittlungsquote nach sechs 
Monaten Betreuung bei 69 Prozent in Ausbildungsverhältnisse und bei 76 Prozent in Beschäfti-
gung insgesamt. Dabei waren 50 Prozent der betreuten Personen junge Menschen mit Migrati-
onshintergrund (Granato u.a., 2016). So ist es empfehlenswert, individuelle Begleitprogramme 
weiterhin zu fördern, flexibler an die Bedürfnisse der Geflüchteten anzupassen und weiter aus-
zubauen. Ein gutes Beispiel für eine gelungene Umsetzung ist das Programm JuFa „Junge 
Flüchtlinge in Ausbildung“ aus Baden-Württemberg (s. folgender Exkurskasten). 
 

Exkurs: Das Programm JuFA „Junge Flüchtlinge in Ausbildung“ in Baden-Württemberg 
 
JuFA richtet sich an anerkannte Flüchtlinge und Geduldete unter 25 Jahren, die das Vorqualifi-
zierungsjahr Arbeit/Beruf zum Erwerb von Deutschkenntnissen (VABO) bereits absolviert ha-
ben. Konzeptionell orientiert es sich an der assistierten Ausbildung, passt aber die Inhalte den 
besonderen Bedürfnissen von Flüchtlingen an. JuFA beinhaltet zunächst eine Vorbereitungs-
phase, während der die Teilnehmenden bei der Berufswahl beraten und auf eine betriebliche 
Ausbildung vorbereitet werden sowie eine intensive sozialpädagogische, sprachliche und psy-
chologische Betreuung erhalten. In der zweiten Phase beginnen die Teilnehmenden dann eine 
begleitete Ausbildung an einem der sieben Standorte: Aalen, Freiburg, Offenburg, Reutlingen, 
Stuttgart, Ludwigsburg und Karlsruhe. An jedem dieser Standorte werden 12 Ausbildungsplät-
ze eingerichtet. Während der Ausbildung stehen den Flüchtlingen bei Fragen im Zusammen-
hang mit der Ausbildung weiterhin sozialpädagogische Ansprechpartner zur Verfügung. Die 
ausbildenden Betriebe können auf eine auf den besonderen Personenkreis zugeschnittene 
Unterstützung zugreifen. Getragen wird Jufa von Landesregierung, ESF und Bundesagentur 
für Arbeit und durchgeführt von den neun für die Standorte zuständigen Agenturen für Arbeit. 
 
Quelle: https://www.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse/pressemitteilung/pid/neues-
foerderprogramm-ermoeglicht-jungen-fluechtlinge-eine-berufsausbildung-1/ 
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Integrationslotsen in Baden-Württemberg 
Viele Unternehmen, die Flüchtlinge einstellen wollen, sehen sich mit zahlreichen Fragen kon-
frontiert: Wo finde ich geeignete Kandidaten? Welche rechtlichen Bestimmungen muss ich be-
achten? Welche Fördermöglichkeiten gibt es? Die Integrationslotsen von Südwestmetall geben 
Hilfestellung bei Fragen zur Ausbildung, Beschäftigung und Qualifizierung von Flüchtlingen und 
begleiten die Unternehmen durch den gesamten Rekrutierungsprozess. Dabei helfen sie bei 
der Vermittlung von Arbeitsplätzen, stellen Informationen zu administrativen und rechtlichen 
Abläufen bereit und unterstützen bei der Qualifizierungsplanung und der Entwicklung einer 
Willkommenskultur am Arbeitsplatz. Mit diesem Angebot soll das Matching zwischen Unter-
nehmen und Flüchtlingen verbessert werden. Darüber hinaus fördern sie die Netzwerkarbeit 
und bilden eine Schnittstelle zu relevanten Experten und Institutionen, insbesondere zu den 
Jobcentern und den Agenturen für Arbeit. 
 
Quelle und weitere Informationen unter: KOFA (2016), http://www.suedwestmetall.de/ 
 

 
 

Exkurs: Initiativen zur Integration von Flüchtlingen in Bayern 
 
Zur Unterstützung der Integration von Flüchtlingen bestehen zahlreiche bundesweite Initiativen 
und Landesprogramme. Bayern verfügt über eine besonders gut ausgebaute Förderinfrastruk-
tur. Dazu gibt es in Bayern die Vereinbarung Integration durch Ausbildung und Arbeit, eine 
gemeinsame Initiative der Bayerischen Staatsregierung mit den Spitzenorganisationen der 
bayerischen Wirtschaft und der Regionaldirektion Bayern der Bundesagentur für Arbeit. Die 
Wirtschaft und die Staatsregierung wollen als Ziel bis Ende 2016 rund 20.000 Flüchtlingen ei-
nen Praktikums-, Ausbildungs- oder Arbeitsplatz anbieten. Bis Ende 2019 sollen 60.000 erfolg-
reiche Arbeitsmarktintegrationen erreicht werden. Die Maßnahmenkette besteht aus sechs 
Bausteinen: 1) Sprachförderung, 2) Kompetenzfeststellung, Zertifizierung und Anerkennung 
von Qualifikationen, 3) Berufsorientierung, 4) Integration durch Ausbildung für Azubis bis 21 
Jahre, 5) Integration durch Ausbildung und Arbeit – Zielgruppe Erwachsene über 21 Jahre, 6) 
Integration durch Ausbildung und Arbeit – Zielgruppe Unternehmen. Regionaldirektion und 
Staatsregierung unterstützen dabei Projekte der Wirtschaft. 
 
IdA 1.000 
Ziel: Asylbewerbern den Einstieg in den Arbeitsmarkt erleichtern  
Beschreibung: Zweiphasiges, branchenübergreifendes Projekt mit einem zweimonatigen 
Sprachkurs und einem darauffolgendem berufsbezogenem Integrationskurs (Bestandteile u.a.: 
Alltagskompetenz, Kompetenzüberprüfung, Praxisphasen im Betrieb). Mittels der im Integrati-
onskurs angebotenen Praktika erhalten die Teilnehmer erste berufliche Einblicke. Während 
des gesamten Programms werden die Teilnehmer von Coaches unterstützt. Insgesamt stehen 
rund 1.200 Teilnehmerplätze in ganz Bayern zur Verfügung.   
Anbieter: vbw – Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e.V. 
 
IdA Sprungbrett into work 
Ziel: Unternehmen und Asylbewerber sollen für ein Praktikum zusammengebracht werden.  
Beschreibung: Unternehmen können auf der Online-Praktikumsplattform www.sprungbrett–
intowork.de Praktikumsplätze einstellen, Asylbewerber können nach Praktikumsplätzen re-
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cherchieren. Die Praktikumsbörse ermöglicht eine branchenweite Suche mit zusätzlichen Fil-
tern nach Berufen, Regionen, Postleitzahl und Umkreissuche. Für Bewerber werden überdies 
Bewerbungshilfen und -trainings, Informationen zur Anerkennung von Abschlüssen und ein 
Wegweiser durch das bayerische Ausbildungssystem bereitgestellt. 
Anbieter: vbw – Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e.V. 
 
IdA BayernTurbo 
Ziel: Vorbereitung auf eine Einstiegsqualifizierung (EQ) oder eine Ausbildung 
Beschreibung: Sechsmonatiges Projekt mit vorgeschaltetem zweimonatigem Sprachkurs. In 
einem zweiten Schritt erfolgen Kompetenzfeststellung, Berufsorientierung, Ausbildungsvorbe-
reitung, Qualifizierung, Praktika und Begleitung. Die insgesamt rund 1.000 Teilnehmer werden 
gezielt auf eine Einstiegsqualifizierung und die betriebliche Ausbildung vorbereitet.  
Anbieter: vbw – Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e.V. 
 
Projekt „Berufliches Übergangsjahr“ für jugendliche Flüchtlinge 
Ziel: Übergang in die duale Ausbildung zu optimieren 
Beschreibung: In dem Modellprojekt werden Konzepte zu den Themenbereichen Spracher-
werb, berufspraktische Erfahrungen und sozialpädagogische Betreuung erprobt mit dem Ziel, 
den Übergang in die duale Ausbildung zu optimieren.  
Entwickelt vom Bayerischen Bildungsministerium und der Regionaldirektion Bayern der Bun-
desagentur für Arbeit; Modellprojekt an vier bayerischen Berufsschulen 
 
Modellprojekt „Kurse zur Alphabetisierung für Asylsuchende“ 
Ziel: Förderung von Alphabetisierungskursen für Asylsuchende und Geduldete.  
Beschreibung: Das StMAS fördert seit Mai 2016 das Modellprojekt „Kurse zur Alphabetisierung 
für Asylsuchende“. Asylsuchende sollen in Bayern die Fähigkeit erlernen, die deutsche Spra-
che zu lesen und zu schreiben. Gerade unter Asylsuchenden befindet sich eine relativ hohe 
Zahl primärer und funktionaler Analphabeten. 
 
FAM (Flüchtlinge, Asylbewerber, Migranten) – Potenziale nutzen 
Ziel: Integration von Flüchtlingen, Asylbewerbern und Migranten in den regionalen Arbeits- und 
Ausbildungsmarkt 
Beschreibung: Rund 50 Teilnehmende werden pro Projektdurchlauf über persönliche Gesprä-
che ausgewählt. Als Auswahlkriterien dienen neben Deutschkenntnissen (mindestens A1), die 
rechtlichen Möglichkeiten für eine Arbeitsgenehmigung und berufliche Vorerfahrungen. Die 
Teilnehmenden durchlaufen zunächst eine Vorqualifizierung (Sprachkurs, interkulturelles Trai-
ning, Bewerbungscoaching) und werden anschließend an regionale Unternehmen in Arbeit 
bzw. Ausbildung vermittelt. 
Anbieter: Wirtschaftsforum der Region Passau e.V.  
 
Quellen: KOFA (2016), SCHULEWIRTSCHAFT (2016), 
http://www.stmas.bayern.de/imperia/md/content/stmas/stmas_internet/asyl/alphaasyl_foerdere
ckpunkte2016.pdf 
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Exkurs: Integration von Geflüchteten in Ausbildungen in Nordrhein-Westfalen 
 
Auch in Nordrhein-Westfalen existiert bereits eine Reihe von Förderangeboten zur Integration 
von Flüchtlingen in die berufliche Bildung. Beispielsweise wird in Kooperation mit der Maß-
nahme „Förderzentrum für Flüchtlinge“ der Bundesagentur für Arbeit für zunächst 500 Flücht-
linge mit Ausbildungspotenzial im Alter von 18 bis 25 Jahren der Zugang in die Ausbildungs-
vorbereitung (Teilzeit) des Berufskollegs ermöglicht. Im Rahmen dieses Programms findet an 
zwei Tagen in der Woche eine Beschulung und an drei Tagen in der Woche eine Teilnahme 
am Förderzentrum statt. Zusätzlich existieren in Nordrhein-Westfalen zahlreiche Initiativen, 
auch von Seiten der Wirtschaft, die auf eine berufliche Integration durch Qualifizierung setzen. 
 
Projekt „Berufliche Qualifizierung von Flüchtlingen mit ergänzender Sprachförderung“ 
Das Projekt „Berufliche Qualifizierung von Flüchtlingen mit ergänzender Sprachförderung“ ist 
ein Gemeinschaftsprojekt des Märkischen Arbeitgeberverbandes, des Jobcenters Märkischer 
Kreis, der Agentur für Arbeit Iserlohn, der Ausbildungsgesellschaft Mittel-Lenne und der Euro-
schulen Märkischer Kreis. Es wird das Ziel verfolgt, 15 junge Flüchtlinge im Alter von 18 bis 25 
Jahren mit Duldung bzw. Bleiberecht und Affinität zum Metall- und Elektrobereich zu qualifizie-
ren und auf eine Einstiegsqualifizierung (EQ), Ausbildung oder die Aufnahme einer Beschäfti-
gung in der heimischen M + E-Industrie vorzubereiten. Zunächst absolvieren die Teilnehmer in 
der verbandseigenen überbetrieblichen Lehrwerkstatt in Iserlohn Letmathe einen 6-wöchigen 
Sprachkurs in berufsbezogenem Deutsch. Daran schließt sich ein 8-wöchiger Grundkurs „Me-
tallbearbeitung“ an. Die berufliche Qualifizierung mündet in ein bis zu 3-monatiges Betriebs-
praktikum und schließt mit einem Zertifikat ab. Der Märkische Arbeitgeberverband übernimmt 
die Einwerbung der Praktikumsplätze. Während der Maßnahme erhalten die Teilnehmer eine 
durchgehende sozialpädagogische Betreuung durch die Euroschulen. 
 
Quellen: KOFA (2016), GIB (2016): http://www.gib.nrw.de/themen/jugend-und-
beruf/uebergangssystem/uebersicht-ueber-zentrale-angebote-zur-integration-in-den-
ausbildungs-und-arbeitsmarkt 
 
Eine Auswahl von weiteren bundes- und landesweiten Projekten und Initiativen, die junge Geflüchte-
te auf ihrem Weg in die Ausbildung begleiten, ist auf www.kofa.de/fluechtlinge zu finden. 

 
 
Mit dem beschlossenen Integrationsgesetz wird der Zugang zu finanzieller Unterstützung er-
heblich beschleunigt. Im Zuge dessen ist auch eine Erweiterung der Berufsausbildungsbeihilfe 
für die Phase der Berufsorientierung und Nachqualifizierung bzw. Anpassungsqualifizierung 
empfehlenswert. Bei Geflüchteten mit bereits bestehenden beruflichen Vorkenntnissen besteht 
ansonsten das Risiko, dass ein direkter Einstieg in Gelegenheitsjobs erfolgt. Eine Qualifizie-
rungsphase würde hingegen zu einem beruflich anerkannten Abschluss verhelfen (Granato 
u.a., 2016). 
 
Insgesamt kann im Jahr 2016 mit einem Bestand von rund 378.000 Flüchtlingen im Alter zwi-
schen 16 bis unter 25 Jahren gerechnet werden (Abbildung 3-2). Die 18- bis unter 25-jährigen 
machen mit einem Anteil von schätzungsweise einem Viertel oder 343.000 Personen die größte 
Altersgruppe unter den Flüchtlingen aus. Zum Vergleich beträgt dieser Anteil bei der inländi-
schen Bevölkerung nur rund 8 Prozent (Tabelle 3-1).  
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Für eine Berechnung des entstehenden Finanzbedarfs ist die Gruppe der Jugendlichen in die 
Gruppe der Schulpflichtigen und in die Gruppe derer, die nicht mehr schulpflichtig sind, zu un-
terteilen. In Anlehnung an Klemm (2016) werden alle Schülerinnen und Schüler der Sekundar-
stufe II den berufsbildenden Schulen zugeordnet. Es wird in den Modellberechnungen eine ho-
he Teilnahmequote angestrebt und angenommen, dass 100 Prozent aller 16- bis unter 18-
jährigen und 25 Prozent aller 18- bis unter 25-jährigen an einer Maßnahme der Berufsvorberei-
tung teilnehmen. Zu den Instrumenten der Berufsvorbereitung werden folgende Maßnahmen 
gezählt: Berufsfachschulen, berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen der BA, Berufsgrundbil-
dungsjahr, Berufsvorbereitungsjahr, Berufseinstiegsjahr, Berufsgrundschuljahr, Einstiegsqualifi-
zierung. Neue Maßnahmen, die sich speziell für Flüchtlinge eignen, sind Perspektiven für 
Flüchtlinge, Perspektiven für junge Flüchtlinge und Perspektiven für junge Flüchtlinge im Hand-
werk (KOFA, 2016). Direkt eine Ausbildung werden in der vorliegenden Modellbetrachtung 
10 Prozent des Bestandes aller 18- bis unter 25-jährigen absolvieren, davon 80 Prozent im dua-
len System und 20 Prozent im Schulberufssystem. Auch diese Annahme geht von einem opti-
mistischen Szenario aus und soll abschätzen, welche Kosten für die öffentliche Hand bestehen, 
wenn es gelingen sollte, eine hohe Anzahl der Flüchtlinge in die Berufsbildung zu integrieren. 
Da Flüchtlinge eine hohe Zeitpräferenz haben, ist davon auszugehen, dass ein Teil versucht, 
direkt in den Arbeitsmarkt einzusteigen. Bisherige Umfragen haben ergeben, dass die Erwerbs-
tätigenquote von zugewanderten Frauen kulturell bedingt niedrig ist (Rich, 2016). Da unter den 
Männern der direkte Arbeitseinstieg hoch präferiert wird, wird zusammengefasst angenommen, 
dass 60 Prozent aller Flüchtlinge im Alter von 18 bis unter 25 Jahren nicht in das vom Land fi-
nanzierte Bildungssystem einmünden werden. Für ausbildungsvorbereitende Maßnahmen wird 
eine Schüler/Lehrer Relation von 9,1 angenommen.7 Die Stellenausgaben werden mit 70.000 
Euro je Stelle veranschlagt. Darüber hinaus wird je 40 Schüler ein Integrationsbegleiter einge-
setzt. Die Kosten pro Stelle belaufen sich auf 50.000 Euro. Der laufende Sachaufwand beträgt 
800 Euro je Schüler. Unter diesen Annahmen ergeben sich für den geschätzten Bestand an 
Flüchtlingen Ende 2016 Kosten in Höhe von 1.184 Millionen Euro im Bereich der Ausbildungs-
vorbereitung, 111 Millionen Euro an öffentlichen Bildungsausgaben für das duale System und 
51 Millionen Euro für das Schulberufssystem (Tabelle 3-14). Der Aufwand der Unternehmen 
wird an dieser Stelle nicht berechnet, liegt aber beim dualen Ausbildungssystem oberhalb der 
Ausgaben der öffentlichen Hand. Vergleichbare Ergebnisse je Schüler erhält auch die Autoren-
gruppe Bildungsberichterstattung (2016). Allerdings sind die geschätzten Gesamtkosten der 
öffentlichen Hand deutlich höher, da neben höheren Flüchtlingszahlen auch größere Teilnah-
mequoten in allen drei Bereichen zu Grunde gelegt werden. Aus den oben genannten Gründen 
scheint es allerdings plausibel, von niedrigeren Teilnahmequoten auszugehen. 
 
 
 
 

                                                
7 Diese und folgende Annahmen zur Schüler/Lehrer Relation, den Stellenausgaben, Integrationsbeglei-

tern und laufendem Sachaufwand sind der Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2016) entnom-
men. 
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Tabelle 3-14: Ausgabenschätzung der öffentlichen Hand in 2017 für 
Ausbildungsvorbereitung und Ausbildung für den geschätzten Bestand an Geflüchteten 
Ende 2016 

  geschätzte Teilnehmerzahl Gesamtausgaben 
Gesamtausgaben je 
Schüler 

Ausbildungsvorbereitung 121.000 1.184 Mio. Euro 9.745 Euro 

Duales System 27.000 111 Mio. Euro 4.050 Euro 
Schulberufssystem 7.000 51 Mio. Euro 7.443 Euro 

Quelle: Eigene Berechnungen 

 
 

3.7 Übergang zur Hochschule verbessern 

Nach bisherigen Erhebungen (Rich, 2016) gaben mehr als ein Drittel aller Asylbewerber 
(38,2 Prozent) an, ein Gymnasium oder eine Hochschule besucht zu haben. Damit kann für 
junge Flüchtlinge die hochschulische Bildung ein zentraler Bestandteil für eine erfolgreiche In-
tegration werden (Aktionsrat Bildung, 2016; KMK, 2015b). 
 
Grundsätzlich steht Geflüchteten der Zugang zu den deutschen Hochschulen offen, für interna-
tionale Studierende gelten die gleichen Zulassungsvoraussetzungen wie für inländische Studi-
enbewerber (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2016). Oft mangelt es vielen aber an 
Zeugnissen und Dokumenten, die einen Hochschulzugang ermöglichen, oder ausreichende 
Deutschkenntnisse, in der Regel zwischen dem Niveau B2 und C1 (KMK, 2016), sind noch 
nicht vorhanden. Aus einer Befragung der Lawaetz-Stiftung von 19.570 Personen, die im Rah-
men der zweiten Förderrunde des ESF-Bundesprogramms bis Ende 2012 erreicht werden 
konnten, geht hervor, dass nur für etwa ein Viertel der teilnehmenden Befragten mit Studiener-
fahrung entsprechende Hochschulzeugnisse im Original oder in Kopie vorlagen (Mirbach u.a., 
2014). Mit dem Beschluss der Kultusministerkonferenz am 03.12.2015 wurde für die Fälle, in 
denen Nachweisdokumente fehlen, ein erleichtertes Nachweisverfahren für Flüchtlinge initiiert 
(KMK, 2015c). Demnach werden in Schritt eins die persönlichen Voraussetzungen anhand asyl- 
und aufenthaltsrechtlicher Eigenschaften erfasst. Darauf baut eine Plausibilisierung der Bil-
dungsbiografie auf. Abschließend erfolgt ein Prüfungs- und Feststellungsverfahren, welches 
konkret von den Ländern ausgestaltet werden kann (KMK, 2015c). 
In vielen Bundesländern werden Geflüchtete auf den Studienstart vorbereitet und im Verlauf 
des Studiums unterschiedlich unterstützt. In folgender Exkursbox werden exemplarisch einige 
Maßnahmen in Niedersachsen dargestellt. 
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Exkurs: Geflüchtete an den Hochschulen in Niedersachsen  
 
Wege ins Studium über Studienkollegs 
In Niedersachsen haben Personen, die fluchtbedingt keine Zeugnisse vorweisen können, die 
Möglichkeit, über ein Studienkolleg die Zugangsberechtigung für einen gewählten Studiengang 
zu erhalten. Nach erfolgreichem Bestehen des Aufnahmetests und einer Feststellungsprüfung 
erhalten Sie die Erlaubnis, an jeder deutschen Hochschule ein Fachstudium beginnen zu kön-
nen. 
 
Quelle: 
http://www.mwk.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=36646&article_id=134615&_p
smand=19 
Weitere Informationen sind beispielsweise zu finden unter: http://www.stk.uni-hannover.de/  
 
Pilotprojekt zur Erwachsenenbildung 
Vom 1. Juli 2015 bis zum 31. Dezember 2016 laufen fünf neue Pilotprojekte in ausgewählten 
Regionen Niedersachsens, in denen Flüchtlinge durch Vorbereitungs- und Sprachkursen auf 
ein Hochschulstudium oder auf die Aufnahme einer Berufsausbildung bzw. Anpassungsqualifi-
zierung vorbereitet werden. Der Fokus liegt bei diesen Kursen in der Vermittlung von allgemei-
nen und fach- und wissenschaftlichen Sprachkenntnissen. Teilnehmen dürfen alle Flüchtlinge 
ab dem 18. Lebensjahr, die grundsätzlich an der Aufnahme eines Studiums in Niedersachsen 
interessiert sind. Über die Sprachkurse hinaus werden die Teilnehmer auch durch individuelle 
Bildungsberatung unterstützt. 
 
Quelle und weitere Informationen: 
http://www.mwk.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=36647&article_id=134614&_p
smand=19  

 
Sind die entsprechenden Dokumente vorhanden, obliegt die Anerkennung den jeweiligen 
Hochschulen. Dementsprechend kann sich die Hochschulzulassung für Flüchtlinge in den ein-
zelnen Bundesländern unterscheiden (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2016; Borg-
wardt u.a., 2015, Aktionsrat Bildung, 2016). Für zulassungsbeschränkte Studiengänge regeln 
sogenannte Vorabquoten die Aufnahme von Studienbewerbern aus Drittstaaten. Diese Quote 
liegt in den meisten Bundesländern bei 5 Prozent. Geflüchtete können bei Erfüllung der Zu-
gangsvoraussetzungen über diese Quotenregelung einen Studienplatz erhalten. Diese Quoten 
wurden in der Vergangenheit häufig nicht ausgeschöpft (Deutscher Bundestag, 2016). In Bran-
denburg werden Flüchtlinge bei dieser Regelung privilegiert behandelt. In der amtlichen Hoch-
schulstatistik werden Flüchtlinge nicht erfasst, deshalb wird im Folgenden auf Daten zu Studie-
renden aus Flüchtlingsherkunftsländern zurückgegriffen. Aktuelle Ergebnisse zeigen, dass Per-
sonen aus den wichtigsten Flüchtlingsherkunftsländern häufiger eine hochschulische Ausbil-
dung begonnen haben, als eine berufliche Ausbildung. Die Zahl der Studierenden aus den vier 
wichtigsten Ländern lag im Wintersemester 2014/2015 bei 5.350, die Zahl der Neuanfänger im 
ersten Hochschulsemester bei 1.000 (Abbildung 3-12). Genau wie bei den vier Herkunftslän-
dern ist bei beiden Indikatoren auch bei den acht Herkunftsländern eine Zunahme zu verzeich-
nen. Dabei ist der Anteil der Syrer mit etwa der Hälfte an den vier Zugangsländern hoch. 
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Abbildung 3-12: Studierende aus Flüchtlingsherkunftsländern 

Werte zum jeweiligen Wintersemester 

  
Quelle: Statistisches Bundesamt, 2014a, 2015f 

 
Setzt sich die gegenwärtige Entwicklung weiter fort, wird die Zahl der ausländischen Studieren-
den weiter deutlich zunehmen (Aktionsrat Bildung, 2016). Vor diesem Hintergrund ist es wichtig, 
eine neue Internationalisierungsstrategie für die Hochschulen zu entwickeln und zu finanzieren. 
Ein Ausbau der Module zur Qualifizierung von Sprachlehrern, beispielsweise „Deutsch als 
Fremdsprache“ und „Deutsch als Zweitsprache“, ist dringend notwendig. Weiterhin sollten Stu-
dienkollegs erweitert werden. In Bayern besteht für Zugewanderte, die nach der Einstufung der 
nationalen Bildungsabschlüsse keinen direkten Hochschulzugang erreicht haben, die Möglich-
keit, nach erfolgreichem Bestehen der Feststellungsprüfung, an einem Studienkolleg ein fach-
gebundenes Studium aufzunehmen (Borgwardt u.a., 2015). Ein Ausbau der offenen Online-
Kurse (MOOC) empfiehlt sich, um einen schnellen, kostengünstigen und vor allem unterjährigen 
Einstieg für die geflüchteten Personen in die Bildungsmaßnahmen zu schaffen. Hier kann das 
deutschlandweite Angebot in Kooperation mit den Universitäten noch erweitert werden. Das 
Anerkennungsverfahren von ausländischen Bildungsabschlüssen kann unter Umständen sehr 
zeitaufwendig sein. Deshalb empfiehlt es sich, an den Hochschulen direkte Studierfähigkeits-
tests durchzuführen, um neben den fachlichen Voraussetzungen auch die Studierfähigkeit zu 
prüfen (Aktionsrat Bildung, 2016). Auch der Wissenschaftsrat betont in seinen aktuell veröffent-
lichten „Empfehlungen zur Gewinnung, Integration und Qualifizierung internationaler Studieren-
der“ (Wissenschaftsrat, 2016) die Notwendigkeit von Sprachkursen, favorisiert die individuelle 
Überprüfung der Studierfähigkeit und verweist auf den Nutzen von Online-Angeboten und regt 
einen gleitenden Übergang ins Studium als Gasthörer an mit der Berechtigung, einzelne Modu-
le studieren zu dürfen. Um Flüchtlinge den Einstieg in die hochschulische Ausbildung zu er-
leichtern, sind besondere Maßnahmen sinnvoll, wie sie von BMBF und DAAD gefördert werden 
(s. Exkurs). 
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Exkurs: Maßnahmenpaket von BMBF und DAAD zur besseren Integration von Flüchtlin-
gen an den Hochschulen 
 
Baustein 1: Kompetenzfeststellung (TestAS, uni-assist und onSET für Flüchtlinge) 
Ausbau der zielgerichteten Erstberatung, des Einsatzes diagnostischer Testverfahren und der 
Prüfung der Bildungsnachweise, um zu ermitteln, ob Flüchtlinge zu einem Studium befähigt 
sind und welche Unterstützungsbedarfe bestehen. 
 
Baustein 2: Sicherstellung der Studierfähigkeit durch fachliche und sprachliche Vorbereitung 
(Förderprogramm Integra -"Integration von Flüchtlingen ins Fachstudium") 
Finanzierung von rund 2.400 zusätzlichen Plätzen an den Studienkollegs durch den Bund. 
 
Baustein 3: Unterstützung der Integration an den Hochschulen (Förderprogramm: "Welcome – 
Studierende engagieren sich für Flüchtlinge") 
Förderung von ehrenamtlichen Engagements von Studierenden für Flüchtlinge z.B. im Rahmen 
von Buddy- und Mentorenprogrammen 
 
Quelle: https://www.daad.de/der-daad/fluechtlinge/infos/de/43153-fluechtlinge-an-deutschen-
hochschulen-so-engagiert-sich-der-daad/  
 

 
Für jeden Studierenden werden jährliche Kosten in Höhe von 7.900 Euro für Lehre und zusätz-
liche Dienstleistungen (z.B. Studierendenwerke) veranschlagt (Statistisches Bundesamt, 
2015e). Unter der Annahme, dass 5 Prozent der Geflüchteten studieren, fallen im Jahr 2017 
Kosten in Höhe von 133 Millionen Euro an (Tabelle 3-15). Würde bei den Ausgaben je Studie-
renden auch die Forschung berücksichtigt, würden die Ausgaben auf 13.500 Euro je Studieren-
den und die Gesamtsumme auf knapp 230 Millionen Euro steigen. 
 
Tabelle 3-15: Ausgabenschätzung im Hochschulbereich für den geschätzten Bestand an 
Geflüchteten Ende 2016 

 Schätzung 

Anzahl Studenten  17.000 

Ausgaben für Hochschulen je Studierenden Lehre 
2012 

7.900 Euro 

Gesamtsumme 2017 133 Millionen Euro 

Quelle: Statistisches Bundesamt, 2015b 

 

3.8 Regionale Verteilung anpassen 

Asylbewerber werden nach dem Königsteiner Schlüssel auf die Bundesländer verteilt. Maßgeb-
lich dafür sind zu zwei Dritteln das Steueraufkommen und zu einem Drittel die Bevölkerungs-
zahl (GWK, 2016). Im Verlauf des Asylverfahrens dürfen Flüchtlinge ihren Wohnort nicht frei 
wählen und sind in ihrer Mobilität eingeschränkt. Wird der Asylantrag positiv beschieden, erhal-
ten sie einen humanitären Aufenthaltstitel und dürfen nach derzeitigem Rechtsstand, also so-
lange die Wohnsitzauflage noch nicht umgesetzt ist, frei wandern. Bei einem negativen Be-
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schluss müssen die Personen entweder direkt ausreisen oder die Abschiebung kann aus „völ-
kerrechtlichen oder humanitären Gründen oder zur Wahrung politischer Interessen der Bundes-
republik Deutschland“ für erstmal sechs Monate ausgesetzt werden (§ 60a Abs. 1 AufenthG). 
Für Letztere ist die Aufenthaltsgestattung nicht mehr gültig und sie erhalten einen Aufenthalts-
status als Geduldete. Nach Ablauf der sechs Monate gibt es die Möglichkeit einer Ketten-
Duldung, sodass die Abschiebung jeweils wieder für weitere sechs Monate ausgesetzt wird. Für 
Geduldete ist ein Wohnortwechsel deutlich schwieriger als für anerkannte Flüchtlinge. 
 
Bisherige Daten haben gezeigt, dass Geflüchtete nach Anerkennung ihres Flüchtlingsstatus oft 
in migrantisch geprägte Großstädte ziehen (Geis/Orth, 2016b). Da sie im Falle der Arbeitslosig-
keit Transferleistungen beziehen können, wandern sie nicht in erster Linie in die Regionen mit 
guter Ausbildungs- und Arbeitsmarktperspektive, sondern vielmehr in die Städte, in denen 
schon Familienangehörige oder Freunde desselben Herkunftslandes leben (Geis/Orth, 2016a). 
 
Abbildung 3-13: Arbeitssuchende aus vier Asylherkunftsländern je 10.000 Einwohner 

Stand: Dezember 2014 und Mai 2016, Bevölkerung zum 31.12.2014 

 
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, 2016a, Statistisches Bundesamt, 2016b 

 
Daten zur regionalen Verteilung von Geflüchteten aus dem Ausländerzentralregister liegen der-
zeit nur zum Stand 31.12.2014 vor. Einen weitaus aktuelleren Einblick bietet hingegen die Er-
hebung der Bundesagentur für Arbeit zu den arbeitssuchenden Personen (Statistik der Bunde-
sagentur für Arbeit, 2016a,b). Als Arbeitsuchende sind alle Personen erfasst, die eine versiche-
rungspflichtige, mindestens 15 Stunden wöchentlich umfassende Beschäftigung suchen und 
sich wegen der Arbeitsvermittlung bei einer Agentur für Arbeit oder einem Jobcenter gemeldet 
haben. Arbeitssuchende können arbeitslos sein oder sich noch in einem Beschäftigungsver-
hältnis (nichtarbeitslose Arbeitssuchende) befinden (Statistik der Bundesagentur für Arbeit, 
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2016a). Regional differenzierte Ergebnisse werden für die Personen aus den vier Asylzugangs-
ländern Afghanistan, Eritrea, Irak und Syrien ausgewiesen.  
 
Im Mai 2016 leben in Deutschland insgesamt 32 als arbeitssuchend gemeldete Personen aus 
den 4 Asylherkunftsländern je 10.000 Einwohner (Abbildung 3-13). Im Dezember 2014 lag die-
ser Anteil noch bei zehn Personen. In allen Bundesländern ist dieser Wert zwischen Dezember 
2014 und Mai 2016 erheblich angestiegen. Die höchsten Werte im Mai 2016 verzeichnen das 
Saarland (81 Personen je 10.000 Einwohner), Bremen (74) und Hamburg (57). Die niedrigsten 
Anteile sind in Baden-Württemberg (23), Sachsen (23) und Thüringen (25) zu finden. Im Ver-
gleich zu Dezember 2014 sind die Differenzen zwischen den einzelnen Bundesländern im Mai 
2016 deutlich höher. 
 
Eine Betrachtung der Veränderungsraten auf Kreisebene offenbart, dass nicht nur Großstädte 
erhebliche Zuwachsraten aufweisen. Nach wie vor liegt aber die stärkste Konzentration der ar-
beitssuchenden Personen aus den vier Asylherkunftsländern in den Großstädten vor. Eine Be-
trachtung der Veränderungsraten zwischen Dezember 2014 und Mai 2016 in städtischen und 
ländlichen Gebieten offenbart, dass eine Zunahme von arbeitssuchenden Personen aus den 
vier Asylherkunftsländern auch in ostdeutschen ländlichen Regionen erfolgt ist. Ausgehend von 
einem niedrigen Bestand an arbeitssuchenden Geflüchteten liegen die höchsten Veränderungs-
raten von über 700 Prozent in den ländlich geprägten Kreisen in Thüringen, NRW, Sachsen, 
Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg vor (deutschlandweite Zunahme: 235 Prozent). 
Unterdurchschnittliche Zuwächse finden sich ausnahmslos in den städtischen westdeutschen 
Kreisen Hessens, Hamburgs, Bayerns, Niedersachsens, Schleswig-Holsteins, Berlins, Nord-
rhein-Westfalens und in Rheinland-Pfalz. In diesen Regionen waren im Dezember 2014 auch 
schon viele Personen aus Asylherkunftsländern wohnhaft. 
 
Die aktuelle Statistik der Bundesagentur für Arbeit für Juni 2016 zeigt, dass der Anteil der 
Flüchtlinge an allen Arbeitsuchenden bei 6,2 Prozent liegt (Statistik der Bundesagentur für Ar-
beit, 2016g). Bei den Personen aus den vier Flüchtlingsherkunftsländern ist der Anteil der Ge-
flüchteten erwartungsgemäß hoch. Für Arbeitssuchende aus dem Irak liegt dieser Wert bei über 
50 Prozent, für Personen aus Afghanistan bei 70 Prozent, für die Herkunftsländer Eritrea und 
Syrien bei jeweils über 80 Prozent (Bundeagentur für Arbeit, 2016g, eigene Berechnungen). Da 
aktuell noch keine Rückrechnungen für Vergangenheitswerte vorliegen, ist das in den vorheri-
gen Absätzen beschriebene Vorgehen, für ältere Daten und die Veränderung der regionalen 
Verteilung der Flüchtlinge die Staatsangehörigkeit zu verwenden, eine gute Lösung.  
 
Die folgende Karte zeigt die regionale Verteilung der arbeitssuchenden Flüchtlinge auf Kreis-
ebene für Juni 2016 (Abbildung 3-14). Hohe Anteile gemessen an der Wohnbevölkerung insge-
samt sind im Saarland, in Hessen, Nordrhein-Westfalen, Mecklenburg-Vorpommern und Teilen 
Niedersachsens zu finden. In einigen Regionen in Nordbayern, Rheinland-Pfalz, Thüringen und 
Sachsen leben weniger arbeitssuchende Flüchtlinge je 10.000 Einwohnern.  
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Abbildung 3-14: Arbeitssuchende Flüchtlinge je 10.000 Einwohner auf Kreisebene, Stand 
Juni 2016 

 
Quelle: Statistik der BA und Statistisches Bundesamt, 2016b, eigene Darstellung 
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Für eine gelingende Integration ist es wichtig, dass sich Geflüchtete in den Regionen niederlas-
sen, in denen sich gute Integrationsperspektiven bieten. So ist es vorteilhaft, wenn es im nähe-
ren Umfeld ein ausreichendes Angebot an Sprachkursen gibt, genügend Wohnraum zur Verfü-
gung steht, qualifizierte Bildungsangebote vorhanden sind und die Integration in den Arbeits-
markt leicht gelingt. Bei Betrachtung der Integrationsperspektiven in die Bildungssysteme sind 
die Bereiche frühkindliche Bildung, schulische Bildung, betriebliche Ausbildung und hochschuli-
sche Ausbildung zu beachten. Im Bereich der frühkindlichen Bildung hat Nordrhein-Westfalen 
bei der Ausstattung mit Kinderbetreuungsplätzen noch Nachholbedarf, die ostdeutschen Bun-
desländer müssen bei den Betreuungsschlüsseln nachbessern, damit eine qualifizierte Betreu-
ung von Flüchtlingskindern gewährleistet werden kann. Zur Integration in das schulische Bil-
dungssystem sollte bei der regionalen Verteilung von Flüchtlingen darauf geachtet werden, wo 
die meisten Kapazitäten vorhanden sind, damit heterogene Lerngruppen gebildet werden kön-
nen (Aktionsrat Bildung, 2016). Hinsichtlich der Altersstruktur des Lehrpersonals sind die Län-
der Bayern, Baden-Württemberg und Hessen bereits gut aufgestellt. Ungünstig fällt diese Rela-
tion von jungen zu älteren Lehrern hingegen in Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern und 
Thüringen aus. Ein weiterer Faktor ist die bestehende Klassengröße. Diese ist in NRW bereits 
verhältnismäßig hoch, besonders gering ist sie in Sachsen-Anhalt oder Thüringen. Für eine ge-
lingende Integration in das berufliche Bildungssystem ist es für die hohe Anzahl an jungen Ge-
flüchteten aussichtsreich, wenn sie in Regionen leben, in denen es viele offene Ausbildungs-
stellen gegenüber einer niedrigen Anzahl an unversorgten Bewerbern gibt.  
 
Eine Ballung von Flüchtlingen im beruflichen Bildungssystem in Regionen mit geringeren Per-
spektiven führt zu höheren Aufwendungen für Berufsvorbereitungs- und Übergangsmaßnahmen 
in den entsprechenden Ländern (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2016). Die Situation 
auf dem Ausbildungsmarkt und die anschließenden Einstiegsperspektiven in die Erwerbstätig-
keit unterscheiden sich regional deutlich. Ostdeutsche Ausbildungsabsolventen weisen eine um 
etwa 10 Prozentpunkte niedrigere Erwerbstätigenquote direkt nach dem Ausbildungsabschluss 
auf als westdeutsche. Darüber hinaus ist ihre um 50 Prozent höhere Übergangsarbeitslosig-
keitsquote nach zwei Jahren immer noch nicht so weit abgebaut wie im Westen (Autorengruppe 
Bildungsberichterstattung, 2016, S. 117). Die folgende Abbildung 3-15 zeigt die regionale Ver-
teilung der unbesetzten Lehrstellen je 10.000 Einwohner im September 2015.  
 
In den Kreisen Bayerns, Baden-Württembergs und in Teilen von Thüringen und Mecklenburg-
Vorpommern stellt sich die Situation für Geflüchtete nach diesem Kriterium am besten dar: hier 
gibt es besonders viele unbesetzte Ausbildungsstellen je 10.000 Einwohner. Daraus lässt sich 
ableiten, dass es für Geflüchtete derzeit regional unterschiedlich schwierig sein dürfte, einen 
Ausbildungsplatz zu finden. Da ein besonders hoher Teil der Asylbewerber im ausbildungsrele-
vanten Alter ist und diese von ihrem Qualifikationsniveau ausgehend eher für einen Einstieg in 
die Ausbildung in Frage kommen, sollte ein Verteilungsmechanismus unbedingt auch die Situa-
tion auf dem Ausbildungsstellenmarkt mit einbeziehen. Dies ist vor allem für die Verteilung der 
Flüchtlinge innerhalb der Bundesländer relevant. Hochschulische Bildung ist im Gegensatz zu 
den weiteren Bildungsstufen nicht flächendeckend möglich. Allerdings kommen nur wenige Ge-
flüchtete für einen direkten Einstieg in die hochschulische Bildung in Frage. Eine Berücksichti-
gung der Kapazitäten an den Hochschulen ist vor diesem Hintergrund nicht unbedingt erforder-
lich. 
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Abbildung 3-15: Offene Ausbildungsstellen je 10.000 Einwohner 

Ausbildungsjahr 2014/2015, Stand: September 2015 

 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit, 2016c, Statistisches Bundesamt, 2016b 
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Bereits bei einem Vergleich der beiden Karten zur räumlichen Verteilung von arbeitssuchenden 
Personen und offenen Ausbildungsstellen je 10.000 Einwohnern wird deutlich, dass sich die 
Geflüchteten nicht auf die Regionen verteilen, in denen viele offene Ausbildungsstellen vorlie-
gen. Eine paarweise Korrelationsanalyse, die den Zusammenhang zwischen der räumlichen 
Verteilung von arbeitssuchenden Flüchtlingen und offenen Ausbildungsstellen relativ zur Bevöl-
kerung misst, stützt dieses Ergebnis. Der Korrelationskoeffizient ist sogar negativ. Eine Betrach-
tung der Ergebnisse der regionalen Verteilung legt also offen, dass arbeitssuchende Flüchtlin-
ge, also die Gruppe, der die Arbeitsmarktintegration noch nicht zufriedenstellend gelungen ist, 
sich nicht auf die Regionen verteilen, in denen die Perspektiven für sie aussichtsreich sind. 
 
Mit dem beschlossenen Integrationsgesetz ist eine Wohnsitzauflage für Flüchtlinge möglich, die 
mit einem Zuzugsverbot für Ballungsräume kombiniert werden kann. Vorrangiges Ziel einer sol-
chen Auflage ist es, die Flüchtlinge in die Regionen mit guten Integrationsperspektiven zu ver-
teilen und eine Bildung von ethnisch segregierten Gebieten zu vermeiden. Bei der Erstvertei-
lung nach dem Königsteiner Schlüssel werden diese Faktoren nicht berücksichtigt und einzelne 
Kommunen sind mit der Erstaufnahme und Versorgung von Flüchtlingen überlastet. Wohnsitz-
auflagen sind nicht unkritisch, da sich eine Mobilitätseinschränkung negativ auf die Chancen 
auswirken kann, eine Arbeitsstelle zu finden. Deswegen ist es gut, dass die Auflage so gestaltet 
wird, dass Flüchtlinge die Möglichkeit haben, umzuziehen, wenn sie in einer anderen Region 
einen Arbeitsplatz oder eine Ausbildungsstelle finden. Lock-In-Effekte in bestimmten Regionen 
mit geringen Integrationsperspektiven und damit entstehende höhere finanzielle Belastungen 
für diese Kommunen können damit vermieden werden.  
 
Viele junge Flüchtlinge haben ihren Bildungsweg im Verlaufe ihrer Flucht nicht fortsetzen kön-
nen. Darüber hinaus besteht noch ein hoher Anteil von Personen ohne grundlegende Schulbil-
dung. Für diese Personen ist es wichtig, dass sie in Deutschland ihren Bildungsverlauf konse-
quent und ohne weitere Umbrüche fortsetzen können. Eine Wohnsitzauflage kann hier einen 
erheblichen Beitrag liefern, da sie verhindert, dass weniger in Deutschland begonnene Bil-
dungsketten umzugsbedingt unterbrochen werden. Ein weiterer Aspekt, der für eine Wohn-
sitzauflage spricht, ist eine Unterstützung der Planbarkeit der Integrationsangebote in den 
Kommunen. 
 

3.9 Fazit 

Zur Bildungsintegration von Flüchtlingen sind verschiedene Maßnahmenbündel notwendig: 
− Qualifikationsbasis der Geflüchteten verbessern. Viele Flüchtlinge kommen mit einem 

sehr niedrigen Qualifikationsniveau nach Deutschland. So liegt der Anteil der erwachse-
nen Flüchtlinge mit höchstens einer Grundschulbildung je nach Erhebung bei rund einem 
Viertel. Neben fehlenden Deutschkenntnissen weisen diese Personen auch große Lücken 
bei weiteren arbeitsmarktrelevanten Grundfähigkeiten, etwa im mathematischen Bereich, 
auf. Um diesen Personen eine erfolgreiche Teilhabe am Arbeitsmarkt zu ermöglichen, 
sind gezielte Maßnahmen zur Alphabetisierung und (arbeitsplatzbezogenen) Grundbil-
dung notwendig. Haben die Flüchtlinge ein entsprechendes Bildungs- und Sprachniveau 
erreicht, benötigen sie Zugang zu weiteren Qualifizierungsmaßnahmen, etwa im Bereich 
der betrieblichen Ausbildung. 

− Arbeitsmarktzugang für Geflüchtete erleichtern. Die Flüchtlinge kommen zunehmend am 
deutschen Arbeitsmarkt an. So ist die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung von 
Personen aus den vier Hauptherkunftsländern Syrien, Irak, Afghanistan und Eritrea von 
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rund 35.000 im Januar 2014 auf gut 53.000 im März 2016 gestiegen. Dabei sind diese al-
lerdings zu großen Teilen in Helferberufen tätig und die Arbeitslosigkeit von Personen aus 
den vier Herkunftsländern nahm im gleichen Zeitraum noch deutlich stärker zu. Dass sich 
viele Flüchtlinge sehr schwer tun, eine passende Arbeitsstelle zu finden, liegt aus Unter-
nehmenssicht zu großen Teilen an fehlenden Deutschkenntnissen und einem unzu-
reichenden Qualifikation. Auch mit Blick auf den Arbeitsmarktzugang ist also ein früher 
Zugang zu passenden Sprachkurs- und weiteren Qualifikationsangeboten von entschei-
dender Bedeutung. Darüber hinaus wirken allerdings auch aufenthaltsrechtliche Restrikti-
onen für Asylbewerber und Geduldete hemmend. Vor diesem Hintergrund ist die mit In-
tegrationsgesetz beschlossene Aussetzung der Vorrangprüfung in Bezirken mit günstiger 
Arbeitsmarktlage sehr zu begrüßen, sollte aber unbedingt auf das ganze Land ausge-
dehnt werden. Zudem sollten die Asylverfahren beschleunigt werden, um möglichst 
schnell Planungssicherheit für den Flüchtling und das einstellende Unternehmen zu schaf-
fen. Hierbei stellt das Ankunftszentrum Lebach, in dem durch die Zusammenarbeit vom 
Landesverwaltungsamt Saarland und dem BAMF neben einer schnellen Bearbeitung der 
Asylanträge im Anschluss auch eine persönliche Arbeitsmarktberatung angeboten wird, 
ein gelungenes Beispiel dar.  

− Durchlässigkeit im Bildungssystem erhöhen. Für ein langfristiges Gelingen der Integration 
der Flüchtlinge ist es nicht nur wichtig, dass der Weg in den deutschen Arbeitsmarkt ge-
lingt, sondern auch, dass die Flüchtlingskinder ihre Potenziale im Bildungssystem voll 
ausschöpfen können. Daher kommt auch der Durchlässigkeit des Bildungssystems ent-
scheidende Bedeutung zu. Diese hat sich in den letzten Jahren deutlich verbessert. So ist 
der Einfluss der sozialen Herkunft auf die Bildungsergebnisse geringer geworden und der 
Effekt des Migrationshintergrundes auf die Kompetenzen der Kinder hat abgenommen. 
Dennoch bleibt in allen Bereichen des Bildungssystem, von der frühkindlichen Bildung 
über die Schulen bis hin zur betrieblichen und hochschulischen Ausbildung, viel zu tun, 
um die Herausforderung der Bildungsintegration von Flüchtlingen zu meistern. 

− Frühkindliche Bildung stärken. Der Besuch einer Kindertageseinrichtung wirkt sich sehr 
positiv auf die spätere Schullaufbahn von Kindern aus, insbesondere wenn diese aus bil-
dungsfernen und nicht deutschsprachigen Familien stammen. Daher sollten möglichst alle 
Flüchtlingskinder im entsprechenden Alter eine Kita und einen Kindergarten besuchen.  
Hierfür werden im Jahr 2017 rund 98.500 Plätze in Kindertageseinrichtungen zusätzlich 
benötigt. Dabei muss darauf geachtet werden, dass die Flüchtlingskinder so auf die Grup-
pen verteilt werden, dass es nicht zu viele Kinder mit Migrationshintergrund in einer Grup-
pe werden und Deutsch Umgangssprache unter den Kindern bleibt. Auch sollten die Er-
zieher mittels gezielter Fortbildungsangebote (Deutsch als Fremd- / Zweitsprache) auf 
den Umgang mit Kindern aus anderen Kulturkreisen vorbereitet werden. Wie Kitas bei der 
Integration von Flüchtlingskindern unterstützt werden können, zeigt das Programm der 
Willkommenskitas in Sachsen und Sachsen-Anhalt, bei dem ausgewählten Kitas fachliche 
Unterstützung in Form von Coaching, Netzwerken und bedarfsorientierter Fortbildung er-
halten. 

− Förderbedingungen in der Schule verbessern. Die Erwerbs- und Karriereperspektiven 
junger Flüchtlinge hängen maßgeblich von ihrem Erfolg im deutschen Schulsystem ab. 
Daher entscheidet es sich letztlich auch zu wesentlichen Teilen in den Schulen, wie gut 
die Integration langfristig gelingt. Da die meisten Flüchtlingskinder ohne oder mit nur sehr 
geringen Deutschkenntnissen nach Deutschland kommen, ist in der Regel zunächst eine 
intensive Vorbereitung auf den Schulalltag in Deutschland notwendig, bevor sie dem regu-
lären Unterricht folgen können. Ziel sollte es allerdings sein, die Flüchtlingskinder mög-
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lichst schnell in die Regelklassen zu integrieren. Einen guten Ansatz hierfür stellt das 
Hamburger Modell zur Integration von Flüchtlingskindern in die Schulen dar. Dabei ist 
wichtig, dass die Lehrer durch gezielte Qualifizierungen in Deutsch als Fremdsprache und 
Deutsch als Zweitsprache auf den Umgang mit nicht deutschsprachigen Schülern vorbe-
reitet werden. Zudem sollte die Schulpflicht für geflüchtete Kinder und Jugendliche in allen 
Bundesländern möglichst zeitnah nach ihrer Ankunft in Deutschland einsetzen und bis 
zum 21. Lebensjahr ausgebaut werden. Dabei sollten die Flüchtlingskinder soweit möglich 
Zugang zu Ganztagsbetreuungsangeboten haben. Bestehende Unterschiede im instituti-
onellen Rahmen für die Integration der Flüchtlinge in die Schulen zwischen den Bundes-
ländern und Regionen sollten, soweit möglich, reduziert werden. Ist dies nicht möglich, 
sollten sie bei der regionalen Verteilung der Flüchtlinge berücksichtigt werden. 

− Flüchtlinge für die Ausbildung gewinnen. Eine betriebliche Ausbildung eröffnet jungen 
Flüchtlingen sehr gute Beschäftigungs- und Erwerbsperspektiven und bietet sehr große 
Potenziale für ihre Integration. Dies gilt auch, wenn sie das typische Ausbildungsalter be-
reits überschritten haben. Allerdings benötigen viele Flüchtlinge zunächst eine gezielte 
Ausbildungsvorbereitung. Hierzu gibt es in den Bundesländern inzwischen zahlreiche Ini-
tiativen. Beispielhaft sind die Berufsintegrationsklassen an den bayrischen Berufsschulen 
und die Vereinbarung „Integration durch Ausbildung und Arbeit“, der Bayerischen Staats-
regierung mit der bayerischen Wirtschaft und der Bundesagentur für Arbeit. In Baden-
Württemberg und Nordrhein-Westfalen werden mit unterschiedlichen Programmen spezi-
ell zugeschnittene Hilfen für Flüchtlinge in Ausbildung und Betriebe angeboten. Auch 
bundesweit gibt es eine Reihe an Angeboten, die die Bildungsintegration unterstützen, 
wie Einstiegsqualifizierung (Plus), Ausbildungsbegleitende Hilfen, Berufsausbildungsbei-
hilfe, Assistierte Ausbildung. Diese Angebote sollte weiterentwickelt und, sofern es sich 
um Modelprojekte handelt, die sich als erfolgreich erweisen, verstetigt werden. 

− Übergang zur Hochschule verbessern. Manche jungen Flüchtlinge verfügen über eine 
Hochschulzugangsberechtigung oder können diese in Deutschland erwerben, sodass sie 
auch für ein Hochschulstudium in Deutschland in Frage kommen. Damit ihre Integration 
an den Hochschulen gelingt, ist, wie für den Zugang von Bildungsausländern im Allge-
meinen, eine Internationalisierungsstrategie nötig, die von Sprachkursen, Instrumenten 
zur Überprüfung der Studierfähigkeit und einem Ausbau von Online-Kursen bis hin zu ei-
nem gleitenden Übergang ins Studium als Gasthörer reicht. Dabei ergeben sich bei vielen 
Flüchtlingen aufgrund fehlender Bildungsnachweise Probleme. Damit sich daraus nicht 
faktisch ein Ausschluss vom Hochschulstudium ergibt, ist es in Niedersachsen für Ge-
flüchtete bereits möglich, über ein Studienkolleg die Zugangsberechtigung für einen aus-
gewählten Studiengang zu erhalten.  

− Regionale Verteilung anpassen. Die Integrationschancen von Flüchtlingen am Arbeits-
markt und im Bildungssystem hängen zu bedeutenden Teilen von der Lage am Arbeits- 
und Ausbildungsstellenmarkt ab. Dabei gibt es starke regionale Unterschiede. Dabei deu-
ten die vorliegenden Daten darauf hin, dass anerkannte Flüchtlinge zwar mobil sind, ihre 
Wanderungsmuster sich jedoch bisher nicht primär den Arbeitsmarkt- und Ausbildungs-
perspektiven orientieren. Vor diesem Hintergrund kann die im Integrationsgesetz be-
schlossene Wohnsitzauflage helfen, die regionale Verteilung der Flüchtlinge besser an In-
tegrationsperspektiven am Arbeitsmarkt und bestehenden Kapazitäten an den Ausbil-
dungsstellen und Kapazitäten an Schulen auszurichten. Eine Wohnsitzauflage kann dar-
über hinaus verhindern, dass in Deutschland begonnene Bildungsketten umzugsbedingt 
unterbrochen werden. Bei allen kritischen Vorbehalten ist die beschlossene Wohnsitzauf-
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lage daher aus bildungsökonomischer Sicht zu begrüßen und sollte in den Ländern an-
hand der Integrationsperspektiven regional ausgestaltet werden. 

 
Diese Maßnahmen werden zu deutlichen Mehrausgaben für die öffentliche Hand in Deutsch-
land führen. Fasst man die in den vorangegangenen Abschnitten erläuterten Kosten der öffent-
lichen Hand für die Ausbildung der Flüchtlinge in den einzelnen Bereichen des Bildungssystems 
zusammen, so kommt man im Jahr 2017 auf einen Gesamtwert von 3,45 Milliarden Euro für 
den Bestand an Flüchtlingen Ende 2016 (Tabelle 3-16). Obschon die Ausbildung der Flüchtlin-
ge für den deutschen Staat also sehr teuer wird, kann sie sich fiskalisch lohnen. So kommen 
Hentze/Schäfer (2016) zu dem Ergebnis, dass bei einer guten Arbeitsmarkintegration die Ge-
samtkosten für die Flüchtlingshilfe im Jahr 2017 bei 25,7 Milliarden Euro (Szenario 1) und bei 
einer schlechten Arbeitsmarktintegration bei 28,8 Milliarden Euro (Szenario 3) liegen könnten 
(Tabelle 3-16), eine Differenz von 3,1 Milliarden Euro. Dabei resultiert der Effekt vorwiegend 
daraus, dass bei schlechter Arbeitsmarktintegration mehr Flüchtlinge länger auf Sozialleistun-
gen angewiesen sind, wohingegen sie bei einer guten Integration ihren Lebensunterhalt selbst 
finanzieren können. 
 
Nimmt man zudem in den Blick, dass die Flüchtlinge erst nach Abschluss des Asylverfahrens 
uneingeschränkt am Arbeitsmarkt aktiv werden können und dementsprechend ihre Erwerbsbe-
teiligung und die Bedeutung der Arbeitsmarktintegration auch nach 2017 noch weiter steigen 
werden, wird deutlich, wie fiskalisch bedeutend sie langfristig ist. Dabei ist die Vermeidung von 
Transferleistungen für die Flüchtlinge nur ein Faktor. Genauso von Bedeutung ist, dass er-
werbstätige Flüchtlinge Steuern und Sozialabgaben zahlen und damit die öffentliche Hand mit-
finanzieren. Zudem können sie, wenn sie in Deutschland gesuchte Fachqualifikationen mitbrin-
gen oder im Land erwerben, einen Beitrag dazu leisten, Fachkräfteengpässe zu vermeiden. 
Dabei steht Deutschland vor dem Hintergrund des demografischen Wandels in den nächsten 
Jahren sowohl mit Blick auf die Fachkräftesicherung als auch die Stabilisierung des umlageori-
entierten Sozial- und Rentenversicherungssystems vor großen Herausforderungen. 
 
Tabelle 3-16: Gesamtkosten der öffentlichen Hand im Bildungssystem für die Ausbildung 
der Flüchtlinge  

Referenzjahr: 2017; Bestand der Flüchtlinge Ende 2016 

Bereich des Bildungssystems Kosten in Millionen Euro 

Frühkindlicher Bereich 689

Schulen 1.279

Ausbildungsvorbereitung 1.184

Duales System 111

Schulberufssystem 51

Hochschulen 133

Zusammen 3.447

Quelle: Vorangegangene Tabellen 

 
 
Wie gut die Arbeitsmarktintegration der Flüchtlinge gelingt, hängt maßgeblich davon ab, welche 
Qualifikationen sie hier in Deutschland erwerben und damit von ihrer Integration ins Bildungs-
system. Daher können sich gute Rahmenbedingungen für die Ausbildung von Flüchtlingen lang-
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fristig auch positiv auf die wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland auswirken. Aus ethischer 
Sicht sind sie ohnehin ein Handlungsimperativ, da sie den Flüchtlingen eine vollwertige Teilha-
be am gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben in Deutschland ermöglicht. 
 
Tabelle 3-17: Kosten der Flüchtlingshilfe im Jahr 2017 in Milliarden Euro 

 

 Basisszenario  Szenario 1  
(gute Arbeits-
marktintegration 
+ Flüchtlings-
zahlen wie im 
Basisszenario)  

Szenario 2  
(gute Arbeits-
marktintegration 
+ geringere 
Flüchtlings-
zahlen)  

Szenario 3  
(schlechte Ar-
beitsmarkt-
integration + 
Flüchtlingszahlen 
wie im Basis-
szenario)  

Szenario 4  
(schlechte Ar-
beitsmarkt-
integration + 
höhere Flücht-
lingszahlen)  

Gesamtkosten  27,6 25,7 23,1 28,8 31,7 

Davon: Ge-
samtkosten für 
erwerbsfähige 
Flüchtlinge  

12,7 12,7 11,4 12,7 13,9 

Quelle: Hentze / Schäfer, 2016 
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4 Ergebnisbericht 2016: die Bundesländer im Vergleich 

4.1 Gesamtbewertung der Bundesländer 

4.1.1 Die Gesamtentwicklung im Längsschnitt 

Im Vergleich zum Vorjahr ist im Jahr 2016 eine minimale Verschlechterung des Gesamtergeb-
nisses festzustellen. Die Durchschnittsbewertung für Deutschland als Ganzes liegt im Bil-
dungsmonitor 2016 mit 51,9 Punkten um 0,1 Punkte unter der des Vorjahres (s. Abbildung 4-1) 
und um 1,7 Punkte über der aus dem Bildungsmonitor 2013. Die Ergebnisse werden dabei auf 
Basis der in Kapitel 2 beschriebenen Indikatoren berechnet.  
 
Abbildung 4-1: Gesamtbewertung der Bundesländer  

 
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln 

 
Die Dynamik gegenüber dem Vorjahr wurde vor allem von folgenden Handlungsfeldern getra-
gen (s. Tabelle 4-1): 
 
− Förderinfrastruktur: Besonders hohe Zuwächse sind mit 2,1 Punkten im Handlungsfeld 

Förderinfrastruktur erzielt worden. Der Anteil der ganztags betreuten Kinder im Alter von 3 
bis 6 Jahren stieg zwischen den Jahren 2014 und 2015 weiter von 41,4 auf 43,7 Prozent. 
Zudem nahm der Anteil der ganztags betreuten Grundschüler von 31,3 Prozent im Jahr 
2013 auf 32,9 Prozent im Jahr 2014 zu. Der Anteil der Ganztagsschüler an weiterführen-
den Schulen steigerte sich von 37,4 auf 39,6 Prozent. 
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Tabelle 4-1: Fortschritte in den einzelnen Handlungsfeldern gegenüber dem Vorjahr und 
dem Jahr 2013 

 2016 2015 2013 2016 zu 2015 2016 zu 2013 

Förderinfrastruktur 48,4 46,3 37,6 2,1 10,8 

Betreuungsbedingungen 51,0 49,7 43,1 1,3 7,9 

Forschungsorientierung 54,9 53,6 53,9 1,3 1,0 

Inputeffizienz 56,0 55,3 53,2 0,7 2,8 

Internationalisierung 47,0 46,3 45,5 0,7 1,5 

Hochschule und MINT 42,9 42,5 39,9 0,4 3,0 

Zeiteffizienz 66,3 66,2 66,5 0,1 -0,2 

Schulqualität 55,8 55,8 55,8 0,0 0,0 

Bildungsarmut 60,7 61,0 58,4 -0,3 2,3 

Berufliche Bildung 43,9 44,5 48,0 -0,6 -4,1 

Ausgabenpriorisierung 42,1 44,8 41,6 -2,7 0,6 

Integration 53,3 57,4 58,2 -4,1 -4,9 

Quelle: Eigene Berechnungen 

 
− Betreuungsbedingungen: Im Handlungsfeld Betreuungsbedingungen konnte ein Zuwachs 

von 1,3 Punkten erzielt werden. Die Kinder pro Betreuer in Kindertageseinrichtungen sind 
von 6,5 im Jahr 2014 auf 6,3 im Jahr 2015 gesunken. An den Grundschulen ist die Zahl 
der Schüler pro Lehrer zwischen den Jahren 2013 und 2014 von 16,4 auf 16,3 zurückge-
gangen. Die Unterrichtsstunden pro Woche an Grundschulen haben sich im selben Zeit-
raum von 30,1 auf 30,3 erhöht. 

− Forschungsorientierung: Die Verbesserungen im Handlungsfeld Forschungsorientierung 
umfassen ebenfalls 1,3 Punkte. Die Drittmittel pro Professor sind zwischen den Jahren 
2012 und 2013 von 136.300 auf 144.000 Euro angestiegen. Gleichzeitig haben sich die 
F&E-Ausgaben je Forscher an Hochschulen von 109.300 auf 109.900 Euro leicht erhöht. 
Eine ähnliche positive Entwicklung war auch bei der Habilitationsquote erkennbar. 
 

4.1.2 Die einzelnen Bundesländer im Vergleich zum Vorjahr 

Gegenüber dem Jahr 2015 haben sich Mecklenburg-Vorpommern (+4,2 Punkte), Hamburg 
(+3,2 Punkte) und das Saarland (+2,3 Punkte) am stärksten verbessert (s. Tabelle 4-2). 
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Tabelle 4-2: Fortschritte der Länder gegenüber dem Bildungsmonitor 2015 und dem Bil-
dungsmonitor 2013 

 2016 2016 zu 2015 2016 zu 2013 

Sachsen 69,6 0,6 0,3 

Thüringen 64,5 0,3 1,2 

Bayern 60,4 -1,0 1,9 

Baden-Württemberg 57,2 -0,8 0,3 

Hamburg 56,0 3,2 7,0 

Saarland 51,1 2,3 9,2 

Sachsen-Anhalt 50,7 -1,0 1,1 

Rheinland-Pfalz 50,2 1,2 2,4 

Niedersachsen 50,0 0,9 3,0 

Hessen 49,7 0,8 2,8 

Mecklenburg-Vorpommern 48,5 4,2 1,1 

Bremen 46,0 0,6 2,6 

Schleswig-Holstein 44,4 -0,3 -0,2 

Nordrhein-Westfalen 44,2 -0,5 1,1 

Brandenburg 43,5 0,2 1,5 

Berlin 41,6 -0,4 2,6 

Quelle: Eigene Berechnungen 

 
In Mecklenburg-Vorpommern gab es beispielsweise im Handlungsfeld Ausgabenpriorisierung 
Verbesserungen. Konkret zeigen sich die Verbesserungen vor allem bei der Relation der Aus-
gaben pro Schüler an Grundschulen zu den Gesamtausgaben der öffentlichen Haushalte pro 
Einwohner (s. Tabelle 4-3). Fortschritte gab es weiterhin in den Handlungsfeldern Forschungs-
orientierung, Integration und Berufliche Bildung. Im Handlungsfeld Forschungsorientierung zeig-
ten sich unter anderem Fortschritte bei den F&E-Ausgaben je Forscher an Hochschulen. Diese 
sind zwischen den Jahren 2012 und 2013 von 102.700 Euro auf 104.600 Euro gestiegen. Auch 
die Promotionsquote hat von 7,3 Prozent im Jahr 2013 auf 7,8 Prozent im Jahr 2014 zuge-
nommen. Im Handlungsfeld Integration konnten in Mecklenburg-Vorpommern Verbesserungen 
beim Anteil der ausländischen Schulabgänger ohne Abschluss erzielt werden. Der Anteil ist von 
16,9 Prozent im Jahr 2013 auf 12,8 Prozent im Jahr 2014 gesunken. Schließlich hat sich im 
Handlungsfeld Berufliche Bildung unter anderem die Zahl der Fortbildungsabsolventen pro 
1.000 Personen erhöht. Zwischen den Jahren 2013 und 2014 nahm diese Zahl von 5,3 auf 5,8 
zu. 
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Tabelle 4-3: Veränderungen in Mecklenburg-Vorpommern 

Indikator Wert in BM 2016 Wert in BM 2015 

Relation der Ausgaben pro Schüler an 
Grundschulen zu den Gesamtausgaben der 
öffentlichen Haushalte pro Einwohner 

109 Prozent (2013) 98 Prozent (2012) 

F&E-Ausgaben je Forscher an Hochschu-
len 

104.600 Euro (2013) 102.700 Euro (2012) 

Promotionsquote 7,8 Prozent (2014) 7,3 Prozent (2013) 

Anteil ausländischer Schulabgänger ohne 
Abschluss 

12,8 Prozent (2014) 16,9 Prozent (2013) 

Fortbildungsabsolventen pro 1.000 Perso-
nen 

5,8 (2014) 5,3 (2013) 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von Daten des Statistischen Bundesamtes 

 
Am zweitstärksten gegenüber dem Vorjahr hat sich Hamburg verbessert. Besonders groß wa-
ren die Verbesserungen in den Handlungsfeldern Forschungsorientierung, Ausgabenpriorisie-
rung, Berufliche Bildung und Zeiteffizienz. 
 
Tabelle 4-4: Veränderungen in Hamburg 

Indikator Wert in BM 2016 Wert in BM 2015 

Habilitationsquote 4,9 Prozent (2014) 3,6 Prozent (2013) 

Promotionsquote 6,6 Prozent (2014) 6,1 Prozent (2013) 

Relation der Ausgaben pro Schü-
ler an Grundschulen zu den Ge-
samtausgaben der öffentlichen 
Haushalte pro Einwohner 

134 Prozent (2013) 123 Prozent (2012) 

Quote unversorgter Bewerber 13,6 (2015) 16,9 (2014) 

Durchschnittliches Alter Erstab-
solventen 

27,5 (2014) 28,3 (2013) 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von Daten des Statistischen Bundesamtes 

 
In Hamburg zeigen sich beim Handlungsfeld Forschungsorientierung Fortschritte gegenüber 
dem Vorjahr, vor allem bei der Habilitations- und der Promotionsquote. Zwischen den Jahren 
2013 und 2014 ist die Habilitationsquote von 3,6 auf 4,9 Prozent und die Promotionsquote von 
6,1 auf 6,6 Prozent angestiegen. Fortschritte sind auch im Handlungsfeld Ausgabenpriorisie-
rung festzustellen. Hier hat sich vor allem die Relation der Ausgaben pro Schüler an Grund-
schulen zu den öffentlichen Gesamtausgaben verbessert. Deutliche Verbesserungen konnten 
darüber hinaus im Handlungsfeld Berufliche Bildung erzielt werden. So nahm die Quote unver-
sorgter Bewerber zwischen den Jahren 2014 und 2015 von 16,9 auf 13,6 Prozent ab. Im Feld 
Zeiteffizienz gibt es unter anderem Verbesserungen beim durchschnittlichen Alter der Erstab-
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solventen von Hochschulen. Dieses ist zwischen den Jahren 2013 und 2014 von 28,3 auf 27,5 
gesunken (s. Tabelle 4-4).  
 
Wird als Vergleichsmaßstab nicht das Vorjahr sondern die Ergebnisse des Bildungsmonitors 
2013 herangezogen, so haben sich das Saarland und Hamburg besonders stark verbessert. Im 
Drei-Jahresvergleich liegen die Fortschritte in Hamburg vor allem in den Bereichen Förderbe-
dingungen, Ausgabenpriorisierung, Internationalisierung und Forschungsorientierung. Im Be-
reich Förderbedingungen gab es große Fortschritte bei der Bereitstellung einer Ganztagsinfra-
struktur in Schulen und Kindergärten. 
 
Am drittstärksten im Vergleich zum Vorjahr hat sich das Saarland verbessert. Besonders stark 
waren die Verbesserungen im Saarland in den Handlungsfeldern Forschungsorientierung, 
Hochschule und MINT, Förderinfrastruktur und Betreuungsbedingungen. In denselben Feldern 
hat sich das Saarland auch im Dreijahres-Vergleich verbessert. Dies bedeutet, dass im Saar-
land in den letzten Jahren vor allem kontinuierliche Fortschritte im akademischen Bereich fest-
gestellt werden können.  
 
Tabelle 4-5: Veränderungen im Saarland 

Indikator Wert in BM 2016 Wert in BM 2015 

Drittmittel je Professor 139.200 (2013) 105.100 (2012) 

Habilitationsquote 5,0 Prozent (2014) 4,4 Prozent (2013) 

Anteil Hochschulabsolventen an 
der Bevölkerung im Alter zwi-
schen 25 und 40 Jahren  

2,9 (2014) 2,6 (2013) 

Anteil der ganztags betreuten 
Kinder in der Grundschule 

43,7 Prozent (2014) 41,0 Prozent (2013) 

Schüler je Lehrer Grundschule 14,3 (2014) 15,1 (2013) 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von Daten des Statistischen Bundesamtes 

 
Beim Handlungsfeld Forschungsorientierung haben sich vor allem die Drittmittel je Professor 
vergrößert. Im Jahr 2012 betrug dieser Wert noch 105.100 Euro und im Jahr 2013 139.200 Eu-
ro. Weiterhin hat sich im Saarland zwischen den Jahren 2013 und 2014 die Habilitationsquote 
von 4,4 auf 5,0 Prozent erhöht. Fortschritte sind auch im Handlungsfeld Hochschule und MINT 
festzustellen. Hier stieg in den Jahren von 2013 auf 2014 die Relation der Zahl der Hochschul-
absolventen zur Bevölkerung zwischen 25 und 40 Jahren von 2,6 auf 2,9 Prozent an. Weiterhin 
konnten Verbesserungen im Bereich der Förderinfrastruktur erzielt werden. In diesem Bereich 
nahm beispielsweise der Anteil der ganztags betreuten Kinder in der Grundschule von 41,0 
Prozent im Jahr 2013 auf 43,7 Prozent im Jahr 2014 zu. Schließlich konnten auch Verbesse-
rungen im Handlungsfeld Betreuungsbedingungen festgestellt werden. Beispielsweise ist die 
Anzahl der Schüler je Lehrer in Grundschulen zwischen den Jahren 2013 und 2014 von 15,1 
auf 14,3 zurückgegangen (s. Tabelle 4-5).  
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4.2 Klassifizierung der Bundesländer 

4.2.1 Clusteranalyse der Bundesländer 

Im Vergleich der 16 Bundesländer weisen im Bildungsmonitor 2016 Sachsen, Thüringen, Bay-
ern, Baden-Württemberg und Hamburg einen Vorsprung vor den übrigen Ländern auf. Zwi-
schen den Ergebnissen von Sachsen, dem Bundesland mit der höchsten Punktzahl, und denen 
von Berlin, als Bundesland mit den wenigsten Punkten, liegt im Bildungsmonitor 2016 eine 
Spannweite von 28 Punkten vor.  
 
In einem nächsten Schritt soll eine Klassifizierung der Bundesländer auf Basis ihres Abschnei-
dens in den einzelnen Handlungsfeldern erfolgen. Dabei wird eine Aufteilung der heterogenen 
Bundesländer mittels einer Clusteranalyse in relativ homogene Gruppen vorgenommen. Für die 
Clusterbildung wird auf die quadrierte euklidische Distanz zurückgegriffen. Sie zeigt die Summe 
der quadrierten Punktwertdifferenzen zwischen zwei Bundesländern bei den durchschnittlichen 
Bewertungen in den 12 Handlungsfeldern an. Das Skalierungsverfahren überträgt die Unter-
schiede in den Absolutwerten bei den einzelnen Indikatoren auf deren Punktwertdifferenzen. 
Letztlich werden damit auch die Punktwertunterschiede zwischen zwei Handlungsfeldern fest-
gelegt, sodass die quadrierte euklidische Distanz für den Bildungsmonitor das geeignete Dis-
tanzmaß darstellt. Ein niedriger Wert zeigt eine starke Ähnlichkeit beziehungsweise Homogeni-
tät von zwei Bundesländern an. Entsprechend weist ein großer Summenwert auf eine starke 
Heterogenität von zwei Bundesländern hin.   
 
Im Folgenden wird auf ein hierarchisches Clusterverfahren zurückgegriffen. Dies bedeutet, dass 
zunächst jedes einzelne Bundesland eine eigenständige Gruppe bildet. Anschließend werden 
sukzessive die Bundesländer zu Gruppen zusammengefasst, deren quadrierte euklidische Dis-
tanz über alle 12 Handlungsfelder in einem Arbeitsschritt jeweils am geringsten ist. Die Darstel-
lung der Ergebnisse der Gruppenbildung erfolgt im Folgenden auf Basis der Methode „Linkage 
zwischen den Gruppen“. Dabei wird die Gesamtdistanz zwischen zwei Gruppen über alle 12 
Handlungsfelder aus dem Durchschnitt der Distanzen zwischen allen möglichen Fallpaaren be-
rechnet, die bei zwei Gruppen gebildet werden können. Bestehen zum Beispiel beide Gruppen 
aus zwei Bundesländern, gehen in die Berechnung der Gesamtdistanz für jedes Handlungsfeld 
vier und damit insgesamt 48 Einzeldistanzen ein.  
 
Tabelle 4-6: Zuordnungsübersicht des Clusterverfahrens Linkage zwischen den Gruppen 

 Zusammengeführte Gruppen Distanz 
 

 Gruppe 1 Gruppe 2 

1 HE NI 1298,09 

2 HE/NI SL 1566,78 

3 HE/NI/SL MV 1987,15 

4 BB ST 2100,63 

5 NW SH 2459,90 

6 BW BY 2589,32 

7 HE/NI/SL/MV RP 2696,88 
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8 SN TH 2731,29 

9 HE/NI/SL/MV/RP NW/SH 2935,31 

10 BB/ST HE/NI/SL/MV/RP/NW/SH 3875,41 

11 BW/BY BB/ST/HE/NI/SL/MV/RP/NW/SH 4928,11 

12 BE HH 5048,08 

13 BE/HH HB 6343,31 

14 BW/BY/BB/ST/NI/HE/SL/MV/RP/NW/SH SN/TH 8367,55 

15 BW/BY/BB/ST/NI/HE/SL/MV/RP/NW/SH/SN/
TH 

BE/HH/HB 9715,85 

Quelle: Eigene Berechnungen 
 
Tabelle 4-6 zeigt die 15 möglichen Iterationsschritte (die dazugehörige Näherungsmatrix befin-
det sich im Anhang). Zunächst werden mit Hessen und Niedersachsen die beiden Länder zu 
einer Gruppe zusammengefasst, die die geringste Distanz zueinander aufweisen (1298 Punk-
te). Die Gruppenbildung wird abgeschlossen, wenn durch die Zusammenfassung der Distanz-
wert sprunghaft ansteigt. Beim Bildungsmonitor 2016 nimmt die Distanz sprunghaft in Schritt 14 
zu. Nach der Zuordnung in Schritt 13 wächst die Distanz um 2.024 Punkte auf 8.368 Punkte. 
Dies ist höher als in den Schritten davor. Aus diesem Grund wird die Zusammenführung von 
Bundesländern zu Clustern im Anschluss an Schritt 13 beendet.  
 
In der Folge entstehen zwei kleinere Cluster: 1. Sachsen und Thüringen und 2. Berlin, Bremen 
und Hamburg. Daneben bilden Baden-Württemberg, Bayern, Brandenburg, Hessen, Mecklen-
burg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, das Saarland, Sach-
sen-Anhalt und Schleswig-Holstein ein größeres Cluster.  
 
Im Folgenden werden aus Gründen der besseren Darstellung die einzelnen Bundesländer je-
weils separat beschrieben. 
 
 

4.2.2 Ein Blick auf die Bundesländer 

 

Baden-Württemberg 

Baden-Württemberg schneidet in den meisten der 12 untersuchten Handlungsfelder sehr gut 
ab. Besondere Stärken dieses Bundeslandes liegen bei der Internationalisierung (Platz 2), bei 
der Inputeffizienz (Platz 2), der Zeiteffizienz (Platz 3) und der beruflichen Bildung (Platz 3). 
Nachholbedarf gibt es vor allem beim Ausbau der Förderinfrastruktur (Platz 16). Auch im Hand-
lungsfeld Integration schneidet Baden-Württemberg unterdurchschnittlich ab (s. Abbildung 4-2). 
 
Internationalisierung (BM 2016: 2. Platz): Fast alle Grundschüler in Baden-Württemberg (97,8 
Prozent) wurden im Jahr 2014 in Fremdsprachen unterrichtet. Damit liegt Baden-Württemberg 
nur knapp hinter Rheinland-Pfalz und Hamburg auf dem dritten Platz aller Bundesländer (Bun-
desdurchschnitt: 67,5 Prozent). Gleichzeitig wiesen die Schüler überdurchschnittliche Kompe-
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tenzen in der englischen Sprache auf. Dagegen verfügte Baden-Württemberg bei den Berufs-
schulen mit 23,9 Prozent über einen unterdurchschnittlichen Anteil an Schülern mit Fremdspra-
chenunterricht (Bundesdurchschnitt: 32,8 Prozent). Im Vergleich zum letzten Jahr konnte je-
doch eine Steigerung des Anteils erreicht werden. Der Anteil der Bildungsausländer an allen 
Studierenden war im Jahr 2014 mit 10,0 Prozent wiederum überdurchschnittlich (Bundesdurch-
schnitt: 9,1 Prozent) und leicht höher als im Vorjahr. 
 
Inputeffizienz (BM 2016: 2. Platz): Die Mittel für die Schulen wurden in Baden-Württemberg re-
lativ effizient eingesetzt. Im Vergleich zu vielen anderen Bundesländern zeichnet sich Baden-
Württemberg durch eine vergleichsweise ausgewogene Altersstruktur der Lehrerschaft an all-
gemeinbildenden und an beruflichen Schulen aus. Baden-Württemberg erreicht hier jeweils hin-
ter Bayern den zweiten Platz. Dies erleichtert den zukünftigen Personalersatz bei Pensionie-
rungswellen. Der Anteil der dienstunfähigen Lehrer an den Neuzugängen in den Ruhestand lag 
mit 8,2 Prozent in Baden-Württemberg unter dem Bundesdurchschnitt von 11,3 Prozent und hat 
sich in den letzten Jahren deutlich verbessert. Auch bei der Investitionsquote an den Hochschu-
len weist Baden-Württemberg im Jahr 2014 mit 12,8 Prozent einen besseren Wert auf als der 
Durchschnitt aller Bundesländer (9,9 Prozent). Gleiches gilt für den Anteil des wissenschaftli-
chen Personals am Gesamtpersonal (BW: 43,6 Prozent; Durchschnitt: 40,8 Prozent). Die Rela-
tion der Sachausgaben zu den Personalausgaben an den Hochschulen fällt dagegen im Jahr 
2014 in Baden-Württemberg mit 39,2 Prozent unterdurchschnittlich aus (Durchschnitt: 43,6 Pro-
zent).  
 
Abbildung 4-2: Baden-Württemberg im Bildungsmonitor 2016 

 
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln 

 
Zeiteffizienz (BM 2016: 3. Platz): Im Handlungsfeld Zeiteffizienz belegt Baden-Württemberg 
ebenfalls einen vorderen Platz. In diesem Feld schneidet Baden-Württemberg besonders gut 
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bei dem Anteil vorzeitig abgebrochener Ausbildungen an allen Ausbildungsverträgen ab. Mit 
23,4 Prozent belegt Baden-Württemberg hier den besten Platz aller Bundesländer (Durch-
schnitt: 27,7 Prozent). Ebenfalls Spitzenreiter ist Baden-Württemberg beim Durchschnittsalter 
der Erstabsolventen (BW: 25,6 Jahre; Durchschnitt: 26,4 Jahre). Einen überdurchschnittlichen 
Wert erzielte Baden-Württemberg auch bei der Umstellung der Studiengänge auf den Bachelo-
rabschluss (BW: 76,0 Prozent; Bundesdurchschnitt: 74,5 Prozent).  
 
Berufliche Bildung (BM 2016: 3. Platz): Das Stellenangebot an betrieblichen Ausbildungsplätzen 
in Relation zur Größe der jungen Bevölkerung lag mit 64,6 Prozent leicht unter dem Bundes-
durchschnitt von 66,1 Prozent. Dennoch war die Quote der unversorgten Bewerber mit 7,5 Pro-
zent recht deutlich unter dem Bundesdurchschnitt von 9,8 Prozent. Die Erfolgsquote bei den 
Abschlussprüfungen der dualen Ausbildung lag im Jahr 2014 im Bundesdurchschnitt bei 90,1 
Prozent. Baden-Württemberg erreichte hier mit einer Quote von 94,1 Prozent den besten Wert 
aller Bundesländer. Bei der Fortbildungsintensität schnitt Baden-Württemberg noch einmal 
überdurchschnittlich ab. Von 1.000 Personen aus der Kohorte der 25- bis 40-jährigen Personen 
beendeten 7,8 im Jahr 2014 erfolgreich eine Fortbildungsprüfung (Durchschnitt: 6,2). 
 
Förderinfrastruktur (BM 2016: 16. Platz): Verbesserungsbedarf besteht in Baden-Württemberg 
bei der Förderinfrastruktur. Der Anteil der Kinder im Alter zwischen drei und sechs Jahren in 
einer Ganztagsbetreuung war im Jahr 2015 in Baden-Württemberg mit 21,4 Prozent der nied-
rigste in ganz Deutschland (Bundesdurchschnitt: 43,7 Prozent). Im Vergleich zum Vorjahr konn-
te jedoch eine leichte Verbesserung dieses Anteils erreicht werden. Auch bei der Quote von 
Ganztagsschülern im Grundschulbereich (Bundesdurchschnitt: 32,9 Prozent) schnitt Baden-
Württemberg im Jahr 2014 mit 12,3 Prozent deutlich unterdurchschnittlich ab. Ähnlich stellt sich 
die Situation auch bei dem Anteil der Schüler an Ganztagsschulen im Sekundarbereich I dar. 
Baden-Württemberg erzielte hier im Jahr 2014 einen Wert von 25,3 Prozent und lag damit deut-
lich unter dem Bundesdurchschnitt von 39,6 Prozent. Ebenfalls geringer als der Bundesdurch-
schnitt war der Anteil des hochqualifizierten Personals am Gesamtpersonal in Kindertagesein-
richtungen (BW: 6,4 Prozent; Bundesdurchschnitt: 6,8 Prozent).  
 

Bayern 

Bayern schneidet in neun der zwölf untersuchten Handlungsfelder überdurchschnittlich ab. Die 
herausragenden Stärken dieses Landes liegen bei der Förderung der beruflichen Bildung (Platz 
1), der Inputeffizienz (Platz 1), dem erfolgreichen Vermeiden von Bildungsarmut (Platz 1), der 
Schulqualität (Platz 2) und der Ausgabenpriorisierung (Platz 2). Wie schon in Baden-
Württemberg gibt es auch in Bayern einen deutlichen Nachholbedarf beim Ausbau der Förderin-
frastruktur. Unterdurchschnittlich schneidet Bayern darüber hinaus auch bei der Zeiteffizienz 
und im Handlungsfeld „Hochschule und MINT“ ab. Letzteres Ergebnis ist aber vor dem Hinter-
grund der sehr guten Bewertung bei der beruflichen Bildung zu relativieren (s. Abbildung 4-3). 
 
Berufliche Bildung (BM 2016: 1. Platz): Der Übergang von der Schule in den Beruf gelingt in 
Bayern sehr gut. Das Ausbildungsstellenangebot ist generell sehr hoch. Mit 74,2 Prozent lag die 
Ausbildungsquote im Jahr 2015 über dem Bundesdurchschnitt von 66,1 Prozent. Bei der Quote 
der unversorgten Bewerber lag Bayern mit 5,6 Prozent an der Spitze aller Bundesländer (Bun-
desdurchschnitt: 9,8 Prozent). Die Erfolgsquote der Berufsschüler in der dualen Ausbildung war 
in Bayern im Jahr 2014 mit 91,5 Prozent ebenfalls sehr hoch (Bundesdurchschnitt: 90,1 Pro-
zent). Bei der Fortbildungsintensität erreichte Bayern wiederum den besten Wert aller Bundes-
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länder. Von 1.000 Personen aus der Kohorte der 25- bis 40-jährigen Personen beendeten 9,4 
im Jahr 2014 erfolgreich eine Fortbildungsprüfung (Durchschnitt: 6,2). 
 
Inputeffizienz (BM 2016: 1. Platz): In Bayern wurden die Mittel für die Schulen relativ effizient 
eingesetzt. Die Lehrerschaft an allgemeinbildenden und beruflichen Schulen hatte im Jahr 2014 
eine relativ ausgewogene Altersstruktur. In beiden Bereichen erreichte Bayern jeweils den bes-
ten Wert aller Bundesländer. Im Bereich der Hochschulen zeichnete sich Bayern im Jahr 2014 
durch einen überdurchschnittlichen Anteil der Investitionen an den Gesamtausgaben aus (Bay-
ern: 12,5 Prozent; Durchschnitt: 9,9 Prozent). Der Anteil des wissenschaftlichen Personals am 
Gesamtpersonal an den Hochschulen fiel in Bayern mit 42,8 Prozent ebenfalls überdurch-
schnittlich aus (Durchschnitt: 40,8 Prozent). Auch an den allgemeinbildenden Schulen fielen die 
Investitionen in Relation zu den gesamten Ausgaben mit 15,7 Prozent deutlich höher aus als im 
Durchschnitt aller Bundesländer (9,0 Prozent). Hier wurde sogar der Bestwert aller Bundeslän-
der erzielt. Ebenfalls sehr gute Ergebnisse erreicht Bayern bei der Investitionsquote für die be-
ruflichen Schulen und bei der Relation der Sachausgaben zu den Personalausgaben an den 
beruflichen Schulen. 
 
Abbildung 4-3: Bayern im Bildungsmonitor 2016 

 
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln 

 
Bildungsarmut (BM 2016: 1. Platz): Die Vermeidung von Bildungsarmut ist eine weitere Stärke 
in Bayern. In verschiedenen Kompetenzerhebungen (IQB) ist sowohl bei den Kindern aus der 4. 
Klasse als auch bei denen aus der 9. Klasse nur ein relativ geringer Anteil zur Risikogruppe zu 
zählen. Beispielsweise erreichten bei der IQB-Erhebung im Lesen nur 2,4 Prozent der Schüler 
in Bayern lediglich die Kompetenzstufe 1 – dies ist der beste Wert aller Bundesländer. In Ma-
thematik erreichen die Neuntklässler bei der Größe der Risikogruppe einen fünften Platz. Der 
Anteil der Schulabsolventen ohne Abschluss war im Jahr 2014 mit 4,3 Prozent in Bayern der 
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zweitniedrigste in ganz Deutschland (Bundesdurchschnitt: 5,5 Prozent). Bei dem Anteil der er-
folgreichen Absolventen des Berufsvorbereitungsjahres erzielte Bayern mit 73,0 Prozent eben-
falls einen deutlich überdurchschnittlichen Wert (Bundesdurchschnitt: 56,7 Prozent). 
 
Ausgabenpriorisierung (BM 2016: 2. Platz): Bayern weist Bildung im öffentlichen Ausgabever-
halten im Vergleich mit den anderen Bundesländern die zweithöchste Priorität zu. Die Relation 
der Bildungsausgaben pro Teilnehmer zu den Gesamtausgaben der öffentlichen Haushalte pro 
Einwohner fällt insbesondere im Bereich der Grundschulen, bei den Vollzeitberufsschulen und 
bei den allgemein bildenden Schulen gut aus. Bayern weist hier jeweils den zweit- bzw. drittbes-
ten Wert aller Bundesländer auf.   
 
Förderinfrastruktur (BM 2016: 14. Platz): Verbesserungsbedarf gibt es in Bayern weiterhin bei 
der Förderinfrastruktur. Beim Anteil der ganztags betreuten Kinder im Alter zwischen drei und 
sechs Jahren erreichte Bayern im Jahr 2015 einen Wert von 33,9 Prozent, während im Bun-
desdurchschnitt schon 43,7 Prozent aller Kinder dieser Altersgruppe ganztags betreut werden. 
Darüber hinaus wies Bayern im Jahr 2014 mit 9,9 Prozent die drittniedrigste Quote von Ganz-
tagsschülern im Grundschulbereich auf (Bundesdurchschnitt: 32,9 Prozent). Bei dem Anteil der 
Schüler an Ganztagschulen im Sekundarbereich I erzielte Bayern mit 16,2 Prozent sogar den 
schlechtesten Wert aller Bundesländer (Bundesdurchschnitt: 39,6 Prozent). Im Vergleich zum 
Vorjahr konnten jedoch bei den Betreuungsquoten im Ganztagsbereich leichte Verbesserungen 
erzielt werden. Auch der Anteil des hochqualifizierten Personals am Gesamtpersonal in Kinder-
tageseinrichtungen war im Jahr 2015 geringer als im Bundesdurchschnitt (BY: 5,9 Prozent; 
Bundesdurchschnitt: 6,8 Prozent).  
 
Zeiteffizienz (BM 2016: 13. Platz): Im Handlungsfeld Zeiteffizienz belegt Bayern ebenfalls einen 
der hinteren Plätze. Bei der Wiederholerquote in der Sekundarstufe I wies Bayern im Jahr 2014 
mit 4,9 Prozent den schlechtesten Wert aller Bundesländer auf (Bundesdurchschnitt: 2,6 Pro-
zent). Dieses Ergebnis ist vor dem Hintergrund der sehr guten Ergebnisse der bayerischen 
Schüler in den Vergleichsarbeiten und der geringen Bildungsarmut zu relativieren. Bei der Um-
stellung der Studiengänge auf den Bachelorabschluss erreichte Bayern im Jahr 2014 mit 71,4 
Prozent Studienanfängern in Bachelor-Studiengängen ebenfalls einen unterdurchschnittlichen 
Wert (Durchschnitt: 74,5 Prozent). Positiver schnitt Bayern dagegen bei dem Anteil vorzeitig 
gelöster Ausbildungsverträge an allen Ausbildungsverträgen ab. Mit 24,7 Prozent belegt Bayern 
im Jahr 2014 hier nach Baden-Württemberg den zweiten Platz (Durchschnitt: 27,7 Prozent). 
Das Durchschnittsalter der Erstabsolventen liegt in Bayern mit 25,7 Jahren unter dem Durch-
schnitt aller Bundesländer (26,4 Jahre). 
 
Hochschule und MINT (BM 2016: 13. Platz): Gemessen an der hohen Wirtschafts- und For-
schungstärke Bayerns sind die Studierendenzahlen in Bayern unterdurchschnittlich. Im Jahr 
2014 lebten knapp 1,5 Millionen Akademiker im erwerbsfähigen Alter in Bayern. An den Hoch-
schulen in Bayern erreichten im selben Jahr knapp 72.000 Studenten einen Hochschulab-
schluss – eine Ersatzquote von 4,8 Prozent. Diese Quote liegt unterhalb des bundesweiten 
Durchschnitts von 5,0 Prozent. Gemessen am FuE-Personal im Bundesland bildete Bayern im 
Jahr 2014 nur unterdurchschnittlich viele MINT-Akademiker aus (BY: 16,1 Prozent; Durch-
schnitt: 18,6 Prozent). Die gemessen an der Wirtschaftskraft etwas geringere Fokussierung 
Bayerns auf die Quantität im Hochschulbereich ist vor dem Hintergrund der besonderen Stärke 
bei der beruflichen Bildung zu relativieren. 
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Berlin 

Berlin schneidet in den untersuchten Handlungsfeldern sehr unterschiedlich ab. Stärken weist 
Berlin mit Platz 2 bei der Forschungsorientierung und den Betreuungsrelationen, Platz 4 bei der 
Förderinfrastruktur und mit Platz 5 im Bereich Hochschule und MINT auf. Verbesserungsbedarf 
besteht insbesondere bei der Integration, der Bekämpfung von Bildungsarmut, der Schulqualität 
und der beruflichen Bildung. Ferner geht im Bildungssystem vergleichsweise viel Zeit verloren 
und die Bildungsausgaben haben eine geringe Priorität (s. Abbildung 4-4). 
 
Forschungsorientierung (BM 2016: 2. Platz): Berlin trägt in hohem Maße zur Ausbildung des 
Forschernachwuchses bei. Dies zeigt sich unter anderem an der Promotionsquote, bei der Ber-
lin den zweitbesten Wert aller Bundesländer erzielt. 7,6 Prozent aller Abschlüsse an Hochschu-
len waren im Jahr 2014 Promotionen (Bundesdurchschnitt: 6,1 Prozent). Die Habilitationsquote 
befindet sich in Berlin mit 3,6 Prozent leicht unter dem Bundesdurchschnitt von 3,7 Prozent. 
Neben der Ausbildungsleistung sind die Professoren zudem bei der Einwerbung von Drittmitteln 
überdurchschnittlich erfolgreich. Die eingeworbenen Drittmittel je Professor betrugen in Berlin 
im Jahr 2013 162.000 Euro, während im Bundesdurchschnitt nur 144.000 Euro erzielt wurden. 
Die Forschungsorientierung Berlins wird außerdem an der Anzahl der Forscher an Hochschulen 
bezogen auf das BIP deutlich. Auch hier belegt Berlin den zweiten Platz aller Bundesländer. 
 
Abbildung 4-4: Berlin im Bildungsmonitor 2016 

 

 
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln 

 
Betreuungsbedingungen (BM 2016: 2. Platz): Hier weist Berlin vor allem Stärken bei der Zahl 
der Unterrichtsstunden auf. Berlin erreicht im Jahr 2014 bei den Unterrichtsstunden je Klasse in 
der Sekundarstufe I die besten Werte aller Bundesländer. Bei den Unterrichtsstunden je Klasse 
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an den Grundschulen und an den Teilzeit-Berufsschulen ist Berlin ebenfalls weit vorne. Weiter-
hin kamen im Jahr 2014 in Berlin 11,7 Schüler der Sekundarstufe I (ohne Gymnasium) auf ei-
nen Lehrer (Bundesdurchschnitt: 13,6). An der Sekundarstufe I der Gymnasien war die Schüler-
Lehrer-Relation in Berlin ebenfalls relativ gut. Berlin (13,5) wies bessere Werte auf als der Bun-
desdurchschnitt (15,0). Auch in den Kindertageseinrichtungen fielen die Betreuungsrelationen 
mit 5,8 besser aus als im Durchschnitt (6,3). Berlin zeichnet sich jedoch im Vergleich zu ande-
ren Bundesländern durch relativ große Klassen aus. 
 
Förderinfrastruktur (BM 2016: 4. Platz): Eine ausgebaute Förderinfrastruktur ist wichtig zur 
Schaffung einer besseren sozialen Teilhabe. 77,7 Prozent der Berliner Grundschüler lernten im 
Jahr 2014 an einer offenen oder gebundenen Ganztagsschule (Bundesdurchschnitt: 32,9 Pro-
zent). Berlin belegt damit hinter Hamburg und Sachsen den dritten Platz aller Bundesländer. 
Ebenso fiel der Anteil der Ganztagsschüler im Sekundarbereich I in Berlin mit 58,4 Prozent 
deutlich höher aus als im bundesdeutsche Durchschnitt von 39,6 Prozent. Auch im frühkindli-
chen Bereich standen sehr viele Ganztagsangebote zur Verfügung. So besuchten 61,1 Prozent 
der drei- bis sechsjährigen Kinder im Jahr 2015 ganztags einen Kindergarten (Bundesdurch-
schnitt: 43,7 Prozent). Auch der Anteil des hochqualifizierten Personals am Gesamtpersonal in 
Kindertageseinrichtungen war im Jahr 2015 höher als im Bundesdurchschnitt (Berlin: 8,2 Pro-
zent; Bundesdurchschnitt: 6,8 Prozent). 
 
Hochschule und MINT (BM 2016: 5. Platz): Berlin weist eine Stärke bei der Hochschulausbil-
dung auf. Relativ zur Zahl der Studienberechtigten in Berlin nehmen sehr viele Personen dort 
ihr Studium auf. Da der Anteil der Ingenieurwissenschaften an allen Hochschulabsolventen mit 
20,6 Prozent leicht überdurchschnittlich ist (Bundesdurchschnitt: 20,0 Prozent), erreicht Berlin 
auch gemessen an der Anzahl sozialversicherungspflichtig beschäftigter Ingenieure in Berlin 
eine hohe Anzahl an Ingenieurabsolventen – die Ersatzrate beträgt 11,3 Prozent und ist bun-
desweit somit der höchste Wert (Bundesdurchschnitt: 7,5 Prozent). Im Unterschied zur Bedeu-
tung der Ingenieurwissenschaften sind die Akzente in den Naturwissenschaften geringer – ge-
messen am Forschungspersonal erreicht Berlin hier nur eine durchschnittliche Bewertung. 
 
Zeiteffizienz (BM 2016: 16. Platz): Im Handlungsfeld Zeiteffizienz belegt Berlin den letzten Platz. 
Deutlich unterdurchschnittlich schnitt Berlin bei dem Anteil vorzeitig abgebrochener Ausbil-
dungsverträge an allen Ausbildungsverträgen ab. Mit 39,7 Prozent belegt Berlin hier im Jahr 
2014 den letzten Platz (Durchschnitt: 27,7 Prozent). Zudem weist Berlin im Jahr 2014 mit 27,9 
Jahren das höchste Durchschnittsalter der Erstabsolventen aller Bundesländer auf (Durch-
schnitt: 26,4 Jahre). Bei der Umstellung der Studiengänge auf den Bachelorabschluss gehörte 
Berlin im Jahr 2014 mit 64,0 Prozent Studienanfängern in Bachelor-Studiengängen eher zu den 
Nachzüglern (Durchschnitt: 74,5 Prozent). Bei der Wiederholerquote in den Grundschulen 
schnitt Berlin durchschnittlich, bei der Wiederholerquote in der Sekundarstufe I jedoch deutlich 
besser ab als der Durchschnitt aller Bundesländer. 
 
Bildungsarmut (BM 2016: 16. Platz): Im Jahr 2012 erreichte in Berlin bei den Schülerver-
gleichsarbeiten ein relativ hoher Anteil der Schüler nicht die Mindeststandards. Außerdem be-
trug im Jahr 2014 die Schulabbrecherquote 8,1 Prozent und lag damit über dem Bundesdurch-
schnitt von 5,5 Prozent. Auch beim Anteil der erfolgreichen Abgänger aus dem Berufsvorberei-
tungsjahr schnitt Berlin deutlich schlechter ab als viele andere Bundesländer (Berlin: 42,3 Pro-
zent; Durchschnitt: 56,7 Prozent).  
 



Institut der deutschen Wirtschaft Köln  Bildungsmonitor 2016  

Studie im Auftrag der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM) Seite 149 von 237 

Integration (BM 2016: 16. Platz): Bei den Tests zu den Bildungsstandards in Mathematik aus 
dem Jahr 2012 wies Berlin einen engen Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und Bil-
dungserfolg auf. Auch bei der Integration von Ausländern bleibt viel zu tun: Von 3.815 ausländi-
schen Schulabgängern im Jahr 2014 blieben 635 ohne Abschluss. Dies ergibt eine Schulabbre-
cherquote unter den ausländischen Jugendlichen von 16,6 Prozent. Diese liegt oberhalb des 
bundesdeutschen Durchschnitts von 11,9 Prozent. Unterdurchschnittlich schneidet Berlin zu-
dem bei der Studienberechtigtenquote von ausländischen Jugendlichen an berufsbildenden 
Schulen ab (Berlin: 5,8 Prozent; Bundesdurchschnitt: 9,5 Prozent). 
 
Berufliche Bildung (BM 2016: 14. Platz): Erste Verbesserungen sind bei der beruflichen Bildung 
zu beobachten. Gemessen an der Bevölkerung im entsprechenden Alter wurden im Jahr 2015 
jedoch noch relativ wenige betriebliche Ausbildungsplätze angeboten. Berlin verzeichnete mit 
57,7 Prozent die niedrigste Quote in Deutschland (Durchschnitt: 66,1 Prozent), konnte sich aber 
in den letzten Jahren deutlich verbessern (zum Vergleich 2003: 38,7 Prozent). Verbesserungen 
konnten auch bei der Quote an unversorgten Bewerbern erzielt werden. Mit 9,7 Prozent erreich-
te Berlin im Jahr 2015 einen leicht besseren Wert als der Bundesdurchschnitt (9,8 Prozent). Die 
Erfolgsquote bei den Prüfungen der dualen Ausbildung war im Jahr 2014 mit 84,2 Prozent nied-
riger als im Bundesdurchschnitt (90,1 Prozent). Berlin konnte sich allerdings auch bei diesem 
Indikator in den letzten Jahren stark verbessern. Im Jahr 2000 betrug die Erfolgsquote noch 
76,9 Prozent. Deutlich besser als der Bundesdurchschnitt schnitt Berlin bei dem Anteil erfolgrei-
cher Absolventen an den Berufsfachschulen, Fachoberschulen und Fachschulen ab. Bei der 
Fortbildungsintensität stand Berlin hingegen am Schluss der Bundesländer. Von 1.000 Perso-
nen aus der Kohorte der 25- bis 40-Jährigen beendeten 2,2 im Jahr 2014 erfolgreich eine Fort-
bildungsprüfung (Durchschnitt: 6,2).  
 
 
Brandenburg  
 
Überdurchschnittlich schneidet Brandenburg vor allem bei der Förderinfrastruktur ab (6. Platz). 
Verbesserungsbedarf gibt es dagegen bei der Integration (15. Platz), der Forschungsorientie-
rung (15. Platz), dem Bereich Hochschule und MINT (15. Platz) und der Zeiteffizienz (14. Platz) 
(s. Abbildung 4-5).  
 
Förderinfrastruktur (BM 2016: 6. Platz): Eine ausgebaute Förderinfrastruktur ist wichtig, um eine 
bessere soziale Teilhabe zu erreichen. Brandenburg weist hier Stärken auf. Der Anteil der drei- 
bis sechsjährigen Kinder mit einem Ganztags-KITA-Platz lag im Jahr 2015 mit 63,0 Prozent 
deutlich über dem Bundesdurchschnitt von 43,7 Prozent. Ebenfalls überdurchschnittliche Werte 
erzielte Brandenburg im Jahr 2014 bei den Ganztagsangeboten für Grundschüler (BB: 42,1 
Prozent, Bundesdurchschnitt: 32,9 Prozent) und für Schüler der Sekundarstufe I (BB: 51,5 Pro-
zent, Bundesdurchschnitt: 39,6 Prozent). Weiterhin zeichnet sich Brandenburg im Jahr 2015 
durch einen relativ niedrigen Anteil an ungelernten Mitarbeitern (0,9 Prozent) im Elementarbe-
reich aus (Bundesdurchschnitt: 2,0 Prozent). Brandenburg erzielt hier den zweitbesten Wert 
aller Bundesländer. 
 
Bildungsarmut (BM 2016: 8. Platz): Überdurchschnittlich schneidet Brandenburg bei der Ver-
meidung von Bildungsarmut ab. Im Jahr 2012 erreichten die Neuntklässler in Brandenburg so-
gar den Bestwert bei der Risikogruppe in den Naturwissenschaften und den drittbesten Wert bei 
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der Risikogruppe in Mathematik. Der Anteil der Schulabgänger ohne Abschluss war im Jahr 
2014 mit 8,0 Prozent jedoch deutlich höher als im Bundesdurchschnitt (5,5 Prozent). 
 
Abbildung 4-5: Brandenburg im Bildungsmonitor 2016 

 
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln 

 
Integration (BM 2016: 15. Platz): Bei den Tests zu den Bildungsstandards in Mathematik aus 
dem Jahr 2012 war die Bildungsarmut zwar gering, Brandenburg wies jedoch einen sehr star-
ken Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und Bildungserfolg auf. Weiterhin fiel die Stu-
dienberechtigtenquote von ausländischen Schülern bei den berufsbildenden Schulen deutlich 
unterdurchschnittlich aus. Mit 1,6 Prozent erzielte Brandenburg hier im Jahr 2014 den schlech-
testen Wert aller Bundesländer (Bundesdurchschnitt: 9,5 Prozent). Ebenfalls unterdurchschnitt-
lich fiel zudem die Studienberechtigtenquote von ausländischen Jugendlichen an allgemein bil-
denden Schulen aus. In diesem Handlungsfeld schneidet Brandenburg jedoch bei dem Anteil 
der ausländischen Schulabgänger ohne Schulabschluss gut ab. In Brandenburg betrug im Jahr 
2014 die entsprechende Quote 5,6 Prozent. Dies war der beste Werte aller Bundesländer 
(Bundesdurchschnitt: 11,9 Prozent).  
 
Forschungsorientierung (BM 2016: 15. Platz): Im Handlungsfeld Forschungsorientierung nimmt 
Brandenburg den vorletzten Platz von allen Bundesländern ein. Der Nachholbedarf Branden-
burgs zeigt sich unter anderem bei der Habilitations- und Promotionsquote. Im Jahr 2014 wur-
den pro 100 Professoren 2,5 Habilitationsverfahren abgeschlossen (Bundesdurchschnitt: 3,7). 
Bei der Promotionsquote schneidet Brandenburg ebenfalls unterdurchschnittlich ab. Nur 4,5 
Prozent aller Abschlüsse an Hochschulen waren im Jahr 2014 Promotionen (Bundesdurch-
schnitt: 6,1 Prozent). Dies ist die niedrigste Promotionsquote aller Bundesländer. Mit 95.500 
Euro fallen schließlich auch die Forschungsausgaben pro Forscher im Jahr 2013 niedriger aus 
als im Bundesdurchschnitt (109.900 Euro). Ebenfalls niedriger als der Durchschnitt (46,1) sind 
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mit 38,6 die Forscher an Hochschulen je BIP in Mrd. Euro und auch die eingeworbenen Drittmit-
tel je Professor liegen in Brandenburg unter dem bundesdeutschen Durchschnitt. 
 
Hochschule und MINT (BM 2016: 15. Platz): Im Jahr 2014 lebten 219.000 Akademiker im er-
werbsfähigen Alter in Brandenburg. An den Hochschulen dieses Bundeslandes erreichten im 
selben Jahr knapp 9.600 Studenten einen Hochschulabschluss – eine Ersatzquote von 4,4 Pro-
zent. Brandenburg ist mit dieser Quote das Schlusslicht aller Bundesländer (Bundesdurch-
schnitt: 5,0 Prozent). Zudem weist Brandenburg relativ wenige duale Studenten auf. Mit 1,6 
dual Studierenden pro 1.000 19- bis 24-jährigen liegt Brandenburg ebenfalls auf dem letzten 
Platz aller Bundesländer (Durchschnitt: 11,8). Beim Anteil der Absolventen in Ingenieurwissen-
schaften an allen Hochschulabsolventen schneidet Brandenburg ebenso wie beim Anteil der 
Absolventen in Mathematik und Naturwissenschaften unterdurchschnittlich ab. Gemessen am 
FuE-Personal im Bundesland bildete Brandenburg im Jahr 2014 jedoch leicht überdurchschnitt-
lich viele MINT-Akademiker aus (BB: 18,7 Prozent; Durchschnitt: 18,6 Prozent). Der Anteil der 
Absolventen in Ingenieurwissenschaften an den sozialversicherungspflichtigen Ingenieuren fiel 
in Brandenburg mit 6,2 Prozent wiederum geringer aus als im bundesweiten Durchschnitt (7,5 
Prozent). Die Position Brandenburgs in diesem Handlungsfeld ist vor dem Hintergrund der gu-
ten Bewertung Berlins einzuordnen.  

 

Bremen 

Bremen schneidet in den einzelnen Handlungsfeldern sehr unterschiedlich ab. Stärken weist 
das Bundesland mit Platz 1 im Bereich Hochschule und MINT, bei der Zeiteffizienz (1. Platz) 
und beim Handlungsfeld berufliche Bildung (4. Platz) auf. Verbesserungsbedarf besteht weiter-
hin bei der Ausgabenpriorisierung, bei der Bekämpfung von Bildungsarmut und der Sicherung 
der Schulqualität (s. Abbildung 4-6). 
 
Hochschule und MINT (BM 2016: 1. Platz): Die Bedeutung akademischer Bildung ist am Stand-
ort Bremen nach wie vor hoch. Im Jahr 2014 lebten 67.000 Akademiker im erwerbsfähigen Alter 
in Bremen. An den Hochschulen in Bremen erreichten im selben Jahr knapp 6.200 Studenten 
einen Hochschulabschluss – eine Ersatzquote von 9,2 Prozent, die weit über dem Bundes-
durchschnitt von 5,0 Prozent liegt. Bremen erreicht hier den Bestwert aller Bundesländer. Damit 
hat Bremen in großem Umfang zur Verringerung aktueller und künftiger Fachkräfteengpässe 
beigetragen. Auch beim Anteil der Absolventen an der 25- bis 40-jährigen Bevölkerung erzielt 
Bremen den besten Platz aller Bundesländer. Bremen ist auch für Studienanfänger aus ande-
ren Bundesländern sehr attraktiv. In Relation zur Zahl der Bremer Schulabsolventen, die ein 
Studium in einem anderen Bundesland aufnehmen, zieht Bremen hinter Sachsen die zweit-
meisten Studienanfänger aus anderen Bundesländern an. Den Spitzenwert aller Bundesländer 
erzielte Bremen auch beim Anteil der MINT-Wissenschaftler am wissenschaftlichen Personal. 
Bremen erreichte hier im Jahr 2014 einen Wert von 47,6 Prozent, während der Bundesdurch-
schnitt nur 37,4 Prozent betrug. Während der Anteil der Absolventen in den Ingenieurwissen-
schaften an allen Hochschulabsolventen in Bremen unterdurchschnittlich ausfiel, erreichte Bre-
men beim Anteil der Absolventen in Mathematik und in den Naturwissenschaften mit 19,4 Pro-
zent den zweitbesten Wert aller Bundesländer (Durchschnitt: 15,0 Prozent). Gemessen am 
FuE-Personal im Bundesland bildete Bremen im Jahr 2014 ebenfalls überdurchschnittlich viele 
MINT-Akademiker aus (HB: 23,9 Prozent; Durchschnitt: 18,6 Prozent). 
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Zeiteffizienz (BM 2016: 1. Platz): Bremen weist relativ wenig verspätet eingeschulte Kinder auf 
und ist bei der Umstellung der Studiengänge auf den Bachelorabschluss weit fortgeschritten. 
83,2 Prozent aller Studienanfänger beginnen in einem Bachelorstudiengang und Bremen weist 
damit den besten Wert aller Bundesländer auf (Durchschnitt: 74,5 Prozent). Überdurchschnitt-
lich gut schneidet Bremen auch bei dem Anteil vorzeitig aufgelöster Ausbildungsverträge an 
allen Ausbildungsverträgen ab (HB: 27,2 Prozent; Durchschnitt: 27,7 Prozent). Bei der Wieder-
holerquote in den Grundschulen weist Bremen einen höheren Wert auf als der Bundesdurch-
schnitt, bei der Wiederholerquote in der Sekundarstufe I verhält es sich jedoch umgekehrt. Die 
Wiederholerquote on der Sekundarstufe I beträgt in Bremen im Jahr 2014 1,3 Prozent und im 
Bundesdurchschnitt 2,6 Prozent. 
 
Abbildung 4-6: Bremen im Bildungsmonitor 2016 

 
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln 

 
Berufliche Bildung (BM 2016: 4. Platz): Trotz der Probleme in den Schulen sind die Vorausset-
zungen für den erfolgreichen Übergang von der Schule in den Beruf in Bremen relativ günstig. 
Das Land hatte gemessen an der Einwohnerzahl im entsprechenden Alter im Jahr 2015 die 
höchste Zahl an verfügbaren betrieblichen Ausbildungsplätzen. Die Ausbildungsstellenquote lag 
mit 86,9 Prozent deutlich über dem Bundesdurchschnitt von 66,1 Prozent. Bei der Quote der 
unversorgten Bewerber schneidet Bremen jedoch unterdurchschnittlich ab. Dafür schlossen 
sowohl die Auszubildenden (HB: 89,8 Prozent; Bundesdurchschnitt: 90,1 Prozent) als auch die 
Absolventen von Berufsfachschulen, Fachoberschulen und Fachschulen (HB: 84,5 Prozent; 
Durchschnitt: 79,6 Prozent) ihre Ausbildungsgänge im Jahr 2014 relativ häufig erfolgreich ab. 
Bei der Fortbildungsintensität schnitt Bremen ebenfalls überdurchschnittlich ab. Von 1.000 Per-
sonen aus der Kohorte der 25- bis 40-jährigen Personen beendeten 8,1 im Jahr 2014 erfolg-
reich eine Fortbildungsprüfung (Durchschnitt: 6,2). Dies ist hinter Bayern der zweitbeste Wert 
aller Bundesländer. 
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Schulqualität (BM 2016: 16. Platz): Bei der Überprüfung der Bildungsstandards von Neuntkläss-
lern im Jahr 2012 in Naturwissenschaften und Mathematik lag Bremen auf dem letzten Platz. 
Ähnlich schlechte Ergebnisse wurden auch bei der Überprüfung der Bildungsstandards von 
Viertklässlern im Jahr 2011 erreicht. Damit bestätigten sich die Schlussplatzierungen bei frühe-
ren PISA-Tests.  
 
Ausgabenpriorisierung (BM 2016: 16. Platz): Bremen weist Bildung im öffentlichen Ausgabe-
verhalten die niedrigste Priorität aller Bundesländer zu. Die Relation der Bildungsausgaben pro 
Teilnehmer zu den Gesamtausgaben der öffentlichen Haushalte pro Einwohner fällt insbeson-
dere im Bereich der Grundschulen, der allgemeinbildenden Schulen und bei den Teilzeitberufs-
schulen besonders gering aus. Bremen weist hier jeweils den schlechtesten Wert aller Bundes-
länder auf.   
 
Bildungsarmut (BM 2016: 15. Platz): Bei der Überprüfung der Bildungsstandards im Jahr 2012 
verfehlten 38,5 Prozent der Schüler die Mindeststandards in Mathematik für einen mittleren Ab-
schluss. Auch in den anderen Kompetenzfeldern (Naturwissenschaften und Lesen) wies Bre-
men unter den Neuntklässlern jeweils die höchste Risikogruppe auf. Hohe Risikogruppen sind 
auch unter den Viertklässlern zu verzeichnen. Damit bestätigen die neueren IQB-Erhebungen 
die Ergebnisse früherer PISA-Untersuchungen. Weiterhin fiel in Bremen die Schulabbrecher-
quote mit 5,9 Prozent im Jahr 2014 höher aus als im bundesweiten Durchschnitt (5,5 Prozent). 
Der Anteil erfolgreicher Absolventen an den Abgängern aus dem Berufsvorbereitungsjahr fiel in 
Bremen jedoch höher aus als im Bundesdurchschnitt. 
 
Internationalisierung (BM 2016: 13. Platz): In Bremen wiesen die Schüler unterdurchschnittliche 
Kompetenzen im Hören und im Lesen der englischen Sprache auf. Weiterhin fiel der Anteil der 
Grundschüler in Bremen, die im Jahr 2014 in Fremdsprachen unterrichtet wurden, mit 51,8 Pro-
zent geringer aus als der Durchschnitt über alle Bundesländer (67,5 Prozent). Der Anteil der 
Berufsschüler mit Fremdsprachenunterricht betrug im Jahr 2014 in Bremen 46,0 Prozent und 
fiel damit überdurchschnittlich aus (Bundesdurchschnitt: 32,8 Prozent).  
 
 
Hamburg 
 
Stärken weist die Hansestadt bei den Handlungsfeldern Internationalisierung (1. Platz) sowie 
Förderinfrastruktur (2. Platz), Forschungsorientierung (3. Platz), Inputeffizienz (4. Platz) sowie 
Betreuungsrelationen (4. Platz) auf. Verbesserungspotenzial besteht insbesondere in den Fel-
dern Schulqualität und Bildungsarmut (s. Abbildung 4-7).  
 
Internationalisierung (BM 2016: 1. Platz): Fast alle Grundschüler in Hamburg (99,6 Prozent) 
wurden im Jahr 2014 in Fremdsprachen unterrichtet. Damit liegt Hamburg nur knapp hinter 
Rheinland-Pfalz auf dem zweiten Platz (Bundesdurchschnitt: 67,5 Prozent). Der Anteil der Be-
rufsschüler mit Fremdsprachenunterricht betrug im Jahr 2014 in Hamburg 85,8 Prozent und fiel 
damit ebenfalls deutlich überdurchschnittlich aus (Bundesdurchschnitt: 32,8 Prozent). Gleichzei-
tig wiesen die Schüler überdurchschnittliche Kompetenzen im Hören der englischen Sprache 
auf, beim Lesen in der englischen Sprache schnitt Hamburg jedoch unterdurchschnittlich ab. 
 
Förderinfrastruktur (BM 2016: 2. Platz): 96,8 Prozent der Hamburger Grundschüler lernten im 
Jahr 2014 an einer offenen oder gebundenen Ganztagsschule (Bundesdurchschnitt: 32,9 Pro-



Institut der deutschen Wirtschaft Köln  Bildungsmonitor 2016  

Studie im Auftrag der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM) Seite 154 von 237 

zent). Damit steht Hamburg an der Spitze aller Bundesländer. Gleiches gilt für den Anteil der 
Schüler in der Sekundarstufe I, die ganztags betreut werden. Hier erreichte Hamburg 89,8 Pro-
zent (Bundesdurchschnitt: 39,6 Prozent). Weiterhin überstieg in Hamburg im Jahr 2015 der An-
teil des Personals mit einem akademischen Abschluss in den Kindertagesstätten mit 11,4 Pro-
zent den Durchschnittswert aller Bundesländer von 6,8 Prozent. Bei dem Anteil der Ungelernten 
am Personal in den Kindertageseinrichtungen schnitt Hamburg mit 4,3 Prozent jedoch unter-
durchschnittlich ab (Bundesdurchschnitt: 2,0 Prozent). Der Anteil der 3- bis 6-jährigen Kinder, 
die sich in einer Ganztagsbetreuung befinden, fiel in Hamburg leicht überdurchschnittlich aus. 
 
Forschungsorientierung (BM 2016: 3. Platz): Die relativ gute Platzierung Hamburgs zeigt sich 
unter anderem an den Forschungsausgaben pro Forscher an Hochschulen. Im Jahr 2013 er-
reicht Hamburg mit 123.300 Euro den besten Wert aller Bundesländer (Bundesdurchschnitt: 
109.900 Euro). Weiterhin zeichnet sich Hamburg durch eine überdurchschnittliche Habilitations- 
und Promotionsquote aus. Die Habilitationsquote betrug im Jahr 2014 in Hamburg 4,9 Prozent 
(Bundesdurchschnitt: 3,7 Prozent) und die Promotionsquote 6,6 Prozent (Bundesdurchschnitt: 
6,1 Prozent).  
 
Abbildung 4-7: Hamburg im Bildungsmonitor 2016 

 
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln 

 
Inputeffizienz (BM 2016: 4. Platz): In Hamburg wurden die Mittel für die Schulen relativ effizient 
eingesetzt. Das Verhältnis von Sachausgaben zu Personalausgaben an den allgemeinbilden-
den Schulen fiel im Jahr 2012 besonders günstig aus (HH: 44,2 Prozent; Bundesdurchschnitt: 
19,5 Prozent). Hier wurde sogar der Bestwert aller Bundesländer erzielt. An den Hochschulen 
konnte bei diesem Indikator mit 56,1 Prozent im Jahr 2014 ebenfalls ein überdurchschnittlicher 
Wert erzielt werden (Bundesdurchschnitt: 43,6 Prozent). Ein überdurchschnittlicher Wert wurde 
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auch beim Anteil des wissenschaftlichen Personals am Gesamtpersonal an Hochschulen erzielt 
(HH: 41,3 Prozent; Durchschnitt: 40,8 Prozent).  
 
Bildungsarmut (BM 2016: 14. Platz): Bei der Überprüfung der Bildungsstandards in Mathematik 
im Jahr 2012 verfehlten 28,3 Prozent der Schüler in Hamburg die KMK-Mindeststandards für 
einen mittleren Abschluss. Nur in Bremen, Berlin und Nordrhein-Westfalen war der Anteil an 
Risikoschülern noch höher. Relativ hoch war der Anteil der Risikoschüler auch bei der Überprü-
fung der Bildungsstandards der Viertklässler aus dem Jahr 2011. Zudem fiel der Anteil der er-
folgreichen Absolventen an den Abgängern aus dem Berufsvorbereitungsjahr im Jahr 2014 in 
Hamburg mit 56,4 Prozent leicht unterdurchschnittlich aus (Bundesdurchschnitt: 56,7 Prozent). 
Weiterhin hatten in Hamburg 4,8 Prozent der Schulabgänger des Jahres 2014 keinen Schulab-
schluss. Damit erzielte Hamburg bei diesem Indikator einen besseren Wert als der Bundes-
durchschnitt (5,5 Prozent).  
 
Schulqualität (BM 2016: 14. Platz): Bei der Überprüfung der Bildungsstandards von Neuntkläss-
lern im Jahr 2012 in Mathematik und Naturwissenschaften lag Hamburg auf dem viert- bzw. 
drittletzten Platz. Ähnlich schlechte Ergebnisse wurden auch bei der Überprüfung der Bildungs-
standards von Viertklässlern im Jahr 2011 erreicht. Damit bestätigten sich die hinteren Platzie-
rungen bei den früheren PISA-Erhebungen.  
 

Hessen 

Hessen schneidet in den untersuchten Handlungsfeldern unterschiedlich ab. Stärken weist 
Hessen bei den Handlungsfeldern Inputeffizienz (3. Platz), Förderinfrastruktur (5. Platz) und 
Integration (6. Platz) auf. Verbesserungsbedarf besteht insbesondere bei den Handlungsfeldern 
Schulqualität und Internationalisierung (s. Abbildung 4-8). 
 
Inputeffizienz (BM 2016: 3. Platz): Nur in Bayern und Baden-Württemberg verteilten sich die 
Lehrer im Jahr 2014 an den allgemeinbildenden Schulen gleichmäßiger über die verschiedenen 
Altersgruppen. Eine positive Tendenz kann auch bei den vorzeitigen Pensionierungen wegen 
Dienstunfähigkeit festgestellt werden. Entfielen im Jahr 2002 noch 53,3 Prozent der Eintritte in 
den Ruhestand auf die Dienstunfähigkeit, so sank diese Quote auf 7,3 Prozent im Jahr 2014 
(Bundesdurchschnitt: 11,3 Prozent). Damit musste das Land weniger Doppelausgaben für Vor-
ruheständler und Ersatzlehrer stemmen als noch zehn Jahre zuvor. Darüber hinaus investiert 
Hessen besonders viel in die beruflichen Schulen. Der Anteil der Investitionen in die beruflichen 
Schulen an den Gesamtausgaben ist mit 38,4 Prozent im Jahr 2012 in keinem anderen Bun-
desland so hoch wie in Hessen (Bundesdurchschnitt: 7,0 Prozent). Bei dem Anteil der Investiti-
onsausgaben an den Gesamtausgaben für die Hochschulen erreicht Hessen mit 11,7 Prozent 
ebenfalls einen überdurchschnittlichen Wert (Bundesdurchschnitt: 9,9 Prozent). 
 
Förderinfrastruktur (BM 2016: 5. Platz): 26,9 Prozent der hessischen Grundschüler lernten im 
Jahr 2014 an einer offenen oder gebundenen Ganztagsschule (Bundesdurchschnitt: 32,9 Pro-
zent). Damit schnitt Hessen etwas unterdurchschnittlich ab. Bei dem Anteil der Schüler in der 
Sekundarstufe I, die ganztags betreut werden, erreichte Hessen jedoch ein überdurchschnittli-
ches Ergebnis (HE: 53,8 Prozent; Bundesdurchschnitt: 39,6 Prozent). Überdurchschnittlich 
schnitt Hessen weiterhin beim Anteil der ganztags betreuten Kinder im Alter zwischen drei und 
sechs Jahren ab (HE: 48,0 Prozent; Bundesdurchschnitt: 43,7 Prozent). Weiterhin überstieg in 
Hessen der Anteil des Personals mit einem akademischen Abschluss in den Kindertagesstätten 
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im Jahr 2015 mit 11,5 Prozent den Durchschnittswert aller Bundesländer von 6,8 Prozent. Hes-
sen erzielte hier den besten Wert aller Bundesländer. Bei dem Anteil der Ungelernten am Per-
sonal in den Kindertageseinrichtungen schnitt Hessen mit 3,0 Prozent jedoch unterdurchschnitt-
lich ab (Bundesdurchschnitt: 2,0 Prozent). 
 
Abbildung 4-8: Hessen im Bildungsmonitor 2016 

 
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln 

 
Integration (BM 2016: 6. Platz): Bei den Tests zu den Bildungsstandards in Mathematik aus 
dem Jahr 2012 wies Hessen im Vergleich zu den anderen Bundesländern einen durchschnittli-
chen Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und Bildungserfolg auf. Besser als der Bun-
desdurchschnitt schnitt Hessen beim Anteil der ausländischen Schulabgänger ohne Abschluss 
ab (HE: 9,3 Prozent; Bundesdurchschnitt: 11,9 Prozent). Hessen erzielte hier den zweitbesten 
Wert aller Bundesländer. Weiterhin fiel die Studienberechtigtenquote von ausländischen Schü-
lern an allgemeinbildenden Schulen mit 14,3 Prozent höher aus als im Bundesdurchschnitt 
(12,4 Prozent). Deutlich überdurchschnittlich fiel zudem die Studienberechtigtenquote von aus-
ländischen Jugendlichen an berufsbildenden Schulen aus. Im Jahr 2014 erzielte Hessen hier 
einen Wert von 15,9 Prozent, während der Bundesdurchschnitt 9,5 Prozent betrug. 
Internationalisierung (BM 2016: 14. Platz): Relativ wenige Grundschüler wurden in Hessen 
(49,5 Prozent) im Jahr 2014 in Fremdsprachen unterrichtet. Damit liegt Hessen deutlich unter 
dem Bundesdurchschnitt von 67,5 Prozent. Der Anteil der Berufsschüler mit Fremdsprachenun-
terricht betrug im Jahr 2014 in Hessen 25,4 Prozent und fiel damit ebenfalls deutlich unter-
durchschnittlich aus (Bundesdurchschnitt: 32,8 Prozent). Beim Anteil der Bildungsausländer an 
den Studierenden befindet sich Hessen leicht unter dem Durchschnitt der Bundesländer (HE: 
8,6 Prozent, Bundesdurchschnitt: 9,1 Prozent). Gleichzeitig wiesen die Schüler insgesamt leicht 
überdurchschnittliche Kompetenzen im Hören und Lesen der englischen Sprache auf, die hes-
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sischen Gymnasiasten schnitten beim Lesen und Hören der englischen Sprache jedoch unter-
durchschnittlich ab. 
 
Schulqualität (BM 2016: 13. Platz): Bei der Überprüfung der Bildungsstandards von Neuntkläss-
lern im Jahr 2012 in Mathematik und Naturwissenschaften erzielte Hessen jeweils unterdurch-
schnittliche Ergebnisse. Dasselbe gilt auch für die Überprüfung der Bildungsstandards von 
Viertklässlern im Jahr 2011.  
 
Hochschule und MINT (BM 2016: 12. Platz): Verbesserungsbedarf gibt es in Hessen auch im 
Bereich Hochschule und MINT. Im Jahr 2014 lebten 772.000 Akademiker im erwerbsfähigen 
Alter in Hessen. An den Hochschulen in Hessen erreichten im selben Jahr knapp 36.100 Stu-
denten einen Hochschulabschluss – eine Ersatzquote von 4,7 Prozent, die unter dem Bundes-
durchschnitt von 5,0 Prozent liegt. Weiterhin bildete Hessen gemessen am FuE-Personal im 
Bundesland durchschnittlich viele MINT-Akademiker aus (HE: 18,7 Prozent; Durchschnitt: 18,6 
Prozent). Beim Anteil der Absolventen mit einem ingenieurwissenschaftlichen Studium an allen 
Absolventen erreicht Hessen mit 19,0 Prozent einen leicht unterdurchschnittlichen Wert (Bun-
desdurchschnitt: 20,0 Prozent). Der Anteil der Absolventen in Mathematik und Naturwissen-
schaften fiel leicht überdurchschnittlich aus. Beim Anteil der Absolventen mit einem ingenieur-
wissenschaftlichen Studium an den sozialversicherungspflichtig beschäftigten Ingenieuren er-
zielte Hessen genau den Durchschnittswert aller Bundesländer. Beim Anteil der MINT-
Wissenschaftler am wissenschaftlichen Personal erzielte Hessen einen Wert von 36,2 Prozent 
und befand sich damit wiederum unterhalb des bundesdeutschen Durchschnitts von 37,4 Pro-
zent. Schließlich weist Hessen auch relativ wenige dual Studierende auf. 
 
 
Mecklenburg-Vorpommern 
 
Positive Abweichungen vom bundesweiten Durchschnittswert lagen in Mecklenburg-
Vorpommern vor allem im Handlungsfeld Integration (5. Platz), Forschungsorientierung (6. 
Platz), berufliche Bildung (7. Platz) und bei der Förderinfrastruktur (7. Platz) vor. Unterdurch-
schnittlich schnitt Mecklenburg-Vorpommern vor allem bei der Zeiteffizienz (15. Platz), der Inpu-
teffizienz (14. Platz) und den Betreuungsrelationen (14. Platz) ab (s. Abbildung 4-9). 
 
Integration (BM 2016: 5. Platz): Bei den Tests zu den Bildungsstandards in Mathematik aus 
dem Jahr 2012 wies Mecklenburg-Vorpommern im Vergleich zu den anderen Bundesländern 
einen relativ geringen Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und Bildungserfolg auf. Et-
was schlechter als der Bundesdurchschnitt schnitt Mecklenburg-Vorpommern beim Anteil der 
ausländischen Schulabgänger ohne Abschluss ab (MV: 12,8 Prozent; Bundesdurchschnitt: 11,9 
Prozent). Die Studienberechtigtenquote von ausländischen Schülern bei den allgemeinbilden-
den Schulen fiel mit 13,5 Prozent höher aus als im Bundesdurchschnitt (12,4 Prozent).  
 
Berufliche Bildung (BM 2016: 7. Platz): Bezogen auf die Bevölkerung im entsprechenden Alter 
betrug das Angebot an betrieblichen Ausbildungsstellen im Jahr 2015 im Bundesdurchschnitt 
66,1 Prozent. Mecklenburg-Vorpommern erzielte mit 77,9 Prozent einen überdurchschnittlichen 
Wert. Die Quote der unversorgten Bewerber fiel in Mecklenburg-Vorpommern mit 10,0 Prozent 
leicht ungünstiger aus als im Durchschnitt der Bundesländer (9,8 Prozent). Die Absolventen von 
Berufsfachschulen, Fachoberschulen und Fachschulen schlossen verglichen mit anderen Län-
dern ihre Ausbildungsgänge im Jahr 2014 relativ häufig erfolgreich ab (MV: 93,8 Prozent; Bun-
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desdurchschnitt: 79,6 Prozent). Nachholbedarf gibt es bei dem Anteil der bestandenen Ab-
schlussprüfungen allerdings noch bei den Auszubildenden. Mit einer Quote von 84,7 Prozent 
erreicht Mecklenburg-Vorpommern hier den drittschlechtesten Wert aller Bundesländer (Durch-
schnitt: 90,1 Prozent). 
 
Abbildung 4-9: Mecklenburg-Vorpommern im Bildungsmonitor 2016 

 
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln 

 
Förderinfrastruktur (BM 2016: 7. Platz): Eine ausgebaute Förderinfrastruktur ist wichtig, um eine 
bessere soziale Teilhabe zu erreichen. Der Anteil der drei- bis sechsjährigen Kinder mit einem 
Ganztags-KITA-Platz lag im Jahr 2015 mit 66,5 Prozent deutlich über dem Bundesdurchschnitt 
von 43,7 Prozent. Bei Ganztagsangeboten der Sekundarstufe I wies Mecklenburg-Vorpommern 
im Jahr 2014 mit 75,6 Prozent ebenfalls einen besseren Wert auf als die meisten anderen Bun-
desländer (Durchschnitt: 39,6 Prozent). Deutlicher Nachholbedarf besteht jedoch noch bei den 
Ganztagsangeboten für Grundschüler. Mecklenburg-Vorpommern ist hier das Schlusslicht unter 
den Bundesländern. Weiterhin zeichnet sich Mecklenburg-Vorpommern im Jahr 2014 durch 
einen relativ niedrigen Anteil an ungelernten Mitarbeitern (1,2 Prozent) im Elementarbereich aus 
(Bundesdurchschnitt: 2,0 Prozent). Im Gegenzug ist jedoch die Akademikerquote im Elemen-
tarbereich relativ gering.  
 
Zeiteffizienz (BM 2016: 15. Platz): Besonders problematisch in Mecklenburg-Vorpommern ist, 
dass knapp 3.000 Ausbildungsverträge im Jahr 2014 vorzeitig aufgelöst wurden. Gemessen an 
den 7.850 neu abgeschlossenen Ausbildungsverträgen betrug die Abbruchquote also 38,0 Pro-
zent. Sie war damit die dritthöchste bundesweit (Durchschnitt: 27,7 Prozent). Nachholbedarf 
bestand auch noch bei der Umsetzung der Bologna-Beschlüsse an den Hochschulen. Während 
im Jahr 2014 im Bundesdurchschnitt 74,5 Prozent der Studienanfänger in den neuen Studien-
gängen eingeschrieben waren, lag der Anteil in Mecklenburg-Vorpommern mit 62,8 Prozent 
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deutlich niedriger. Leicht unterdurchschnittlich schnitt Mecklenburg-Vorpommern auch beim 
Durchschnittsalter der Erstabsolventen ab. Zudem fielen die Wiederholerquoten in den Grund-
schulen und der Sekundarstufe I höher aus als im bundesdeutschen Durchschnitt. So betrug 
die Wiederholerquote in der Sekundarstufe I im Jahr 2014 in Mecklenburg-Vorpommern 3,7 
Prozent und im Bundesdurchschnitt 2,6 Prozent. 
 
Inputeffizienz (BM 2016: 14. Platz): Im Handlungsfeld Inputeffizienz wird das negative Ergebnis 
vor allem von der unausgewogenen Altersstruktur der Lehrer getragen. Bei den allgemeinbil-
denden und bei den berufsbildenden Schulen weist Mecklenburg-Vorpommern jeweils den 
zweitschlechtesten Wert aller Bundesländer auf. Einen hinteren Rang belegt Mecklenburg-
Vorpommern im Jahr 2012 auch bei der Investitionsquote an den allgemeinbildenden Schulen. 
Mit 7,7 Prozent fällt der Anteil der Investitionen an den Gesamtausgaben geringer aus als im 
Bundesdurchschnitt (9,0 Prozent). An den Hochschulen war im Jahr 2014 die Sachmittelaus-
stattung gemessen am Personal mit 33,0 Prozent geringer als in den meisten anderen Ländern 
(Bundesdurchschnitt: 43,6 Prozent). Bei der Investitionsquote an den Hochschulen wies Meck-
lenburg-Vorpommern dagegen den besten Wert aller Bundesländer auf. Mit 37,9 Prozent fiel im 
Jahr 2014 der Anteil des wissenschaftlichen Personals am Gesamtpersonal wiederum geringer 
aus als im Bundesdurchschnitt (40,8 Prozent).  
 
Betreuungsbedingungen (BM 2016: 14. Platz): In Mecklenburg-Vorpommern kamen im Jahr 
2014 auf eine Betreuungsperson im Kindergarten 9,1 Kinder, während dies im Bundesdurch-
schnitt nur 6,3 Kinder waren. Auch auf einen Grundschullehrer sowie auf einen Lehrer in der 
Sekundarstufe II kamen in Mecklenburg-Vorpommern rechnerisch überdurchschnittlich viele 
Schüler. An den beruflichen Schulen war die Schüler-Lehrer-Relation ebenfalls ungünstiger als 
im Bundesdurchschnitt. Im Bundesdurchschnitt kommen auf einen Lehrer an Teilzeit-
Berufsschulen 34,7 Schüler, in Mecklenburg-Vorpommern sind es 36,1. Verbesserungsbedarf 
gibt es in Mecklenburg-Vorpommern auch bei der Anzahl der wöchentlichen Unterrichtsstun-
den. Bei den Unterrichtsstunden je Klasse wies Mecklenburg-Vorpommern an den Grundschu-
len (MV: 28,1; Durchschnitt: 30,3) im Jahr 2014 den zweitschlechtesten Wert aller Bundeslän-
der auf. Auch in der Sekundarstufe I liegen die wöchentlichen Unterrichtsstunden in Mecklen-
burg-Vorpommern unter dem Bundesdurchschnitt. Relativ gut schneidet Mecklenburg-
Vorpommern bei den Klassengrößen ab. 
 
 
Niedersachsen 
 
Besondere Stärken weist Niedersachsen in den Handlungsfeldern Zeiteffizienz, Ausgabenprio-
risierung und Inputeffizienz (jeweils 5. Platz) auf. Im Vergleich zu den anderen Bundesländern 
besteht vor allem Verbesserungsbedarf bei der Internationalisierung, im Bereich Hochschule 
und MINT und bei der Bildungsarmut (s. Abbildung 4-10).  
 
Zeiteffizienz (BM 2016: 5. Platz): Niedersachsen ist bezüglich der Umsetzung der Bologna-Ziele 
sehr weit fortgeschritten. Im Studienjahr 2014 waren bereits 82,9 Prozent aller Studienanfänger 
in Bachelorstudiengängen eingeschrieben (Bundesdurchschnitt: 74,5 Prozent). Nur in Bremen 
war der Umsetzungsprozess weiter vorangeschritten. Das Durchschnittsalter der Erstabsolven-
ten fiel in Niedersachsen mit 26,0 Jahren etwas niedriger aus als im Bundesdurchschnitt (26,4 
Jahre). Der Anteil der vorzeitig aufgelösten Ausbildungsverträge in Relation zu den Neuverträ-
gen betrug in Niedersachsen im Jahr 2014 27,6 Prozent und lag damit etwas unter dem Durch-
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schnittswert von 27,7 Prozent. Die Wiederholerquote an den Grundschulen in Niedersachsen 
lag auf einem durchschnittlichen Niveau, die Wiederholerquote in der Sekundarstufe I fiel höher 
aus als im Bundesdurchschnitt. 
 
Inputeffizienz (BM 2016: 5. Platz): Überdurchschnittlich fielen im Jahr 2012 auch die Investiti-
onsausgaben für die beruflichen Schulen aus. Mit 7,8 Prozent fällt der Anteil der Investitionen 
an den Gesamtausgaben höher aus als im Bundesdurchschnitt (7,0 Prozent). Bei den allgemein 
bildenden Schulen fällt weiterhin die Relation der Sach- zu den Personalausgaben positiv auf. 
Niedersachsen erzielt hier einen Wert von 18,4 Prozent und liegt damit deutlich über dem bun-
desdeutschen Durchschnitt von 11,3 Prozent. Besonders hoch ist in Niedersachsen im Jahr 
2014 mit 48,7 Prozent darüber hinaus der Anteil des wissenschaftlich-künstlerischen Personals 
am Gesamtpersonal der Hochschulen (Bundesdurchschnitt: 40,8 Prozent). Nur Bremen weist 
hier noch einen höheren Wert auf. 
 
Abbildung 4-10: Niedersachsen im Bildungsmonitor 2016 

 
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln 

 
Ausgabenpriorisierung (BM 2016: 5. Platz): Niedersachsen weist Bildung im öffentlichen Aus-
gabeverhalten im Vergleich zu den anderen Bundesländern die fünfthöchste Priorität zu. Die 
Relation der Bildungsausgaben pro Teilnehmer zu den Gesamtausgaben der öffentlichen 
Haushalte pro Einwohner fällt insbesondere im Hochschulbereich besonders gut aus. Nieder-
sachsen erzielt hier den zweitbesten Wert aller Bundesländer. Aber auch im Bereich der 
Grundschulen erzielt Niedersachsen einen deutlich besseren Wert als der Durchschnitt der 
Bundesländer. 
 
Internationalisierung (BM 2016: 16. Platz): In den meisten Indikatoren des Handlungsfeldes 
weist Niedersachsen unterdurchschnittliche Werte auf. Dies galt für das Jahr 2014 unter ande-
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rem für den Anteil der Grundschüler mit Fremdsprachenunterricht (NI: 50,8 Prozent; Durch-
schnitt: 67,5 Prozent). Der Anteil der Berufsschüler mit Fremdsprachenunterricht fiel dagegen 
leicht überdurchschnittlich aus. Aber auch der Anteil der Bildungsausländer an allen Studieren-
den fiel mit 7,4 Prozent im Jahr 2014 geringer aus als im gesamtdeutschen Durchschnitt (9,1 
Prozent). Die Englischkompetenzen der niedersächsischen Schüler fielen im Durchschnitt aller 
Schulen und auch an den Gymnasien unterdurchschnittlich aus. 
 
Hochschule und MINT (BM 2016: 14. Platz): In Relation zur Zahl der niedersächsischen Schul-
absolventen, die ein Studium in einem anderen Bundesland aufnehmen, zieht Niedersachsen 
die zweitwenigsten Studienanfänger aus anderen Bundesländern an. Gemessen am Anteil der 
akademischen Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter lag die Zahl der Hochschulabsolventen im 
Jahr 2014 mit 4,7 Prozent leicht unter dem Bundesdurchschnitt (5,0 Prozent). Ebenfalls unter-
durchschnittlich fielen auch die Ingenieurersatzquote sowie die F&E-Ersatzquote aus. Der Anteil 
der Absolventen eines ingenieurwissenschaftlichen Studiums an den sozialversicherungspflich-
tig beschäftigten Ingenieuren betrug in Niedersachen 6,9 und im Bundesdurchschnitt 7,5 Pro-
zent. Die entsprechenden Quoten für den Anteil der MINT-Absolventen am F&E-Personal be-
trugen 17,2 bzw. 18,6 Prozent. Mit 22,9 Prozent fiel der Anteil der Absolventen in Ingenieurwis-
senschaften an allen Hochschulabsolventen jedoch überdurchschnittlich aus (Bundesdurch-
schnitt: 20,0 Prozent). Der Anteil der Absolventen in Mathematik und Naturwissenschaften an 
allen Hochschulabsolventen fiel mit 14,4 Prozent dagegen unterdurchschnittlich aus (Bundes-
durchschnitt: 15,0 Prozent). Zudem weist Niedersachsen auch unterdurchschnittlich viele dual 
Studierende auf. 
 
Bildungsarmut (BM 2016: 12. Platz): Bei der Überprüfung der Bildungsstandards in Mathematik 
im Jahr 2012 verfehlten 24,8 Prozent der Schüler in Niedersachsen die KMK-Mindeststandards 
für einen mittleren Abschluss. Die Risikogruppe im Lesen betrug 9,7 Prozent. Zudem fiel der 
Anteil der erfolgreichen Absolventen an den Abgängern aus dem Berufsvorbereitungsjahr im 
Jahr 2014 in Niedersachsen mit 37,7 Prozent deutlich geringer aus als der Bundesdurchschnitt 
(56,7 Prozent). Nur Brandenburg erzielte bei diesem Indikator einen schlechteren Wert. Weiter-
hin hatten in Niedersachsen 4,9 Prozent der Schulabsolventen des Jahres 2014 keinen Schul-
abschluss. Damit erzielte Niedersachsen bei diesem Indikator einen besseren Wert als der 
Bundesdurchschnitt (5,5 Prozent).  
 

Nordrhein-Westfalen 

NRW schneidet in den untersuchten Handlungsfeldern unterschiedlich ab. Eine Stärke weist 
NRW bei den Handlungsfeldern Zeiteffizienz (4. Platz), Internationalisierung und Inputeffizienz 
(jeweils 6. Platz) auf. Verbesserungsbedarf gibt es in NRW vor allem in den Handlungsfeldern 
Betreuungsbedingungen, Bildungsarmut, Schulqualität, berufliche Bildung und Ausgabenpriori-
sierung von Bildung (s. Abbildung 4-11). 
 
Zeiteffizienz (BM 2016: 4. Platz): In NRW wurden im Jahr 2014 nur 1,8 Prozent der Grundschü-
ler verspätet eingeschult (Bundesdurchschnitt: 6,9 Prozent). Die Zeitverluste durch Klassenwie-
derholungen entsprachen dem Bundesdurchschnitt. Gemessen an der Anzahl der Neuverträge 
lösten im Jahr 2014 mit 26,5 Prozent weniger Jugendliche als im Bundesdurchschnitt vorzeitig 
ihren Ausbildungsvertrag auf (Bundesdurchschnitt: 27,7 Prozent). Mit 81,0 Prozent fiel im Jahr 
2014 außerdem der Anteil der Studienanfänger in einem Bachelorstudiengang an allen Studi-
enanfängern überdurchschnittlich hoch aus (Bundesdurchschnitt: 74,5 Prozent). Das Durch-
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schnittsalter der Erstabsolventen fiel dagegen etwas ungünstiger aus als im Bundesdurch-
schnitt. 
 
Internationalisierung (BM 2016: 6. Platz): In NRW wurden im Jahr 2014 mit einem Anteil von 
81,1 Prozent überdurchschnittlich viele Grundschüler in Fremdsprachen unterrichtet (Bundes-
durchschnitt: 67,5 Prozent). Der Anteil der Berufsschüler mit Fremdsprachenunterricht fiel da-
gegen unterdurchschnittlich aus. Nordrhein-Westfalen erreichte hier einen Wert von 26,7 Pro-
zent, während der Bundesdurchschnitt 32,8 Prozent betrug. Gleichzeitig wiesen die Schüler in 
NRW durchschnittliche Kompetenzen im Hören und Lesen der englischen Sprache auf.  
 
Abbildung 4-11: Nordrhein-Westfalen im Bildungsmonitor 2016 

 
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln 

 
Inputeffizienz (BM 2016: 6. Platz): Überdurchschnittlich fiel im Jahr 2012 die Relation der Sach-
ausgaben zu den Personalausgaben an den allgemein bildenden Schulen aus. Nordrhein-
Westfalen erzielte hier mit 20,3 Prozent den drittbesten Wert aller Bundesländer (Bundesdurch-
schnitt: 11,3 Prozent). Die Neuzugänge zu den Versorgungsempfängern aufgrund von Dienst-
unfähigkeit fielen in Nordrhein-Westfalen unterdurchschnittlich aus. Auch beim Altersstrukturin-
dex der Lehrer an beruflichen Schulen schnitt Nordrhein-Westfalen besser ab als der Durch-
schnitt der Bundesländer. Bei den Hochschulen fällt weiterhin die Relation der Sach- zu den 
Personalausgaben positiv auf. Nordrhein-Westfalen erzielt hier mit 56,7 Prozent den besten 
Wert aller Bundesländer (Bundesdurchschnitt: 43,6 Prozent).  
 
Berufliche Bildung (BM 2016: 16. Platz): Die schlechte Platzierung NRWs liegt vor allem an den 
beruflichen Vollzeitschulen. Der Anteil erfolgreicher Absolventen an allen Abgängern von Be-
rufsfachschulen, Fachoberschulen und Fachschulen betrug im Jahr 2014 nur 64,3 Prozent. 
Damit bildet NRW bei diesem Indikator in Deutschland das Schlusslicht (Bundesdurchschnitt: 
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79,6 Prozent). Auch bei der Anzahl der Fortbildungsprüfungen gemessen an der Bevölkerung 
im Alter zwischen 25 und 40 Jahren liegt NRW im Jahr 2014 mit 5,1 Prüfungen pro 1.000 Per-
sonen unter dem Bundesdurchschnitt von 6,2. Im Jahr 2015 standen in NRW rechnerisch für 
62,0 Prozent der Bevölkerung im entsprechenden Alter betriebliche Ausbildungsstellen zur Ver-
fügung. Obwohl NRW eine überdurchschnittliche Ausbildungs- und Ausbildungsbetriebsquote 
aufweist, lag diese Quote unterhalb des Bundesdurchschnitts von 66,1 Prozent, ist aber in den 
letzten Jahren zumindest gestiegen (NRW 2003: 54,9 Prozent). Auch bei der Quote an unver-
sorgten Bewerbern schneidet NRW ungünstiger ab als der Bundesdurchschnitt. Die entspre-
chende Quote beträgt in NRW 12,1 Prozent und im Bundesdurchschnitt 9,8 Prozent. Die Er-
folgsquoten in der dualen Ausbildung sind durchschnittlich (NRW: 89,2 Prozent; Bundesdurch-
schnitt: 90,1 Prozent).   
 
Betreuungsbedingungen (BM 2016: 16. Platz): Die Betreuungsrelationen an Schulen und Hoch-
schulen in NRW sind seit Jahren im Bundesvergleich sehr ungünstig. Im Jahr 2014 bestanden 
an den allgemeinbildenden Schulen der Sekundarstufe I (ohne Gymnasien), an den Teilzeit-
Berufsschulen und an den Universitäten die schlechtesten Betreuungsrelationen in Deutsch-
land. Allerdings konnten in den letzten Jahren deutliche Verbesserungen erzielt werden. So hat 
sich beispielsweise zwischen den Jahren 2005 und 2014 die Schüler-Lehrer-Relation an den 
allgemeinbildenden Schulen der Sekundarstufe I von 17,4 auf 14,7 verbessert (Bundesdurch-
schnitt: 13,6). Das ungünstigste zahlenmäßige Verhältnis existiert auch weiterhin an den Hoch-
schulen. Auf eine Lehrkraft (Professor, Dozent, Lehrbeauftragter) kamen im Jahr 2014 rechne-
risch 25,5 Studierende (Bundesdurchschnitt: 17,1). Neun Jahre zuvor waren es allerdings noch 
29,5. Auch bei den Klassengrößen schneidet Nordrhein-Westfalen nicht gut ab. Jeweils in den 
Grundschulen und den allgemeinbildenden Schulen der Sekundarstufe I (ohne Gymnasien) 
weist Nordrhein-Westfalen die größten Klassen aller Bundesländer auf. So beträgt die durch-
schnittliche Klassengröße an den Grundschulen in NRW 23,1 und im Bundesdurchschnitt 20,7 
Schüler. 
 
Bildungsarmut (BM 2016: 13. Platz): Bei der Bildungsarmut schneiden nur die Stadtstaaten 
schlechter als NRW ab. Bei der Überprüfung der Bildungsstandards in Mathematik im Jahr 
2012 verfehlten 30,6 Prozent der Schüler in NRW die KMK-Mindeststandards für einen mittle-
ren Abschluss. Nur in Bremen und Berlin war der Anteil an Risikoschülern noch höher. Relativ 
hoch war der Anteil der Risikoschüler auch bei der Überprüfung der Bildungsstandards der 
Viertklässler aus dem Jahr 2011. Bei dem Anteil der Schulabgänger ohne Abschluss erreichte 
NRW mit 5,5 Prozent genau den Durchschnittswert aller Bundesländer. Deutlich unterdurch-
schnittlich schnitt NRW beim Anteil erfolgreicher Absolventen aus dem Berufsvorbereitungsjahr 
ab. NRW erreichte hier nur einen Wert von 39,1 Prozent, während der Bundesdurchschnitt 56,7 
Prozent betrug.  
 
 
Rheinland-Pfalz 
 
Rheinland-Pfalz schneidet in den meisten der 12 Handlungsfelder durchschnittlich ab. Stärken 
bestehen bei der Integration (2. Platz) und bei der Internationalisierung (3. Platz). Der größte 
Verbesserungsbedarf im Vergleich zu den anderen Ländern ist im Bereich der Forschungsori-
entierung festzustellen (s. Abbildung 4-12). 
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Integration (BM 2016: 2. Platz): Der Zusammenhang zwischen Bildungserfolg und sozialer Her-
kunft der Schüler ist weniger eng als in den meisten anderen Bundesländern. Bei den Tests zu 
den Bildungsstandards im Jahr 2012 zeigte sich, dass der Einfluss des sozialen Hintergrunds 
der Eltern für die Mathematikleistungen der Kinder deutlich geringer war und die Ergebnisse 
damit besser als im Bundesdurchschnitt ausfielen. Weiterhin erreichten im Jahr 2014 in Rhein-
land-Pfalz 11,0 Prozent der ausländischen Schulabsolventen keinen Abschluss. Damit erzielte 
Rheinland-Pfalz einen besseren Wert als der Durchschnitt der Bundesländer (Bundesdurch-
schnitt: 11,9 Prozent). Die Studienberechtigtenquoten von ausländischen Jugendlichen an all-
gemeinbildenden Schulen und an beruflichen Schulen fielen dagegen schlechter aus als im 
bundesdeutschen Durchschnitt. Die entsprechenden Werte betragen in Rheinland-Pfalz 10,3 
bzw. 8,4 Prozent und im bundesdeutschen Durchschnitt 12,4 bzw. 9,5 Prozent. 
 
Abbildung 4-12: Rheinland-Pfalz im Bildungsmonitor 2016 

 
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln 

 
Internationalisierung (BM 2016: 3. Platz): Alle Grundschüler in Rheinland-Pfalz wurden im Jahr 
2014 in Fremdsprachen unterrichtet. Damit liegt Rheinland-Pfalz an der Spitze der Bundeslän-
der (Bundesdurchschnitt: 67,5 Prozent). Dagegen wies Rheinland-Pfalz bei den Berufsschulen 
mit 22,1 Prozent einen unterdurchschnittlichen Anteil an Schülern mit Fremdsprachenunterricht 
auf (Bundesdurchschnitt: 32,8 Prozent). Auch der Anteil der Bildungsausländer an allen Studie-
renden war im Jahr 2014 mit 7,1 Prozent unterdurchschnittlich (Bundesdurchschnitt: 9,1 Pro-
zent). Die Überprüfung der Bildungsstandards der Neuntklässler aus dem Jahr 2009 hat erge-
ben, dass die Schüler und Schülerinnen in Rheinland-Pfalz beim Lesen und Hörverständnis in 
Englisch kompetenter als in vielen anderen Bundesländern waren. 
 
Forschungsorientierung (BM 2016: 16. Platz): Die Hochschulen in Rheinland-Pfalz sind im nati-
onalen Vergleich eher forschungsschwach. Das Volumen der eingeworbenen Drittmittel war im 
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Jahr 2013 gemessen an der Anzahl der Professoren das Geringste in allen Bundesländern. In 
Rheinland-Pfalz betrugen die Drittmittel je Professor 87.300 Euro und im Bundesdurchschnitt 
lagen sie bei 144.000. Bei der Anzahl der Forscher an Hochschulen bezogen auf das BIP in 
Mrd. Euro belegt Rheinland-Pfalz den drittletzten Platz (RP: 37,4; Bundesdurchschnitt: 46,1). 
Weiterhin wurden im Jahr 2014 nur 2,3 Habilitationsverfahren gemessen pro 100 Professoren 
abgeschlossen (Bundesdurchschnitt: 3,7). Auch die Promotionsquote fiel im Jahr 2014 unter-
durchschnittlich aus. Rheinland-Pfalz belegte bei diesem Indikator mit 4,7 Prozent den vorletz-
ten Platz (Bundesdurchschnitt: 6,1 Prozent). Bei den Forschungsausgaben pro Forscher an 
Hochschulen schnitt Rheinland-Pfalz dagegen leicht überdurchschnittlich ab (RP: 114.000 Euro; 
Durchschnitt: 109.900 Euro).  
 
Förderinfrastruktur (BM 2016: 13. Platz): Verbesserungsbedarf besteht in Rheinland-Pfalz auch 
bei der Förderinfrastruktur. Der Anteil der Schüler an Ganztagsschulen im Sekundarbereich I an 
allen Schülern lag im Jahr 2014 in Rheinland-Pfalz bei 18,7 Prozent und damit deutlich unter 
dem Bundesdurchschnitt von 39,6 Prozent. Die Ganztagsquote der Grundschüler fiel mit 31,4 
Prozent ebenfalls unterdurchschnittlich aus (Bundesdurchschnitt: 32,9 Prozent). Der Anteil der 
Kinder im Alter zwischen drei und sechs Jahren in einer Ganztagsbetreuung war im Jahr 2015 
in Rheinland-Pfalz mit 49,6 Prozent höher als im Bundesdurchschnitt (43,7 Prozent). Wieder 
geringer als der Bundesdurchschnitt war im Jahr 2015 der Anteil des hochqualifizierten Perso-
nals am Gesamtpersonal in Kindertageseinrichtungen (RP: 5,3 Prozent; Bundesdurchschnitt: 
6,8 Prozent).  
 
Betreuungsbedingungen (BM 2016: 12. Platz): Die Betreuungsrelationen sind in Rheinland-
Pfalz in den verschiedenen Bildungsstufen sehr unterschiedlich. Während in Kindergärten und 
Grundschulen bessere Betreuungsrelationen erreicht werden als im Bundesdurchschnitt, gibt es 
in der Sekundarstufe I und an den beruflichen Schulen noch Verbesserungsbedarf. Im Jahr 
2014 erzielte Rheinland-Pfalz in der Sekundarstufe I an den Gymnasien eine Schüler-Lehrer-
Relation von 17,0, während diese im Bundesdurchschnitt 15,0 betrug. Auch an den Hochschu-
len fiel im Jahr 2014 die Relation von Betreuern zu Studierenden mit 20,6 schlechter aus als im 
bundesdeutschen Durchschnitt (17,1). Bei den Unterrichtsstunden je Klasse schneidet Rhein-
land-Pfalz in der Sekundarstufe I an den Gymnasien unterdurchschnittlich ab (RP: 34,7; Durch-
schnitt: 37,0). Verbesserungspotenzial hinsichtlich der Unterrichtsstunden gibt es auch bei den 
beruflichen Schulen. Bei der Klassengröße schneidet Rheinland-Pfalz durchschnittlich bis über-
durchschnittlich ab. Besonders hervorzuheben ist das gute Abschneiden bei der Klassengröße 
in den Grundschulen. Rheinland-Pfalz erreicht hier im Jahr 2014 mit 18,3 den besten Wert aller 
Bundesländer (Durchschnitt: 20,7).  
 
Berufliche Bildung (BM 2016: 11. Platz): Im Jahr 2015 standen in Rheinland-Pfalz rechnerisch 
für 61,8 Prozent der Bevölkerung im entsprechenden Alter betriebliche Ausbildungsstellen zur 
Verfügung. Dieser Wert ist unterdurchschnittlich (Bundesdurchschnitt: 66,1 Prozent), hat sich 
aber in den letzten Jahren erhöht (2003: 58,9 Prozent). Der Anteil der unversorgten Bewerber 
fällt mit 9,7 Prozent etwas niedriger aus als im bundesdeutschen Durchschnitt (9,8 Prozent). 
Die Erfolgsquote in der dualen Ausbildung beträgt in Rheinland-Pfalz im Jahr 2014 89,4 Prozent 
und fällt damit leicht unterdurchschnittlich aus (Bundesdurchschnitt: 90,1 Prozent). Der Anteil 
erfolgreicher Absolventen an allen Abgängern von Berufsfachschulen, Fachoberschulen und 
Fachschulen fällt jedoch überdurchschnittlich aus. Bei der Anzahl der Fortbildungsprüfungen 
gemessen an der Bevölkerung im Alter zwischen 25 und 40 Jahren liegt Rheinland-Pfalz im 
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Jahr 2014 mit 5,2 Prüfungen pro 1.000 Personen ebenfalls unter dem Bundesdurchschnitt von 
6,2. 
 

Saarland 

Positive Abweichungen vom bundesweiten Durchschnittswert lagen im Saarland vor allem bei 
der Integration (1. Platz), bei der Zeiteffizienz, im Bereich Hochschule/MINT und im Bereich der 
Forschungsorientierung (jeweils 7. Platz) vor. Verbesserungsbedarf gibt es hauptsächlich bei 
der Ausgabenpriorisierung (13. Platz), der Inputeffizienz und der Förderinfrastruktur (jeweils 12. 
Platz) (s. Abbildung 4-13).  
 
Abbildung 4-13: Saarland im Bildungsmonitor 2016 

 
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln 

 
Integration (BM 2016: 1. Platz): Der Zusammenhang zwischen Bildungserfolg und sozialer Her-
kunft der Schüler ist weniger eng als in den meisten anderen Bundesländern. So erlangten im 
Jahr 2014 mit 17,1 Prozent überdurchschnittlich viele Jugendliche mit einer ausländischen 
Staatsangehörigkeit an beruflichen Schulen die Studienberechtigung (Bundesdurchschnitt: 9,5 
Prozent). Die Studienberechtigtenquote von ausländischen Jugendlichen an allgemeinbilden-
den Schulen fiel mit 13,3 Prozent ebenfalls überdurchschnittlich aus (Durchschnitt: 12,4 Pro-
zent). Weiterhin erreichten im Saarland im Jahr 2014 10,6 Prozent der ausländischen Schulab-
gänger keinen Abschluss. Damit erzielte das Saarland wiederum einen besseren Wert als der 
Bundesdurchschnitt (11,9 Prozent). Bei den Tests zu den Bildungsstandards im Jahr 2012 zeig-
te sich, dass der Einfluss des sozialen Hintergrunds der Eltern für die Mathematikleistungen der 
Kinder geringer war und die Ergebnisse damit besser als im Bundesdurchschnitt ausfielen. 
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Zeiteffizienz (BM 2016: 7. Platz): Die Wiederholerquote in der Sekundarstufe I lag im Jahr 2014 
im Saarland mit 1,7 Prozent unterhalb des Bundesdurchschnitts von 2,6 Prozent. Die Wiederho-
lerquote bei den Grundschülern fiel mit 0,3 Prozent ebenfalls besser aus als der Bundesdurch-
schnitt. Auch beim Durchschnittsalter der Erstabsolventen schnitt das Saarland mit 26,1 Jahren 
im Jahr 2014 besser ab als der Bundesdurchschnitt (26,4 Jahre). Verbesserungsbedarf gibt es 
im Saarland noch bei dem Anteil der Studienanfänger in einem Bachelorstudiengang und bei 
dem Anteil der vorzeitig aufgelösten Ausbildungsverträge. 
 
Ausgabenpriorisierung (BM 2016: 13. Platz): Das Saarland weist Bildung im öffentlichen Aus-
gabeverhalten im Vergleich zu anderen Bundesländern eher eine geringere Priorität zu. Die 
Relation der Bildungsausgaben pro Teilnehmer zu den Gesamtausgaben der öffentlichen 
Haushalte pro Einwohner fällt im Bereich der Grundschulen, bei den allgemein bildenden Schu-
len und den beruflichen Schulen unterdurchschnittlich aus. Bei den Vollzeit- sowie bei den Teil-
zeitberufsschulen erzielt das Saarland jeweils den zweitschlechtesten Wert aller Bundesländer. 
Überdurchschnittlich schneidet das Saarland jedoch bei der Relation der Bildungsausgaben pro 
Teilnehmer im Hochschulbereich zu den Gesamtausgaben der öffentlichen Haushalte ab. 
 
Inputeffizienz (BM 2016: 12. Platz): Im Jahr 2014 verzeichnete das Saarland eine relativ hohe 
Quote bei den Versorgungszugängen wegen Dienstunfähigkeit. Im Saarland betrug diese Quo-
te 20,3 Prozent und lag damit fast doppelt so hoch wie im Länderdurchschnitt (11,3 Prozent). 
Den letzten Platz aller Bundesländer belegte das Saarland bei dem Anteil des wissenschaftli-
chen Personals am Gesamtpersonal der Hochschulen. Das Saarland erreichte einen Wert von 
33,9 Prozent (Bundesdurchschnitt: 40,8 Prozent). Ebenfalls relativ gering fiel die Investitions-
quote an den Hochschulen aus. Mit 5,0 Prozent lag das Saarland auch hier im Jahr 2014 deut-
lich unter dem Bundesdurchschnitt von 9,9 Prozent. Leicht unterdurchschnittlich schnitt das 
Saarland im Jahr 2014 zudem bei dem Deckungsbeitrag der Drittmittel für die Hochschulausga-
ben ab. Im Bundesdurchschnitt wird bei diesem Indikator im Jahr 2014 eine Quote von 22,0 
Prozent erreicht, das Saarland weist 21,6 Prozent auf. Unterdurchschnittlich fiel im Saarland 
auch das Verhältnis von Sachausgaben zu den Personalausgaben an den allgemeinbildenden 
und an den berufsbildenden Schulen aus. Auch der Anteil der Investitionsausgaben für berufli-
che Schulen im Verhältnis zu den Gesamtausgaben fiel im Saarland im Jahr 2012 mit 3,4 Pro-
zent relativ gering aus (Durchschnitt: 7,0 Prozent). Besser stellte sich hier die Situation bei den 
allgemeinbildenden Schulen dar. 
 
Förderinfrastruktur (BM 2016: 12. Platz): Verbesserungsbedarf gibt es im Saarland auch bei der  
Förderinfrastruktur. Vor allem beim Anteil der Schüler an Ganztagschulen im Sekundarbereich I 
erzielte das Saarland einen deutlich unterdurchschnittlichen Wert. Während im Bundesdurch-
schnitt 39,6 Prozent aller Kinder im Sekundarbereich I ganztags betreut werden, waren es im 
Jahr 2014 im Saarland erst 18,0 Prozent. Beim Anteil der Grundschüler an öffentlichen Ganz-
tagschulen schnitt das Saarland mit 43,7 Prozent jedoch überdurchschnittlich ab (Bundes-
durchschnitt: 32,9 Prozent). Leicht überdurchschnittlich schnitt das Saarland mit 46,2 Prozent 
auch beim Anteil der ganztags betreuten Kinder im Alter zwischen drei und sechs Jahren ab 
(Bundesdurchschnitt: 43,7 Prozent). Den schlechtesten Wert aller Bundesländer erzielte das 
Saarland jedoch beim Anteil des hochqualifizierten Personals am Gesamtpersonal in Kinderta-
geseinrichtungen. Im Jahr 2015 wies das Saarland hier einen Wert von 3,6 Prozent auf, wäh-
rend der Bundesdurchschnitt 6,8 Prozent betrug.  
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Sachsen 
 
Sachsen schneidet in den meisten der 12 untersuchten Handlungsfelder sehr gut ab. Besonde-
re Stärken weist Sachsen bei der Förderinfrastruktur, der Schulqualität, der Forschungsorientie-
rung (jeweils 1. Platz), der Bildungsarmut und im Bereich Hochschule und MINT (jeweils 2. 
Platz) auf. Verbesserungsbedarf besteht bei der Effizienz der eingesetzten Mittel und bei der 
Zeiteffizienz. Hier liegt Sachsen unter dem Bundesdurchschnitt (s. Abbildung 4-14).  
 
Förderinfrastruktur (BM 2016: 1. Platz): Um eine bessere soziale Teilhabe am Bildungssystem 
zu erreichen, ist es wichtig, eine hochwertige Infrastruktur zur individuellen Förderung der Kin-
der aufzubauen. Sachsen weist dabei hohe Ganztagsquoten in den Kindertageseinrichtungen 
und Grundschulen auf. So besuchten in Sachsen 85,6 Prozent der Grundschüler im Jahr 2014 
eine offene oder gebundene Ganztagsschule (Bundesdurchschnitt: 32,9 Prozent). Dies ist die 
zweithöchste Quote aller Bundesländer. Deutlich überdurchschnittlich fiel mit 72,8 Prozent auch 
der Anteil der Schüler an Ganztagsschulen im Sekundarbereich I aus (Bundesdurchschnitt: 
39,6 Prozent). Darüber hinaus wurden im Jahr 2015 von den Drei- bis Sechsjährigen 81,0 Pro-
zent der Kinder in Sachsen ganztägig betreut (Durchschnitt: 43,7 Prozent). Im Jahr 2015 hatten 
darüber hinaus 10,0 Prozent des Personals in Kindertageseinrichtungen einen Hochschulab-
schluss (viertbester Wert; Bundesdurchschnitt: 6,8 Prozent).  
 
Abbildung 4-14: Sachsen im Bildungsmonitor 2016 

 
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln 

 
Forschungsorientierung (BM 2016: 1. Platz): Sachsen trägt in hohem Maße zur Ausbildung des 
Forschernachwuchses bei. Dies zeigt sich unter anderem an den eingeworbenen Drittmitteln je 
Professor. Mit einem Wert von 235.500 Euro erzielt Sachsen den besten Wert aller Bundeslän-
der (Durchschnitt: 144.000 Euro). Die Forschungsorientierung Sachsens wird auch an der An-
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zahl der Forscher an Hochschulen bezogen auf das BIP deutlich. Hier belegt Sachsen den 
zweiten Platz aller Bundesländer. Bei den F&E-Ausgaben je Forscher an Hochschulen belegt 
Sachsen jedoch den letzten Platz aller Bundesländer. Die Habilitationsquote fällt in Sachsen mit 
4,0 Prozent leicht überdurchschnittlich aus (Bundesdurchschnitt: 3,7 Prozent). Gleiches gilt für 
die Promotionsquote (SN: 6,4 Prozent; Bundesdurchschnitt: 6,1 Prozent). 
 
Bildungsarmut (BM 2016: 2. Platz): Die guten Bedingungen zur Verbesserung der sozialen 
Teilhabe machen sich beim Ziel der Vermeidung von Bildungsarmut bezahlt. Beim Mathematik-
test der KMK im Jahr 2012 wurde die niedrigste Risikogruppe aller Bundesländer erreicht. Die 
niedrigsten Risikogruppen wies Sachsen außerdem bei der Lernstandserhebung der Viertkläss-
ler aus dem Jahr 2011 auf. Verbesserungspotenzial besteht jedoch noch bei der Schulabbre-
cherquote. Diese betrug im Jahr 2014 in Sachsen 8,4 Prozent, während sie im Bundesdurch-
schnitt 5,5 Prozent betrug. Beim Anteil der erfolgreichen Absolventen an den Abgängern aus 
dem Berufsvorbereitungsjahr steht Sachsen dagegen an der Spitze aller Bundesländer. 
 
Hochschule und MINT (BM 2016: 2. Platz): Die Akademikerersatzquote in Sachsen lag im Jahr 
2014 mit 5,9 Prozent über dem Bundesdurchschnitt von 5,0 Prozent. Sachsen ist dabei für Stu-
dierende aus anderen Bundesländern sehr attraktiv. In Relation zur Zahl der sächsischen 
Schulabsolventen, die ein Studium in einem anderen Bundesland aufnehmen, zieht Sachsen 
die meisten Studienanfänger aus anderen Bundesländern an. Weiterhin wies Sachsen über-
durchschnittlich viele Studenten in dualen Studiengängen auf. Das Geschäftsmodell Deutsch-
land basiert auf exportstarken Hochtechnologiebranchen. Daher ist es wichtig, genügend Fach-
kräfte im Bereich MINT auszubilden. Auf 100 sozialversicherungspflichtig beschäftigte Ingenieu-
re in Sachsen kamen im Jahr 2014 rund 10,8 neue Ingenieurabsolventen – im Bundesdurch-
schnitt betrug die Ersatzquote nur 7,5 Prozent. Auch beim Anteil der MINT-Absolventen an den 
F&E-Beschäftigten schnitt Sachsen mit 22,7 Prozent überdurchschnittlich ab (Bundesdurch-
schnitt: 18,6 Prozent). Basis dafür ist der hohe Anteil an Absolventen in den Ingenieurwissen-
schaften an allen Absolventen. Sachsen erreichte mit 30,1 Prozent (Bundesdurchschnitt: 20,0 
Prozent) den Spitzenwert im Bundesländervergleich. Unterdurchschnittlich fiel jedoch der Anteil 
der Absolventen in Mathematik und Naturwissenschaften an allen Absolventen aus. Beim Anteil 
der MINT-Wissenschaftler am wissenschaftlichen Personal schnitt Sachsen mit 45,0 Prozent 
hingegen wieder deutlich überdurchschnittlich ab (Bundesdurchschnitt: 37,4 Prozent). 
 
Inputeffizienz (BM 2016: 8. Platz): Verbesserungsbedarf besteht in Sachsen bei der Inputeffizi-
enz. Die Altersstruktur der Lehrer an den allgemeinbildenden Schulen blieb relativ unausgewo-
gen. Sachsen wies hier die vierthöchste Heterogenität auf. Schwächen weist Sachsen auch bei 
dem Verhältnis von Sachausgaben zu Personalausgaben auf. Sowohl bei den allgemeinbilden-
den als auch bei den beruflichen Schulen sowie bei den Hochschulen schneidet Sachsen bei 
diesem Indikator unterdurchschnittlich ab. So beträgt die Relation der Sachausgaben zu den 
Personalausgaben bei den Hochschulen im Jahr 2014 im Bundesdurchschnitt 43,6 Prozent. 
Sachsen wies jedoch nur einen Wert von 33,1 Prozent auf. Bei den beruflichen Schulen befin-
det sich darüber hinaus der Anteil der Investitionsausgaben an den gesamten Ausgaben unter 
dem Durchschnitt aller Bundesländer. Allerdings wird bei diesem Indikator bei den allgemeinbil-
denden Schulen der zweitbeste Wert aller Bundesländer erreicht. Am besten von allen Bundes-
ländern schneidet Sachsen bei dem Deckungsbeitrag der Drittmittel für die Hochschulausgaben 
ab. Sachsen erreicht hier einen Wert von 32,0 Prozent, während bundeweit 22,0 Prozent erzielt 
werden. 
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Zeiteffizienz (BM 2016: 12. Platz): Das relativ schlechte Abschneiden Sachsens in diesem 
Handlungsfeld lässt sich auf den geringen Anteil der Studienanfänger in einem Bachelorstudi-
engang zurückführen. Mit einem Anteil von 52,3 Prozent im Jahr 2014 weist Sachsen hier klar 
den schlechtesten Wert aller Bundesländer auf (Bundesdurchschnitt: 74,5 Prozent). Darüber 
hinaus fiel die Wiederholerquote in den Grundschulen leicht höher aus als im Bundesdurch-
schnitt, in der Sekundarstufe I war sie dafür geringer als im bundesweiten Durchschnitt. Beim 
Durchschnittsalter der Erstabsolventen schnitt Sachsen durchschnittlich ab. Weiterhin lösten 
gemessen an der Anzahl der Neuverträge im Jahr 2014 mit 29,4 Prozent mehr Jugendliche als 
im Bundesdurchschnitt vorzeitig ihren Ausbildungsvertrag auf (Bundesdurchschnitt: 27,7 Pro-
zent).  
 
 
Sachsen-Anhalt 
 
Stärken weist Sachsen-Anhalt vor allem bei der Schulqualität (3. Platz), der Ausgabenpriorisie-
rung (4. Platz), Betreuungsrelationen und Bildungsarmut (jeweils 5. Platz) auf. Handlungsbedarf 
besteht vorrangig bei der Integration, der Forschungsorientierung und der Inputeffizienz (s. Ab-
bildung 4-15).  
 
Abbildung 4-15: Sachsen-Anhalt im Bildungsmonitor 2016 

 
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln 

 
Schulqualität (BM 2016: 3. Platz): Aufgrund der sehr guten Ergebnisse bei den jüngsten Schul-
leistungstests in Mathematik und Naturwissenschaften erreicht Sachsen-Anhalt hinter Sachsen 
und Bayern Platz 3 bei der Schulqualität.  
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Ausgabenpriorisierung (BM 2016: 4 Platz): Sachsen-Anhalt weist Bildung im öffentlichen Aus-
gabeverhalten im Vergleich zu anderen Bundesländern eine eher hohe Priorität zu. Die Relation 
der Bildungsausgaben pro Teilnehmer zu den Gesamtausgaben der öffentlichen Haushalte pro 
Einwohner fällt im Bereich der Grundschulen und bei den allgemein bildenden Schulen beson-
ders hoch aus. Sachsen-Anhalt erreicht hier den dritten bzw. zweiten Platz aller Bundesländer. 
Überdurchschnittliche Werte werden auch bei den Teilzeit-Berufsschulen erzielt. Unterdurch-
schnittliche Werte erzielt Sachsen-Anhalt hingegen bei den beruflichen Vollzeitschulen und bei 
den Hochschulen. 
 
Betreuungsbedingungen (BM 2016: 5. Platz): Im Jahr 2014 kamen in Sachsen-Anhalt 14,2 
Grundschüler auf einen Lehrer. Dies ist die zweitbeste Betreuungsrelation in Deutschland 
(Bundesdurchschnitt: 16,3). An der Sekundarstufe I (ohne Gymnasium) war die Schüler-Lehrer-
Relation in Sachsen-Anhalt ebenfalls sehr gut. Auch hier wies Sachsen-Anhalt mit 10,7 einen 
deutlich besseren Wert auf als der Bundesdurchschnitt (13,6). Zudem erreichte Sachsen-Anhalt 
in anderen Bildungsstufen bessere Werte als im Bundesdurchschnitt, so an den Gymnasien der 
Sekundarstufe I, den Teilzeit-Berufsschulen und den Ganztags-Berufsschulen. In den Kinderta-
geseinrichtungen und an den Universitäten fielen die Betreuungsrelationen dagegen schlechter 
aus als im Durchschnitt. Darüber hinaus weist Sachsen-Anhalt im Jahr 2014 mit durchschnittlich 
19,0 Kindern pro Klasse an den Grundschulen die zweitkleinsten Klassen aller Bundesländer 
auf (Bundesdurchschnitt: 20,7). Auch in den anderen Bildungsstufen zeichnet sich Sachsen-
Anhalt durch eine relativ kleine Klassengröße aus. Die guten Werte sind jedoch vor dem Hinter-
grund der Altersstruktur der Lehrer und entsprechender Probleme bei der Besetzung freier Stel-
len zu relativieren (siehe Inputeffizienz). 
 
Inputeffizienz (BM 2016: 16. Platz): Im Handlungsfeld Inputeffizienz wird das negative Ergebnis 
in Sachsen-Anhalt vor allem von der unausgewogenen Altersstruktur der Lehrer insbesondere 
an allgemeinbildenden Schulen getragen. Sachsen-Anhalt bildet hier das Schlusslicht aller 
Bundesländer. Auch bei den beruflichen Schulen ist die Altersstruktur der Lehrer relativ unaus-
gewogen. Weiterhin war der Anteil des wissenschaftlichen Personals am Gesamtpersonal der 
Hochschulen im Jahr 2014 mit 34,8 Prozent geringer als im Durchschnitt der Bundesländer 
(40,8 Prozent). Unterdurchschnittlich fielen auch die Investitionsausgaben an den Gesamtaus-
gaben (Investitionsquote) für die Hochschulen, für die allgemeinbildenden und für die berufli-
chen Schulen aus. Die Investitionsquote an den beruflichen Schulen war im Jahr 2012 mit 1,7 
Prozent sogar die zweitgeringste von allen Bundesländern (Bundesdurchschnitt: 7,0 Prozent). 
Darüber hinaus war die Sachmittelausstattung gemessen am Personal geringer als bei den 
meisten anderen Ländern. Bei den allgemeinbildenden Schulen war Sachsen-Anhalt das 
Schlusslicht aller Bundesländer. An den Hochschulen betrug die Relation von Sachausgaben 
zu Personalausgaben in Sachsen-Anhalt 34,7 Prozent und im Bundesdurchschnitt 43,6 Pro-
zent. 
 
Integration (BM 2016: 14. Platz): Der Zusammenhang zwischen Bildungserfolg und sozialer 
Herkunft der Schüler ist enger als in den meisten anderen Bundesländern. So erlangten im Jahr 
2014 mit 2,8 Prozent unterdurchschnittlich viele Jugendliche mit einer ausländischen Staatsan-
gehörigkeit an beruflichen Schulen die Studienberechtigung (Bundesdurchschnitt: 9,5 Prozent). 
Die Studienberechtigtenquote von ausländischen Jugendlichen an allgemeinbildenden Schulen 
war sogar die schlechteste aller Bundesländer. Im Jahr 2014 betrug diese in Sachsen-Anhalt 
3,7 Prozent und im Durchschnitt aller Bundesländer 12,4 Prozent. Zudem erreichten im Jahr 
2014 in Sachsen-Anhalt 20,4 Prozent der ausländischen Schulabsolventen keinen Abschluss 
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(Bundesdurchschnitt: 11,9 Prozent). Bei den Tests zu den Bildungsstandards im Jahr 2012 
zeigte sich jedoch, dass der Einfluss des sozialen Hintergrunds der Eltern auf die Mathema-
tikleistungen der Kinder geringer war und die Ergebnisse damit leicht besser als im Bundes-
durchschnitt ausfielen. 
 
Forschungsorientierung (BM 2016: 12. Platz): Das Volumen der eingeworbenen Drittmittel lag 
im Jahr 2013 gemessen an der Anzahl der Professoren mit 112.100 Euro deutlich unter dem 
Bundesdurchschnitt (144.000 Euro). Die Promotionsquote fiel in Sachsen-Anhalt im Jahr 2014 
ebenfalls unterdurchschnittlich aus (ST: 5,4 Prozent; Bundesdurchschnitt: 6,1 Prozent). Dage-
gen schnitt Sachsen-Anhalt bei der Habilitationsquote leicht überdurchschnittlich ab. Unter-
durchschnittlich schneidet Sachsen-Anhalt allerdings weiterhin bei den Forschungsausgaben 
pro Forscher an Hochschulen ab. Während hier im Bundesdurchschnitt ein Wert von 109.900 
Euro erreicht wurde, erzielte Sachsen-Anhalt nur einen Wert von 97.700 Euro. 
 

Schleswig-Holstein 

Schleswig-Holstein schneidet in den untersuchten Handlungsfeldern unterschiedlich ab. Stär-
ken weist Schleswig-Holstein bei den Handlungsfeldern Zeiteffizienz (Platz 2) und Bildungsar-
mut (Platz 6) auf. Verbesserungsbedarf besteht insbesondere im Bereich Hochschule und 
MINT, bei der Internationalisierung, der Förderinfrastruktur, bei der beruflichen Bildung, bei den 
Betreuungsbedingungen und bei der Forschungsorientierung (s. Abbildung 4-16). 
 
Zeiteffizienz (BM 2016: 2. Platz): Bei der Umsetzung des Bologna-Prozesses ist das Land rela-
tiv weit vorangekommen. Im Jahr 2014 begannen 77,7 Prozent der Studienanfänger in Schles-
wig-Holstein einen der neuen Bachelorstudiengänge. Im Bundesdurchschnitt belief sich dieser 
Anteil auf 74,5 Prozent. Auch die Wiederholerquoten waren im Jahr 2014 in Schleswig-Holstein 
geringer als in den meisten anderen Bundesländern. In den Grundschulen betrug die Wiederho-
lerquote 0,3 Prozent und war die niedrigste aller Bundesländer. Zudem wurden nur sehr wenige 
Kinder verspätet eingeschult. 
 
Bildungsarmut (BM 2016: 6. Platz): In verschiedenen Kompetenzerhebungen (IQB) ist sowohl 
bei den Kindern aus der 4. Klasse als auch bei denen aus der 9. Klasse nur ein unterdurch-
schnittlicher Anteil zur Risikogruppe zu zählen. Beispielsweise erreichten bei der IQB-Erhebung 
der Viertklässler aus dem Jahr 2011 in Deutsch Hören nur 5,8 Prozent der Schüler lediglich die 
Kompetenzstufe 1 – dies ist mit Bayern und Baden-Württemberg zusammen hinter Sachsen der 
zweitbeste Wert aller Bundesländer. Die Absolventenquote des Berufsvorbereitungsjahres fiel 
mit 61,5 Prozent im Jahr 2014 höher aus als im gesamtdeutschen Durchschnitt (56,7 Prozent). 
Der Anteil der Schulabgänger ohne Abschluss fiel jedoch mit 7,7 Prozent in Schleswig-Holstein 
schlechter aus als im bundesdeutschen Durchschnitt (5,5 Prozent).  
 
Hochschule und MINT (BM 2016: 16. Platz): Im Jahr 2014 verließen Schleswig-Holstein mehr 
Studienanfänger als aus den anderen Ländern zuwanderten. In Relation zur Zahl der Schulab-
solventen aus Schleswig-Holstein, die ein Studium in einem anderen Bundesland aufnehmen, 
zieht Schleswig-Holstein die wenigsten Studienanfänger aus anderen Bundesländern an. Daher 
war der Anteil der Studienabsolventen an der akademischen Bevölkerung im erwerbsfähigen 
Alter im Jahr 2014 der zweitgeringste in ganz Deutschland. Die Akademikerersatzquote betrug 
4,4 Prozent (Bundesdurchschnitt: 5,0 Prozent). Im Jahr 2014 betrug der Anteil der Absolventen 
eines ingenieurwissenschaftlichen Studiums an allen Absolventen 15,3 Prozent und liegt damit 
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unter dem Bundesdurchschnitt von 20,0 Prozent. Beim Anteil der Absolventen in Mathematik, 
Naturwissenschaften und Informatik wurden dagegen überdurchschnittliche Werte erreicht. Mit 
6,5 Prozent fiel der Anteil der Absolventen in Ingenieurwissenschaften zu den sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigten Ingenieuren ebenfalls unterdurchschnittlich aus (Bundesdurch-
schnitt: 7,5 Prozent). Der MINT-Anteil am wissenschaftlich-künstlerischen Personal an den 
Hochschulen fiel im Jahr 2014 mit 30,2 Prozent nur noch in Mecklenburg-Vorpommern schlech-
ter aus als in Schleswig-Holstein (Bundesdurchschnitt: 37,4 Prozent).  
 
Abbildung 4-16: Schleswig-Holstein im Bildungsmonitor 2016 

 
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln 

 
 
Förderinfrastruktur (BM 2016: 15. Platz): Eine ausgebaute Förderinfrastruktur ist wichtig, um 
eine bessere soziale Teilhabe zu erreichen. Bei den drei- bis sechsjährigen Kindern lag die 
Ganztagsquote in Schleswig-Holstein im Jahr 2015 mit 29,6 Prozent unterhalb des Bundes-
durchschnitts von 43,7 Prozent. Unterdurchschnittlich ist auch die Ganztagsquote bei den 
Grundschülern und den Schülern aus der Sekundarstufe I. Im Jahr 2014 betrug der Anteil 19,8 
Prozent bzw. 30,0 Prozent (Bundesdurchschnitt: 32,9 bzw. 39,6 Prozent). Darüber hinaus ist 
der Anteil der Ungelernten am gesamten Kita-Personal in Schleswig-Holstein im Jahr 2015 mit 
2,7 Prozent etwas höher als der Bundesdurchschnitt mit 2,0 Prozent. 
 
Berufliche Bildung (BM 2016: 15. Platz): Gemessen an der Bevölkerung im entsprechenden 
Alter entsprach das Angebot an betrieblichen Ausbildungsplätzen im Jahr 2015 in etwa dem 
Bundesdurchschnitt. Schleswig-Holstein verzeichnete eine Quote von 67,4 Prozent während im 
Bundesdurchschnitt 66,1 Prozent erreicht wurden. Bei der Quote an unversorgten Bewerbern 
erzielte Schleswig-Holstein mit 11,9 Prozent einen schlechteren Wert als der Bundesdurch-
schnitt (9,8 Prozent). Darüber hinaus war die Erfolgsquote bei den Prüfungen an Berufsfach-
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schulen, Fachoberschulen und Fachschulen die zweitniedrigste aller Bundesländer. Schleswig-
Holstein erreichte hier im Jahr 2014 einen Wert von 68,3 Prozent und lag damit deutlich unter 
dem Bundesdurchschnitt von 79,6 Prozent. Der Anteil der erfolgreichen Abschlussprüfungen an 
allen Abschlussprüfungen in der dualen Ausbildung fiel jedoch leicht überdurchschnittlich aus. 
Bei der Fortbildungsintensität stand Schleswig-Holstein ebenfalls nicht gut da. Von 1.000 Per-
sonen aus der Kohorte der 25- bis 40-Jährigen beendeten 3,5 im Jahr 2014 erfolgreich eine 
Fortbildungsprüfung (Durchschnitt: 6,2).  
 
Betreuungsbedingungen (BM 2016: 15. Platz): Die Betreuungsrelationen in Schule und Hoch-
schule in Schleswig-Holstein könnten ebenfalls verbessert werden. Die Schüler-Lehrer-Relation 
fiel insbesondere in der Sekundarstufe I (ohne Gymnasium), in der Sekundarstufe II und an den 
Ganztags-Berufsschulen ungünstig aus. In der Sekundarstufe II kamen im Jahr 2014 rechne-
risch auf eine Lehrkraft 14,9 Schüler. Dies ist die schlechteste Relation aller Bundesländer 
(Bundesdurchschnitt: 12,3). Eine unterdurchschnittliche Betreuungsrelation besteht weiterhin an 
den Hochschulen. Auf eine Lehrkraft (Professor, Dozent, Lehrbeauftragter) kamen im Jahr 2014 
19,4 Studierende (Bundesdurchschnitt: 17,1). Auch bei den erteilten Unterrichtsstunden pro 
Klasse schneidet Schleswig-Holstein nicht gut ab. In der Sekundarstufe I an Gymnasien wurden 
im Jahr 2014 im bundesweiten Durchschnitt 37,0 Unterrichtsstunden pro Klasse erteilt, Schles-
wig-Holstein kam jedoch nur auf einen Wert von 34,6 Stunden. In der Sekundarstufe II belegte 
Schleswig-Holstein bei den erteilten Unterrichtsstunden pro Schüler sogar den letzten Platz 
aller Bundesländer. 
 
Internationalisierung (BM 2016: 15. Platz): Nur wenige Bildungsausländer studierten im Jahr 
2014 in Schleswig-Holstein. Der Anteil an allen Studierenden war mit 6,1 Prozent der zweitnied-
rigste nach Mecklenburg-Vorpommern (Bundesdurchschnitt: 9,1 Prozent). Weiterhin fiel in 
Schleswig-Holstein im Jahr 2014 der Anteil der Grundschüler mit Fremdsprachenunterricht mit 
49,2 Prozent unterdurchschnittlich aus (Bundesdurchschnitt: 67,5 Prozent). Beim Anteil der Be-
rufsschüler mit Fremdsprachenunterricht konnte Schleswig-Holstein einen leicht überdurch-
schnittlichen Wert erzielen. Die Englischkompetenzen der Schüler im Hören und im Lesever-
ständnis fielen jedoch wiederum unterdurchschnittlich aus. 
 
 
Thüringen 
 
Thüringen schneidet in den meisten der 12 untersuchten Handlungsfelder sehr gut ab. So weist 
Thüringen Bildung im öffentlichen Ausgabeverhalten die höchste Priorität aller Bundesländer zu 
(Platz 1). Ferner zeichnet sich Thüringen durch die besten Betreuungsbedingungen (Platz 1) 
sowie ein hohes Gewicht im Bereich der beruflichen Bildung (Platz 2), im Bereich Hochschulen 
und MINT, im Handlungsfeld Bildungsarmut, bei der Förderinfrastruktur und bei der Integration 
(jeweils Platz 3) aus. Verbesserungsbedarf besteht bei der Internationalisierung und der Effizi-
enz der eingesetzten Mittel (s. Abbildung 4-17). 
 
Betreuungsbedingungen (BM 2016: 1. Platz): Über alle Bildungsstufen hinweg sind die Betreu-
ungsrelationen (Klassengrößen, Schüler-Lehrer-Relationen) sehr günstig. Auf einen Lehrer an 
den Grundschulen kamen im Jahr 2014 in Thüringen rechnerisch 14,2 Kinder (Bundesdurch-
schnitt: 16,3). Im Sekundarbereich I (ohne Gymnasien) lag Thüringen im Jahr 2014 bei der Be-
treuungsrelation klar an der Spitze aller Bundesländer (TH: 10,2 Schüler pro Lehrer; Bundes-
durchschnitt: 13,6). Dasselbe gilt für die Schüler-Lehrer-Relation im Sekundarbereich I an 
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Gymnasien, in der Sekundarstufe II und an den beruflichen Schulen. Die Klassengröße fällt vor 
allem in der Sekundarstufe I ohne Gymnasien im Vergleich zu den anderen Bundesländern 
sehr günstig aus. In Thüringen gehören in dieser Schulform 19,4 Kinder zu einer Klasse und im 
Bundesdurchschnitt sind es 23,4. 
 
Ausgabenpriorisierung (BM 2016: 1. Platz): Thüringen weist Bildung im öffentlichen Ausgabe-
verhalten im Vergleich der Bundesländer die höchste Priorität zu. Die Relation der Bildungs-
ausgaben pro Teilnehmer zu den Gesamtausgaben der öffentlichen Haushalte pro Einwohner 
fällt bei den beruflichen Schulen und in der Sekundarstufe I und II besonders gut aus. Thürin-
gen erzielt hier jeweils den besten Wert aller Bundesländer. Die Ausgaben pro Schüler an den 
allgemein bildenden Schulen sind beispielsweise mehr als 1,7 mal so hoch wie die staatlichen 
Gesamtausgaben pro Kopf (Bundesdurchschnitt: 1,4). Auch bei den Hochschulen schnitt Thü-
ringen bei diesem Indikator besser ab der Bundesdurchschnitt. 
 
Abbildung 4-17: Thüringen im Bildungsmonitor 2016 

 
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln 

 
Berufliche Bildung (BM 2016: 2. Platz): Der Übergang von der Schule in den Beruf gelingt in 
Thüringen sehr gut. Das Ausbildungsstellenangebot ist generell sehr hoch. Mit 71,7 Prozent lag 
die Ausbildungsquote im Jahr 2015 über dem Bundesdurchschnitt von 66,1 Prozent. Bei der 
Quote der unversorgten Bewerber lag Thüringen mit 6,3 Prozent auf dem zweiten Platz aller 
Bundesländer (Bundesdurchschnitt: 9,8 Prozent). Die Erfolgsquote der Berufsschüler in der 
dualen Ausbildung war in Thüringen im Jahr 2014 mit 88,7 Prozent leicht unterdurchschnittlich 
(Bundesdurchschnitt: 90,1 Prozent). Bei der Erfolgsquote bei den Prüfungen an Berufsfach-
schulen, Fachoberschulen und Fachschulen schnitt Thüringen jedoch wiederum deutlich besser 
ab als der bundesdeutsche Durchschnitt (TH: 91,7 Prozent; Bundesdurchschnitt: 79,6 Prozent). 
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Bei der Fortbildungsintensität erzielte Thüringen mit 5,8 einen leicht unterdurchschnittlichen 
Wert. 
 
Hochschule und MINT (BM 2016: 3. Platz): Die Akademikerersatzquote fiel in Thüringen im 
Jahr 2014 mit 7,1 Prozent überdurchschnittlich aus (Bundesdurchschnitt: 5,0 Prozent). Zudem 
kamen auf 100 sozialversicherungspflichtig beschäftigte Ingenieure in Thüringen im Jahr 2014 
rund 8,8 neue Ingenieurabsolventen – im Bundesdurchschnitt betrug die Ersatzquote nur 7,5 
Prozent. Der Anteil der MINT-Absolventen am F&E-Personal fiel ebenfalls überdurchschnittlich 
aus. Thüringen erreichte hier im Jahr 2014 einen Wert von 20,4 Prozent, während der entspre-
chende Wert im Bundesdurchschnitt 18,6 Prozent betrug. Der Anteil der Absolventen in den 
Ingenieurwissenschaften an allen Absolventen fiel mit 21,1 Prozent leicht überdurchschnittlich 
aus (Bundesdurchschnitt: 20,0 Prozent), der Anteil der Absolventen in Mathematik und Natur-
wissenschaften hingegen unterdurchschnittlich. Beim Anteil der MINT-Wissenschaftler am wis-
senschaftlichen Personal schnitt Thüringen mit 39,6 Prozent wiederum überdurchschnittlich ab 
(Bundesdurchschnitt: 37,4 Prozent). Und auch die Anzahl dualer Studenten an den 19- bis 24-
Jährigen fällt in Thüringen höher aus als im bundesweiten Durchschnitt. 
 
Inputeffizienz (BM 2016: 15. Platz): Die Altersstruktur der Lehrer an den allgemeinbildenden 
Schulen blieb relativ unausgewogen – nur in Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt 
war die Altersverteilung im Jahr 2014 noch ungleichmäßiger als in Thüringen. Auch an den be-
ruflichen Schulen ist die Altersstruktur der Lehrer relativ unausgewogen. Dies belastet eine 
langfristig effiziente Personalpolitik. Schwächen weist Thüringen auch bei dem Verhältnis von 
Sachausgaben zu Personalausgaben auf. Sowohl bei den allgemeinbildenden und den berufli-
chen Schulen als auch bei den Hochschulen schneidet Thüringen bei diesem Indikator unter-
durchschnittlich ab. Die Relation von Sachausgaben zu Personalausgaben in den Hochschulen 
betrug in Thüringen im Jahr 2014 31,6 Prozent. Dies ist der zweitschlechteste Wert aller Bun-
desländer (Bundesdurchschnitt: 43,6 Prozent). Auch der Anteil der Investitionsausgaben an den 
gesamten Ausgaben fällt sowohl bei den allgemein bildenden als auch bei den beruflichen 
Schulen geringer aus als im bundesdeutschen Durchschnitt.   
 
Internationalisierung (BM 2016: 9. Platz): Die Englischkompetenzen der Schüler im Hören und 
im Leseverständnis sind in Thüringen geringer als im Durchschnitt über alle Bundesländer. Wei-
terhin werden in Thüringen weniger Grundschüler in Fremdsprachen unterrichtet als im bun-
desdeutschen Durchschnitt (TH: 55,6 Prozent; Bundesdurchschnitt: 67,5 Prozent). Der Anteil 
der Berufsschüler mit Fremdsprachenunterricht fiel dagegen mit 55,3 Prozent deutlich über-
durchschnittlich aus (Bundesdurchschnitt: 32,8 Prozent). Der Anteil der Bildungsausländer an 
den Studierenden fiel ebenfalls leicht überdurchschnittlich aus. 
 
Zeiteffizienz (BM 2016: 9. Platz): Im Jahr 2014 begannen 69,4 Prozent der Studienanfänger in 
Thüringen einen der neuen Bachelorstudiengänge. Im Bundesdurchschnitt belief sich dieser 
Anteil auf 74,5 Prozent. Die Wiederholerquote in den Grundschulen war im Jahr 2014 in Thü-
ringen höher als in den meisten anderen Bundesländern, die Wiederholerquote in der Sekun-
darstufe I fiel dagegen geringer aus als im Bundesdurchschnitt. Der Anteil der vorzeitig aufge-
lösten Ausbildungsverträge betrug im Jahr 2014 in Thüringen 35,2 Prozent und war damit höher 
als im Bundesdurchschnitt (27,7 Prozent). Beim Durchschnittsalter der Erstabsolventen schnei-
det Thüringen überdurchschnittlich ab. 
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5 Zusammenfassung 

Der Bildungsmonitor beschreibt Handlungsnotwendigkeiten und Fortschritte in zwölf bildungs-
ökonomisch relevanten Handlungsfeldern. Er beschreibt dabei relative Stärken und Schwächen 
einzelner Bundesländer, sodass von guten Beispielen und Entwicklungen im Sinne eines Ide-
enwettbewerbs gelernt werden kann. 
 
Der Bildungsmonitor nimmt explizit eine ökonomische Perspektive von Bildung ein. Ziel eines 
Bildungssystems ist es gemäß dieser Perspektive, Teilhabechancen zu erhöhen, zur Fachkräf-
tesicherung beizutragen und damit die Voraussetzungen für wirtschaftliches Wachstum zu ver-
bessern. Im Bildungsmonitor 2016 wird dabei ein Sonderschwerpunkt auf die Bildungsintegrati-
on von Flüchtlingen gelegt. Die Integration ist primär eine humanitäre Aufgabe. Gleichzeitig 
kann die Bildungsintegration aber auch aus einem investiven Blickwinkel betrachtet werden. 
 
Im Rahmen des ökonomisch geprägten Leitbildes lassen sich zwölf Handlungsfelder für die 
Bildungspolitik identifizieren, die in der Gesamtbetrachtung und –bewertung der Bundesländer 
eingehen: 
 
1. welcher Stellenwert der Bildung im Ausgabeverhalten der öffentlichen Haushalte einge-

räumt wird – Handlungsfeld: Ausgabenpriorisierung, 
2. wofür die Ressourcen verwendet werden – Handlungsfeld: Inputeffizienz,  
3. wie gut die Betreuungsbedingungen in den Bildungseinrichtungen sind – Handlungsfeld: 

Betreuungsbedingungen, 
4. in welchem Umfang eine Infrastruktur, insbesondere im frühkindlichen Bereich, die indivi-

duelle Förderung ermöglicht – Handlungsfeld: Förderinfrastruktur,  
5. wie gut das Bildungssystem auf die Herausforderungen einer international integrierten 

Wirtschaft und Gesellschaft ausgerichtet ist – Handlungsfeld: Internationalisierung,  
6. in welchem Umfang Zeit als wichtige Ressource durch ineffiziente und ineffektive Prozes-

se im Bildungssystem verloren geht – Handlungsfeld: Zeiteffizienz, 
7. inwieweit das Bildungssystem ein hohes Niveau an Kompetenzen vermittelt – Handlungs-

feld: Schulqualität, 
8. ob das Bildungssystem das Entstehen von Bildungsarmut verhindert, indem Jugendliche 

am Ende ihrer Schullaufbahn die erforderliche Ausbildungs- und Studienreife aufweisen – 
Handlungsfeld: Bildungsarmut,  

9. in welchem Umfang es dem Bildungswesen gelingt, die Verknüpfung des Bildungsstands 
im Elternhaus mit den Bildungsergebnissen der Kinder zu lösen – Handlungsfeld: Integra-
tion, 

10. welche Wege sich im beruflichen Bildungssystem erschließen – Handlungsfeld: Berufliche 
Bildung,  

11. welchen Beitrag das Bildungssystem zur Sicherung der akademischen Basis in der Be-
völkerung leistet und welchen Beitrag das Bildungswesen durch die Förderung in Ma-
thematik, Informatik, den Naturwissenschaften und den technischen Wissenschaften zum 
Erhalt und zur Steigerung der technologischen Leistungsfähigkeit der Volkswirtschaft leis-
tet – Handlungsfeld: Hochschule und MINT, 

12. welche Bedeutung die Hochschulen im Rahmen des regionalen Forschungsverbunds 
sowie für die Ausbildung des Forschungsnachwuchses haben – Handlungsfeld: For-
schungsorientierung. 
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Im Bildungsmonitor 2016 stechen drei Befunde heraus:  
 
a) Die besten Ergebnisse erreichen im Bildungsmonitor 2016 Sachsen, Thüringen, Bayern, 

Baden-Württemberg und Hamburg. Mit einem kleinen Abstand dahinter landen die anderen 
elf Bundesländer, die eng beieinander liegen. In den vorderen fünf Ländern zeigen sich, 
ebenso wie im Rest des Feldes, trotz einer Reihe an Stärken auch weiterhin Handlungsbe-
darfe. So erreicht Sachsen Spitzenplätze bei der Forschungsorientierung, der Förderinfra-
struktur und der Schulqualität, hat aber in den letzten Jahren einen Zuwachs an ausländi-
schen Schulabbrechern. Thüringen weist Bestwerte bei der Ausgabenpriorisierung und den 
Betreuungsbedingungen auf, hat jedoch eine sehr unausgewogene Altersstruktur bei den 
Lehrern. Bayern ist Spitze bei der beruflichen Bildung, bei der Vermeidung von Bildungsar-
mut und der Inputeffizienz, hat aber ebenso wie Baden-Württemberg weiterhin Nachholbe-
darf beim Ausbau von Ganztagsplätzen. Hamburg ist Spitze bei der Internationalisierung, 
das Ausmaß an Bildungsarmut unter den Schülern ist jedoch hoch. In einzelnen Bereichen 
stechen wiederum auch andere Bundesländer aus dem Mittelfeld des Rankings hervor – so 
weist Bremen Bestwerte in den Handlungsfeldern Hochschule/MINT und Zeiteffizienz auf 
und das Saarland zeigt Qualitäten im Bereich der Integration. Insgesamt wird also ersicht-
lich, dass jedes Bundesland vereinzelte Stärken und Schwächen besitzt, die individuelle 
Handlungsbedarfe bedingen. 

 
b) Beim Bildungsmonitor 2016 zeigen sich Fortschritte gegenüber dem Bildungsmonitor 2013, 

bei dem erstmals die aktuelle Methodik und Indikatorenauswahl verwendet wurde. Stark ha-
ben sich die Ergebnisse in den Handlungsfeldern Förderinfrastruktur (+10,8 Prunkte), Be-
treuungsbedingungen (+7,9 Punkte) und Hochschule/MINT (+3,0 Punkte) verbessert. Den 
größten Rückschritt gab es bei der Integration (-4,9 Punkte). 

 
Gegenüber dem Bildungsmonitor 2013 haben sich das Saarland (+9,2 Punkte) und Ham-
burg (+7,0 Punkte) am stärksten verbessert. Stagniert haben hingegen Schleswig-Holstein 
(-0,3 Punkte), Sachsen (+0,3 Punkte) und Baden-Württemberg (+0,3 Punkte).  
 
Im Saarland gab es besonders große Verbesserungen bei der Forschungsorientierung, dem 
Handlungsfeld Hochschule/MINT sowie bei den Betreuungsbedingungen. So stiegen bei-
spielsweise die Drittmittel je Professor im betrachteten Zeitraum deutlich an, die Anzahl der 
Hochschulabsolventen nahm gemessen an der akademischen Wohnbevölkerung deutlich 
zu und die Betreuungsrelation bei der dualen Berufsausbildung verbesserte sich stark. In 
Hamburg gab es deutliche Fortschritte in den Handlungsfeldern Förderinfrastruktur, Ausga-
benpriorisierung und Internationalisierung. Ganztagsangebote wurden stark ausgebaut, die 
Bildungsausgaben je Schüler insbesondere an den Grundschulen erhöht und der Fremd-
sprachenunterricht an den beruflichen Schulen deutlich ausgebaut. 
 
Das Gesamtergebnis von Sachsen stagniert aufgrund deutlicher Rückschritte im Hand-
lungsfeld Integration – die Abbrecherquote unter ausländischen Schülern nahm deutlich zu. 
In Schleswig-Holstein gab es deutliche Rückschritte in den Feldern Integration und For-
schungsorientierung. Zum einen stieg auch hier die Schulabbrecherquote unter Ausländern, 
zum anderen nahm die Habilitationsquote an Hochschulen deutlich ab. In Baden-
Württemberg gab es Rückschritte bei der Ausgabenpriorisierung – die Ausgaben je Grund-
schüler stagnierten, während die öffentlichen Gesamtausgaben je Einwohner deutlich zu-
nahmen. 
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c) Gegenüber dem Vorjahr sind jedoch keine Verbesserungen beim Bildungsmonitor 2016 

mehr feststellbar. Ein Rückschritt ist vor allem bei der Integration ausländischer Schüler 
feststellbar. Eine besondere Herausforderung für die Bildungspolitik stellt für die kommen-
den Jahre die Flüchtlingsmigration dar, die die bildungspolitischen Schwerpunkte der nächs-
ten Jahre bestimmen dürfte. Notwendig dürften hierfür eine weitere Priorisierung der Bil-
dungsausgaben in den öffentlichen Haushalten, ein Ausbau der Förderinfrastruktur, eine 
deutliche Verbesserung der Integration, eine Bekämpfung der Bildungsarmut und eine Stär-
kung der beruflichen Bildung sein. 

 
Im Sonderkapitel wurden notwendige Maßnahmen zur Bildungsintegration von Flüchtlingen im 
Detail betrachtet. Es ergeben sich zusammenfassend folgende Handlungsempfehlungen: 
− Qualifikationsbasis der Geflüchteten verbessern. Viele Flüchtlinge kommen mit einem 

sehr niedrigen Qualifikationsniveau nach Deutschland. Um diesen Personen eine erfolg-
reiche Teilhabe am Arbeitsmarkt zu ermöglichen, sind gezielte Maßnahmen zur Alphabe-
tisierung und (arbeitsplatzbezogenen) Grundbildung notwendig.  

− Arbeitsmarktzugang für Geflüchtete erleichtern. Dass sich viele Flüchtlinge sehr schwer 
tun, eine passende Arbeitsstelle zu finden, liegt aus Unternehmenssicht zu großen Teilen 
an fehlenden Deutschkenntnissen und einer unzureichenden Qualifikation. Darüber hin-
aus wirken allerdings auch aufenthaltsrechtliche Restriktionen für Asylbewerber und Ge-
duldete hemmend. Vor diesem Hintergrund ist die mit Integrationsgesetz beschlossene 
Aussetzung der Vorrangprüfung in Bezirken mit günstiger Arbeitsmarktlage sehr zu be-
grüßen, sollte aber unbedingt auf das ganze Land ausgedehnt werden. Zudem sollten die 
Asylverfahren beschleunigt werden, um möglichst schnell Planungssicherheit für den 
Flüchtling und das einstellende Unternehmen zu schaffen. Hierbei stellt das Ankunftszent-
rum Lebach, in dem durch die Zusammenarbeit vom Landesverwaltungsamt Saarland 
und dem BAMF neben einer schnellen Bearbeitung der Asylanträge im Anschluss auch 
eine persönliche Arbeitsmarktberatung angeboten wird, ein gelungenes Beispiel dar.  

− Durchlässigkeit im Bildungssystem erhöhen. Für ein langfristiges Gelingen der Integration 
der Flüchtlinge ist es nicht nur wichtig, dass der Weg in den deutschen Arbeitsmarkt ge-
lingt, sondern auch, dass die Flüchtlingskinder ihre Potenziale im Bildungssystem voll 
ausschöpfen können.  

− Frühkindliche Bildung stärken. Der Besuch einer Kindertageseinrichtung wirkt sich sehr 
positiv auf die spätere Schullaufbahn von Kindern aus, insbesondere wenn diese aus bil-
dungsfernen und nicht deutschsprachigen Familien stammen. Daher sollten möglichst alle 
Flüchtlingskinder im entsprechenden Alter eine Kita und einen Kindergarten besuchen. 
Hierfür werden im Jahr 2017 rund 98.500 Plätze in Kindertageseinrichtungen zusätzlich 
benötigt. Auch sollten die Erzieher mittels gezielter Fortbildungsangebote (Deutsch als 
Fremd- / Zweitsprache) auf den Umgang mit Kindern aus anderen Kulturkreisen vorberei-
tet werden.  

− Förderbedingungen in der Schule verbessern. Da die meisten Flüchtlingskinder ohne oder 
mit nur sehr geringen Deutschkenntnissen nach Deutschland kommen, ist in der Regel 
zunächst eine intensive Vorbereitung auf den Schulalltag in Deutschland notwendig, be-
vor sie dem regulären Unterricht folgen können. Ziel sollte es allerdings sein, die Flücht-
lingskinder möglichst schnell in die Regelklassen zu integrieren. Einen guten Ansatz hier-
für stellt das Hamburger Modell zur Integration von Flüchtlingskindern in die Schulen dar. 
Dabei ist wichtig, dass die Lehrer durch gezielte Qualifizierungen in Deutsch als Fremd-
sprache und Deutsch als Zweitsprache auf den Umgang mit nicht deutschsprachigen 
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Schülern vorbereitet werden. Zudem sollte die Schulpflicht für geflüchtete Kinder und Ju-
gendliche in allen Bundesländern möglichst zeitnah nach ihrer Ankunft in Deutschland 
einsetzen und bis zum 21. Lebensjahr ausgebaut werden.  

− Flüchtlinge für die Ausbildung gewinnen. Viele Flüchtlinge benötigen zunächst eine geziel-
te Ausbildungsvorbereitung. Hierzu gibt es in den Bundesländern inzwischen zahlreiche 
Initiativen. Beispielhaft sind die Berufsintegrationsklassen an den bayrischen Berufsschu-
len und die Vereinbarung „Integration durch Ausbildung und Arbeit“ der Bayerischen 
Staatsregierung mit der bayerischen Wirtschaft und der Bundesagentur für Arbeit. In Ba-
den-Württemberg werden mit dem Programm JuFA und den Integrationslotsen speziell 
zugeschnittene Hilfen für Flüchtlinge in Ausbildung und Betriebe angeboten. Auch bun-
desweit gibt es eine Reihe an Angeboten, die die Bildungsintegration unterstützen, wie 
Einstiegsqualifizierung (Plus), Ausbildungsbegleitende Hilfen, Berufsausbildungsbeihilfe 
und Assistierte Ausbildung. Diese Angebote sollten weiterentwickelt und - sofern es sich 
um Modelprojekte handelt, die sich als erfolgreich erweisen - verstetigt werden. 

− Übergang zur Hochschule verbessern. Damit ihre Integration an den Hochschulen gelingt, 
ist, wie für den Zugang von Bildungsausländern im Allgemeinen, eine Internationalisie-
rungsstrategie nötig, die von Sprachkursen, Instrumenten zur Überprüfung der Studierfä-
higkeit und einem Ausbau von Online-Kursen bis hin zu einem gleitenden Übergang ins 
Studium als Gasthörer reicht. Dabei ergeben sich bei vielen Flüchtlingen aufgrund fehlen-
der Bildungsnachweise Probleme. Damit sich daraus nicht faktisch ein Ausschluss vom 
Hochschulstudium ergibt, ist es beispielsweise in Niedersachsen für Geflüchtete möglich, 
über ein Studienkolleg die Zugangsberechtigung für einen ausgewählten Studiengang zu 
erhalten.  

− Regionale Verteilung anpassen. Die Integrationschancen von Flüchtlingen am Arbeits-
markt und im Bildungssystem hängen zu bedeutenden Teilen von der Lage am Arbeits- 
und Ausbildungsstellenmarkt ab. Dabei gibt es starke regionale Unterschiede. Die vorlie-
genden Daten deuten darauf hin, dass anerkannte Flüchtlinge zwar mobil sind, ihre Wan-
derungsmuster sich jedoch bisher nicht primär an den Arbeitsmarkt- und Ausbildungsper-
spektiven orientieren. Vor diesem Hintergrund kann die im Integrationsgesetz beschlos-
sene Wohnsitzauflage helfen, die regionale Verteilung der Flüchtlinge besser an Integrati-
onsperspektiven am Arbeitsmarkt und bestehenden Kapazitäten an den Ausbildungsstel-
len und Kapazitäten an Schulen auszurichten. Eine Wohnsitzauflage kann darüber hinaus 
verhindern, dass in Deutschland begonnene Bildungsketten umzugsbedingt unterbrochen 
werden.  

 
Fasst man die beschriebenen Maßnahmen zusammen, so ergeben sich Kosten der öffentlichen 
Hand im Jahr 2017 von 3,45 Milliarden Euro für den Bestand an Flüchtlingen Ende 2016. 
Obschon die Ausbildung der Flüchtlinge für den deutschen Staat also sehr teuer wird, kann sie 
sich fiskalisch lohnen. Bereits in naher Zukunft können durch eine bessere Arbeitsmarktintegra-
tion Kosten in Höhe von 3,1 Milliarden Euro eingespart werden. Langfristig können die heutigen 
Zusatzausgaben in den Schulen dazu beitragen, dass die Flüchtlinge Qualifikationen erwerben 
und einen Beitrag dazu leisten, künftige Fachkräfteengpässe zu vermindern. Aus ethischer 
Sicht sind Bildungsausgaben für eine bessere Bildungsintegration ohnehin ein Handlungsimpe-
rativ, da sie den Flüchtlingen eine vollwertige Teilhabe am gesellschaftlichen und wirtschaftli-
chen Leben in Deutschland ermöglichen. 
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6 Anhang 

6.1 Methodik des Bildungsmonitors 

Ziel des Bildungsmonitors ist es, die Stärken und Schwächen der Bildungssysteme der einzel-
nen Bundesländer herauszuarbeiten und Veränderungen über die Zeit hinweg zu dokumentie-
ren. Dazu verwendet er eine Reihe von Indikatoren, die zwölf Handlungsfeldern zugeordnet 
sind. Diese messen die Qualität, die Effizienz und die Effektivität eines Bildungssystems. Diese 
Vorgehensweise stammt aus der Betriebswirtschaftslehre und wird als „Benchmarking“ be-
zeichnet. Um von den verschiedenen Indikatoren zu einem zusammenfassenden Urteil über die 
Bildungssysteme der Bundesländer zu gelangen, werden die Daten standardisiert und aggre-
giert. Im Folgenden findet sich eine detaillierte Darstellung der verwendeten Methodik. 
 

6.2 Die Methodik des Benchmarkings 

Der Bildungsmonitor hat das Ziel, auf Basis der zwölf Handlungsfelder die Bildungssysteme der 
16 deutschen Bundesländer einem systematischen Benchmarking zu unterziehen. Da Bildung 
als ein kumulativer Prozess aufgefasst werden muss, werden die vier grundlegenden Bildungs-
bereiche Elementar-, Primar-, Sekundar- und Tertiärbereich betrachtet. Der der Studie zugrun-
de liegende Ansatz erlaubt Rückschlüsse darauf, welche Stärken und Schwächen das jeweilige 
Bundesland – im Vergleich zu den anderen – in den einzelnen Handlungsfeldern aufweist. Mus-
ter sowie Stärken-/Schwächen-Profile werden somit sichtbar. 
 
Die Qualität, die Effizienz und die Effektivität eines Bildungssystems können mit Indikatoren 
erfasst und evaluiert werden (Kurz, 2005, 427 ff.; Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 
2008, 1 ff.). Diese Zielsetzung wird im Bildungsmonitor 2016 umgesetzt, indem die humankapi-
taltheoretisch begründeten Bildungsziele als Handlungsfelder formuliert werden. Die konkrete 
Methodik der aktuellen Studie ist ebenso wie bei früheren Bildungsmonitor-Studien das indika-
torengestützte Benchmarking. Das Benchmarking dient einerseits dazu, unterschiedliche Ziele, 
Institutionen und Untersuchungsobjekte miteinander vergleichbar zu machen. Zu diesem Zweck 
werden die einzelnen Aspekte der Bildungssysteme der 16 deutschen Bundesländer mithilfe 
von insgesamt 93 Input- und Outputindikatoren operationalisiert und standardisiert. Zwischen 
den Input-/ Prozessvariablen und dem Output wird kein monokausaler Zusammenhang voraus-
gesetzt. Vielmehr werden die Zusammenhänge als ein komplexes Zusammenspiel aller Fakto-
ren betrachtet, das in seiner systemischen Gesamtheit gesehen werden muss (Kurz, 2005, 427 
ff.; Klein/Hüchtermann, 2003, 93 ff.; Descy/Tessaring, 2006, 135 ff.). 
 
Das Benchmarking kann der Bildungspolitik Entscheidungshilfen geben und aufzeigen, in wel-
chen Bereichen bildungspolitisches Handeln besonders dringend geboten ist. Es gibt Auf-
schluss über mögliche Ansatzpunkte für bildungspolitische Reformbemühungen, damit die bil-
dungsökonomischen Ziele realisiert werden können (OECD, 2006a, 19; Autorengruppe Bil-
dungsberichterstattung, 2008, 3). Die Methodik des Benchmarkings als Bewertungssystem für 
Vergleiche von Bildungssystemen wird häufig hinterfragt, weil nicht messbare Tatbestände, die 
ebenfalls auf die Zielgröße einwirken, unberücksichtigt bleiben. Der Wert der Benchmarking-
methode wird dadurch aber nicht eingeschränkt. Basierend auf seinen Ergebnissen kann für 
jedes Land eine passgenaue Lösung zur Behebung der aufgezeigten Probleme entwickelt wer-
den (Descy/Tessaring, 2006, 157). Entsprechend der jeweiligen Ausgangssituation können 
spezifische Ziele und wünschenswerte Ergebnisse definiert werden. Ein Benchmarking kann 
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zudem die Fortschritte beim Grad der Zielerreichung dokumentieren, wenn das Bewertungsver-
fahren einen zeitlichen Vergleich ermöglicht. 
 
Da die Auswahl von Bildungsindikatoren grundsätzlich von der eigenen Zielsetzung bestimmt 
wird (Meyer, 2004, 11) und sich in der vorliegenden Studie von Zeit zu Zeit konzeptionell-
methodische Weiterentwicklungen ergeben, wird die Indikatorenliste regelmäßig überarbeitet. 
Bei der Auswahl und Modifizierung der Indikatoren orientierte man sich an folgenden Grundsät-
zen (vergleiche auch Anforderungen an Indikatorenauswahl bei Meyer, 2004, 24; Autorengrup-
pe Bildungsberichterstattung, 2008, 4 f.): 
 
− Die Indikatoren sollten einen Erklärungsbeitrag hinsichtlich der bildungsökonomischen 

Ziele und der Handlungsfelder leisten können.  
− Sie sind messbar,  
− zur Lösung der formulierten Probleme im gewünschten Arbeitskontext relevant und  
− für die Zielgruppen der Studie nachvollziehbar.  
 
Die Auswahl der Kennziffern wurde durch die Verfügbarkeit statistischer Daten und die Mess-
barkeit der Tatbestände eingeschränkt. Die Bildungsberichterstattung in Deutschland bietet 
zwar mittlerweile einen größeren Katalog vergleichbarer statistischer Daten, auf deren Basis 
Indikatoren entwickelt werden können, sie weist jedoch in bestimmten Bereichen immer noch 
Lücken auf. An die Grenzen der Messbarkeit stößt man vor allem bei den qualitativen Aspekten 
der Bildungsprozesse, beispielsweise der Qualität der Lehre. Um die Transparenz der Auswahl 
und die Nachvollziehbarkeit der Argumentation in Bezug auf die Handlungsfelder und die Indi-
katoren zu gewährleisten, werden alle verwendeten Indikatoren detailliert beschrieben. Die 
meisten Indikatoren beziehen sich auf Daten aus dem Jahr 2014 oder 2015. 
 
Es ist zu beachten, dass Indikatoren theoretisch abgeleitete Kenngrößen darstellen, die über 
einen festgelegten, nicht oder nur sehr schwer messbaren Tatbestand Auskunft geben sollen. 
Die Beurteilung der Qualität eines Indikators bleibt somit immer hypothetisch (Meyer, 2004, 7 
ff.). Deshalb ist auch eine unmittelbare empirische Überprüfung der Annahmen in der Regel 
nicht möglich (Ochel/Röhn, 2008). Im Bildungsmonitor wird ein Indikator jeweils nur einem 
Handlungsfeld zugeordnet. Die Zuordnung der Indikatoren zu den Handlungsfeldern beruht 
ebenso wie ihre Auswahl auf theoretischen Überlegungen bezüglich ihres Einflussverhaltens 
auf die Zielsetzungen des Bildungssystems.   
 
Im Rahmen des Bildungsmonitors wird die Unabhängigkeit der einzelnen Handlungsfelder von-
einander nicht angestrebt. Gleiches gilt für die Beziehung zwischen den einzelnen Kennzahlen. 
Die Interdependenz von Handlungsfeldern und ausgewählten Einflussgrößen ist für das Bil-
dungssystem, in dem Bildungsprozesse kumulativ erfolgen, ein geradezu charakteristisches 
Kennzeichen: „The human skill formation process is governed by a multistage technology. […] 
Inputs or investments at each stage produce outputs at the next stage. […] Dynamic comple-
mentarity and self-productivity produce multiplier effects which are the mechanisms through 
which skills beget skills and abilities beget abilities.” (Cunha/Heckman, 2007, 7 f.). Das Indikato-
rensystem des Bildungsmonitors ist ein Spiegel dieser Interdependenz. 
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6.3 Standardisierungs- und Aggregationsverfahren 

Der Bildungsmonitor soll nicht nur die Bildungssysteme der Bundesländer zu einem bestimmten 
Zeitpunkt vergleichen, sondern dabei auch ermöglichen, dass Verschlechterungen oder Ver-
besserungen bei den Voraussetzungen zur Förderung des wirtschaftlichen Wachstums und der 
Bildungsgerechtigkeit sichtbar werden. Der Bildungsmonitor 2016 stellt daher sowohl einen 
Quer- als auch einen Längsschnittvergleich an. Da sich die Bevölkerungszahlen aufgrund des 
Zensus 2011 verändert haben und diese Korrekturen nur für die Jahre 2011, 2012 und 2013 
vorliegen, ist gegenwärtig nur ein Vergleich der Ergebnisse des Bildungsmonitors mit diesen 
Jahren möglich. 
 
Das Jahr 2011 wird somit als Stützzeitraum für den Bildungsmonitor 2016 gewählt. Wenn für 
das Jahr 2011 (Bildungsmonitor 2013) bei einem Indikator (j) für ein Bundesland (i) ein absolu-
ter Wert vorhanden war, wird dieser mittels eines linearen Standardisierungsverfahrens in di-
mensionslose Punktwerte transformiert, um den Vergleich unterschiedlich skalierter Kenngrö-
ßen zu erlauben. Die Ausprägungen werden dabei für jedes verfügbare Datenjahr zwischen 0 
und 100 normiert.  
 
Falls höhere Absolutwerte als günstiger eingeschätzt werden, ergibt sich der standardisierte 
Punktwert (E) aus: 
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Werden hingegen höhere Absolutwerte als schlechtere Ausprägung angesehen, berechnet sich 
der Punktwert (E) aus: 
 
(1b)    
 
 
Höhere Punktwerte zeigen daher unabhängig von der Wirkungsrichtung der Absolutwerte stets 
eine bessere Bewertung an.  
 
Das lineare Standardisierungsverfahren weist den Vorteil auf, dass es bei jeder Kennziffer die 
Abstände der Bundesländer untereinander maßstabsgetreu zu den Abständen widerspiegelt, 
die aus einer Betrachtung der Absolutwerte resultieren.8 Hinzu kommt, dass das lineare Stan-
dardisierungsverfahren Ausreißerwerte nach oben und unten betont. Kleinere Unterschiede 
zwischen zwei Bundesländern gehen in den Fällen weniger stark in die Bewertung ein, wenn 
ein drittes Bundesland sich von den anderen beiden erheblich abhebt. Dieses Vorgehen ist ge-
rade für den Vergleich der regionalen Bildungssysteme innerhalb Deutschlands sinnvoll. Die an 
sie gestellten Anforderungen sind identisch, denn die Bundesländer bilden einen einheitlichen 
Wirtschaftsraum, in dem sich Personen und Unternehmen frei bewegen können.   
 

                                                
8 Zur Diskussion um die Vor- und Nachteile verschiedener Standardisierungsverfahren vergleiche 

Matthes/Schröder, 2004. 
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Das Bewertungsverfahren führt dazu, dass ein Bundesland im Bildungsmonitor 2013 bei einer 
Kennziffer den maximal möglichen Punktwert 100 erzielen kann, wenn sich das betreffende 
Bundesland bei dieser Kennziffer durch die bestmögliche Ausprägung auszeichnet. Analog 
hierzu ergibt sich die Minimalbewertung von null Punkten, wenn ein Land die schlechtestmögli-
che Ausprägung bei einem Indikator aufweist.  
 
In einem zweiten Schritt erfolgt dann die Bewertung für das aktuelle Berichtsjahr, die außer dem 
Vergleich zwischen den Bundesländern eine Betrachtung der Veränderung für jedes einzelne 
Bundesland zulässt. Dafür werden die Absolutwerte eines Indikators aus dem Bildungsmonitor 
2016 zu den Minima und Maxima aus dem Bildungsmonitor 2013 in Beziehung gesetzt. Im Un-
terschied zum Bildungsmonitor 2013 kann ein Bundesland im Berichtsjahr einen Punktwert für 
einen Indikator kleiner als null zugewiesen bekommen. Andererseits kann auch ein Punktwert 
größer als 100 erzielt wird.  
 
Die Bewertungen der einzelnen Indikatoren werden anschließend zu einer Bewertung für jedes 
Handlungsfeld (l) zusammengeführt (Gleichung 3). 
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Die Indikatoren erhalten dabei in der Regel das gleiche Gewicht (a). Davon ausgenommen sind 
26 der 93 Kennziffern, bei denen es aufgrund der Datengrundlage möglich war, den eigentlich 
interessierenden Zusammenhang zwischen der Kennziffer und dem Untersuchungsziel in zwei 
bzw. vier Teilaspekte aufzuspalten. Um eine Übergewichtung zu verhindern, erhalten diese 
Kennziffern lediglich das halbe Gewicht. Da zudem bei wenigen Indikatoren für einzelne Bun-
desländer aus erhebungstechnischen Gründen keine Daten vorliegen, sinkt in einigen Fällen 
die Anzahl der berücksichtigten Indikatoren unter die Gesamtzahl von 93 Kennziffern. Die feh-
lenden Indikatoren werden bei der Beurteilung der betroffenen Bundesländer mit dem Faktor aj 
= 0 gewichtet.  
 
Anschließend gehen die zwölf Handlungsfelder mit dem gleichen Gewicht in die Berechnung 
des Gesamtbenchmarkings ein (Gleichung 4).  
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Das Ergebnis des Bildungsmonitors hängt vom Aggregationsverfahren und damit von der Ge-
wichtung der einzelnen Kennziffern und der Handlungsfelder ab. Dieser Vorbehalt gilt für jedes 
Benchmarking. Im Folgenden wird auf die einfachste Gewichtungsvariante – dies ist die Gleich-
gewichtung der Handlungsfelder – zurückgegriffen, weil weder für die Hauptfragestellung des 
Bildungsmonitors – in welchem Umfang ein Bildungssystem gute Voraussetzungen zur Förde-
rung des wirtschaftlichen Wachstums und Bildungsgerechtigkeit schafft – noch für jedes einzel-
ne Handlungsfeld ein geschlossenes Modell formuliert werden kann, das eine Hilfestellung für 
die Gewichtungsentscheidung bietet (Plünnecke/Stettes, 2005, 21 ff.; Ochel/Röhn, 2008). Es 
existieren weder für die einzelnen Handlungsfelder noch für die Gesamtbeurteilung operationa-
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lisierbare Ergebnisvariablen, deren Abhängigkeit von den Einzelindikatoren durch ein ökono-
metrisches Verfahren zutreffend beschrieben werden kann.  
 
Um zu überprüfen, inwieweit das Ergebnis eines Bundeslandes von den einzelnen Handlungs-
feldern bestimmt wird, wurde berechnet, welche Ergebnisse sich für die Bundesländer ergeben 
würden, wenn jeweils ein Handlungsfeld nicht in die Bewertung eingeht (s. Tabelle 7-1). Die 
Ergebnisse zeigen, dass Sachsen und Thüringen durchgehend die ersten beiden Plätze bele-
gen. Bayern erreicht immer den dritten Platz, Baden-Württemberg fast durchgehend den vierten 
Platz. Die Spitzenpositionen dieser vier Länder hängen damit nicht so stark von einzelnen 
Handlungsfeldern ab und sind als sehr robust anzusehen. Ebenfalls belegen Berlin, Branden-
burg und Nordrhein-Westfalen fast durchweg einen der hinteren Plätze. Leichte Schwankungen 
der Rangplätze sind bei den Bundesländern zu verzeichnen, die sich im Mittelfeld der Platzie-
rungen befinden. Diese Länder liegen alle sehr nah beieinander, so dass es hier bei einer ver-
änderten Bewertung auch zu leichten Verschiebungen in der Platzierung innerhalb des Mittel-
feldes kommen kann.  
 
Tabelle 6-1: Ergebnisse des Bildungsmonitors 2016 mit jeweils elf Handlungsfeldern 

 

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NRW RP SL SN ST SH TH 

BM 

gesamt

57,2 

(4) 

60,4 

(3) 

41,6 

(16) 

43,5 

(15) 

46,0 

(13) 

56,0 

(5) 

49,7 

(10) 

48,5 

(12) 

50,0 

(9) 

44,2 

(15) 

50,2 

(8) 

51,1 

(6) 

69,6 

(1) 

50,7 

(7) 

44,4 

(14) 

64,5 

(2) 

ohne 

AP 

58,4 

(4) 

59,5 

(3) 

43,1 

(16) 

43,3 

(15) 

49,1 

(11) 

56,6 

(5) 

50,7 

(7) 

49,0 

(12) 

49,7 

(10) 

46,6 

(13) 

50,3 

(8) 

53,0 

(6) 

69,6 

(1) 

50,1 

(9) 

44,6 

(14) 

62,5 

(2) 

ohne 

IE 

56,9 

(4) 

60,0 

(3) 

41,4 

(16) 

44,0 

(14) 

45,5 

(12) 

55,7 

(5) 

48,8 

(11) 

49,6 

(9) 

49,4 

(10) 

43,5 

(15) 

50,8 

(8) 

52,2 

(7) 

71,7 

(1) 

53,6 

(6) 

44,5 

(13) 

67,7 

(2) 

ohne 

BB 

57,4 

(4) 

60,7 

(3) 

39,2 

(16) 

43,1 

(15) 

45,1 

(13) 

55,6 

(5) 

49,3 

(10) 

48,6 

(11) 

50,1 

(8) 

45,1 

(12) 

50,3 

(7) 

50,9 

(6) 

70,2 

(1) 

49,9 

(9) 

44,7 

(14) 

63,0 

(2) 

ohne 

FI 

59,8 

(4) 

62,9 

(3) 

38,4 

(16) 

42,2 

(15) 

45,6 

(12) 

53,7 

(5) 

48,7 

(10) 

48,0 

(11) 

51,0 

(8) 

43,6 

(14) 

51,4 

(7) 

52,3 

(6) 

67,1 

(1) 

50,5 

(9) 

45,5 

(13) 

63,3 

(2) 

ohne 

IN 

56,7 

(4) 

61,4 

(3) 

41,1 

(16) 

44,0 

(14) 

46,9 

(12) 

54,5 

(5) 

51,0 

(9) 

49,4 

(11) 

51,9 

(7) 

43,9 

(15) 

49,9 

(10) 

52,1 

(6) 

71,4 

(1) 

51,8 

(8) 

45,7 

(13) 

66,8 

(2) 

ohne 

ZE 

55,3 

(4) 

61,2 

(3) 

42,0 

(13) 

43,4 

(11) 

42,6 

(12) 

54,3 

(5) 

48,4 

(9) 

49,4 

(7) 

47,8 

(10) 

41,2 

(15) 

48,6 

(9) 

49,2 

(8) 

70,7 

(1) 

49,6 

(6) 

41,0 

(16) 

64,4 

(2) 

ohne 

SQ 

57,1 

(4) 

58,7 

(3) 

44,3 

(13) 

41,9 

(16) 

49,4 

(7) 

56,5 

(5) 

50,4 

(6) 

44,5 

(12) 

48,6 

(11) 

44,1 

(14) 

48,6 

(10) 

49,1 

(9) 

67,3 

(1) 

49,3 

(8) 

43,9 

(15) 

63,0 

(2) 

ohne 

BA 

56,1 

(5) 

58,1 

(3) 

44,0 

(13) 

41,3 

(16) 

47,8 

(11) 

57,4 

(4) 

48,6 

(9) 

47,4 

(12) 

49,5 

(7) 

43,9 

(14) 

48,5 

(10) 

49,8 

(6) 

68,2 

(1) 

49,0 

(8) 

42,2 

(15) 

63,7 

(2) 

ohne 

IG 

58,0 

(4) 

60,6 

(3) 

43,0 

(16) 

44,8 

(13) 

45,8 

(12) 

56,7 

(5) 

48,8 

(9) 

47,4 

(11) 

49,4 

(7) 

43,7 

(15) 

48,5 

(10) 

49,3 

(8) 

70,1 

(1) 

52,4 

(6) 

44,4 

(14) 

64,2 

(2) 

ohne 

BU 

57,0 

(4) 

59,9 

(3) 

42,7 

(16) 

44,2 

(15) 

44,8 

(14) 

55,7 

(5) 

50,4 

(10) 

48,1 

(11) 

50,7 

(9) 

46,5 

(12) 

50,9 

(8) 

51,8 

(6) 

70,9 

(1) 

51,3 

(7) 

46,2 

(13) 

64,6 

(2) 

ohne 57,7 62,6 40,8 44,9 42,6 57,2 50,7 49,0 51,7 43,9 50,4 51,4 69,6 50,9 46,1 65,4 
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HS (4) (3) (16) (13) (15) (5) (9) (11) (6) (14) (10) (7) (1) (8) (12) (2) 

ohne 

FO 

57,4 

(4) 

60,1 

(3) 

39,0 

(16) 

44,5 

(14) 

45,8 

(12) 

54,9 

(5) 

49,2 

(10) 

47,1 

(11) 

49,6 

(9) 

44,0 

(15) 

52,6 

(6) 

50,3 

(8) 

68,2 

(1) 

51,1 

(7) 

44,7 

(13) 

64,2 

(2) 

In Klammern wird der Rangplatz angegeben 
AP = Ausgabenpriorisierung; IE = Inputeffizienz; BB = Betreuungsbedingungen; FI = Förderinfrastruktur; 
IN = Internationalisierung; ZE = Zeiteffizienz; SQ = Schulqualität; BA = Bildungsarmut; IG = Integration; 
BU = Berufliche Bildung; HS = Hochschule und MINT; FO = Forschungsorientierung 

 
 

6.4 Indikatoren 

Indikatoren zur Ausgabenpriorisierung 

Relation der Bildungsausgaben pro Schüler (Grundschulen) zu den 
Gesamtausgaben öffentlicher Haushalte pro Einwohner 

+ 

Relation der Bildungsausgaben pro Schüler (allgemeinbildende Schu-
len) zu den Gesamtausgaben öffentlicher Haushalte pro Einwohner 

+ 

Relation der Bildungsausgaben pro Schüler (berufliche Schulen ohne 
duales System) zu den Gesamtausgaben öffentlicher Haushalte pro 
Einwohner 

+ 

Relation der Bildungsausgaben pro Schüler (berufliche Schulen im 
dualen System) zu den Gesamtausgaben öffentlicher Haushalte pro 
Einwohner 

+ 

Relation der Bildungsausgaben pro Student (Hochschulen) zu den 
Gesamtausgaben öffentlicher Haushalte pro Einwohner 

+ 

 

Indikatoren zur Inputeffizienz 

Investitionsquote (allgemeinbildende Schulen) + 
Gini-Koeffizient der Lehreraltersstruktur (allgemeinbildende Schulen) – 
Verhältnis von Sachausgaben zu Personalausgaben (allgemeinbil-
dende Schulen) 

+ 

Anteil der wegen Dienstunfähigkeit ausscheidenden Lehrer an allen 
Neuzugängen der Versorgungsempfängerstatistik 

– 

Investitionsquote (berufliche Schulen) + 
Gini-Koeffizient der Lehreraltersstruktur (berufliche Schulen) – 
Verhältnis von Sachausgaben zu Personalausgaben (berufliche 
Schulen) 

+ 

Investitionsquote (Hochschulen) + 
Anteil des wissenschaftlich-künstlerischen Personals am Gesamtper-
sonal 

+ 

Verhältnis von Sachausgaben zu Personalausgaben (Hochschulen) + 
Anteil der Hochschulausgaben, die durch Drittmittel finanziert wurden 
(Deckungsbeitrag der Drittmittel für Hochschulausgaben)  

+ 
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Indikatoren zu Betreuungsrelationen 

Betreuungsrelation in Kindertageseinrichtungen – 
Schüler-Lehrer-Relation (Grundschulen) – 
Schüler-Lehrer-Relation (Sekundarbereich I ohne Gymnasien) – 
Schüler-Lehrer-Relation (Sekundarbereich I an Gymnasien) – 
Schüler-Lehrer-Relation (Sekundarbereich II) – 
Schüler-Lehrer-Relation (Berufsschulen Teilzeit) – 
Schüler-Lehrer-Relation (berufliche Schulen ohne Berufsschulen 
Teilzeit) 

– 

Betreuungsrelation an Hochschulen (Studierende pro Dozent) – 
Erteilte Unterrichtsstunden pro Klasse (Grundschulen)  + 
Erteilte Unterrichtsstunden pro Klasse (Sekundarbereich I ohne 
Gymnasien) 

+ 

Erteilte Unterrichtsstunden pro Klasse (Sekundarbereich I an Gymna-
sien) 

+ 

Erteilte Unterrichtsstunden pro Schüler (Sekundarbereich II) + 
Erteilte Unterrichtsstunden pro Klasse (Berufsschulen Teilzeit) + 
Erteilte Unterrichtsstunden pro Schüler (berufliche Schulen ohne Be-
rufsschulen Teilzeit) 

+ 

Klassengröße (Grundschulen) – 
Klassengröße (Sekundarbereich I ohne Gymnasien) – 
Klassengröße (Sekundarbereich I an Gymnasien) – 
Klassengröße (Berufsschulen Teilzeit) – 
 

Indikatoren zur Förderinfrastruktur 

Anteil der Grundschüler an Ganztagsschulen an allen Grundschülern + 
Anteil der Schüler an Ganztagsschulen im Sekundarbereich I an allen 
Schülern 

+ 

Anteil der ganztags betreuten Kinder (3 bis 6 Jahre) + 
Akademisierungsgrad des Personals in Kitas + 
Anteil der Ungelernten am Personal in Kitas - 

 

Indikatoren zur Internationalisierung 

Anteil der Schüler mit Fremdsprachenunterricht an Grundschulen + 
Anteil der Schüler mit Fremdsprachenunterricht an Berufsschulen im 
dualen System 

+ 

Anteil der Bildungsausländer an der Gesamtzahl der Studierenden + 
Durchschnittliche Kompetenz Englisch Lesen (IQB) + 
Durchschnittliche Kompetenz Englisch Hören (IQB) + 
Durchschnittliche Kompetenz an Gymnasien Englisch Lesen (IQB) + 
Durchschnittliche Kompetenz an Gymnasien Englisch Hören (IQB) + 
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Indikatoren zur Zeiteffizienz 

Anteil der verspätet eingeschulten Kinder an allen eingeschulten Kin-
dern 

– 

Durchschnittliche Wiederholerquote (Grundschulen) – 
Durchschnittliche Wiederholerquote (Sekundarbereich I) – 
Anteil der vorzeitig gelösten Ausbildungsverträge an allen Ausbil-
dungsverhältnissen 

– 

Anteil der Studienanfänger in Bachelorstudiengängen an allen Studi-
enanfängern 

+ 

Durchschnittsalter der Erstabsolventen – 
 

Indikatoren zur Schulqualität 

Durchschnittliche Kompetenz Lesen (IQB 9. Klasse) + 
Durchschnittliche Kompetenz Lesen an Gymnasien (IQB 9. Klasse) + 
Durchschnittliche Kompetenz Mathematik (IQB 9. Klasse) + 
Durchschnittliche Kompetenz Mathematik an Gymnasien (IQB 9. 
Klasse) 

+ 

Durchschnittliche Kompetenz Naturwissenschaften (IQB 9. Klasse) + 
Durchschnittliche Kompetenz Naturwissenschaften an Gymnasien 
(IQB 9. Klasse) 

+ 

Durchschnittliche Kompetenz Deutsch Lesen (IQB 4. Klasse) + 
Durchschnittliche Kompetenz Deutsch Hören (IQB 4. Klasse) + 
Durchschnittliche Kompetenz Mathematik (IQB 4. Klasse) + 

 

Indikatoren zur Bildungsarmut 

Größe der Risikogruppe Deutsch Lesen (IQB 4. Klasse) – 
Größe der Risikogruppe Deutsch Hören (IQB 4. Klasse)  
Größe der Risikogruppe Mathematik (IQB 4. Klasse) – 
Größe der Risikogruppe Mathematik (IQB 9. Klasse) – 
Größe der Risikogruppe Lesen (IQB 9. Klasse) – 
Größe der Risikogruppe Naturwissenschaften (IQB 9. Klasse) – 
Anteil der Schulabgänger ohne Abschluss an allen Schulabgängern 
(Abbrecherquote) 

– 

Anteil der erfolgreichen Absolventen des Berufsvorbereitungsjahres 
(BVJ) an allen Abgängern des BVJ 

+ 

 

Indikatoren zur Integration 

Anteil der ausländischen Schulabgänger ohne Abschluss  – 
Studienberechtigtenquote von ausländischen Jugendlichen an allge-
meinbildenden Schulen 

+ 

Studienberechtigtenquote von ausländischen Jugendlichen an beruf-
lichen Schulen 

+ 
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Steigung des sozialen Gradienten – Mathematik (IQB 9. Klasse) – 
Varianzaufklärung – Mathematik (IQB 9. Klasse) – 

 

Indikatoren zur beruflichen Bildung 

Ausbildungsstellenquote (Relation der neuen Ausbildungsverträge 
und unbesetzten Stellen zur durchschnittlichen Kohorte – Ausbil-
dungsstellenangebot) 

+ 

Anteil der erfolgreichen Abschlussprüfungen einer Berufsausbildung 
an allen Abschlussprüfungen 

+ 

Anteil der erfolgreichen Absolventen von Berufsfachschulen (BFS), 
Fachoberschulen (FOS) und Fachschulen (FS) an allen Abgängern 
dieser Einrichtungen 

+ 

Anteil der erfolgreichen Teilnehmer an Fortbildungsprüfungen an der 
Bevölkerung zwischen 25 und 40 Jahren 

+ 

Quote unversorgter Bewerber - 
 

Indikatoren zu Hochschule und MINT 

Anteil der Hochschulabsolventen an akademischer Bevölkerung im 
Alter zwischen 15 und 65 Jahren (Akademikerersatzquote) 

+ 

Anteil der Hochschulabsolventen an der Bevölkerung zwischen 25 
und 40 Jahren 

+ 

Attrahierungsindex (relativer Zuzug von Studienanfängern) + 
Anteil der Teilnehmer an dualen Studiengängen an der Bevölkerung 
zwischen 19 und 24 Jahren 

+ 

Anteil der Absolventen in Ingenieurwissenschaften an allen Hoch-
schulabsolventen 

+ 

Anteil der Absolventen in Mathematik und Naturwissenschaften an 
allen Hochschulabsolventen 

+ 

Anteil der Absolventen in MINT-Wissenschaften am Personal in For-
schung und Entwicklung (F&E-Ersatzquote) 

+ 

Relation der Absolventen in Ingenieurwissenschaften zu allen sozial-
versicherungspflichtig beschäftigten Ingenieuren 

+ 

Anteil der MINT-Wissenschaftler am wissenschaftlichen Personal an 
den Hochschulen 

+ 

 

Indikatoren zur Forschungsorientierung 

F&E-Ausgaben pro Forscher an Hochschulen + 
Relation der Forscher an Hochschulen zum BIP eines Landes + 
Eingeworbene Drittmittel je Professor (in Tausend Euro) + 
Habilitationen pro Professor + 
Anteil der Promotionen an allen Hochschulabschlüssen (Promotions-
quote) 

+ 
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6.5 Tabellenanhang 

Tabelle 6-2: Ergebnisse der Bundesländer in den inputorientierten Handlungsfeldern 
 

  D BW BY BE BB HB HH HE MV 

Ausga-
benpriori-
sierung 

2016 42,1 43,6 70,3 24,6 46,1 11,9 49,1 38,0 42,8 

2013 41,6 57,8 63,5 6,6 34,2 11,6 27,9 43,9 38,1 

Inputeffi-
zienz 

2016 56,0 61,4 64,8 44,0 37,9 50,9 59,1 59,3 36,5 

2013 53,2 61,5 65,6 41,6 40,3 57,4 53,5 60,1 33,8 

Betreu-
ungsbe-
dingun-
gen 

2016 51,0 55,2 57,1 67,4 47,5 55,7 59,9 53,4 47,2 

2013 43,1 49,3 48,7 59,5 48,6 50,5 57,0 41,6 48,6 

Förderinf-
rastruktur 

2016 48,4 29,1 33,4 76,3 57,7 50,4 81,0 60,1 54,2 

2013 37,6 17,6 25,7 64,2 55,5 35,1 53,8 48,0 50,6 

Internati-
onalisie-
rung 

2016 47,0 62,7 49,9 46,4 37,7 35,3 71,5 34,6 37,3 

2013 45,5 60,9 48,3 44,2 33,0 34,8 53,8 36,0 34,3 

           

   NI NW RP SL SN ST SH TH 

Ausga-
benpriori-
sierung 

2016  53,8 18,2 49,0 31,1 68,9 57,6 43,0 85,9 

2013  61,4 16,5 39,1 25,2 80,4 56,2 36,2 89,1 

Inputeffi-
zienz 

2016  56,9 51,8 43,8 39,7 46,2 19,5 44,2 28,9 

2013  53,8 46,1 43,1 33,4 45,4 21,3 38,7 29,9 

Betreu-
ungsbe-
dingun-
gen 

2016  49,3 34,0 48,7 54,0 63,0 59,2 41,4 80,7 

2013  37,0 23,2 41,8 40,1 63,2 63,8 35,7 81,5 

Förderinf-
rastruktur 

2016  39,4 50,4 36,4 37,9 97,1 52,7 33,2 77,1 

2013  30,1 39,8 28,3 31,2 87,7 39,7 25,6 69,7 

Internati-
onalisie-
rung 

2016  29,2 48,0 53,1 40,0 49,5 38,6 30,9 38,6 

2013  29,1 47,3 51,4 40,8 40,6 34,2 31,3 30,8 

Eigene Zusammenstellung 
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Tabelle 6-3: Ergebnisse der Bundesländer in den outputorientierten Handlungsfeldern 
 

  D BW BY BE BB HB HH HE MV 

Zeiteffizi-
enz 

2016 66,3 78,6 52,3 36,7 43,8 82,6 74,2 63,7 38,8 

2013 66,5 73,2 53,8 33,4 55,9 65,1 68,3 56,7 48,0 

Schulqua-
lität 

2016 55,8 69,5 85,4 12,3 57,1 2,5 21,2 33,2 46,3 

2013 55,8 69,5 85,4 12,3 57,1 2,5 21,2 33,2 46,3 

Bildungs-
armut 

2016 60,7 69,8 86,4 15,5 68,1 25,2 40,1 61,0 60,0 

2013 58,4 71,3 81,6 13,2 67,3 25,3 32,7 59,4 53,6 

Integrati-
on   

2016 53,3 48,6 58,7 25,7 29,4 47,5 47,5 58,8 60,0 

2013 58,2 48,8 63,2 31,9 33,1 40,9 53,4 56,4 51,7 

           

   NI NW RP SL SN ST SH TH 

Zeiteffizi-
enz 

2016  75,0 77,4 67,2 72,1 56,7 62,5 82,1 65,3 

2013  73,2 78,8 63,1 69,0 58,7 61,4 80,0 68,8 

Schulqua-
lität 

2016  52,5 40,4 53,8 48,4 95,0 77,2 51,8 72,9 

2013  52,5 40,4 53,8 48,4 95,0 77,2 51,8 72,9 

Bildungs-
armut 

2016  56,0 47,5 68,4 65,7 85,2 69,7 69,0 72,6 

2013  54,3 46,4 67,3 65,2 84,0 65,3 70,8 68,7 

Integrati-
on   

2016  57,4 49,5 68,6 71,6 64,2 31,4 44,0 67,4 

2013  52,1 59,4 74,9 70,2 88,1 35,0 56,3 72,8 

Quelle: Eigene Zusammenstellung 
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Tabelle 7-3: Ergebnisse der Bundesländer in den outputorientierten Handlungsfeldern - 
Fortsetzung 

  D BW BY BE BB HB HH HE MV 

Berufliche 
Bildung 

2016 43,9 60,4 66,6 29,1 36,3 59,1 58,5 41,2 52,8 

2013 48,0 68,1 71,1 26,0 31,9 69,0 62,6 49,6 61,4 

Hochschule 
und MINT 

2016 42,9 52,4 36,5 50,6 28,2 82,4 42,0 38,3 42,4 

2013 39,9 47,3 29,3 54,1 30,8 71,6 45,3 32,3 48,0 

Forschungs-
orientierung 

2016 54,9 55,5 63,6 70,2 32,1 48,0 67,5 54,1 63,4 

2013 53,9 58,3 66,1 81,2 17,0 56,7 58,0 45,0 54,2 

           

   NI NW RP SL SN ST SH TH 

Berufliche 
Bildung 

2016  43,4 19,2 42,2 44,4 55,2 44,8 25,2 62,6 

2013  42,9 25,3 37,9 44,0 56,5 46,6 33,3 65,4 

Hochschule 
und MINT 

2016  32,4 47,4 47,8 47,9 69,5 48,8 26,3 54,6 

2013  29,5 44,2 41,0 20,0 65,1 50,9 24,2 58,5 

Forschungs-
orientierung 

2016  55,3 46,6 23,1 60,8 84,3 46,6 42,2 66,9 

2013  48,8 49,6 31,3 15,3 66,1 43,6 51,7 51,5 

Eigene Zusammenstellung 
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Tabelle 6-4: Näherungsmatrix für die Clusteranalyse (Linkage zwischen den Gruppen) – 
quadrierte Euklidische Distanz 

 

 BW BY BE BB HB HH HE MV 

BW 0,0        

BY 2589,3 0,0       

BE 13005,5 17831,3 0,0      

BB 5511,1 6186,4 8160,2 0,0     

HB 9773,2 18175,7 6316,1 11829,8 0,0    

HH 6320,0 10203,5 5048,1 7558,6 6370,6 0,0   

HE 4080,2 6272,8 5899,9 3065,8 5863,1 3275,2 0,0  

MV 4528,3 4881,6 6359,1 2622,5 8333,9 5084,5 1655,3 0,0 

NI 2646,3 4007,4 9489,9 3362,0 8395,0 5459,3 1298,1 2451,8 

NW 5004,5 10617,1 6592,5 4420,8 5456,4 5615,6 2229,6 4369,9 

RP 2707,2 4990,4 12271,2 3330,7 9271,7 7315,8 2926,9 3433,4 

SL 2558,9 5281,1 9268,8 4608,4 6683,6 5844,0 1589,0 1854,3 

SN 8489,5 6231,2 17245,8 10414,6 20312,2 10426,2 9374,1 7536,0 

SA 4055,3 4829,0 11028,8 2100,6 12661,9 8603,2 5016,0 3471,7 

SH 3959,4 6589,0 11318,1 2669,3 10222,2 8373,5 2641,9 4286,2 

TH 7070,0 5072,4 14862,8 7920,3 16349,3 8176,8 6943,5 5444,2 

         

 NI NW RP SL SN SA SH TH 

BW         

BY         

BE         

BB         

HB         

HH         

HE         

MV         

NI 0,0        

NW 3175,1 0,0       

RP 2392,4 3617,4 0,0      

SL 1544,6 2681,7 2034,8 0,0     

SN 9668,2 13878,7 10798,3 9126,2 0,0    

SA 3753,1 6378,4 3765,8 4114,6 6569,7 0,0   

SH 1320,8 2459,9 2539,9 2490,6 13287,2 3676,8 0,0  

TH 6191,9 12590,4 7242,7 6496,3 2731,3 4040,2 9700,6 0,0 

Quelle: Eigene Berechnungen 
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